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Als  ich  die  Arbeit  üJ)(  r  die  „Französischen  Einflüsse" 
begann,  hätte  ich  nicht  gedacht,  daß  die  Klarstellung  des 
Verhältnisses  der  französischen  Revolution  zur  Stein- 
•UardeDbergschen  Gesetzgebung  einen  so  breiten  Raum  ein- 
nehmen wttrde;  es  schwebte  mir  damals  nur  die  Notwendig- 
keit vor,  die  Beeinflnssung  der  Hardenbergscheo  Gesetz- 
gebung durch  die  Napoleonisch-WestfilliBehe,  die  im  allge- 
meinen niemals  bezweifelt  ist,  im  einzelnen  darzulegen. 

Inzwischen  hat  aber  Max  Lehmann  im  „Stein*  die 
Auffassung  vertreten,  daß  auch  dessen  Gesetzgebung  in  der 
Hauptsache  eine  Nachalmuing  Frankreichs,  eine  Nach- 
ahmung der  französischen  Ilevolution ,  insbesondere  der 
Gesetzgebung  der  Constituante  gewesen  sei.  Es  ist  das 
der  Grundgedanke,  der  durch  alle  drei  Bände  hindurch- 
zieht. Er  hat  damit  allgemeinen  Beifall  gefunden;  hei  der 
Kritik,  bei  der  Literatur,  bei  aller  Welt,  bis  in  die  höchsten 
Beamtenkreise  hinein;  und  wenn  auch  hier  und  da  einige 
Zweifel  aulgetaucht  sein  nU^gen,  so  ist  ein  oflbner  Wider- 
spruch von  keiner  Seite  erhoben. 

Da  mir  nun  diese  Auffassung,  je  mehr  ich  mich  in 
das  Lehmannsche  Werk  vertieft  habe,  als  der  volle  Gegen- 
satz zur  geschichtlichen  Wahrheit  erschienen  ist,  habe  ich 


Digitized  by  Google 


VI 


Vonvort. 


schon  im  ersten  Bande  den  Inhalt  der  französischen 
Revolutionsgesetze,  namentlich  auch  der  Gesetze  der 
Constituante,  so  ausführlich  dargelegt,  wie  es  bisher  noch 
nicht  geschehen  ist,  weder  in  Deutschland  noch  in  Frank- 
reich. Durch  den  größten  Teil  dieses  zweiten  Bandes  zieht 
sich  nun  der  Kampf  gegen  Lehmann,  unter  Heranziehung 
gerade  derjenigen  Revolutionsgesetze,  auf  deren  Nach- 
ahmung es  vorzugsweise  ankommt,  hindurch. 

Indem  ich  auf  diese  Weise  in  die  Lage  gebracht  war, 
mich  zum  zweiten  Male  mit  der  Steinschen  Gesetzgebung 
zu  beschäftigen,  habe  ich  an  der  vor  bald  30  Jahren  er- 
schienenen „Reform  der  Verwaltungs-Organisation"  nichts 
zu  ändern  gefunden.  Was  jetzt  tlber  die  Organisations- 
gesetzgebung gesagt  werden  mußte,  ist  im  wesentlichen 
nur  ein  Auszug  des  früheren  Buches.  Hinzugekommen  ist 
aber,  abgesehen  von  den  Plänen  zur  Reorganisation  des 
St&ndewesens ,  die  ganze  materielle  Verwaltungsgesetz- 
gebung jener  Zeit  auf  den  Gebieten  des  Agrarwesens,  der 
Gewerbeordnung,  der  Finanzen,  des  Militärs.  Jenes  frühere 
Rurh  und  dieser  zweite  Rand  enthalten  also  eine  (Gesamt- 
darstellung der  Reformgesetzgebung. 

Aber  nicht  bloß  gegen  die  Ableitung  der  Steinschen 
Gesetzgebung  aus  der  französischen  Revolution  habe  ich  Ein- 
spruch erheben  müssen,  sondern  auch  gegen  die  Darstellung 
desjenigen  staatlichen  Zustandes,  den  Stein  vorgefunden 
hat  Mit  Bezug  auf  den  kurzen  Überblick,  der  in  dem 
früheren  Buche  über  den  Zustand  Preußens  vor  der  Kata- 
strophe von  ISOr»  gegeben  war,  hatte  ein  hervorragender 
Historiker  geäußert:  „Man  weiß,  was  man  bei  dieser  Ge- 
legenheit gewöhnlich  für  einen  wüsten  Haufen  von  Schauer- 
geschichten vorgesetzt  bekommt;  mit  lauter  moralischer 
Entrüstung  wird  der  Weg  zu  einer  klaren  Vorstellung  von 
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den  Dingen  total  verrammelt;  eine  wahre  Wohltat  ist  es 
daher"  . . .  Wenn  nun  jetzt  Lehmann  von  dem  preußischen 
Staate  des  18.  Jahrhunderts  ein  grau  in  grau  gemaltes 
Bild  eutwirft  und  so  den  Hintergrund  scliafft  ,  auf  dem 
die  französische  Revolution  und  die  preußische  Reform 
sich  um  so  heller  abhoben,  so  hat  auch  das  allgemeinen 
Beifall  und  keinerlei  Widerspruch  gefunden.  Mich  aber 
hat  er  damit  wieder  in  die  Notwendigkeit  versetzt,  auch 
meinerseits  weiter  auszuholen  und  den  Nachweis  zu  führen, 
daß  der  damalige  preußische  Staat  nicht  im  Zustande  der 
Stagnation  oder  der  Degeneration,  sondern  in  dem  der 
fortschreitenden  Entwicklung  sich  befunden  habe.  Die 
beiden  ersten  Abschnitte  des  zweiten  Bandes  handeln  davon ; 
der  erste  Abschnitt:  Der  preußische  Staat  des  \H,  Jahr- 
hunderts, der  in  der  Hauptsache  auf  die  Acta  Borussica 
fundiert  ist;  und  der  zweite  Abschnitt:  Die  Haltung  der 
preußischen  Regierung  vom  Tode  Friedrichs  des  Großen 
bis  711  r  Srhlflfht  bei  Jenn. 

Auf  den  weiteren  Inhalt  des  Lehmannschen  Werkes 
einzugehen,  habe  ich  keine  Veranlassung  gehabt ;  so  zahl- , 
reich  und  tiefgreifend  auch  die  Diflferenzen  sind.  Jede 
Biographie  birgt  eine  gewisse  Gefahr  in  sich,  da  jeder 
Biograph  für  seinen  Helden  Partei  nehmen  wird;  was  auch 
immer  noch  besser  ist,  als  wenn  er  ihn  schulmeistert,  ihm 
vorhält,  wie  er  sich  eigentlich  hätte  benehmen  sollen.  Mit 
Biographien  steht  es  nicht  viel  anders  als  mit  Selbst- 
biographien und  Memoiren ;  auch  sie  wollen  mit  Vorsicht 
genossen  werden.  Winckelmann  und  Velasquez,  da  liegt 
die  Sache  anders.  Aber  Staatsmänner  stehen  bei  ihren 
Werken  niemals  ganz  auf  sich  selbst;  bei  ihrer  biographi- 
schen Behandlung  pflegen  alle  übrigen  zu  kurz  zu  kommen, 
nicht  bloß  die  Gegner,  sondern  auch  die  Mitarbeiter. 


Vin  Vorwort. 

Biographien  gegen  Biographien;  über  Marwitz  und  ttber 
Beyme  scheinen  solche  in  Aussicht  zu  stehen.  Es  ist  eine 
feine  Bemerkung  von  Georg  Knapp,  der  der  agrarhistorischen 
Forschung  vorwirft,  sie  sei  zu  biogra])liisch.  Ich  hatte 
übrigens  früher  auch  schon  darauf  hingewiesen,  man  möge 

mit  Stein   keinen  sinnlosen  Personenkultus  troihen.  Er 

hat  es  nicht  nötig. 

Berlin  W.  15,  Kurfürstendamm  24,  im  Dezember  1907. 
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Erstes  KapiteL 
Das  Königtum. 


Im  Mittelaltar  hatte  der  Schwerpunkt  des  deutschen 
politischen  Lebens,  des  deutschen  Lebens  überhaupt  im 
Südwesten  gelegen ;  in  Franken,  Schwaben  und  am  Rhein ; 
im  Reich,  wie  man  sagte. 

Das  Reich  war  aber  seit  Jahrhunderten  lebensunfähig 
geworden.  Omne  regnum  in  se  divisum  dissolabitur.  Es 
ist  nach  Innger  Agonie  an  dor  französischen  Revolution 
zugrunde  gegangen.  Nicht  nur  das  Reich  als  solches, 
sondern  auch  die  geistlichen  Staaten  und  die  weltlichen 
Zwergbildungen:  die  Territorien  der  Grafen  und  Herren, 
die  Reichsritterschaft,  die  Reichsstädte,  die  Reichsdörfer. 

Auf  den  Kolonialboden  jenseits  der  Elbe  hatte  sich 
alle  staatsbildende  Kraft  zurflckgezogen;  Ton  Osten  her  ist 
politisch  die  Sonne  Aber  dem  neuen  Deutschland  auf- 
gegangen. Die  Mark  Brandenburg  war  schon  im  Mittel- 
alter ein  ausgedehntes  und  geschlossenes  Gebiet  gewesen. 
.Groß  wie  ein  Königreich mit  einer  durch  die  exponierte 
Lage  bedingten  starken  Staatsgewalt.  Das  Vorhandene 
ungeteilt  zu  erhalten  war  man  hier  früher  als  anderswo 
bestrebt.  Die  Erwerbungen  zu  Anfang  des  17.  Jahr- 
hunderts sind  kraft  Erbrechts  erfolgt,  also  wenn  man 
will  durch  ZufsU.  Auch  die  des  westfälischen  Friedens 
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beruhten  darauf,  da  sie  in  der  Hanptsacbe  reichlich 

bemessene  Entschädigungen  für  die  Erbansprtiche  auf 
Pommern  waren.  Schon  jetzt  war  das  Gebiet  dieinial 
größer  als  Kursachsen,  fünfmal  größer  als  die  Weltischen 
Lande,  so  groß  wie  jetzt  Bayern,  WQrttemberg  und  Baden 
zusammen.  Hit  Ausnahme  des  Restes  von  Pommern  lagen 
alle  diese  Erwerbungen  getrennt  von  der  Mark,  am 
nftchsten  nocb  die  durch  den  westf&lisehen  FHeden  an- 
gefallenen in  Mitteldeutsehland,  sonst  im  aufiersten  Osten, 
der  niemals  zum  Reiche  gehört  hatte,  und  im  &u6ersten 
Westen.  Inselartig  breitete  sich  Brandenburg-Preußen 
über  ganz  Deutschland  aus. 

Aus  (liest  11  T.ftndern  ein  einheitliches  Staatswesen  zu 
schaffen ,  wie  es  in  solcher  Eigenartigkeit  weder  vorher 
noch  nachher  irgendwo  bestanden  hat,  ist  das  Werk  dreier 
grofler  Herrscher  gewesen. 

»Kurfürst  Friedrich  Wilhelm",  heifit  es  im  Testamente 
Friedrich  Wilhelm  1.  von  1722,  »hat  das  rechte  Flor  und 
Aufnahme  in  unser  Haus  gebracht"  Indessen  war  die 
Regierung  des  Großen  Kurfürsten  doch  nur  ein  Vorspiel. 
In  so  stolzer  Haltung,  wie  ihn  Schlüter  dargestellt  hat, 
ist  er  nicht  durch  seine  Regierungszeit  hindurchgaloppiert. 
In  der  Lage  eines  Mannes,  der  bis  an  die  Arme  im  Sumpfe 
steckt,  hat  er  beim  Herausarbeiten  niemandes  Hilfe  ver- 
schmäht, hat  er  es  je  nach  der  Konstellation  abwechselnd  mit 
Polen,  mit  Schweden,  mit  dem  Kaiser,  sogar  mit  Ludwig  XIV. 
gehalten.  Auch  durch  seine  innere  Politik  sind  nur  die 
Hindemisse  weiterer  Entwicklung  ans  dem  Wege  ger&nmt, 
sind  nur  die  Fundamente  gelegt  worden.  Nicht  Militär 
und  Finanzen,  sondern  die  alten  territorialen  Staatszwecke, 
Kirchenregiment  und  Justiz,  haben,  wie  sich  aus  dem  Testa- 
mente von  1ÜÜ7  ergibt,  bei  ihm  im  Vordergründe  gestanden. 
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Was  das  Wesen  des  preußischen  Staates  im  18.  Jahr- 
hundert ausmacht,  ist  die  Konzentration  der  gesamten 
Staatsgewalt  in  der  Person  des  Monarchen.  Mit  der  ab- 
soluten Mooarchie  ist  niemals  in  Westeuropa  in  solcher 
Weise  ernst  gemacht.  Friedrich  Wilhelm  I.  und  Friedrich 
der  Grofie  haben  eine  Selbetregiernng,  ein  personliches 
Regiment  gefahrt  in  viel  höherem  Grade  als  Ludwig  XIV. 
oder  Ludwig  XV. 

In  den  Discorsi  I,  9  führt  MacchiaveUi  ans,  es  komme 
selten  oder  nie  vor,  dafi  ein  Freistaat  oder  ein  Königreich 
von  Anf.in^;  an  wohlgeordnet  sei  oder  daß  es  umgestaltet 
werde,  wenn  es  nicht  durch  einen  Einzigen  geschehe,  der 
den  Plan  angehe  und  aus  dessen  Geiste  jede  spezielle  An- 
ordnung hervorgehe;  derjenige,  der  solches  unternehme, 
mtlsse  darnach  streben,  die  Gewalt  allein  zu  hesitzen: 
.Alle  diese  Dinge  wohl  erwogen  ziehe  ich  den  Schlud,  daß 
es  um  ein  Staatswesen  zu  ordnen  notwendig  i&t  allein  zu 
stehen.*  Eine  wirkliche  Regierung  nach  grofien  Zielen 
kann  in  der  Tat  nur  von  einem  Einzigen  geffthrt  werden; 
so  haben  die  ersten  Capets  regiert  und  viele  ihrer  Nach- 
folger, so  auch  Richelieu  und  Mazarin,  so  Wilhelm  der 
Eroberer  und  einige  seiner  Nachfolger,  so  die  Tudors  uud 
Crom  well. 

Die  Monarchie  war  in  Preußen  im  18.  Jahrhundert 
durch  nichts  beschr&nkt. 

Im  ganzen  anfierpreußischen  Deutschland,  in  den 
Mittel-  und  Kleinstaaten  im  Norden  wie  im  Süden,  in 
Bayern  und  WQrttemberg,  in  Kursacbsen  und  Hannover, 
in  Brannsehweig  und  in  Hessen-Kassel,  in  Mecklenburg  und 
in  Holstein,  vollends  in  den  Ländern  des  Krummstabs 
iial)en  Landstünde  nicht  nur  in  anerkannter  Wirksamkeit 
bestanden,  geschützt  durch  die  Reicbsgewalt  und  die  Reichs- 
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gerichte,  soudern  sie  sind  auch  (]ann,  wenn  sie  sicli  niclit 
auf  den  gesamt»  n  Staat  erstreckten ,  sondern  auf  die  ur- 
Bpraoglichen  Bestandteile  beschränkten,  was  weitaus  die 
Regel  war,  obgleich  es  nicht  an  Beispielen  fehlt,  dafi  durch 
das  landst&ndisehe  Institut  mehrere  Lftnder  susammen- 
gehalten  sind,  nicht  sowohl  eine  Beschränkung  der  landes- 
herrlichen Gewalt  gewesen,  als  dafi  sie  einen  zweiten  mafi- 
gebenden  Faktor  für  die  Beherrschung  des  Landes  gebildet 
haben,  sodaß  nicht  nur  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung, 
bondern  aurh  auf  dem  der  Justiz,  der  Finanz-,  der  Heeies- 
und  der  auswärtigen  Verwaltung,  zum  Teil  auch  bei  der 
Kirchenregierung  ein  völliger  Dualismus,  eine  Mitherrschaft 
der  Stände  bestanden  hat  (Hannoversche  VerfaBSungs-  und 
Verwaltungsgesehichte  I,  31  ff.;  260^320).  Solche  Land* 
stände  haben  segensreich  gewirkt,  wenn  sie  eine  Scbutz- 
wehr  gegen  den  Sultanismus  bildeten,  wie  er  sich  auch  in 
Deutschland  an  einigen  Höfen  breit  gemacht  hat;  dem 
Herzug  Karl  Leopold  v(in  Mecklenburg,  als  er  die  Stände 
ganz  beseitigen  wollte,  felilte  dazu  die  innere  Bereclitigung. 

Aber  Preußen  auf  dem  Wege  zum  europilischen  Groß- 
staate  und  deshalb  genötigt,  die  stärksten  Anforderungen 
an  die  Leistungen  aller  seiner  Untertanen  zu  stellen, 
konnte  derartige  Zustände  nicht  ertragen.  Von  Ständen 
in  irgendwelcher  Zusammensetzung,  auch  nicht  von  der 
damaligen  Ritterschaft  und  den  damaligen  Städten, 
hätte  Friedrich  Wilhelm  I.  jemals  die  Zustimmung  zum 
Kantonreglement  erlangt;  mit  Ständen  hätte  der  sieben- 
jährige Krieg  nicht  geführt  werden  können.  Denn  wenn 
auch  die  Steuern  damals  nicht  erhöht,  eigentliche  Au- 
leihen  nicht  kontrahiert  sind ,  so  hätten  sie  doch  die  un- 
geheuren  Schwierigkeiten  durch  ihr  blofies  Dasein  nur  ver- 
mehrt   Formel]  aufgehoben  sind  sie  auch  in  Preufien 
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Hiebt ;  nur  tatsaeblieh  hat  man  sie  niebt  mehr  berufen.  Mas 
berief  sie  sogar  in  einigen  Anfiengebieten,  die  kaum  als  recbt 

zum  Staate  gehörig  betrachtet  wurden,  wie  in  CleTS-Maric 
und  anderen  westfälischen  Parzellen,  in  Ostfriesland,  wo 
sie  ein  uiiseluidliches  Stilleben  ftkhrten.  In  allen  Landes- 
teilen lebten  die  Stände  oder  ihre  Ausschüsse  fort  als 
Selbstverwaltungskörper,  wie  man  heute  sagen  würde,  be- 
sonders für  Angelegenheiten  der  Ritterschaft,  für  das 
ritterscbaftliehe  Hypotbekenwesen,  Kreditwesen,"  Piandbrief- 
institut,  so  dafi  an  diese  TrOmmer  der  ständischen  Ver- 
CsBBung  wieder  angeknüpft  werden  konnte,  als  der  Ab- 
sointismus  seine  Aufgabe  erfüllt  batte  und  die  veränderten 
Bedürfnisse  dabin  fahrten,  das  ständische  Wesen  neu  zu 
beleben. 

Was  aber  viel  wichtiger  ist:  unter  beiden  Königen 
hat  sich  die  monarchische  Gewalt  auch  nicht  unterkriegen 
lassen  von  den  Beamten,  namentlich  nicht  von  der  zen- 
tralen Regierungsbehörde,  von  den  Ministem. 

Allenfalls  liefle  sieb  das  noch  von  dem  Qebeimen 
Staatsrate  des  Orofien  Kurfürsten  behaupten.  Aber  ab- 
gesehen davon,  daß  er  bei  seinen  wiederholten  Frontver- 
ftnderungen  immer  zwei  Fraktionen  innerhalb  des  Ge- 
heimen Staatsrates  zur  Hand  gehabt  hat,  gab  es  schon 
unter  ihm  neben  der  Regierung  durch  den  SUiatsrat  eine 
solche  durch  das  Kabinett.  Wie  es  im  politischen  Testament 
von  16Ü7  heißt:  „Im  Staatsrat  höret  fleißig  zu,  notieret 
aller  Räte  Bedenken  und  lafit  dabei  HeiBig  protokollieren; 
aber  konkludieret  in  Gegenwart  der  B&te  in  wichtigen 
*  Dingen  und  solchen,  wo  YerschwiegeDbeit  vonnöten,  nichts, 
sondern  nehmet  solches  zu  Bedenken,  lafit  nochmals  einen 
oder  den  andern  Geheimen  Bat  und  einen  Sekretarium  zu 
Euch  kommen,  überlegt  nochmals  alle  Vota  und  resolvieret 


8      1*  Abochnitt.  Der  preaSiBche  Staat  de»  16.  Jahrhunderts. 

darauf  und  seid  gleiebwie  die  Bienen,  die  den  besten  Saft 

aus  den  Blüten  saugen,  laßt  alle  Briefe,  so  mit  der  Post 
oder  sonst  kommen,  Euch  selbst  bringen,  um  sie  selbst  zu 
öffnen  und  zu  lesen  und  an  die  Riite  zu  verteilen."  Der 
Große  Kurfürst  hat  außerdem  darauf  gehalten,  keinen 
seiner  Diener  allzu  grofi  zu  machen,  aus  einer  Familie 
viele  2tt  hoheu  Amtern  m  l)efdrdern;  «da»  schwftcht  die 
Autorität,  alle  eure  Rftte  und  Bediente  haltet  dahin,  da6  sie 
TOB  Euch  allein  dependieren*  (Ranlce,  Zwölf  Bflcher  1, 504). 

In  zwei  AlctenstOelcen,  die  zu  den  bedeutungsvollsten 
Dokumenten  der  Verwaltungsgeschichte  aller  Völker  und 
Zeiteil  gehören,  hat  Friedrich  Wilhelm  I.  seine  Ucgierungs- 
maximin  dargelegt;  beide  aus  dem  Jahre  1722,  aus  dem 
Anfange  und  dem  Ende  dieses  Jahres. 

Das  eine,  das  sogenannte  politi  rlie  Testament  oder, 
wie  es  eigentlich  heifit,  die  Instruktion  far  den  Nach- 
folger ist  von  ihm  in  seiner  Schreibweise^  die  man  Ortho- 
graphie nicht  gut  nennen  kann,  eigenhändig  zu  Papiere 
gebracht  in  woehenlaoger  Arbeit  (Acta  Borussiea,  Be- 
hördenorganisation, III,  441). 

Das  andre  ist  das  Konzept  zu  der  Instruktion  für  das 
Generaldirektorium,  „das  ich  selbst  geschrieben";  in  der 
Einsamkeit  des  Jagdhauses  Schönebeck;  und  das  er  dann 
dem  Sekretär  Thulemeyer,  dem  späteren  Minister,  den  er 
eigens  nach  Potsdam  kommen  liefl,  um  sich  fQr  mehrere 
Tage  einzurichten,  auch  Papier  und  schwarzsilbemen  Heft- 
zwirn mitzubringen,  in  die  Feder  diktierte,  und  ,im  Dik- 
tieren alles  positiver  und  weitl&ufiger*  faftte,  , daß  es  besser 
zu  verstehen  sei",  um  dann  durch  Thulemeyer  nachtrftglich  * 
die  endgültige  Redaktion  vornehmen  zu  lassen,  wobei  das 
Ganze  in  Artikel  und  Paragraphen  geteilt  wurde  (Acta,  III, 
577— G51). 
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Friedrich  Wilhelm  I.  ist  ein  Babnbreclier  gewesen,  der 
„größte  innere  König",  den  Preußen  je  gehabt  bat  (Refürni 
der  Verwaltungsorganisation,  11.  Note).  In  der  Hauptsache 
ist  t)ereits  von  ihm  in  meinen  weiteren  18  ICegieruDgsjahrea 
der  Neubau  vollendet  worden.  Davon  war  er  in  tiefer 
Seele  flberzeugt,  dafi  persdnlicbes  Regiment  nicht  besteben 
könne  ohne  persönliche  Arbeit  , Arbeiten  mQfit  ihr**,  sagt 
er  im  Testament  von  1722  seinem  Sukzessor,  .wie  ich  es 
beständig  gethan;  ein  Regent,  der  mit  honneur  die  Welt 
regieren  will,  mafi  seine  AfFairen  alles  selbst  tun :  denn  die 
Regenten  sind  zur  Arbeit  erkoren,  nicht  zuui  faulen  Weiber- 
leben. Der  liebe  Gott  bat  Euch  auf  den  Thron  gesetzt 
nicht  zum  Faulenzen,  sondern  zum  Arbeiten  und  seine 
Länder  wohl  zu  regiereu".  Im  Unterschiede  von  den 
meisten  großen  Herren,  die  ihren  Ministres  den  Willen 
lieSen,  während  sie  sich  Maitresaen  und  sardanapaliscben 
Fleischesgelflsten  hing&ben.  ,Auf  dieser  Welt*,  hat  er 
später  dem  Forsten  Leopold  von  Dessau  gesehrieben,  «ist 
nichts  als  Mohe  und  Arbeit  und  wo  man  nicht  selber  mit 
Permission  zu  sagen,  die  Nase  in  allen  Dreck  selber  steckt, 
80  gehu  die  Saclien  nicht  wie  .sie  gehn  sollen**. 

In  dem  Nachrufe  des  alten  Dessauer  hinten  die  ScbluÜ- 
worte;  „.Aus  allem  Diesem  ist  denn  wolil  zu  ersehen,  was 
Dieser  vor  ein  großer  verständiger  üerr  und  König  muß 
gewesen  sein  und  werde  ich,  so  lange  ich  leben  werde, 
dessen  wohl  meritirten  Ruhm  vor  der  ganzen  ehrliebenden 
Welt  preisen  und  loben,  da  ich  yersiehem  kann,  dafi  vor 
und  bei  seiner  Zeit  so  ein  Tortrefflicher  König  nicht  gelebt 
hat*  (Krauske,  Der  Briefwechsel  Friedrich  Wilhelm  L  mit 
dem  Forsten  Leopold  von  Dessau.  In  Acta  Borussica, 
Erg.-Band.) 

Auch  Friedrich  der  Große  hat  so  über  ihn  geurteiit: 
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,Le8  traces,  que  la  sagesse  de  son  gouTernement  a  laisstoB- 
dans  l'ötat,  dureront  antant,  que  la  Prasse  subsistera  en 

Corps  de  natiou".  Und  das  Bekannte:  „Sil  est  vrai  de 
dire,  qu'on  doit  Tombre  du  ebene,  qui  nous  couvre,  ä  la 
vertu  du  gland,  qu'il  a  produit,  toute  la  tene  conviendra, 
qu'oQ  ti'ouve  dans  la  vie  laborieuse  de  ce  priuce  et  dans 
les  mösures ,  quMl  prit  avec  sagesse ,  les  principes  de  la 
pro8p6rit6  dont  la  maison  royale  a  joui  apite  sa  mort*. 

Als  die  zwei  Hauptaachen,  aber  die  er  allein  dispo- 
nieren mnsse,  hat  FHedrich  Wilhelm  I.  das  Heer  und  die 
Finanzen  bezeichnet. 

Er  wollte  sein  Feldmarschall  sein.  Das  haben  bis  zu 
einem  gewisBLu  Grade  auch  seine  MitfQrsten  für  bich  in 
Anspruch  genommen.  Denn  je  mehr  die  persönliche  Mit- 
wirkung der  Landesherren  bei  anderen  staatlichen  Ge- 
schäften, namentlich  bei  der  Rechtsprechung,  zurückzutreten 
begann,  desto  mehr  behielten  sie  das  jQngste  Gebiet  staat- 
licher Tätigkeit,  welches  erst  mit  den  stehenden  Heeren 
entstanden  war,  ihrer  nnmittelbaren  Einwirkung  vor 
(Man.  V.-  tt.  V.  Gesch.  I,  153— 158]^. 

Wie  aber  Friedrich  Wilhelm  I.  seine  Stellung  als 
oberster  Kriegsherr  aufgefaßt  uud  gehaudhabt  hat,  das  ist 
doch  ohne  Beispiel.  Unter  ihm  hat  das  preußische  König- 
tum einen  spezifisch  militärischen  Charakter  angenommen. 
Er  ist  der  erste  gewesen,  der  das  Hofkleid  mit  der 
Militäruniform  vertauscht,  der  sich  als  Offizier  gefohlt, 
der  den  Lustgarten,  welcher  mit  seinen  Kiosken  und 
Springbrunnen  nber  die  jetzigen  Museen  hinaus  bis  an 
die  Spree  reichte,  demoliert  und  jene  anderen  Plätze 
in  Berlin  geschaffen  hat,  den  Gensdarmenmarkt,  den 
Dönholfsplatz ,  die  eben  deshalb  größer  sind  als  in 
anderen  Städten,  weil  sie  ursprünglich  als  Exerzierplätze 
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gedient  haben.    Durch  ihn  ist  Preußen  ein  Milit&rstaat 

geworden. 

In  der  Instruktion  für  seinen  liehen  Sukzessor,  dem 
politischen  Testament  von  1722,  liegt  ihm  nichts  t^o  selir 
am  Herzen  wie  die  Armee.  Ihr  Etat  soll  so  erhalten 
werden,  wie  er  bei  seinem  Tode  ist.  Der  Nachfolger  soll 
den  Oberoffiziers,  UnteroffizierB  nnd  gemeinen  Soldaten  an 
ihrem  Traktament  nichts  abziehen.  .Wofern  Ihr  danach 
handelt,  so  gebe  ich  Euch  meinen  Segen,  daß  Gott  Euch 
wohlwolle  und  Euch  mehr  Segen  gehe  als  er  hat  an  Salome 
getan,  andernfalls,  so  ziehe  ich  meinen  väterlichen  Segen 
von  Euch  und  gehe  Euch  den  Fluch,  den  Gott  an  König 
rharao  gegeben  hat,  daß  es  Euch  gehe  wie  Absalom''. 
Nicht  nur  das,  sondern  die  Armee  soll  sofort  von  seinem 
Nachfolger  beträchtlich  vennehrt  werden,  worüber  die 
detailliertesten  Anweisungen  im  Testamente  enthalten  sind. 

Aber  auch  sein  eigener  Finanzminister  wollte  Friedrich 
Wilhelm  I.  sein.  „Eure  Finanzen  mttfit  ihr  selber  und 
allein  traktieren  1*  ruft  er  dem  Nachfolger  zu.  Was  er 
darunter  Terstand,  zeigte  der  König  darin,  dafi  er  sieh 
seihst  zum  Präsidenten  des  General-Oberfinanz-,  Krieps- 
und  DomänenHirektoriums  machte,  einer  Behörde,  die  nicht 
nur  die  eigentliche  Finanzverwaltung,  sondern  im  An- 
schluß daran  die  gesamte  innere  Staatsverwaltung  besorgte, 
mit  Ausnahme  des  Auswärtigen  sowie  der  Justiz-  und 
geistlichen  Sachen,  also  die  Polizei,  das  Kommunal wesen, 
Handel  und  Gewerbe,  öffentliehe  Arbeiten,  Militarökonomie- 
sachen,  so  dafi  der  König  ebenso  gut  hätte  sagen  können, 
er  wolle  sein  Minister  für  alles  sein. 

Und  das  war  er  wirklich.  Dafi  er  sieh  zum  Prftsi- 
deuten  dieser  Behörde  machte,  war  nur  ein  Symbol,  sollte 
nur  dazu  dieuen,  ihr  .desto  mehr  Lustre,  Autorität  und 
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Naelidrnek  beisalegen",  nicht  aber  dasti,  sieh  von  der  Mehr- 
heit der  Minister,  die  als  Vizepräsidenten  den  Departements 

vorstanden,  abvotieren  zu  lassen.  Mag  er  von  diesem 
Präsidiuni  Gebrauch  gemacht  haben  oder  mag  der  Ses«<^l 
stets  leer  geblieben  sein,  jedenfalls  hat  er  gerade  so  weuig 
mit  dem  Goneraldirektoriuni  sich  in  die  Macht  geteilt  wie 
mit  dem  Tabakskollegium.  ,Wir  haben  keinen  Vormund 
und  Koadijtttorem  nötig",  heiflt  es  in  Art  16  §  2  der  In- 
struktion; das  berühmte  »Wir  bleiben  doch  Herr  und 
König  und  tun,  was  Wir  wollen*,  kommt  sweimal  vor,  im 
Art.  35  §  4  und  §  6 ;  das  eine  Mal ,  wo  dem  Generaldirek- 
torium eingochärfl  wird,  dutachten  beizufügen,  das  andre 
Mal .  wo  er  sich  Flatterien  verbittet.  Über  all  und  jedes 
mußte  au  ihn  berichtet  werden. 

Und  nun  vollends  der  Staatsrat.  Der  hatte  erst  recht 
nichts  zu  bedeuten,  stand  nur  auf  dem  Papiere,  und  bildete 
lediglich  den  äufieren  Bahmen  for  die  drei  obersten  Staats- 
behörden, das  Kabinettsministerium  far  das  Auswärtige, 
das  Generaldirektorium  und  den  Justizstaatsrat  fQr  Rechts- 
pflege und  geistliche  Sachen. 

Friedrich  Wilhelm  1.  hatte  auf  die  Minister  und  auf 
die  Zivilheamten  überhaupt  einen  Zahn ,  weil  sie  der 
Natur  der  Sache  nach  antimilitarisch  waren.  Schon  im 
politischen  Testament  von  1722  wird  der  liebe  Sukzessor 
bei  der  ihm  ans  Herz  gelegten  Vermehrung  der  Armee  vor 
den  Intriguen  der  Minister  gewarnt,  von  denen  er  sich 
nicht  an  der  Nase  herumfuhren  lassen  solle;  die  Vermehrung 
der  Armee  sei  eine  sehr  faisable  Sache,  die  den  Ruin  der 
Uotertnnen  nicht  zur  Folge  haben  werde;  im  Unterschiede 
vom  Militilretat  sollte  der  Ziviletat  vom  Nachfolger  so, 
wie  er  selbst  getan  habe,  auf  das  eingehendste  gei)rüft  und, 
wenn  es  irgend  angehe,  reduziert  werden ;  es  habe  das  auch 
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den  Vorteil,  das  ganze  Beamtentum  dadurch  sur  Farition 
zu  bringen,  namentlich  wenn  er  sp&ter  wieder,  wie  er  selbst 
das  auch  so  gemacht  habe,  eine  allmfthlige  Erhöhung  der 
Gehftlter  vornehme,  da  die  Beamten  dann  einsehen  müßten, 

daß  sie  vom  Köuige,  nicht  aber  von  den  Ministern  depeu- 
dierteu. 

Die  straffe  Disziplin  der  Armee  wurde  auf  das  Zivil- 
beamtentum und  namentlich  auf  die  Minister  übertragen. 
Oes  Sommers  um  7  Uhr  und  des  Winters  um  8  Uhr  sollte 
das  Generaldirektorinm  im  Schlosse,  damals  dem  einzigen 
Sitz  der  Behörden,  sich  versammeln;  sie  sollten  nicht 
eher  auseinandergehen  als  bis  all  und  jede  Sache  in  dem 
Departement,  welches  du  jour  ist,  abgetan  sei,  damit  nicht 
ein  Zettel  davon  Obrig  bleibe ;  könnten  sie  in  einer  Stunde 
mit  den  Affairen  fertig  werden,  so  stehe  ihnen  frei,  aus- 
einanderzugehen, konnten  sie  aber  des  Vormittags  nicht 
fertig  werden,  so  müßten  sie  sans  interruption  bis  abends 
(>  Uhr  oder  bis  alle  Affairen  abgetan  seien,  beisammen 
bleiben:  „wir  befehlen  auch  hiermit  Unserem  Obermarschall 
und  Wirklichem  Geheimen  Etatsminister  dem  von  Prinz 
dafi  wenn  das  Generaldirektorium  langer  als  bis  2  Uhr 
nachmittags  im  coUegio  versammelt  bleibt,  er  vier  gute 
Gerichte  Essen  aus  Unserer  KQche  nebst  nötigem  Wein 
und  Bier  ans  Unserem  Keller  oben  bringen  lassen  solle, 
damit  die  llalbsclieid  der  auweseuden  Clief.s  uu(i  iiieudjrorum 
essen,  die  andre  Halbscheid  aber  arbeiten  und  nachgehends 
die,  so  indessen  daß  die  anderen  gespeiset,  ihre  Arbeit  ver- 
richtet haben ,  sodauu  gleichfalls  essen  und  die  übrigen 
hin  wider  arbeiten  können,  alsdann  Unser  Dienst  recht- 
schaffen, fleißig  und  getreulich  wird  gefördert  werden. 
Wenn  aber  einer  von  den  Ministem  oder  Raten  eine  Stunde 
sp&ter  als  befohlen  auf  das  Generahlirektorium  kommt 
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und  keine  scbriftliebe  Permissioa  deswegen  von  Uns  hat, 
demselben  aollen  von  seinem  Traktament  100  Dukaten  ab- 
gezogen  und  zur  POnalkasse  gegeben  werden;  wer  gar 
nicht  in  das  Generaldirektorium  kommt,  ohne  dafi  er  dnrch 

Krankheit  daran  behindert  wird  oder  daß  er  dazu  Er- 
laubnis vou  Uns  hat,  der  soll  sechs  Monate  vou  seinem 
Traktament  zur  Pönalkasse  verfuhren  :  \v<  r  zum  andern 
Male  ohne  Unsere  Permission  oder  Krankheitshalber  aus- 
bleibt ,  der  soll  cum  infamia  kassieret  werden ,  denn  Wir 
sie  dafar  bezahlen,  dafi  sie  arbeiten  sollen/  Die  Instruktion 
fQr  die  kurmArkische  Kriegs-  und  DomAnenkammer  vom 
26.  Januar  1723  legt  den  Anfang  des  Dienstes  gleichfalls 
im  Sommer  auf  7  Uhr,  im  Winter  auf  8  Uhr,  lllfit  aber 
den  Morgendienst  um  llVa  Uhr  schließen,  während  des 
Nachmittags  von  2—0  Uhr  gearbeitet  werden  muß;  für 
Ausbleiben  gelten  dieselben  Strafen. 

Reinem  Willen  sollten  die  Beamten  in  jeder  Hinsicht 
sieb  beugen.  Als  1714  Einige  nicht  zur  Littnui^rhen 
Kammer  nach  Tilsit  versetzt  werden  wollten,  bat  der 
KOnig  verfQgt:  „Man  mufi  dem  Herrn  mit  Leib  und  Leben, 
mit  Hab  und  Gnt,  mit  Ehre  und  Gewissen  dienen,  und 
alles  daran  setzen,  als  die  Seligkeit,  die  ist  vor  Gott;  aber 
alles  andere  maß  mein  sein.  Die  Leute  wollen  mir 
forciren,  sie  sollen  nach  meiner  l'feiffe  tanzen,  oder  der 
Deuflfel  hohle  mir.  ich  lasse  hangen  und  brahten  wie  der 
Zahr  und  traktire  sie  wie  Rebelleu."  Die  Canaillen  die 
nicht  nach  Tilsit  ^v(>11ten,  sollten  mit  ihren  gepuderten 
PerrQcken  nach  Fhedrichsberg  in  die  Karre  gebracht 
werden.  .Wenn  ich  einem  Offizier  was  befehle,  so  werde 
ich  bedient,  aber  die  verfluchten  Blagekscheifler  wollen  was 
voraus  haben  und  mir  nicht  obediren;  ich  will  sengen 
und  brennen  und  als  Tirang  mit  ihnen  verfahren*  (Acta  II, 
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No.  86).  An  einen  Beamten  in  Memel,  der  sieb  seblecht 
«ufgeftthrt  hatte,  und  weg  wollte,  schrieb  der  König  1735: 
„Ihr  mfifit  wissen,  dafi  Memel  ein  so  schöner  Ort  ist,  als 

Spandau,  auch  daß  Galgen  und  Scharfrichter  da  sind,  wie 
hier"  (Förster  I,  102). 


Als  Friedrich  Wilhelm  I.  sein  Testament  schrieb,  war 
Priedrich  der  Grofie  noch  nicht  zehn  Jahr  alt  Es  konnten 
also  die  Worte  vom  faulen  Weiberleben  keine  Anspielung 
Auf  den  i^effeminierten  Kerl*  sein,  als  den  er  ihn  in  der 
Konfliktszeit  bezeichnete.  Mit  dieser  Bezeichnung  hatte  er 
im  Grunde  recht.  Denn  ein  engeres  Verhältnis  ziuu 
Staate  und  zur  Armee,  das  bei  Friedrich  Wilhelm  I.  natür- 
liche Passion  war,  mußte  der  Sohn  seiner  eranz  andersartigen 
Katur  erst  mühsam  abgewinnen.  Ursprünglich  ein  Scliiin- 
geisty  von  Interesse  fOr  Kunst  und  Wissenschaft .  Iiat 
er  nur  mit  Überwindung,  aus  Pflichtgefühl  als  jüngster 
Kriegs-  und  Domftnenrat  in  Kttstrin  und  als  Oberst  und  In- 
haber des  Goltzischen  Regiments  in  Neu-Ruppin  an  Pachtan- 
aehlflgen  und  Gewehrgriffen  Geschmack  gefunden.  An  den 
Einrichtungen  des  Vaters  hat  er  wenig  geändert,  sich  aber 
bei  seiner  Regierung  ganz  in  dessen  Bahnen  bewegt.  Bei 
den  Spezialrevuen  ging  er  zu  Fuß  die  Glieder  durch;  auf 
der  letzten  von  1785  in  Schlesien  hat  er  sich  die  Todes- 
krankheit geholt.  Und  wie  sein  Vater  es  geheißi  n  hatte: 
Mein  lieber  Sukzessor  mu6  seine  Länder  und  Provinzen 
j&hrlich  bereisen,  wie  ich  es  getan  habe,  da  wird  er  seine 
Armee,  seine  Offiziere,  seine  Lftnder  und  Leute  kennen 
lernen,  so  lernte  er  sie  kennen;  wie  auf  der  Fahrt 
durch  den  Rhin-  und  Doasebrueh  am  2S.  Juli  1779,  wo  er 
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im  Fehrbelliner  Amtsbezirke,  als  der  Obenuntmanii  Fromme- 
staBdenlaog  neben  ihm  herritt,  Uber  alles  Denkbare  An»- 
knnft  verlangte,  eine  Unterhaltung,  die  Fromme  unmittelbar 
nachher  für  seinen  Onkel,  den  alten  Gleim,  aufgezeichnet 

hat  (Fontane,  Wandeningen  I,  392 ff.).  Auf  Grund  emst- 
hafter Vorbereitung  zu  jeder  einzelnen  dieser  Reisen  hat 
er  niemals  sich  ein  X  fUr  ein  U  vormachen  lassen  (Koser,  I, 
350—365). 

In  seinem  Testamente  von  1752  hat  Friedrich  der 
Grofie  ausgesprochen,  dafi  sein  Name  nicht  einen  blofien 
Anhaltspunkt  fOr  Chronologie  abgeben  solle.  »Ein  König 
yon  Preufien  mufi  selbst  regieren.  So  wenig  Newton  seine 
Gravitatiottslehre  hfttte  entdecken  können,  wenn  er  sich 
mit  Leibniz  und  Descartes  zusammengetan  hfttte,  so  kann 
auch  em  politisches  System  nur  aus  Kineiii  Kopfe  ent- 
springen. Aus  dem  Haupte  des  Fürsten  muß  es  hervortreten 
wie  die  bewaffnete  Minerva  aus  dem  Haupte  des  Jupiter" 
(Koser,  König  Friedrich  der  Große  1,  315). 

Wie  sehr  Friedrich  der  Grofie  sein  eigener  Feldmar- 
schall  gewesen  ist«  weifi  die  Welt  .Die  Herren  Ministres"» 
schreibt  er  im  März  1743«  „bleiben  beim  TintfaB  und  lassen 
die  Kasse  aus  aller  Militaria,  warum  ich  sie  allerseits 
ersnebe"  (Acta,  VI,  509). 

Er  war  auch  sein  eigner  und  alieiniger  Minister.  Den 
auswärtigen  Ministern  hat  er  nicht  nur  die  Einwirkung, 
sondern  in  vielen  Fällen  aucii  die  Kenntnis  der  wiciitigsten 
Sachen  entzogen,  indem  er  über  ihre  Köpfe  weg  mit  den 
Gesandten  korrespondierte;  wie  aber  die  Köpfe  der  Minister 
des  Generaldirektoriums  hinweg  mit  den  Präsidenten  der 
Kriegs-  und  Domänenkammem.  Das  Präsidium  des  General- 
direktoriums  hat  er  aus  denselben  Gründen,  aus  denen  sein 
Vater  es  flbemommen  hatte,  beibehalten,  um  den  Maßregeln 


Digitized  by  Google 


1.  KapHel.  Dm  EMffiam, 


17 


mehr  l^achdruck  zu  geben;  übrigens  erfolgten  damals  und 
lange  nachher  alle  Erlasse  der  Zentral-  und  Provinzialbe- 
hdrden,  als  ob  sie  vom  Könige  selbst  ausgegangen  seien. 
'  Er  flbemahm  sogar  im  Generaldirektorinm  das  eine  Depar- 
tement sntweise  selbst,  das  für  KommersieD  und  Manu- 
faktmen,  welches  er  selbst  erst  gesehaffen  hatte,  irelches 
ihn  vorzugsweise  interessierte,  dasselbe,  das  Bismarck  zeit- 
weise verwaltet  hat;  auch  die  Stelle  eines  r)epartenients- 
uiiuisters  für  Schlesien  wollte  er  Eude  November  1741  selbst 
fiberoehmen  (Grünhagen  in  den  Forschungen  XX ,  114). 
Aber  kein  einziger  von  den  Ministern  des  Generaldirektoriums 
hatte  einen  Überblick  aber  den  Etat,  das  war  das  alleinige 
Geheimnis  des  Könige^  der  sich  dann  freilich  nicht  darüber 
wundem  durfte,  daß  aus  seinen  Finanzministem  kein  Sully 
und  Colbert  sich  entwickelte.  In  der  Justiz  hielt  er  sich 
mehr  zurück,  wie  aneh  sein  Vater  schon  getan  hatte. 

Dem  Generaldirektorium  hat  er  1748  eine  erneuerte 
Instruktion  gegeben  (Acta,  VII,  Nr.  401);  sie  hat  aber 
meistens  denselben  Wortlaut  wie  die  von  1722,  die  Artikel 
sind  in  derselben  Reihenfolge  geordnet  und  führen  mit 
zwei  bedeutungslosen  Ausnahmen  dieselben  Überschriften; 
einzelnes  ist  weggelassen,  andres  zugesetzt,  wie  das  in  den 
84  Marginalien  zu  der  alten  Instraktion  angeordnet  war. 

Im  Eingang  der  neuen  Instraktion  zeigt  sich  Friedrich 
der  Grofie  von  der  bisherigen  Tätigkeit  des  Generaldirek- 
toriums wenig  befriedigt.  Er  will  die  Behörde,  auf  deren 
Fleiß,  Sorgfalt  und  Aktivitilt  die  Wohlfalirt  des  Staates 
und  Landes  und  Leute  hauptsächlich  mit  beruhe,  die  aber 
durch  die  Länge  der  Zeit  in  vielen  Stücken  in  eine  nicht 
geringe  Nachlässigkeit  gefallen  sei,  aus  ihrem  Schlafe 
aufwecken,  ihr  ihre  Pflichten  Ton  neuem  vorhalten 
und  sie  dadurch  animieren,  inskünftige  ihre  Pflichten 
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durch  Heißige  und  redliche  AH>eit  besser,  als  zeither 
öfters  geschehen  sei,  wahrzunehmen.  Drei  Punkte  seien 
es,  welche  ^al)Sohniient"  pejlndert  und  abbestellt  werden 
müßten  und  welcher  wegen  er  mit  dem  größten  Ernst  und 
aller  Schärfe  halten  wfirde.  Erstens  habe  sich  das  General- 
direktorium  zu  eioer  gewisseD  Bequemlichkeit  und  Tr&gheit 
(Faulheit)  gewöhnt,  su  einer  snperfisiellen  Behandlung  der 
Sachen.  Zweitens  habe  sich  unter  den  Ministem  eine  Art 
Ton  Hafi,  Animositftt  und  Esprit  de  parti  eingeschlichen; 
jeder,  der  dergleichen  schändliche  und  Leuten  von  so  vor- 
nehmem Stande  und  Charakter  höchst  unanständige  Dinge 
und  Disputen,  wodurch  nur  die  Ztit  venlorhen  werde, 
weiter  betreibe,  solle  seines  Püt>teüs  sofort  verlustig  sein 
und  ohne  alle  Umstände  kasFieret  werden.  Drittens  sei 
eine  gewisse  Korruption  eingerissen;  das  sei  ein  gottlosester 
Mißbrauch  der  Autorität,  Beamte,  welche  sich  dergleichen 
zu  Schulden  kommen  ließen,  seien  Blutigel  des  Volkes; 
auch  nur  dem  geringsten  Bauer  im  Lande  solle  keinerlei 
Unrecht  geschehen;  wer  sich  nur  mit  eines  Hellers  Werte 
bestechen  lasse,  solle  mit  den  diflfamantestcn  Strafen  belegt 
werden.  Hoffentlich  werde  er  Zeit  seines  Lebens  zu  der- 
gleichen Extremitäten  nicht  zu  schreiten  brauchen,  vielmehr 
das  Generaldirektorium  ihm  in  seiner  Arbeit  dergestalt 
sekundieren,  dafi  der  Staat  und  die  Armee  in  florissantem 
Stande  bleiben. 

Die  Mahlzeiten  auf  dem  Schlosse  wurden  abgeschaflFt 
Eine  der  Marginalbemerkungen  zu  diesem  Artikel  der  In- 
struktlon  seines  Vaters  lantet  kurz  und  bQndig:  „ceciret". 
Denn  Fried l  icli  dev  Große  war,  wie  sich  aus  einem  andern 
Marginale  ergibt,  der  Ansicht,  daß  bei  fleißigem  Arbeiteo 
des  Morgens  alles  in  drei  Stunden  verrichtet  werden  könne: 
^wenn  sie  aber  Zeitungen  lesen  oder  sich  Hi&torien  erzählen, 
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PO  ist  der  ganze  Tag  dazu  nicht  lang  genug";  sie  sollten 
auch  die  Zeit  niclit  mit  unnützen  Diskussionen  hinbringen; 
weuQ  sie  sich  nicht  in  sechs  Minuten  vergleichen  könnten, 
solle  sofort  Relation  ad  regem  erstattet  werden  mit  Gründen 
und  Gegeogra&den.  Dagegen  hat  er  die  Strafen,  welche 
aein  Vater  für  Verspfttuog  oder  gänzliches  Ausbleiben  fest- 
gesetzt hatte,  wörtlich  wiederholt 

Auch  das  ganze  Obrige  Beamtentum  lebte  in  der  Furcht 
des  Herrn.  „Ihr  sollt"  wurde  einem  der  yerdienstvoHsten 
Beamten,  dem  Oberpräsidenten  von  Domhardt,  in  einer 
Kabiuettsorder  kundgemacht  .bloß  tun,  wa^  ich  euch  be- 
fehle und  nicht  ein  Wort  weiter,  oder  ich  werde  einen 
andern  Präsidenten  für  euch  dahin  setzen;  ich  will  euch 
warnen ,  ohne  ausdrOclLliche  Ordre  dergleichen  Sachen 
weiter  nicht  zu  unternehmen,  oder  ihr  habt  euch  die 
Folge  selbst  beizumessen.*  Kassation  wurde  den  Präsi- 
denten und  Räten  der  Kriegs-  und  Domänenkamroern  selbst 
ffir  den  Fall  angedroht,  daß  sie  weitere  Gegenvorstellungen 
machen  würden.  Es  ist  deshalb  eine  ganz  mfifiige  Frage, 
ob  Schön  mit  der  Behauptung  reclit  gehabt  habe,  Fried  rieh 
der  Große  würde  jeden  Kiimmerpräsidenten,  der  sich  hätte 
abvotieren  lassen,  kassiert  haben,  ufid  es  ist  eine  völlige 
Verkennung  der  Sachlage,  wenn  Max  Lehmann  dafür 
weitere  Zeugnisse  verlangt.  Selbst  richterliche  Beamte 
wurden  wegen  mifiliebiger  Urteile  nicht  nur  kassiert,  sondern 
auch  nach  Spandau  geschickt,  die  regelmäflige  Folge  der 
Kassation. 

So  wenig  sind  die  Minister  Friedrichs  des  Großoi  Re- 
präsentanten politischer  oder  administrativer  Ideen  gewesen, 
daß  er  ganz  einfach  mit  den  Werkzeugen  seines  \'aters 
weiter  regiert  hat.    Nur  einmal  im  Jahre  bekam  er  sie 

überhaupt  zu  sehen;  aber  nicht  um  eine  Sitzung,  einen 

2* 
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Kronrat  mit  ihnen  absubalten,  nicht  m  gemeinsaiDer 

Prüfung  irgendwelches  Gegenist<andes,  sondern  nur,  um  fest- 
zustellen, daß  der  Wille  des  Königs  auch  wirklich  befolgt 
werde.  Die  Minister  fürchteten  sich  das  ganze  Jahr  hin- 
durch vor  einer  Ministerrevue  (Schmoller,  Sitzungsberichte 
der  Königl.  Akademie  der  Wissenschaften,  1888,  S.  64, 
66,  79;  Koser  I,  315,  622;  die  Beschreibmig  der  Minister- 
revue  Tom  1.  Juni  1770  bei  Preuß  I,  883). 

Also  nicht  vom  Ministerium  aus,  sondern  vom  Kabinett 
aus  ist  Preußen  im  18.  Jahrhundert  regiert  worden.  So- 
lange es  stÄndige  oberste  Landesbehörden  gegeben  hat, 
hat  es  in  Preußen  wie  im  übrigen  Deutschland  beim 
Landesherrn  Arats^stelleu  gegelien ,  um  dessen  personliche 
Willensmeiauug  an  jene  gelangen  zu  lassen.  Schon  in 
der  Geheimen  Ratsordnung  Joachim  Friedrichs  vom 
13.  Dezember  1604  und  in  der  des  Großen  Kurfürsten  vom 
4.  Februar  16&1  sind  die  Spuren  davon  vorhanden.  Schon 
unter  dem  Großen  Kurfftrsten  bestand  neben  der  Geheimen- 
ratsregierung  eine  Kabinettsregierung  (Hintze).  Es  ist 
auch  nicht  richtig,  daß  die  Kabinettsbeamten  im  18.  Jahr- 
hundert nichts  weiter  als  einHußlose  »Subalternen  gewesen 
seien.  Wenigstens  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  sind  drei 
dieser  Kabinettsrate ,  Creuz,  Marschall  und  Boden,  zu 
Ministern  emporgestiegen;  und  wenn  Friedrich  der  Große 
die  Kabinettsrftte  mit  Ausnahme  von  Mencicen,  der  1781 
angestellt  wurde,  aus  den  Subalternen  nahm,  ohne  sie 
weiter  avancieren  zu  lassen,  so  haben  doch  auch  diese 
nicht  nur  »arbeiten  massen  wie  Negersklaven  zur  Zeit 
der  Zuckeremte"  (Macaulay),  sondern  sie  sind  der  Katur 
der  Sache  nach  nicht  ohne  jeden  Einfluß  geblieben.  Kiu 
Manu  wie  Cocceji  hat  sich  im  Mai  1749  an  den  Kabiuetts- 
rat  Eichel,  „seinen  lieben  Herzensfreund",  gewandt,  um 


1.  Kapitel.   Das  Königtum. 


21 


ihn  gegen  den  Entwurf  des  vom  Generaldirektorium  ein- 
geieicbten  Reseortreglements  einzunehmen.  Ein  Zeitgenoese, 
der  Graf  Lehndorif,  Kammerberr  der  EöDigin  Elisabeth 
Christine,  hat  ihn  den  „Mazarin  des  Landes"  genannt 
(Dreißig  Jahre  am  Hofe  Friedrichs  des  Großen.  242).  Wo 
immer  ein  Kabinett  bestanden  hat,  ist  das  gleiclie  der  Fall 
gewesen;  in  der  Regel  haben  sich  die  hannoverschen 
Minister  an  den  Chef  des  Kabinetts  in  London  gewandt, 
aber  hftufig  auch  an  die  sonst  beim  Kabinett  Angestellten, 
wie  denn  Mflnehhansen  an  Hattorf  36  Briefe  geschrieben 
hat,  in  denen  er  ihm  sein  Herz  ausschftttet,  auf  seine 
Freundschaft  vertraut,  ihn  als  seinen  wahren  und  auf- 
richtigen Freund  liebt  und  verehrt  und  ihn  bittet,  seine 
Klagen  zu  verzeihen  und  sie  nach  der  Freundschaft  auf- 
zunehmen, die  er  ihm  öfters  temoignieret  habe  (H.  V.-  u. 
V.-Gesch.  I,  403). 

Davon,  daß  ein  solches  Kabinett  sich  zwischen  den 
König  und  die  Minister  dr&ngen  könne,  konnte  in  einer 
Zeit  nicht  die  Rede  sein,  wo  es  Minister  im  sp&teren  Sinne 
überhaupt  nicht  gab. 

Es  ist  gar  nicht  möglich  von  der  obersten  Staats- 
verwaltung Preufiens  im  18.  Jahrhundert  unrichtigere  Vor- 
stellungen zn  erwecken  als  das  von  Stein  in  seiner  „Dar- 
stellung der  fehlerhaften  Organisation  des  Kabinetts  und 
der  Notwendigkeit  der  Bildung  einer  Ministerkonfereuz" 
vom  April/Mai  1806  (Pertz  I,  3U;  v.  Ranke  V,  308;  vergl. 
auch  Lehmann,  Freiherr  vom  Stein  I,  401,  Note  3;  413, 
Kote  3)  geschehen  ist.  Da  Preußen  keine  Staatsverfassung 
habe,  so  sei  es  um  so  wichtiger,  dafl  seine  Regierungs- 
verlasBung  nach  richtigen  Grundsätzen  gebildet  sei;  eine 
solche  besitze  Preuflen  auch,  sie  sei  nur  durch  den  Gang 
«der  'Zeit  untergnbeii  worden,  sie  müsse  daher  in  einer 
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dem  gegenwärtigen  Zustande  angemessenen  Form  wieder 
hergestellt  werden;  der  Staatsrat,  der  Vereinigungapunki 
sämtlicher  Minister,  sei  es,  dessen  Wiederherstellung  er- 
forderlich sei,  da  er  jetzt  als  nicht  existierend  betrachtet 
werden  mOsse.  Anf  den  Großen  Knrffirsten  wird  dabei 
nicht  zurückgegriffen,  aber  sowohl  Friedrich  Wilhelm  1. 
wie  auch  Friedrich  der  Große  hätten  mit  dem  Staatsrate 
regiert.  Es  heißt:  „Friedrich  Wilhelm  herrschte  selbst- 
ständig, beratschlagte,  beschloß  und  führte  aus  durch  uud 
mit  seinen  versammelten  Ministem;  Friedrich  der  Große 
regierte  selbständig,  verhandelte  und  beratschlagte  schrift- 
lich und  durch  Überredung,  fahrte  durch  sie  aus,  seine 
Kabinettsräte  schrieben  seinen  Willen  und  waren  ohne 
Einflofi/  Erst  unter  Friedrich  Wilhelm  IIL  habe  sich 
das  Kabinett  als  neue  Staatsbehörde  Ober  den  Ministern 
gebildet,  uuter  denen  die  Einheit  aufgelöst  sei,  von  denen 
der  König  in  gänzlicher  Abgeschiedenheit  lebe,  mit  denen 
er  weder  in  unmittelbarer  Geschäftsverbindung,  noch  in 
der  des  Umgangs,  noch  in  der  der  Korrespondenz  stehe; 
die  verloren  gegangene  Verbindung  des  Königs  mit  den 
obersten  Staatsbeamten  masse  wieder  hergestellt  werden. 
Die  weitere  Eingabe  Steins,  der  Prinzen  und  der  höheren 
Offiziere  vom  Ende  August  (Portz  I,  565),  läfit  deh,  ob- 
wohl von  Johannes  von  MQlIer  verfaßt,  auf  diese  histori- 
schen Ausführungen  nicht  ein.  Dagegen  wird  in  der  Ein- 
gabe  Steins  an  den  König  vom  3.  Dezember  18* )G  von 
neuem  behauptet,  daß  „vom  Staatsrat  alle  Grundeinrich- 
tungen emaniert  seien,  wodurch  der  preußische  Staat  seine 
bewunderte,  von  größeren  oft  beneidete,  von  schwächeren 
gefflrchtete  Gröfie  gewonnen  habe*,  dafi  der  Staatsrat  noch 
heute  die  gesetzliche  Form  sei  und  daß  er  nur  wiederbelebt 
werden  müsse.  Es  ist  hier  gleichgültig,  ob  dieses  Sehreiben 
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▼OD  Niebuhr  ?erfa6t  ist,  da  er  ja  nur  in  Steins  Auftrage 
es  verfaßt  liaben  wftrde;  jedenfalls  könnte  sein  Ruhm  als 
Historiker  dadureh  nicht  geschmälert  werden,  da  er  sieh 
erst  seit  einigen  Wochen  im  preufiischen  Staatsdienste 
befand.  Unter  allen  TJmstftnden  aber  ist  die  Steinsche 
Auffassuu-;  das  volle  Gegenteil  der  geschichtlicheu  Wahr- 
heit, ein  bloßes  Phantasiegemälde.  Wenig  bewaudert  in 
der  preußischen  Verwaltungsfieschichtu  hat  Stein,  was  er 
für  wünschenswert  zu  seiner  Zeit  hielt,  als  in  der  Ver- 
gangenheit bereits  vorhanden  angenommen;  was  selbst  ge- 
schulten Historikern  noch  jetst  alle  Tage  passiert  Der 
Praktiker  Stein  handelte  bona  fide,  ganz  wie  es  die  eng- 
lischen Staatsmänner  bei  ihren  Reformen  häufig  getan 
haben.  Es  ist  auch  natürlich  genug,  dafi  auf  Steins  Autorit&t 
hin  seine  Darstellung  für  bare  MODxe  genommen  ist;  aber 
nach  den»  heutigen  Stande  der  Wissenschaft,  nach  den 
neuereu  Aktenpublikationen  und  Fors.chungeu  ist  das  jetzt 
nicht  mehr  erlaubt.  Der  Ausdruck  von  Max  Lehmann, 
daß  die  Steinsche  Darstellung  „nicht  durchweg  stichhaltig" 
sei,  mOfite  lauteo,  daß  sie  durchweg  nicht  stichhaltig  sei. 

In  anderen  Ländern  war  das  anders.  Eines  Teils  seiner 
Majestätsrechte  hatte  sich  der  Kurffirst  von  Braunschweig- 
Lfineburg,  als  er  nach  England  ging,  durch  das  Regierungs- 
reglement von  1714  entäußert.  Dem  hannoverschen  Minis- 
terium war  dadurch  ein  character  repraesenlationis  priu- 
cipis  beigelegt  und  es  sonnte  sich  seitdem  in  dem  Gedanken, 
das  vornehmste  in  Deutschland  zu  sein;  die  englischen 
Könige  haben  zwar,  zumal  in  der  ersten  Zeit,  ein  reges  Inter- 
esse an  ihren  deutschen  Angelegenheiten  behalten  und  die 
Minister  sind  in  mancher  Hinsicht  schon  wegen  des  Kabinetts- 
ministers in  London  weniger  eigentliche  Landesregenten 
gewesen  als  man  meistens  glaubt;  sie  hatten  insbesondere 
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kein  Kooptationsrecht,  auch  tatsächlich  nicht.  Aber  den 
Ehrgeiz,  ihre  eigenen  hannoverschen  Minister  zn  sein, 
konnten  die  engliBcben  Ktoige  nicht  haben  (Han.  V.-  und 
V.-Gesek.  I,  128,  156,  165, 181).  Schon  die  Verteilung  der 
GeschAfte  unter  die  Minister  machten  diese  ohne  höhere 
Einwirkung  untereinander  aus  (Z,  151,  215  if.).  Und  was 
vollends  das  sonstige  Beamtentum  betrüR,  so  war  es  be- 
kanntlich schwer  in  den  hannoverschen  Staatsdienst  hinein- 
zugelangen,  aber  nahezu  unmöglich  aus  demsellwn  wieder 
herausbefördert  zu  werden.  Die  Beamten  pflegten,  wenn 
ihnen  auferlegt  wurde,  „fördersamst"  etwas  zu  tun,  die  An- 
gelegenheit frühestens  in  einem  halben  Jahre,  oft  auch  erst 
in  einem  Jahre  zu  erledigen;  der  yerschftrfte  Befehl  ,un- 
versftglich"  wurde  dahin  interpretiert,  dafi  es  damit 
wenigstens  sechs  Wochen  Zeit  habe;  und  erfolgte  gar  ein 
„angesichts  dieses",  so  glaubte  der  Beamte  sich  ungebühr- 
lich beeilt  zu  haben,  wenn  er  der  Anordnung  binnen  acht 
Tagen  naclikani;  eine  Ai»pellation  an  das  Gericht  in 
Zelle  wurde  schnell  erledigt,  wenn  sie  nach  drei  Jahren 
zur  Entscheidung  kam  (Oppermann,  I,  71;  Hassell,  I,  357). 
£ine  Dieostaufsicht  Uber  die  .Beamten"  im  engem  Sinne 
wurde  eigentlich  nur  auf  den  sogenannten  Landgerichts- 
reisen durch  die  Mitglieder  des  Ministeriums  und  der 
Kammer  geübt;  diese  Landgeriehtsreisen,  bei  welchen  die 
Diners  auf  den  Amtshftusem  die  Hauptsache  waren,  hatten 
eigentlich  nur  die  Folge,  einen  allgemeinen  Geschiiftsstill- 
stand  der  lieiiien  Zentral l>ehörden  zur  Sommerszeit  herbei- 
zuführen; geradezu  vernichtend  ist  das  Urteil  des  Grafen 
Münster  1816  Uber  die  großen  Mißbrauche,  die  sich  in  der 
LokalverwaltUDg  «ingeschlichen  hatten  (H.  V.-u.  V.-Gesch.  II, 
256ir.,  266). 

Das  hinderte  aatOrlich  nichti  dag  man  sich  in  Haanover 
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ahm  alles  Prenflisehe  hoch  erhaben  fahlte,  ein  Gefbhl,  dem 
Rehberg  1808  kräftigen  Ausdruck  gegeben  hat.  Man  mu6 
•dabei  nicht  an  die  Tierfabel  denken,  sondern  Rehberg  zu- 
gute halten,  daß  er  Monate  hindurch  in  der  Angst  ge- 
schwebt hatte,  hinfort  nach  jueußischen  Geschäftsinstruk- 
tionen, preußischen  Etats,  preußischer  Rechnunpskontrolle 
arbeiten  zu  müssen ;  nameutlicii  die  letztere  war  ihm  in 
tiefster  Seele  verhaßt.  Über  jedes  Defizit  von  Pfennigen, 
meinte  er,  werde  soviel  Aufhebens  gemacht  wie  über  ein 
V«  Tempo  bei  «Präsentiert  das  Gewehr!"  Bei  einem 
saloppen  Verfahren  sind  weder  Rechnungslegung  noch 
Gewehrgriffe  von  irgenwelchem  Werte;  es  heiSt  hier  ent- 
weder —  oder. 
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Die  Bevölkernng  serfiel  in  drei  St&nde.  Diese  ständiBche- 
Gliedenmg  war  Dicht  idenUseh  mit  der  Dreiteilung  im 
französischen  anden  regime.  Beide  Einteilungen  beruhten- 
auf  gans  verschiedenem  Grunde. 

Bei  der  französischen  in  Adel,  Geistlichkeit  nnd  dritten 
Stand  handelte  es  sich  um  den  Anteil  dieser  Bevölkerungs- 
klassen  an  der  politischen  Macht;  der  dritte  Stand,  nämlich 
die  Bürgerschaft  in  den  Städten,  die  allein  den  dritten 
Stand  bildete,  hatte  neben  Adel  und  Geistlichkeit  Sitz  und 
Stimme  in  den  Generalstftnden.  Und  wo  in  Deutschland 
das  ständische  Weeen  in  voller  Wirksamkeit  stand,  selbst 
im  protestantischen  Norden  wie  in  Hannover  und  gewisser^ 
mafien  im  Reiche,  teilten  sich  die  Stftnde  auch  in  Ritter- 
schaft, Pr&laten  und  Stftdte,  während  der  Bauemstand  nach 
dem  an  sich  richtigen  Urteile  des  Reichsliufrais  „unerfind- 
lich'' war  in  der  deutschen  Verfassung  und  ebenso  in  der 
französischen. 

Die  ])reußische£iuleilUDg  beruhte  auf  der  Beschäftigung. 
Die  drei  Stände  waren  Erwerbs^  oder  Berufsstftnde,  soziale 
und  nicht  politische  Abteilungen;  es  war  der  soziale  Orgap 
nismus,  wie  er  sich  aberall  auch  aufierhalb  Freuflens  in 
Deutschland  und  in  Westeuropa  gebildet  hatte.  Diese 
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St&nde  irareD  erbliche  St&nde,  sie  sollten  nicht  ineinander 
Qbergehen,  sondern  kastenartig  voneinander  getrennt  bleiben. 
Der  Adel  war  eigentlich  Grundadel,  da  aber  der  adlige 

Grundbesitz  sieh  in  der  Regel  auf  einen  Einzigen  vererbte^ 
währeud  uuili  die  Nachgeborcnen  zum  Adel  gcrecliiii't 
wurden,  gal»  es  zahlreiche  Adlige  oliue  Ar  und  Halm.  Auch 
der  Begriff  Bürizt  r  Hei  uicht  mit  den  Einwohnern  der  Städte 
zusammen;  es  gab  zwar  keine  Bürger  außerhalb  der  St&dte^ 
aber  es  gab  in  den  Städten  Eximierte  und  Schutzverwandte 
neben  den  Gewerbtreibenden  auch  Ackerbürger.  Endlich 
gab  es  auf  dem  platten  Lande  aufier  den  eigentlichen 
Bauern,  den  Ackerbauern,  auch  einige  Gewerbtreibende, 
aufierdem  Tagelöhner,  Hirten,  Kachtwftchter. 


Der  preußische  Grundadel,  teils  slavischen,  teils 
deutschen  Ursprungs,  in  der  Mark  überwiegend  deutschen 
Ursprungs,  jüngere  Söhne  aus  Idiedersachsen,  aus  Westfalen 
und  Braunschweig- Lüneburg,  die  ihren  Namen  bei  der 
Kolonisierung  meistens  nach  dem  Kamen  des  Gutes  ver- 
ändert hatten,  war  wie  das  Königtum  etwas  spezifisch 
Preufiisches.  Er  unterschied  sich  in  jeder  Beziehung  toh 
dem  im  Westen  und  Soden.  Vom  romantischen  Ritterideal, 
welches  von  Frankreich  ausgehend  an  den  zahlreichen 
Höfen  des  westlichen  und  südlichen  Deutschlands  sich  aus- 
gebildet hatte,  von  Minnesang,  von  Turnieren  und  dergleichen 
war  hier  kaum  die  Rede;  auch  auf  den  Kitterschlag  legte 
man  wenig  Wert.  Dieser  Adel  hatte  nichts  Exklusives;, 
nicht  selten  fanden  zwischen  Adligen  und  Bürgerlichen 
Heiiaten  statt  ;  Adlige  kommen  wie  die  Vorfahren  Bismarcks 
als  städtische  Bürger  sogar  in  stadtischen  Ämtern  Yor» 
wie  Bürgerliche  auf  Schlossern  und  im  Johanniterorden» 
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Das  Rattbrittertnm  gedieh  hier  nicht  cur  rechten  Ent- 
wicklung; Wegelagerei  lohnte  sich  nicht,  weil  diese 
Gegenden  von  reisenden  Eaufleuten  wenig  besucht  wurden, 
und  die  BeTölkemng  arm  war;  alles  reduzierte  sich  auf 

gelegentliches  Wegtreiben  von  Kuhlierdeu  und  auf  Pferde- 
diebstahl. Vor  allem  aber  unterschied  sit  h  dieser  preußische 
Adel  von  dem  im  übrigen  Deutschland  dadurch,  daß  es 
ihm  bei  der  Gewaltsamkeit  der  Kolonisation,  bei  der  £r« 
oberung  gelungen  war,  nahezu  das  gesamte  Areal  des 
platten  Landes,  soweit  es  nicht  za  den  Domftnen  gehörte, 
an  sich  zu  bringen,  so  daB  der  Grundbesitz  ziemlich  ohne 
Rest  in  dem  Domftnen-  oder  Rittergutsbesitz  aufging  und 
zugleich  bei  der  Lage  der  damaligen  Volkswirtschaft  die 
gesamte  übrige  Bevölkerung  des  platten  Landes  von  sich 
abhängig  zu  machen.  Dazu  kam,  daß  sie  sich  hei  der 
weiteren  Aufteilung,  bei  der  Bestimmung  dartiber,  wieviel 
sie  selbst  unter  den  Ptiug  nehmen,  wieviel  sie  an  Bauern 
austun  wollten,  ein  unverh&ltnism&fiig  großes  Feld  als 
•eigentliches  Rittergut  vorbehalten  hatten.  Eine  wirt- 
schaftliche Notwendigkeit;  denn  wie  schon  Niebuhr  und 
Roscher  ausgeführt  haben,  fallenTdie  GOter  desto  kleiner 
aus,  je  fruchtbarer  sie  sind;  die  Kotwendigkeit  hier  im 
Osten,  große  Gtlter  zu  schaffen,  ergab  sich  aus  der  relativen 
Unfruclitbarkoit  des  Bodens,  dem  ungünstigen  Klima  und 
den  AbsatzverhiUtnissen.  Schon  io  slavischer  Zeit  hatte 
-sich  das  geltend  gemacht. 

Ein  andrer  Unterschied  ist  der.  daß  der  preußische 
'Grundadel  seine  Gttter  selbst  bewirtschaftete,  wie  ttbrigens 
xa  jener  Zeit  auch  die  Landesherren  ihre  Domftnen.  Dieser 
Adel  lebte  von  der  eigenen  Landwirtschaft,  nicht  wie  der 
in  anderen  Teilen  Deutschlands  von  den  Gefällen  der  Bauer- 
•gOter.  Der  preußische  Adel  statt  Renteaempfänger  zu  sein 
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hatte  sieh  dem  landwirtsehaftliehen  Grofibetriebe  ergeben, 
den  Knapp  (Bauernbefreiung  I,  til'j  „etwas  Leht  iisfi  isches 
uud  Leistungsfähiges"  genaiml  hat.   Mit  dem  eigentlichen 
Ritterberufc  war  er  kaum  verträglich.    Aber  diese  Ritter 
hielten  es  nicht  fUr  Kaub,  den  Acker,  den  sie  bauten,  selbst 
zu  dangen,  fttr  nicht  unter  ihrer  Wtlrde,  als  Bierbrauer, 
Branntweinbrenner,  Korn«,  Holz-,  Vieh-  und  Wollhftndler 
Geseh&fte  zu  machen.    Dazu  hatten  sie  die  Hilfe  der 
Bauern,  deren  Hand-  und  Spanndienste  in  groflem  Umfange 
nOtig ;  es  war  in  der  Tat,  wie  Sombart  ganz  richtig  gesagt 
hat,  die  erste  kapitalistische  Betriebsweise,  nur  da6  diese 
nicht  mehr  als  gerade  soviel  abwarf,  um  die  nächste  Gene- 
ration aufzuziehen,   denn  Bodenschätze,  auch  wo  sie  vor- 
handen waren .  lagen  noch  brach.    Schon  deshalb  blieben 
die  Adligen  auf  den  Gütern  wohnen  und  gingen  in  der 
Regel  nicht  an  den  Hof.   Aber  auch  deshalb  taten  sie  es 
nicht,  weil  es  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  einen  Hof  eigent- 
lich gar  nicht  gab,  auch  nicht  unter  Friedrich  dem  Grofien, 
der  in  vollster  Stille  und  Einsamkeit  gelebt  hat;  w&hrend 
allerdings  seine  Gemahlin,  diese  sogar  wfthrend  des  sieben- 
jährigen Krieges  in  Magdeburg,  seine  BrOder  und  ihre 
Umgebungen  mit  Pharao  und  Quinze,   mit  Diners  und 
Süui)ers,  mit  Tanz  und  Maskeratb  n,  mit  Aufführungen  die 
Zeit  so  gut  wie  es  ging  vertriel)eu  haben.    Dieser  preußische 
Adel  wurde  also,  obgleich  es  an  einzelnen  Hofskandalen 
nicht  gefehlt  hat ,  doch  nicht  in  der  Weise  demoralisiert 
wie  der  am  Hofe  Augusts  des  Starken  und  wie  an  anderen 
Höfen.  Gerade  weil  er  unter  seinen  Bauern  wohnen  blieb, 
hatte  aus  der  pri?atrechtlichen  eine  Offisutlichrechtliche 
Herrschaft,  aus  dem  Dominium  ein  Imperium  sich  ent- 
wickeln können,  waren  aus  den  Rittergütern  kleine  Staaten 
geworden,  in  welchen  der  Adel  als  geborene  Obrigkeit 
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die  ganze  lokale  Staatsgewalt«  die  ortsobrigkeitliche  Gewalt 

als  patrimoniale  Gerichtsbarkeit,  patrimoniale  Polizei,  als 
uiiterppordnote  Kirchengewalt,   die  über  das  kanonische 
Tatronatsreclit  weit  hinausging,  haiitilialite ;  kloiiip  Staaten, 
die  aber  doch  größer  waren  als  manche  staatlichen  Zwerg- 
bildungen  des  Stidwestens;  es  ist  beiden  Königen  nicht 
eingefallen,  darin  ein  Kondominat  zu  sehen,  Biese  GQter 
waren  steuerfrei,  eine  Erscheinung  um  so  auffallender, 
weil  ja  die  permanenten  Steuern,  insbesondere  die  Kontri- 
bution zur  Erhaltung  der  stehenden  Heere  eingeführt  war, 
ßodaß  die  feudale  Miliz,  auf  der  früher  der  Kriegsdienst 
geruht  hatte,  dadurch  entlastet  wurde.  Man  ar{:uinentierte 
aber  so:  der  in  Geld  verwandelte  Kriegsdienst  sei  nacli  wie 
vor  auf  den  Rittergütern  liegen  geblielien,  das  eigentliche 
Ritterfeld  .sei  deshalb  von  der  Kontribution  Tersehont 
geblieben;    in  den  Landesdesid« rien  des  Herzogtums 
Magdeburg  (Äeta  VI,  2,  Nr.  43)  bezeichnet  die  Ritter- 
schaft die  Bauern  als  ihre  Leute,  deren  Acker  als 
ihren  Acker;  wenn  der  Rossedienst  wieder  gefordert 
werden  solle,  müsse  eben  die  Kontribution  wieder  ab- 
geschafft werden.    Es  wilre  das  einzige  Mal  in  der  Ge- 
schichte gewesen,  daß  eine  ständische,   oder  auch  eine 
Zensusvertretung,  zumal   in  der  Zeit  ohne  Presse  und 
Öffentlichkeit  und  ohne  Angst  vor  der  Sozialdemokratie 
ihre  Steuerpflicbt  nicht  auf  andre  Schultern  abgewälzt 
hatte  (H.  V.-  tt.  y.  Gesch.  I,  276).   Jedenfalls  existierte 
diese  Steuerfteiheit  der  Rittergüter  in  ganz  Deutschland 
im  Sttden  und  Westen,  auch  in  Cleve-Mark;  wahrend  sie 
gerade  im  preußischen  Osten,  in  Ostpreußen  nicht  existierte, 
wo  im  Ordenslande  der  Adel  stets  steuerptlichtig  gewesen 
war  und  es  gehliel)eu  ist  bei  der  Kegeluog  des  General- 
hufeuschosses  1715 — 19. 
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Mit  dem  Adel  haben  die  Landesherren  hier  wie 
Anderswo  um  die  politische  Macht  zu  kämpfen  gehabt. 
Hier  besonders  war  im  14.  und  15.  Jahrhundert  in  den 
anarchisclien  Zeiten  der  Luxemburger  und  Wittelsbacher 
mit  kolonialer  Ursprünglichkeit  eine  adlige  Zuthtlosigkeit 
ausgebrochen,  die  sich  noch  fortgesetzt  bat,  als  die  ersten 
HoheDzoltern  den  Landfrieden  wieder  herstellen  wollten. 
Von  angestammter  Treue  konnte  doch  keine  Rede  sein, 
cnmal  der  Schwerpunkt  fflr  das  neue  Geschlecht  lange 
in  Franken  geblieben  ist  Vorgänge  wie  die  Erstflrmung 
von  Friesack  sind  anderswo  ebensogut  vorgekommen;  die 
Bedeutung  der  faulen  Grete  ist  oft  übertrieben  (Prie- 
batsch,  Die  Hoheuzollern  und  der  Adel  der  Mark,  in  der 
Historischen  Zeitschrift,  88  (1902),  103  ff.).  Auch  nach 
Joachim  L  hat  der  Adel  seine  Stellung  als  eine  Macht 
im  Staate,  als  eine  selbst&ndige  Potenz  behalten.  Er 
war  Herr  im  Landtage,  denn  Prilaten  und  Stftdte  zahlten 
schon  im  16.  Jahrhundert  kaum  mit  (Treusch  von  Buttlar, 
Der  Kampf  Joachims  L  gegen  den  Adel  seines  Landes, 
Dresden,  1889).  Erst  der  Grofie  Kurfflrst  hat  bei  den 
veränderten  Zeitverhältnissen  die  Wendung  herbeigeführt. 
Noch  Friedrich  Wilhelm  I.  war,  namentlich  in  seinen 
ersteu  Jahren,  mißtrauisch;  er  fürchtete  den  Kondominat 
und  hat  die  Adligen  bei  Anstellungen  nicht  begünstigt, 
er  wollte  nicht  Böcke  zu  Gärtnern  machen.  Aber  auch 
er  hat  doch  die  Bedeutung  des  Adels  Iftr  den  Staat 
schon  ebenso  sehr  anerkannt  wie  Friedrich  der  Grofie. 
In  ihren  politischen  Testamenten,  In  dem  von  1722  und  in 
denen  von  1752  und  1768,  wo  beide  Könige  ihrem  Nach- 
folger den  Zustand  des  Staates  nach  den  Provinzen 
schildern,  ist  in  dem  von  Friedrich  Wilhelm  L,  um 
aeinem  Sukzessor  gcounaissance  von  allen  Provinzen,  von 
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Land  und  Leuten  zu  geben,  eine  generale  Idee  von  seineia 
Reiche  zu  niaclien"  eigentlich  nur  vom  Adel  die  Rede;  erst 
das  Testament  Friedrichs  des  Großen  von  1708  geht  mehr 
auf  die  Masse  der  Bevölkerung  ein.   Beide  Könige  sind 
der  Überzeugung,  daß  von  der  Gesinnung  des  Adels  allea 
weitere  abhtoge.  Der  in  den  Alteren  Landesteilen  kommt 
dabei,  namentlich  im  Testamente  von  1722,  im  allgemeinen 
gut  weg.  Die  Preufien  h&tten  viel  Verstand,  freilieb  anch 
Falschbeit  und  List,  aber  mit  einem  guten  Worte  könne 
man  mit  ihnen  machen,  was  man  wolle;  die  Pommerschen 
seien  getreu  wie  Gold;  die  märkischen,  besonders  die  aus 
der  Mittel-  imd  Uckermark  die  getreiiesten  von  allen,  sie 
gehorchten  willig  allen  Befehlen;  auch  die  aus  der  Neu- 
mark  und  Priegnitz  seien  gehorsam ,  wenn  sie  auch  in 
einem  fort  klagten;  aber  die  altmArkisehen  Vasallen  — 
und  das  ist  die  einzige  Stelle,  die,  weil  dabei  der  Name 
Bismarck  vorkommt,  weite  Verbreitung  gefunden  bat  — ^ 
seien  schlimme,  ungehorsame  Leute,  die  gar  nichts  mit 
gutem  täten,  sein  Sukzessor  müsse  ihnen  den  Daumen  auf 
die  Augen  halten;  Magdeburg  sei  ein  schönes  Land,  aber 
die  Vasallen  fast  noch  schlimmer  als  die  altmärkisclien; 
den  Magdeburgern  werden  die  in  Halberstadt  und  Hohen- 
stein gleichgestellt;  die  in  Minden,  Ravensberg,  Tecklen- 
burg und  Lingen  seien  zwar  nicht  so  schlimm  wie  die  Alt* 
mftrker;  wenn  man  sie  gut  behandle,  tftten  sie,  was  man 
wolle,  aber  sie  seien  „dumm  und  opinatre*,  sie  eigneten 
sich  nicht  zur  Anstellung,  weil  sie  zu  kommode  seien,  um 
zu  dienen;  was  aber  Cleve-Mark  betrifft,  so  sind  die 
Vasallen  „dume  oxen,  aber  Malitiös  wie   der  Deiiffel", 
die  Nacion  ist  intrigantt  und  falsch  dabo!  und  saulen  wie 
die  Beester,  mehr  wissen  sie  nichts" ;  sie  seien  außerdem 
schlechte  Wirte,  denn  sie  verzehrten  mehr  als  ihre  Revenuea 


Digitized  by  Google 


2.  KapitaL  Adel,  Bürger  und  Btnern.  33 

trttgen;  sie  seien  aneh  wie  die  in  Mörs  und  Geldern  mehr 
hollandisch  und  dsterieichisch  als  preußisch.  «Dem  Marquis 
von  Hoenshroech  mufl  mein  Sueoessor  den  Daumen  auf  das 
Auge  halten,  da  er  ein  gottloser  kerell  gegen  seinen 
Lundesherrn  ist  und  nur  auf  die  Gelegenheit  wartet,  sich 
unter  österreichische  Botmäßigkeit  zu  begeben";  aber,  wie 
zugleich  gesagt  wird ,  „wenn  ein  Clever  ganz  jung  von 
Hause  kommt  und  in  Berlin  erzogen  wird,  so  werden  als- 
dann braye  geschickte  kerrels  daraus  werden,  die  mein 
Sueeessor  wohl  gehrauchen  kann**;  das  Urteil  Friedrichs 
des  Groflen  Uber  die  Clever  ist  1752  noch  dasselbe;  der 
dortige  Adel  sei  ,in  der  Thmkftlligkeit  der  Altvordern  ge- 
zeugt und  empfangen,  er  besitze  weder  natürliche  Anlage 
noch  kOnstlichen  Schliff",  und  auch  1768  gibt  er  ihnen  und 
den  übrik'en  Bewohnern  Cleves  die  schlechteste  Note.  Diese 
Beurtt'ilung  wird  nicht  dadurch  widerlegt,  daß  in  sehr  viel 
spilterer  Zeit  eine  auffallend  große  Zahl  ausgezeichneter 
Staatsdiener  gerade  aus  der  SUidt  Cleve  hervorgegangen 
ist;  man  war  inzwischen  in  den  preußischen  Staat  hinein- 
gewachsen. 

Schon  Friedrich  Wilhelm  I.  hat  1722  seinem  Nach- 
folger empfohlen,  die  Adligen  und  Grafen  aus  allen  Pro- 
vinzen in  die  Armee  einzustellen  und  ihre  Kinder  unter 

die  Kadetten  zu  setzen.    Es  sei  ein  Vorteil,  dafi  der 

ganze  Adel  von  Jugend  an  im  Dienste  erzogen  werde  und 
keinen  anderen  Herrn  kenne  als  Gott  und  den  König  von 
Preußen. 

Der  Adel  ist  diesem  Rufe  gefolgt;  in  rückläufiger 
Bewegung,  wie  Koser  sagt,  wurde  die  Vasallenpflicht  als 
Pflicht  zur  Heeresfolge  aufgefafit  Schon  1724  konnte  vom 
pommerschen  Adel  gesagt  werden,  er  habe  mit  wenig  Aus- 
nahmen entweder  gedient  oder  er  diene  noch.  1791  zählte 
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man  aus  518  adligen  Geschlechtern  805  Generäle,  darunter 
aus  der  Familie  Kleist  14,  Schwerin  11,  Goltz  10,  Borck 
und  Bredow  je  9,  Doboa  und  Marwitz  je  7 ;  aus  der  Familie 
TOD  der  Marwitz  haben  seit  dem  grofien  Kurfttrsten  einige 
hundert  als  Offiziere  gedient  (v.  d.  Marwitz,  Aus  dem 
NacblasBe  I,  41).  Es  gereichte  das  dem  Adel  zum  Vorteil. 
Denn  er  ist  dadurch  vor  polnischen  Zustanden,  vor  Ver- 
bauerung und  Verarmung  hewahit  gehliehen.  Aber  Hie 
fiiizplnen  Familien  sind  dadurch  stnrk  dt  ziimert;  im  sioben- 
jähngen  Kriege  ist  das  Geschlecht  von  ßelling  vou  23  auf 
3  heruntergekommen,  die  übrigen  20  waren  gefallen;  mehr 
als  29  Glieder  der  Familie  Kleist  sind  geldieben,  und  der 
Witz,  dafi  Yon  denen,  die  den  Namen  Mfiller  und  Schulze 
fnhreo,  noch  viel  mehr  gefallen  srien,  zieht  wohl  heutzutage 
nicht  mehr. 

Friedrich  der  Große  wußte,  was  er  an  dem  adligen 
Offizierskorps  des  siebenjährigen  Krieges  hatte.  „Ich  empfehle 
Ihnen,"  hatte  er  bei  der  Miiiisterrevue  am  I.  Juni  1770 
gesagt,  „die  »haltung  und  Unterstützung  meines  Adels. 
Ich  halte  viel  auf  ihn,  denn  ich  brauche  ihn  für  meine 
Armee  und  meine  Staatsverwaltung;  es  ist  Ihnen  bekannt^ 
wieviel  wichtige  Männer  ich  bereits  daraus  gezogen  und 
was  ich  durch  sie  ausgerichtet  habe",  er  nannte  es  Qbrigens 
auch  eine  vanitö  bourgeoise  und  ridicule,  der  Geburt  nicht 
zu  lassen,  was  ihr  gebfihre  (Oeuvres  IX,  139). 

Dicker  Adel  sollte  im  Besitze  seiner  (iüter  geschützt 
wer(l(  II.  Friedrich  Wilh  lui  I.  hatte  in  der  Instruktion 
für  das  (ieneraldirektorium  Art.  20  §  3  nur  angeordnet, 
daß  diejenigen  Adligen,  die  50  Jahre  vor  1713  im  Besitz 
der  Braugerechtigkeit  gewesen  seien,  in  diesem  Besitze 
grgen  alle  Prozesse  der  Provinzialkommissariate  geschützt 
werden  sollten,  er  hatte  aber  hinzugefOgt,  daß  gegen  die- 
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Jenigt  n  im  Magdeburgischen,  die  wegen  des  Lehnkanons 
an  den  Reichshofrat  appelliert  hatten,  die  DomÄnenprozesse 
mit  (lein  Äußersten  ligueur  fortgesetzt,  aucli  eben  „diesen 
reuitirendeu  Kdelleuten  von  dem  magdeburgisL-lien  Kom- 
missariate allerhand  Schikane  geniaciit  und  ihnen  solcher- 
gestalt der  Kitzel  vertrieben  werden  sollte,  gegen  ihren 
angeborenen  Landesherm  und  Obrigkeit  an  dergleichen 
freyelhaftes  und  gottloses  Beginnen  weiter  zn  gedenken 
geschweige  denn  selbiges  wirklich  Tontinehmen  und  aus- 
zufahren.* 

Erst  Friedrich  der  Grofie  hat  den  Schutz  systematisch 

ausgebildet.  Zunächst  dadurch,  dafi  der  Staat  sich  enthalten 
sollte,  durch  Ankauf  adliger  (iüter  den  Bestand  der 
Domänen  zu  vergrößern;  im  Gegensiitz  zum  alten  Dessauer, 
der  den  Adel  seines  Landes  ausgekauft  hatte,  hat  Friedrich 
der  Große  es  ausgesprochen,  einem  kleinen  Fürsten  möge 
es  anstehen,  nicht  aber  dem  Könige  von  Preufien;  in  den 
Marginalien  zur  Neubearbeitung  der  Instruktion  seines 
Vaters  heifit  es,  er  wolle  Edelleute  behalten,  und  wenn 
auch  die  Ämter  durch  Ankauf  ?on  Rittergütern  um  das 
alterum  tantum  zu  verbessern  seien,  sollen  doch  die  Kriegs- 
und Domänenkammern  seiner  Tage  nicht  daran  gedenken 
(Marg.  04  in  Acta  VII,  5ö8).  Überhaupt  soll  den  Kdel- 
leuten in  ihren  Streitigkeiten  mit  dem  Fiskus  so  viel 
möglich  in  allen  Sttlcken  nachgegeben  werden;  es  soll  den 
Fiskalen  beim  Henken  verboten  sein,  ingleichen  den  Jägern, 
die  Edelleute  in  keinem  Stttck  zu  schikanieren,  ihnen  alte 
Prozesse  und  Grenzstreitigkeiten  aufzuwärmen;  ein  Edel- 
mann, der  anno  1740  woherron  im  Besitz  gewesen  ist, 
darf  es  nicht  hOger  beweisen,  und  in  Streitsachen  zwischen 
den  Domänen  und  den  Edelleuten  soll  das  Direktorium  den 

Edelleuten  nicht  allein  Gerechtigkeit  widerfahren  lassen, 
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sondern  mir  lieber  selber  ünreeht  tun.  Denn  was  ein 
kleiner  Verlust  vor  mir  ist,  ist  fflr  den  Edelmann  ein 
grofier  Vorteil,  dessen  Söbne  das  Land  defendiren  und  die 
Raoe  davon  so  gut  ist,  nm  auf  alle  Art  meritiret  und 
conserviret  zu  werden  (Marg.  34  und  79,  Acta  Vll,  5Ü2 
und  571). 

Sodann  sollte  der  Schutz  sich  aber  auch  auf  die  Be- 
einträchtigung durch  das  mobile  Kapital  des  zur  Wohl- 
habenheit gelangenden  Bargerstandes  erstreeken.  In  jedem 
einzelnen  Falle  war  für  den  Erwerb  eines  Rittergutes 
durch  Bürgerliche  die  kitaigliche  Genehmigung  erforderlich; 
diese  ist  zwar  in  der  Zeit  unmittelbar  nach  dem  sieben- 
jährigen Kriege  im  Interesse  des  Adels  selbst  mehrfach 
erteilt  worden.  Aber  nach  der  Kabinettsordre  vom 
14.  Juni  1785  (N.  C.  C.  Vll,  Nr.  30)  sollte  sie  überhaupt 
nicht  mehr  erteilt  werden.  Und  selbst  wenn  sie  erteilt 
wurde,  war  doch  damit  das  Hecht  der  Kreisstandschaft 
und  Landratswahl  nicht  verbunden,  wenigstens  nicht  in 
der  letzten  Zeit  Friedrichs  des  Orofien,  der  auf  die  Be- 
schwerde der  Stände  des  Kreises  Krossen  in  der  Neumark 
entgegen  der  Ansicht  des  Generaldirektorinms  1769  de- 
kretierte, die  Adligen  sollen  in  keinem  StQck  in  ihren 
Privilegien  gekränkt  werden,  sie  sollen  allein  wählen.  Die 
Kahiuettsordre  vom  18.  Februar  1775,  dieselbe,  welche  ein- 
geschärft hatte,  (laP)  oliiie  königliche  Genehmigung  kein 
Rittergut  an  Bürgerliche  verkauft  werden  solle,  stellte  fest, 
daß  der  durch  königlichen  Konsens  zum  Besitz  eines  adligen 
Gutes  gelangende  Bflrgerliche  von  Sitz  und  Stimme  auf 
den  Kreistagen  ganz  auszuschliefien  sei.  Nur  weil  die 
MaSregeln  Friedrichs  des  Großen  keine  rückwirkende  Kraft 
hatten,  hat  sieh  hie  und  da  das  Herkommen  erhalten,  dafl 
Bürgerliche  nur  von  den  kreisständischen  Ausschüssen  und 
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Ämtern  ausgeschlossen  wurden  (LaucizoUe,  Bassewitz; 
H.  V.  u.  V.Gesch,  I,  231). 


Die  Bauern  waren  entweder  frei  oder  untertänig. 
Freie  Bauern  waren  in  ganz  Deutschland  die  Ausnahme, 
nur  vereinzelt  kamen  sie  im  Süden  und  Westen  vor,  in 
^rOBerer  Zahl  in  Dithmarschen  und  Ostfnesland;  es  gab 
solche  auch  jenseits  der  Elbe,  die  KOlmer  im  preußischen 
Ordenslande. 

Die  Erbunter tiiingkeit  war  keine  Rechtlosigkeit,  keine 
römische  Sklaverei.  Die  Erbuntertäuigen  waren  nicht 
Sachen,  sondern  rersoiien.  Sie  waren  erwerbsfähig,  sie  er- 
warben nicht  für  den  Herrn,  sondern  für  sich;  der  Erwerb 
beschränkte  sich  nicht  auf  den  Gewinn  in  der  eigenen  Wirt- 
schaft,  sondern  erstreckte  sich  auf  Schenkungen,  letzt- 
willige Verfügungen  usw.  Sie  waren  eigentumsfthig  und 
hatten  die  freieste  Disposition  Uber  alles,  was  sie  besaßen, 
unter  Lebenden  oder  von  Todeswegen,  nicht  nur  Ober  ihre 
Mobilien  und  ihr  Vieh,  sondern  auch  Ober  mehr  oder 
weniger  große  Geldkapitalien,  die  sie  nicht  selten  bt  saßeii; 
der  Gutsherr  hatte  an  all  dergleichen  keinerlei  Ansprüclie. 
Sie  waren  endlich  auch  prozeßfällig  ir<'geii  jedermann:  auch 
gegen  den  eigenen  Grund-  und  (ierichtsherrn  konnten  sie 
ihr  Eigentum  und  die  daraus  fließenden  Rechte  gerichtlich 
verteidigen,  in  erster  Instanz  bei  den  gutsherrlichen  Ge- 
richten. 

Die  Erbuntertftnigkeit  bestand  in  der  Zugehörigkeit 
cu  einem  Rittergute  oder  einer  Domftne. 

Die  ErbuDtert&nigen  waren  entweder  ansäßige  Wirte 
•oder  Gesinde. 

Die  bäuerlichen  Wirte  hatten  ihre  Stelle  entweder  zu 
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Kibrecht  oder  nicht.  Selbst  bei  erblicher  Berechtigung 
hatte  der  Gutslierr  in  der  Regel  zwisclien  mehreren  Erben 
die  Walil.  Die  erblichen  un<l  die  nicht  erblichen  bäuer- 
lichen Wirte  hatten  kein  Eigentum  an  ihren  Höfen  und 
entbehrten  der  aus  dem  Eigentumsbegriff  fließenden  Ver- 
fOgungsrecbte,  sie  durften  die  Höfe  weder  verkaufen  noch 
mit  Hypotheken  belasten;  sie  waren  blofie  Nutznießer  der 
herrBchaftlichen  Grundstöcke;  sie  konnten  sogar,  wenn 
auch  unter  Zuziehung  der  Dorfgerichte,  aus  bestimmten 
Grtlnden  entsetzt  werden. 

Das  Gesinde  besorgte  neben  der  Bestellung  des  Kitter- 
ackers, die  Arl)citen  in  Haus  und  Hof,  in  der  Küche  und 
im  Stall.  „Die  Ledigen  waren  in  die  VSohnuugs-  und 
Efigemeinschaft  des  Gutes  eingegliedert,  die  Verheirateten 
sahen  den  Rauch  des  eigenen  Herdes,  blieben  aber  insofern 
mit  der  Gutsherrschaft  vereinigt,  als  sie  die  Wohnung  und 
auch  feste  Beträge  in  Naturalien  als  wesentliche  Bestand- 
teile der  Löhnung  von  der  Herrschaft  empfingen*  (Sombart, 
Der  moderne  Kapitalismus,  II,  120).  Der  Zwangsgesinde- 
dienst wurde  zwar  gegen  Lohn  geleistet  .  alKT  nur  gegen 
ganz  geringen  Lohn,  gegen  die  lliilfti-  drs  landublichen 
Tagelohns;  er  war  streng  genommen  nur  drei  Jahre  zu 
leisten,  aber  nach  den  drei  Jahren  mußte  gegen  höheren 
Lohn  weiter  gedient  werden,  bis  der  Dienende  sich  irgend- 
wo ansftfiig  gemacht  oder  losgekauft  hatte. 

Beide  Kategorien  von  Erbuntertftnigen  waren  an  die 
Scholle  gefesselt,  wurden  also  bei  der  Veräußerung  des 
Gutes,  die  jedoch  damals  nicht  häufig  vorkam,  mit 
veräußert  und  konnten  ihr  Verhältni.s  zum  Gute 
nur  mit  Willen  des  Herrn,  außer  bei  schweren  Mißhand- 
lungen mit  obrigkeitlicher  Intervention,  gegen  Loskaufsgeld 
lösen. 
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Das  Lobkaufsgeld,  welches  praktisch  nur  für  das  Ge- 
sinde Bedeutung  hatte,  war  in  der  Regel  nicht  fixiert. 
Es  soll  meistens  für  den  Knecht  10  Taler,  fClr  die  Magd 
5  Taler  betragen  haben.  Diese  Summen  kameo  ihrem 
durchBchnittliehen  Jahreslohn  gleich.  Man  konnte  sie  er- 
Obrigen,  wenn  man  sehr  solide  lebte,  oder  Eltern  und 
Verwandte  beisteuerten.  Es  ist  fibertrieben,  dafi  nur 
Liederliehe  an  ihren  Geburtsort  gefesselt  gewesen  seien 
(V.  d.  Marwitz  II,  220). 

Auch  die  ansiil^ifjin  Wirte  hatten  für  ihre  Nutzungs- 
rechte Schwert'  Lasten  zu  tragen,  Hand-  und  Spanndienste, 
Frohnden  aller  Art,  die  uui  so  drückender  waren,  weil  der 
landwirtschaftliche  Großbetrieb  oft  ohne  Gespanne  geführt 
wurde;  Lasten,  die  in  Ermangelung  schriftlicher  Aufzeich- 
nung —  denn  es  gab  im  Osten  kein  kodifiziertes  Meier- 
recht wie  in  Hannover  —  vielfach  wUlkQrlieh  gesteigert 
wurden. 

Den  Pflichten  standen  doch  auch  Rechte  gegenfiber. 
Das  Verhältnis  war  immerhin  ein  zweiseitiges.  Die  Erb- 
untertänigen waren  doch  auch  berechtigt,  auf  dem  Gute 
zu  bleiben,  konnten  nicht  ohne  weiteres  aufs  Pflaster  ge- 
setzt werden  und  hatten  Anspruch  auf  Unterstützung.  Den 
bäuerlichen  Wirten  mußte  die  Gutsherrschaft  Ersatz  leisten 
ffir  den  Verlust  von  Zugvieh,  im  Falle  des  Bedttrfnisses 
Fttter,  Saatp  und  Brodkom,  Holz  zum  Bauen  und  Brennen 
hergeben.  Kein  Gutsherr  hatte  also  ein  Interesse  daran, 
seine  Bauern  zu  ruinleren.  »Dem  Arbeitszwange  des  Guts- 
herrn", sagt  Knapp,  „stand  seine  Versorgungspflicht  gegen- 
über. Die  früheste  Arbeits  Verfassung  «les  kapitalistischen 
Betriebs  kennt  bereits  die  Berechtigung  des  Arbeiters  auf 
Versorgung"  (Knapp,  Die  Land;ul)eiter  in  Kuechtt^chaft 
und  Freiheit",  1891,  S.  58.   Knapp,  Landwirtschaft  und 


Digitized  by  Google 


40       Abschnitt.   Der  preaftische  Staat  des  18.  Jahrhunderts. 

Rittergut,  S.  (>4).  Deshalb  standen  auch  die  Junker  des 
18.  Jahrhunderts  ihren  Bauern  sehr  viel  näher  als  später 
dit'  Arl)t'itgeber  ihruii  Arlicitnelimern :  (ins  Verliälluis  war 
meistens  Generationen  hindurch  ein  patriarchalisches. 

Auch  das  Recht,  Bauernland  zum  Rittergute  eiu- 
zuziehen,  wie  es  in  Mecklenburg  und  NeuTorpommern  be- 
Btandy  weshalb  Stein  die  mecklenburgischen  Rittergüter  für 
Raubhöhlen  ansah,  das  sogenannte  Legen  der  Bauern  ist 
den  preufiischen  Rittergutsbesitzern  schon  frOh  gelegt 
worden.  Über  die  einmal  gegebenen  drenzen  hinaus  durfte 
das  Ritterfebl  auf  Kosten  des  Bauei  nfVlds  niclit  vergrößert 
werden,  schon  im  staatlicbeii  Interesse,  weil  auf  den 
biluerlichen  Hufen  die  Kontribution  ruhte  und  auf  den 
bäuerlichen  Besitzern,  namentlich  auf  den  jüngeren  Söhnen 
die  Wehrpflicht 

Einzelne  reiche  Bauern  hat  es  schon  damals  gegeben. 
Im  Jahre  1763  im  Januar  &nd  in  Grofi-Ottersleben  eine 
Stunde  von  Magdeburg  bei  einem  unfreien  Bauern,  einem 
Erbuntertänigen  dos  Doms,  eine  Hochzeit  mit  über  300 
Gästen  statt,  bei  der  für  inoo  Taler  Karpfen,  für  150  Taler 
Branntwein,  42  Kapaunen  zur  Bouillon,  11  Killber  ver- 
braucht wurden,  wo  die  Ausstattung  die  Summe  von 
3000  Talern  überstieg,  die  Mitgift  14  000  Taler  betrug; 
eine  Bauernhochzeit,  die  sich  von  der  in  Immermanns 
Mflnchhausen  nicht  unterscheidet  (Lehndorff,  8.  547). 

Wie  in  ganz  Europa  wahrend  des  18.  Jahrhunderts 
die  Besserung  dieser  Verhältnisse  ein  Werk  des  Absolutismus 
gewesen  ist,  in  Frankreich,  Dänemark,  Österreich,  so  be- 
sonders in  Preußen.  Gerade  derjenige  König,  der  von  den 
Hunianitätsideen  des  18.  Jahrhunderts  völlig  unbertlhrt 
geblieben  ist,  hat  als  erster  da,  wo  er  freie  Hand  hatte, 
auf  den  Domänen,  wenigstens  auf  denen  des  Königreichs 
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Preußen,  1718 — 1728  mit  der  Reform  begonnen,  (iie  Besitz- 
verhältnisse verbessert  und  gesichert,  die  Gebundenheit 
an  die  Scholle,  die  Dienste  bestehen  lassend.  Wie  sehr 
Friedlich  der  Grofie  von  derselben  Gesinnung  erfttHt  war, 
ergibt  sieb  besonders  wieder  aus  den  Marginalien  zur  neuen 
Redaktion  der  Instruktion  für  das  Generaldirektorium: 
»Da  ich  bedacht  bin,  das  Land  in  allen  Stocken  zu 
■soulagiren,  so  stehen  dabei  im  Vordergrunde  die  grau- 
.saineu  Dienste,  wobei  nichts  als  Verderben  herauskommt ; 
daher  soll  überall  in  den  Domänenämtern,  in  den  Städten 
und  in  den  adligen  Dorfern  dahin  gesehen  werden,  ob 
man  es  nicht  so  einrichten  könnte,  daß  der  Bauer  die 
Woche  drei,  höchstens  vier  Tage  diene";  das  irerde  zwar 
viel  Geschrei  geben,  aber  fQr  den  gemeinen  Mann  sei  es 
fast  nicht  auszustehen,  wenn  er  jede  Woche  5  oder  6  Tage 
dienen  soll.  Die  Kammern  sollen  sich  wenigstens  angelegen 
sein  lassen,  auf  den  Ämtern- die  wfisten  Hufen  zu  besetzen, 
ilamit  der  Dienst  auf  mehrere  Schultern  sich  verteile 
(Marg.  2,  555).  Ferner  wenn  sich  die  Kammer  unterstehe, 
auf  eigne  Hand  neue  Autlagen  zu  machen,  so  solle  der 
Präsident  mit  infamer  Kassation  l)ostraft  werden.  ..Ist  er 
vom  Adel ,  so  soll  er  degradirt  und  auf  seine  Lebtage  in 
die  Karre**  (Marg.  17,  558).  Die  Dieastgelder  sollen  durch- 
aus nicht  erhöht  werden  und  stehet  gleiche  Strafe  darauf" 
(Marg.  18,  558).  Er  verlangt  weiter  Teilung  der  zu  grofien 
Bauergflter  unter  die  Kinder  nicht  nur  in  den  Ämtern, 
sondern  auch  in  den  Dörfern  der  Stftdto  und  in  den  adligen 
Dörfern  (Marg.  20,  559).  „Es  soll  allemal,  wenn  ein  Amt 
auf  das  Neue  verpachtet  wird,  zu  großer  Konsideration 
gezoj^cn  werden,  ob  der  vorige  Amtmann  gut  mit  den 
Bauern  umgegangen  ist  und  ob  er  richtig  bezahlet  hat. 
Wenn  dann  ein  Andrer  mehr  als  bisher  bietet,  so  mufi  er 
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dartun,  woher  er  die  Pacht  nehmen  "will,  sonst  muß  er 
platteiiliijgs  abgewiesen  werilen"  (Marg.  35,  503).  „Die 
Bauern  solleu  mit  deu  Wolfsjagden  nicht  nach  der  Jager 
ilir  Plaisir  vf^kziret  werden,  sondern  nur,  weun  es  die  Noth> 
und  Unistände  erfordern*  (Marg.  84,  572). 

Wie  Brüooeck  im  einzeloen  treffeDd  oacbgewiesen  bat,, 
ist  Friedrich  der  Große  unablässig  bemüht  gewesen,  nach 
dem  Vorbilde  des  besseren  Zustandes  in  Schlesien  und  in 
Preußen  den  Zustand  in  der  Mark  und  in  Pommern 
zu  verbesfem  und  in  der  Hauptsache  so  herzustellen,  wie 
er  im  A.  L.  R.  kodifiziert  worden  ist  (von  Brüuneck,  Zeit- 
schrift der  Savigny-Stiftung  für  Rechtsgeschichte,  Germa- 
nistische Abteilung,  VIII  (1H87).  3Hflf.:  Die  Leibeigenschaft 
in  Ostpreußen;  XI  (188ö),  KMff. :  Die  Leibeigenschaft  in 
Pommern;  X  (1889),  24 ff.,  48;  Die  Aufhebung  der  Leib- 
eigenschaft durch  die  Gesetzgebung  Friedrichs  des  Großen 
und  das  Allgemeine  preußische  Landrecht;  XI  (1890), 
101  ff.,  145;  Conrads  JahrbOcher,  50,  35881;  damit  stimmen 
ttberein:  Knapp,  Die  Landarbeiter  in  Knechtschaft  und 
Freiheit,  42,  126;  Koser,  I,  370;  II,  376,  489). 

Das  war  auch  früher  die  Ansicht  von  Max  Lehmann, 
„Wer  wüßte  nicht,"  sagt  er  in  „Knesebeck  und  tScIion" 
(1875),  lüü,  „daß  Friedrich  Wilhelm  I.  die  Leibeigenschaft, 
Erbuntertänigkeit  und  GutspHichtigkeit  der  Domänen- 
einsassen  wenigstens  im  Königreich  Preußen  ganz  auf- 
gehoben, auf  Erm&ßigung  und  gesetzliehe  Begrenzung  der 
b&uerlichen  Lasten  in  allen  seinen  Staaten  hingewirkt,  ent- 
ehrende Strafen  der  Frohndenden,  sowie  das  Legen  der 
Bauern  verboten  hat.  Friedrich  der  Große  erklärte  bekannt- 
lich den  Zustand  der  Leibeigenschaft  für  den  unglücklichsten 
und  empörendsten  von  allen,  von  einer  völligen  Abschaffung 
ließ  er  sich  nur  durch  die  Besorgnis  vor  einem  Euia  der 
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Laudwirtschuft  und  durch  deu  Mangel  an  Eutscbiidigungs- 
geldern,  die  er  dem  Adel  nicht  glaubte  von  nthalten  zu 
dürfen,  abschrecken;  trotzdem  liat  er  sie  eiuiual  für 
Pommern  dekretiert;  an  einer  Milderung  der  Abhängig- 
keit bat  er  fortwährend  gearbeitet;  wie  viel  schöne  Züge 
dieser  seiner  Sorge  ffir  den  kleinen  Mann  sind  uns  aber- 
liefert!"  Lehmann  bat  sieh  damals  unter  Berufung  auf 
Lette  und  BOnne  gegen  die  landläufige  Behauptung  aus- 
gesprochen, dafi  das  A.  L.  R.  alles  beim  alten  gelassen 
habe. 

Jetzt  im  ^Steiu"   liest  man  das  an<lers.    Kr  gefallt 
sicli  nunmehr  darin,  nur  die  dunklen  Seiten  hervorzuheben, 
ein  Gemälde  grau  in  grau  zu  malen ,   was  einen  seiner 
Rezensenten  zu  der  Erklärung  veranlaüt  hat,  daß  gerade      J/4 .  , 
diese  Partie  eine  Perle  der  Geschichtschreibung  sei,  und  ^ 
zu  dem  Wunsche,  daß  sie  in  die  Lesebücher  der  preufiischen       ~  * 
Schulen  aufgenommen  werde. 

Eine  allgemeine  Bemerkung  ist  hier  am  Platse.  Kein 
geringerer  als  Knapp  hat  sich  dahin  ausgesprochen,  da6 
die  agrarische  Forschung  zu  sehr  im  Liberalismus  be- 
fangen sei.  „Im  Sinne  des  Junkertums  wird  nur  wenig 
Agrarhistorisches  geschrieben;  nur  die  Liberalen  haben 
mit  großen  Kenntnissen,  aber  mit  engem  Yerstilndnis 
auf  diesem  Gebiete  gearbeitet.  Sie  malen  alles  in 
mdglichst  dasteren  Tönen,  was  die  altere  Agrarverfassung 
betrifft.  Denn  gegen  das  Junkertum  darf  man  sich  ja 
wohl  einige  Übertreibung  erlauben.  Und  wie  kOstlicb 
trifft  es  sich,  dafi  man  hier  sugleieh  das  Junkertum 
brandmarken  und  die  Verdienste  der  preußischen  Könige' 
grell  beleuchten,  daß  man  ihnen  zurufen  kann:  Heil 
euch,  detm  ihr  gehört  zu  uns!"  (Knapp,  Die  Landarbeiter 
in  Knechtschaft   und   Freiheit,   38).    ,Im  Jahre  1848 
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konnten  die  Liberalen  mit  dem  Stichworte  Feudalismus 

nichts  KL'chtes  inthr  anfangen"  (Knapp,  Grundherrschaft 
und  Rittertum,  73). 


Gegenüber  den  Bewohnern  des  platten  Landes,  dem 
Adel  und  dem  fiauernstande,  sollte  der  Bürgerstand  mit 
der  Verarbeitung  und  der  Verfeinerung  der  Naturerzeug- 
nisse und  mit  dem  Handel  sich  beschäftigen.  Wie  Qberall 
sonst,  so  waren  auch  in  Brandenburg-Preufien  die  Stfldte 
schon  im  Mittelalter  mit  allerhand  Privilegien,  Zwangs- 
und Bannrechten,  mit  dem  Ureunerei-  und  lirauereimüuopol 
ausgestattet. 

Wie  Deutschland  til)erhaupt,  wie  ganz  Kuropa,  so  war 
auch  (las  Preußen  des  18.  Jahrhunderts  noch  ein  agrarisches 
Land,  indem  nur  ein  geringer  Prozentsatz  der  Bevölkerung 
in  den  Stftdten  lebte.  Wfthrend  man  aber  in  den  anderen 
deutschen  L&ndern,  z.  B.  in  Hannover,  sieh  auf  staatliche 
Förderung  der  Landwirtschaft  beschränkte,  weil,  wie  der 
hannoversche  Minister  Münchhausen  sagte,  das  Genie  der 
Nation  nicht  auf  Handel  und  Industrie  gerichtet  sei,  sind 
Fricdricli  Wilhelm  1.  und  Friedricli  d.  (Jr.  unabla^sip;  ho- 
streht  gewesen,  Industrie  und  Handel  und  damit  das 
städtische  Wesen  in  die  Höhe  zu  bringen.  Das  Merkantil- 
System,  dem  beide  anhingen,  ging  nicht  auf  das  Interesse 
des  Ackerbaus  und  des  platten  Landes,  sondern  auf  das 
Interesse  der  Städte  hinaus.  Dafi  die  Rohprodukte,  die 
Erzeugnisse  der  Landwirtschaft,  dafi  das  Getreide,  die 
Wolle,  daß  sogar  Felle  und  Häute,  Hanf  und  Flachs  nicht 
ausgeführt,  die  meisten  dieser  Produkte  nicht  einmal  auf 
dem  Lande  aufgekauft  werden  durften .  sondern  von  den 
Landleuten  in  die  Städte  zu  Markte  gebracht  werdea 
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mafiten,  gereichte  doch  den  Landbewohnern,  nicht  nur  dem 
Adel,  sondern  auch  den  Bauern  zum  Schaden  und  den 
Bürgern  zum  Nutzen.  Dafi  die  Industrieproduhte  durch 
Eingangszölle  geschützt  wurden,  schadete  wieder  den  kon- 
sumierenden Landbewohnern  und  nützte  wieder  den  Bürgern 
der  Städte  (Kap.  VI,  Landwirtschaft,  Industrie.  Handel). 
Wohl  sollte  die  Balance  zwischen  Landwirtsrhaft  und  In- 
dustrie gehalten  werden,  aber  im  großen  und  ganzen  wurde 
doch  das  ländliche  Interesse  gegen  das  städtische  zurück- 
gesetzt. Im  Interesse  der  Industrie  hat  Friedrich  der  Große 
die  Bewohner  der  Städte  und  deijenigen  Landschaften  des 
Westens,  m  denen  schon  damals  die  Industrie  auf  dem 
Lande  ihre  Schwingen  rührte,  von  der  Kantonpllicht  befreit; 
keine  einzige  von  den  gröfleren  Stftdten  hat  zum  Heere 
Friedrichs  d.  Gr.  im  siebenjährigen  Kriege  auch  nur  einen 
Mann  gestellt.  Die  an  Stelle  der  Koutributiun  in  den 
Städten  erhobene  Akzise  brachte  zwar,  ungeachtet  die  Be- 
völkerung der  Städte  viel  geringer  als  die  des  platten 
Landes  war,  einen  höheren  £rtrag  als  die  KoDtribution. 
Aber  die  Akzise  wurde  zu  einem  sehr  erheblichen  Teile 
von  den  Landbewohnern  mit  entrichtet,  da  sie  sich  auf 
alles  Verbrauchbare  erstreckte,  auch  auf  Industrieprodukter 
die  in  den  Stftdten  verfertigt  und  nur  dort  verkauft  werden 
durften,  die  aber  doch  auch  für  die  Bewohner  des  platten 
Landes  notwendig  waren.  Namentlich  die  Bauern  waren 
so  in  großem  l'mfaiige  akzisepflichtig.  Der  Adel  wenigstens 
insofern,  als  er  auf  den  Gütern  wohnend  zwar  von  Kolonial- 
waren und  Wein  steuerfrei  war,  aber  von  den  hochtaritierten 
ausländischen  Manufakturwaren  den  vollen  Akzisebetrag 
entrichten  mufite,  w&hrend  er  in  der  Stadt  wohnend  nur 
für  die  Erzeugnisse  des  eigenen  Guts  zum  persönlichen 
Gebrauche  frei  war.  Um  die  st&dtisehen  Akzisekassen  zu 
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fQUen,  die  einzige  Möglichkeit  die  Staatseinnahmen  zn 
Bteigem,  denn  der  Betrag  der  Kontribution  stand  ein  fQr 
allemal  fest,  hat  schon  Friedrich  Wilhdm  I.  alle  Beamtfn 
mit  Ausnahme  der  speziellen  „Beamten  auf  den  Domänen" 

in  den  Stftdten  wohnen  lassen  und  sämtliche  Truppen, 
auch  die  Kavallerie,  nach  den  Städten  verlebt.  Zwar 
wurde  für  deren  Unterhriiif^'ung ,  da  es  Kasornen  noch 
nicht  gilb,  den  Garni^oustadten  eine  neue  Abgabe,  der 
Servis,  auferlegt.  Aber  abgesehen  davon,  daß  trotzdem 
die  Stftdte  gern  Garnitionstildte  werden  wollten,  mufiten 
die  Bauern  wegen  Befreiung  von  der  Kavallerieeinquar- 
tierung ein  Kavalleriegeld  entrichten,  wie  sie  auch  zu 
Fuhrleistungrn  bei  Blftrschen,  zu  Vorspann  jeder  Art  vor* 
pflichtet  waren. 

Wie  bei  dieser  Sachlage  Lcluuaua  dazu  kommt, 
wiederholt  zu  behaupten,  die  Stüdie  seien  die  Siiefkinder 
dieses  Systems  ^^ewesen,  auf  ihre  Kosten  habe  der  Adel, 
von  den  Bauern  ist  nicht  die  Rede,  ein  standesgeniÄßes 
Leben  geftthrt,  ist  unter  allen  wunderbaren  Behauptungen, 
mit  denen  der  frid«  riziauiscbe  Staat  diskreditiert  wird, 
die  allerwunderbarste;  man  könnte  von  den  St&dten 
mit  mehr  Recht  sagen,  daß  sie  kanstlich  aufgepftppelt 
seien,  daß  sie  sich  von  dem  platten  Lande  hfttten  ernähren 
lassen. 

Mur  so  viel  ist  riclitig,  daß  trotz  aller  Begünstigung 
der  Stüdte,  trotz  der  Anstiengungeu  der  beiden  Könige 
um  die  üebung  von  Industrie  uud  UantU  i  der  Zweck  nur 
unvollkommen  erreicht  worden  ist;  daß  das  Bürgertum 
in  Preußen  wie  in  ganz  Deutschland  ein  ziemlich  kläg- 
liches, ein  kleinbQrgerliches  geblieben  ist.  Wie  schon 
■Justus  Ubaer  klagte,  daß  ein  dritter  Stand  fehle,  so  sagt 
auch  Jaui^  (l,  44ü):  „La  bourgeoisie  allemande  en  cette 
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fin  du  18.  Bitele  existait  k  peine;  on  da  moinselle  n'avait 

pas  cette  confiance  en  soi  que  donne  la  croissance  de  la 
richesse  et  l'essort  des  entreprises."  Und  so  faßt  auch 
Hintze  die  Sache  auf,  indcMii  er  sagt,  es  halie  zu  Anfang 
des  19.  Jahrhunderts  in  Preußen  noch  kein  kompaktes, 
.selbstbewufites,  zu  politischer  Wirksamkeit  befähigtes 
Bfirgertum  gegeben. 
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Heer  und  Beamtentuni. 


Als  Werkzeuge  seiner  absoluten  Gewalt  hatte  sich 
das  Königtum  ein  Heer  und  ein  Beamtentum  geschaffen, 
derengleichen  es  im  llbrigen  Dentscfaland  und  in  der  ganzen 
Welt  nicht  gab. 

Die  stehenden  Heere  haben  nrsprllnglich  auf  Werbung 
im  In-  und  Auslande,  auf  privatreehtlicher  Grundlage, 
auf  freiem  Vertrage  beruht,  so  daß  alle  Soldaten.  Inlilnder 
wie  Ausländer,  Freiwillige  waren.  Deshalb  wurden  diese 
geworbenen  Truppen  auch  keineswegs  lediglich  im  Interesse 
des  Landes,  sondern  gegen  Zahlung  (Subsidien)  gelegeutlich 
auch  in  fremdem  Interesse  gebraucht.  .  Zumal  sie  aus 
eigenen  Mitteln  gar  nicht  zu  erhalten  gewesen  wftien;  der 
Soldatenhandel  ergab  sich  auf  dieser  Entwicklungsstufe 
Ton  selbst  Nicht  nur  der  Knifflrst  Emst  August  von 
Hannover  hat  seine  die  Mittel  weit  ttbersteigenden  12000 
Mann  in  Ungarn  kämpfen  lassen ;  in  Brandenburg- Preußen 
war  es  unter  dem  Großen  Kurfürsten  und  dem  ersten 
Könige  ganz  ebenso.  Für  prtuifiische  Interessen  haben  die 
Truppen  des  Großen  Kurfürsten  eigentlich  nur  bei  Warschau 
und  Fehrbellin  gefochten,  sonst  sind  sie  je  nachdem  unter 
dem  Schein  von  Bttndnissen,  bei  denen  aber  die  Subsidien 
die  Hauptrolle  spielten,  an  andere  Potentaten  yermietet. 
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"Was  hatte  denu  der  preußische  Staat  für  eiu  Iiiteiess(^  am 
spanischen  Erbfolgekriege,  was  hatten  preußische  Regimenter 
bei  Turin  und  Malplaquet  zu  suchen?  Auch  diejenigen 
9000  Mann,  welche  unter  der  Parole  London- Amsterdam 
an  die  Stelle  der  nach  England  gegangenen  hollAndischen 
Truppen  traten,  wurden  von  der  holländischen  Regierung 
in  Sold  und  Verpflegung  genommen.  Friedrieh  Wilhelm  I. 
und  Friedrich  der  Grofie  haben  sich  denn  auch  mifibilligend 
darüber  ausgesproclien;  Friedrich  Wilhelm  I.  bittet  in 
seinem  Testament  von  1722  seineu  lieben  Sukzessor,  die 
Armee  nicht  zu  separieren,  wie  es  sein  Vater  im  letzten 
französischen  Kriege  getan  habe,  sondern  sie  zusammen- 
zuhalten; dann  werdet  ihr  in  Europa  die  Balance  halten 
können;  nicht  f&r  Subsidien  dürfe  er  an  irgendeine  Macht 
Truppen  stellen,  sondern  nur  für  Gewinn  an  Land  und  Leuten; 
point  de  pays,  point  de  Frnase;  er  mflsae  aber  in  diesem 
Falle  mit  seiner  ganzen  Armee  marschieren;  das  Reichs- 
kontingent von  14000  Mann  solle  aus  den  Truppen  der 
kleinen  Fürsten  von  Gotha,  I)armst<idt.  Baireuth,  Ansbach 
Eisenach  gegen  -festes  Abonnement  gestellt  werden  unter 
Führung  eines  preußischen  Generals.  Friedrich  der  Große 
hat  es  geradezu  ausgesprochen,  daß  die  Truppen  Friedrichs  l, 
weniger  ihm  als  den  Alliierten,  welche  sie  bezahlt,  gehört 
hfttten;  dafl  anfangs  die  Unterhaltung  der  Armee  auf  ans- 
lAndischen  Subsidien  beruht,  und  dafi  erst  die  Akzise  seit 
1682  die  Mittel  geliefert  habe,  einen  Teil  selbst  zu  be- 
solden (Memoire  pour  senrir  k  IHiistoire  de  la  maison  de 
Brandebourg  126;  Du  Militaire  182,  185). 

Ganz  freilich  war  der  Gedanke  au  die  Wehrpflicht 
der  Bevölkerung  niemals  aus  den  Wehrverfassiingeu  ge- 
schwunden (Freiherr  y.  d.  Goltz,  Roßbach  und  Jena, 
2.  Auflage,  213).  Nicht  nur  in  Hannover,  wo  trotz  der  Ver- 
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Sicherung  von  Tieuci  (KiirbraunscliweiLMsch  lüiioburgiscljes 
Staat sreclit),  daß  genaue  Verordnungeu  gemacht  seien,  nach 
welchen  die  Leute  beim  geringsten  Zwange  wieder  auf 
freien  Fufi  gesetzt  werden  mafiten,  doch  im  Falle  der  Not, 
wenn  die  Erhöhung  auf  den  Kriegsetat  sieh  nicht  anders 
bewirken  liefi,  tumultuariBche  Zwangswerbungen,  namentlich 
am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  nach  dem  Vorbilde  des 
englischen  Matrosenpressens  stattfanden,  wo  dann  die 
Ämter  die  Gelegenheit  benutzten,  sich  ihrer  Vagal)un(len 
und  Strolche  zu  entledigen:  auch  in  Preußen  sind  zur  Zeit 
des  Werbesystems  Gewalttätigkeiten  au  eigenen  Untertanen 
vorgekommen;  unter  Friedrich  I.  war  die  Werbung  im 
Inlande  derart  organisiert,  dafl  der  Rekrutenbedarf  auf  die 
Provinzen  verteilt  wurde  und  dafi  die  Ortsobrigkeiten  eine 
bestimmte  Zahl  zu  stellen  hatten,  so  dafi  namentlich  auf 
den  Domftnen  Landeskinder  zwangsweise  enrolliert  worden 
sind.  Der  Gedanke  der  allgemeinen  Wehrpflicht  wirkte 
auch  darin  noch  nach,  daß  lange  Zeit  neben  dem  stehenden 
Ilt  ( MC  eine  Miliz  fortbestanden  hat,  die  ganz  auf  Zwang 
beruhte;  sie  ist  in  Hannover  noch  17()t>  reorganisiert  in 
zehn  sogenannte  Laudrcgimcnter,  die  aber  nur  sonntäglich 
in  den  Gemeinden  exerziert  und  nur  einmal  im  Jahr  zu 
Kompagnien  zusammengezogen  wurden,  die  auch  nur  inner- 
halb des  Landes  zu  dessen  Verteidigung  gebraucht  werden 
durften  und  infolge  des  dort  bestehenden  Dualismus  als 
st&ndiscbes  Heer  dem  landesherrlichen  gegenüberstand 
(H.  V.-  u.  V.Gesch.  I,  312).  Knie  solche  Miliz  hat  es  auch 
in  Frankreich  und  in  Prrußen  gegpl)en.  Sie  hat  in  Frank- 
reich bis  zur  Revolution  bestanden,  während  sie  in  Preußen 
unter  Friedrich  Wilhelm  L  aufgehoben  wurde  zur  selben 
Zeit,  wo  auch  die  letzten  Spuren  des  Lehndienstes  ver- 
schwanden. 
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Unter  diesen  Urastitnden  war  es  eine  Neuerung  sonder- 
gleichen, daß  der  Sdlciatenkönig  par  excellence,  bei  fort- 
hesteheiider  Werlmng  außerhalb  Preußens,  durch  die 
Kantonreglenients  von  IT  '»:}  und  1735  die  Untertanen  in 
den  Städten  und  auf  dem  platten  Lande  einerlei,  ob  sie  in 
königlicheo  oder  adligen  Dörfern  wohnten,  in  Person  oboe 
jede  Stellvertretung  fükr  waffenpflicbtig  erklftrte:  in  der 
"Weise,  daß  die  Feuerstellen  distriktsweise  unter  die  Regi- 
menter verteilt  wurden,  5000  auf  ein  Infanterie-,  1800  auf 
ein  Kavallerieregiment,  und  dafi  die  Ausgeltobenen ,  mit 
der  Verpflichtung  20  Jahre  zu  dienni .  nach  tieiii  Kiu- 
exerzieren  in  die  Kantons  heurlaul»t .  nach  Bedarf  zu  den 
Frühjahrs-  und  Herbstühungen  wieder  cin;;rz()LM'n  und  aus 
den  mannigfaltigsten  Gründen  wegen  Annahme  von  bäuer- 
lichen und  städtischen  Etablissements,  als  Unentbehrliche 
in  den  Dörfern  vor  Ablauf  der  Dienstzeit  entlassen  wurden 
(v.  Bassewits,  I,  280).  Garns  anders  stand  es  mit  den  ge- 
worbenen Ausländem,  die  während  der  bedungenen  Frist 
bei  der  Fahne  verblieben,  jedoch  außerhalb  der  Exerzier- 
zeit und  wenn  sie  znm  Wachdienst  nicht  nötig  waren ,  in 
bestimmter  Zahl  als  sogenannte  Freiwächter  im  Orte  be- 
urlaubt wurden,  um  sich,  ohne  während  dieser  Zeit  auf 
Löhnung  und  Kost  Anspruch  zu  haben,  durch  Gewerbe- 
betrieb oder  mit  Handarbeit  ihr  Brod  zu  verdienen,  indem 
die  dadurch  entstehenden  Ersparungen  zum  Einkommen 
der  Kompagnie-  und  Scbwadroncbefs  gehörten,  eine  Ein- 
richtung, die  damals  in  der  ganzen  Welt  bei  den  ge- 
worbenen Heeren  bestand.  Immerbin  gab  es  auch  nach 
EinfDhrung  der  allgemeinen  Wehrpflicht  und  ohne  Miliz 
gewissermafien  zwei  Armeen. 

Die  Maßnahme  Friedrich  Wilhelm  I.  fand  natürlich 

allgemeine  Mißbilligung,  auch  beim  Adel,  wie  die  Gravamina 

4« 
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bei  der  Thronbesteigung  Friedrichs  des  Grofien  beweisen; 

waren  doch  die  Bauern  dadurch  direkt  unter  die  königliche 
Gewalt  gestellt,  so  daß  wohl  gesagt  ist,  die  Einführung 
der  allgemeinen  Welirjjriicht  sei  der  erste  Schritt  zum 
Staatsbürgertum  gewesen.  Ihren  Zweck  hatte  sie  erfüllte 
Beim  Tode  Friedrich  Wilhelm  I.  gab  es  auf  2Vs  Millionen 
Einwohner  80000  Soldaten,  4®/o  der  Bevölkerung,  das 
Yieirfaehe  des  heutigen  Bestandes;  das  Militärbudget  belief 
sieh  auf  */t  des  Gesamtbudgets. 

Die  weltgeschichtliche  Bedeutung  der  Maßnahme  ist 
vor  allein  von  Friedrich  dem  Großen  anerkannt  worden,, 
der  geradezu  sagt,  daß  die  Armee  dadurch  unsterblich  ge- 
worden sei ,  (laß  sie  sich  wegen  dieser  Einrichtung  un- 
erschöpflich erneuert  habe;  „ce  qui  reude  l  ärmte  ininiortelle» 
en  lui  foumissant  un  fonds  assur^,  par  lequel  eile  s'est  sans 
cesse  renouvelöe  depuis  (Du  militaire,  103);  dann  aber  auch 
von  den  Historikern,  von  Droysen,  Schmoller,  Hintze;  ganz 
besonders  auch  von  den  MilitSrhistorikem,  von  Courbiöre, 
Jahns,  V.  Schrötter,  auch  von  Ausländem  wie  Cavaignac  (La 
formation  de  la  Prusse  II,  3Ö5,  390,  403,  448).  Von  keinem 
aber  zutreffender  als  von  Max  Lehmann.  Er  schreibt 
(„Knesebeck  und  ISchün'  (1875)  84):  „Wenn  je  eine  In- 
stitution aus  der  Natur  eines  Staates  erwuchs,  so  ist  es- 
die  allgemeine  Wehrpflicht;  sie  ist  so  spezifisch  preußisch, 
dafi  man  die  Behauptung  wagen  kann,  hier  mufite  sie 
zuerst  Wurzel  sehlagen;  der  preußische  Staat  wurde  durch 
seine  Begenten  ttber  sich  selbst  emporgehoben  und  indem 
er  eine  Rolle  weit  Ober  seine  Er&fte  spielte,  entstand  die- 
alles  andre  beherrschende  Frage:  Woher  die  Menschen 
nehmen,  um  das  gewaltige  Heer  vollzählig  zu  halten?  Die 
damals  allgemein  lienscheiide  Werbung  hätte  ein  Kapital 
erfordert,  das  unerschwingliche  Lasten  auf  die  Untertanen 
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gelebt  haben  würde.  VerhältDismäßig  frUb  kam  man  in 
Preußen  auf  den  Gedanken,  daß  es  eine  bessere  und 
billigere  Art  der  Heeresverwaltung  g&be,  wenn  man  die 
Dienste,  welche  von  Mietlingen  geleistet  so  kostspielig 
-wären,  in  natura  von  den  Eingeborenen  forderte."  Lehmann 
hatte  schon  vorher  von  der  welthistorischen  Bedeutung 
•der  Kantonreglements  gt  si)rochen ;  nur  einmal  meint  er, 
die  Maßnahme  sei  nicht  gerade  die  allpemeiue  Wehrpflicht 
gewesen;  Friedrich  Wilhelm  I.  habe  deren  Idee  nicht  im 
vollen  Glänze,  sondern  nur  im  gebrochenen  Lichte  geschaut. 
Auch  im  „Schanihurst"  ( ls87)  II,  8(3  heißtes:  .Ein  preußischer 
König,  Friedrich  Wilhelm  I.,  ist  es  gewesen,  dessen  Re- 
gierung auf  diesem  Gebiete  £poche  machte.  Indem  er  ein 
Heer  unterhielt,  welches  weit  Uber  die  Kräfte  seiner  Terri- 
torien hinausging,  empfand  er  die  Übelstände  des  her- 
kOuimlichen  Zustandes  besonders  peinlich  und  erhielt  den 
mächtigen  Antrieb,  sich  nach  einem  neuen  Prinzip  der 
Heeresertiilnzuntz  umzusehen.  Er  fand  es  in  der  Ver- 
pflichtung seiner  Untertanen  zum  Watfendienst."  Im  «Stein" 
hat  er  dann  das  volle  (iegenteil  behauptet. 

Von  iliier  ursprünglichen  Reinheit  unter  Friedrich 
Wilhelm  I.  hat  die  preußische  Webrverfassung  unter 
Friedrieh  dem  Großen  vieles  eingeboßt  Unter  ihm  wurden 
die  Exemtionen,  die  anfangs  das  Prinzip  kaum  alteriert 
hatten  —  denn  der  Adel  diente  so  wie  so,  Beamte  und 
Kolonisten  wollten  nicht  allzuviel  bedeuten  und  Vermögen 
über  10000  Taler  waren  damals  sehr  selten  — ,  weit  aus- 
gedehnt und  zwar  im  Interesse  der  Industrie  und  der 
Akzise,  namentlich  als  es  sich  um  deren  Erhöhung  behufs 
des  Retablissements  nach  dem  siebenjährigen  Kriege  handelte. 
Alle  namhaften  Städte  waren  zuletzt  befreit,  sogar  ganze 
l4indesteile;  und  in  den  Städten,  die  nicht  befreit  waren, 
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waren  docli  dif  Kuufleute,  Fabrikanten,  Kapitalisten  frei, 
so  daß  die  Last  auschließlicli  auf  den  HandNverkern  in  den 
ganz  kleiueu  Städten,  und  auf  den  Bauern  ruhte.  Aber 
am  Prinzip  wurde  festgehalten;  im  Kautonreglement  vom 
12.  Februar  1792  heifit  eB:  «Die  Verbindlichkeit  zum 
Kriegsdienste  ist  eine  Obliegenheit  unserer  getreuen  Unter- 
tanen, die  mit  der  Erhaltung  des  Staates  und  mit  der 
Sicherstellung  ihrer  eigenen  Habe  und  GOter  iu  der  ge- 
nauesten Verbindung  steht"  „Der  Verbindlichkeit  den 
Staat  zu  verteidigen  kanu  sich  niemand  entziehen,  der 
dessen  Schutz  genießt.* 


Auch  das  Beamtentum  sollte  lediglich  ein  Werkzeug 
der  königlichen  Gewalt  sein,  gewissermaSen  nach  dem 
Bilde  des  Königtums  gemacht 

Es  sollte  zuvörderst  ein  einheitliches  sein  für  den  Ge- 

saiutstaat.  ^'acli  JediM-  Annexion  hatte  jede  oiganisatorische 
Yeriinderung  den  ernste  >ten  Widerstand  hervorgerufen; 
nicht  nur  wenn  eine  Beamtenreduktion  damit  verbunden 
wurde,  sondero  auch  sonst,  wenn  etwa  die  Behörden 
verlegt  werden  sollten,  wie  1714  die  Hohensteinschen 
nach  Halberstadt  (Acta  II,  Nr.  28)  oder  wenn  sie  mit 
anderen  vereinigt  werden  sollten,  wie  1714  und  1719  die 
von  Minden,  Ravensberg,  Tecklenburg  und  Lingen  (Acta  11^ 
Nr.  30,  III,  Nr.  102).  Die  vorponinierschen  Stftnde  von 
Ritterscliaft  und  Städten  wollten  sicii  17J0  nicht  von  den 
hinterponiiiierschen  Behörden  regieren  lassen,  sondern  ver- 
langten CoUegia  regiminis,  dicasterii  et  consistorii,  welche 
mit  Leuten  aus  Vorpommern  besetzt  seien,  wie  einst  zur 
fftrstlichen  und  schwedischen  Zeit  (Acta  III,  Nr.  223,  320. 
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Schon  im  Testamente  Ton  1722  Imtte  Friedrieh  Wflhelm  I. 

empfohlen,  keiiieiii  Altiiiürker  in  Her  Altmark  und  im 
Magdeburgischen  Hauptmannschafteii  zu  geben,  sondern 
nur  einem  Pommern  oder  Preußen;  keinem  Magdeburger, 
Halberstädter  udcL  Altmärker  in  Magdeburg  und  Halber- 
stadt, sondern  nur  einem  Preußen,  Pommern,  Mittelmärker 
oder  einem  solchen  ans  Minden  und  Cleve;  keinem  Clever  in 
Cleve.  In  der  Instruktion  fflr  das  Generaldirektorium  ist 
das  dahin  erweitert,  dafi  keiner  in  seinem  „Vaterlande"  zu 
Kommissariats-  und  Kameralhedienungen  angestellt  werden 
sollte.  Es  heißt  Art.  I  §  11:  „Was  die  Wiederbesetzung 
der  in  den  Provinzen  bei  den  Kommissariaten  und  Kammern 
vakant  werdenden  Bedienungen  betrifft,  so  soll  das  üeueral- 
direktorium  bei  Vakanzen  in  Preußen:  Clevische,  Märkische 
oder  Pommersche  Untertauen,  aber  keine  Preußen  vor- 
schlagen; bei  solchen  in  Cleve:  Preuflen,  Märker  und 
Magdeburger  aber  keine  Clever,  bei  denen  in  Pommern: 
Preufien,  Clever  und  Magdeburger,  aber  keine  Pommern, 
bei  denen  in  Magdeburg  und  Halberstadt:  Mftrker, 
Clever  und  Preußen,  aber  keine  Magdeburger  und 
llalberstädter."  „Mit  einem  Worte,  Unsere  allergnildigste 
Intention  gelit  deswegen  dahin .  daß  Uns  zur  Besetzung 
der  Provinzialkammern  und  Kommissariate  keine  Leute  in 
Vorschlag  gebracht  werden  sollen,  die  aus  der  Provinz 
gebürtig,  wo  die  vakante  IX  liienung  wieder  zu  besetzen." 
Wie  sehr  gerade  diese  Vorschrift  Anstoß  erregen  werde, 
war  sieh  der  König  wohl  bewußt  Wo  am  Schlüsse  der 
Instruktion  davon  die  Rede  ist,  daß  das  odinm  nicht  auf 
den  KOnig,  sondern  auf  das  Generaldirektorium  fallen  mttsse, 
wird  als  eine  solche  Bestimmung,  welche  von  den  meisten 
Leuten  ungleich  angesehen  werden  könnte,  gerade  diese 
hervorgehoben. 
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In  der  Instruktion  von  1748  Art.  I  §  6  hat  Friedrich 
der  Gro6e  denselben  GmndsatK  ausgesprochen. 

In  keinem  Lande  der  Welt  ist  der  Partikularismus  so 
unausrottbar  wie  in  Deutschland.  Die  Stände  der  Graf- 
schaft Mark  haben  sich  noch  im  Jahre  1n>3  unter  Be- 
rufung auf  die  Landtagsrezesse  von  1049,  1(553.  1(500  und 
auf  die  Kabinettsreskripte  von  1749  und  1786  (Lehmann  I, 
265,  Note  1)  für  das  Indigenat  ausgesprochen.  Ebenso  die 
elegischen  Landstftnde.  Ja  der  achte  westfUische  Provinzial- 
landtag  hat  unterm  5.  April  1845  beschlossen,  dafi  bei  Be- 
setzung von  Beamtenstellen  nur  Eingeborene  der  Provins 
angestellt  werden  sollten;  der  Landtagsabschied  vom 
17.  I)e7.ember  lS4r»  hat  aber  diesen  Antrag  als  mit  der 
gesamten  Verfassung  des  Staates  und  der  Organisation  der 
Verwaltung  völlig  unvereinbar  erklärt,  der  in  einer  ein- 
seitigen Auffassung  proTinzialer  Interessen  gftnzlich  vor- 
kenne,  dafi  die  Provinzen  ihre  Wohlfahrt  und  ihr  Gedeihen 
nicht  von  einem  provimsiellen  Absehlufisystem  erwarten 
könnten. 

Der  zweite  wichtige  Punkt  ist  der,  dafi  zu  diesem 

Beamtentum  alle  Klassen  herangezogen  wurden  oder  viel- 
mehr, daß  es  aus  Adel  und  Bürgerstand  gemiselit  wurde. 
Im  Beamteiituin  fand  gewissernia(5en  eine  \  erschnielzung 
der  beiden  Stände  statt.  Der  Staatsdienst  war  dasjenige 
Gebiet,  wo  auch  der  Bargerstand  sich  geltend  machen 
konnte  im  Staate,  so  dafi  die  bfirgerlichen  Beamten  ge- 
wissermafien  die  Rolle  des  dritten  Standes  spielten.  Der- 
gleichen hat  auch  anderswo  stattgefunden,  aber  die  Art, 
wie  man  in  Preufien  dabei  zu  Werke  gegangen  ist,  war  doch 
eine  sehr  eigenartige.  Allerdings  eine  verschiedene  in  den 
verschiedenen  Zeiten.  Denn  anfangs  hatte  der  Staatsdienst, 
als  er  sich  seit  dem  15.  Jahrhuudert  als  organische  £in- 
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richtung  auszubilden  begonnen  hatte,  einen  gelehrt  bürger- 
lichen Charakter  getragen.  Es  waren  auch  in  Preußen 
Doktoren  des  röniisclien  Rechts,  welche,  häufig  von  den 
Pandektenkathedern  in  den  Staatsdienst  berufen,  den 
Fürsten  dabei  zur  Seite  gestanden  hatten,  den  Kondo- 
minat des  Adels  za  brechen.  Da  nun  in  Preufien  der 
Kampf  zwischen  Adel  und  Landesherm  besonders  heftig 
gewesen  ist  und  besonders  lange  gedauert  hat  und  da 
außerdem  in  Preufien  mehr  als  anderswo  das  Bestreben 
lebendig  gewesen  ist,  den  Staat  TOrwftrts  zu  bringen,  wozu 
mau  aller  vorhaudcuen  Kräfte,  aller  Talente  bedurfte:  ist 
hier  länger  als  anderswo  und  in  besonders  hohem  Maße 
mit  bürgerlichen  Beamten  gearbeitet.  Hat  doch  sogar  der 
Bürgerstand  den  Versuch  gemachtt  sich  einen  proportionalen 
Anteil,  eine  Art  von  Paritat  zu  sichern,  wie  das  pommersehe 
Stftdtecorpus,  was  sich  aber  der  Große  KurfQrst  verbat, 
indem  er  zur  Antwort  gab,  daß  die  Ämterbesetznng  etwas 
sei,  was  in  seiner  Willkür  und  seiner  iiiimitierten  Dis- 
position stehe,  „in  liberrima  nostra  potestate."  Nicht  auf  die 
Ahnen ,  sondern  auf  die  Federn ,  hat  man  schon  damals 
gesagt,  lege  man  in  Preußen  Gewicht,  da  niaii  es  einer 
Sache  nicht  ansehen  könne,  ob  sie  mit  adligem  oder  bürger- 
lichem Geblüte  traktiert  sei. 

Neben  Blumenthal,  Schwerin.  Rhoden  und  Knesebeck 
haben  im  Geheimen  Staatsrate  des  Großen  Kurfttrsten 
Jena,  Meinders,  Fuchs  und  Bheetz  gesessen,  deren  Wirksam- 
keit sich  großenteils  noch  in  die  Zeit  Friedrichs  I.  hinein- 
erstreckte, wo  auf  der  einen  Seite  Dönhoff,  Brandt  und 
Prinzen,  auf  der  andern  die  Danckelmanns ,  Ilgen,  Bar- 
tholdy,  Kolbe- Wartenberg  hinzutraten.  Auch  deren 
Wirksamkeit  hat  zum  Teil  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  fort- 
gedauert, der  auf  der  einen  Seite  Plotho  und  Arnim,  auf 
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der  andern  Creuz,  Katseh,  Kraut,  Boden,  Thulenieyer, 

Cücceji  und  Viebalin  hinzufügte;  von  den  fünf  Ministem 
des  Generaldirektoriunis  waren  nur  Grumbkow  und  Görue 
adlig,  Creuz,  Katscli  und  Kraut  bürgerlich. 

£s  war  abgesehen  von  dem  definitiven  Friedensschlüsse 
zwischen  Königtum  und  Adel  doch  vor  allem  die  Über- 
zeugung, daß  der  Adel  mehr  als  der  Bfirgerstand  zur  Re- 
gierung geeignet  sei,  welche  bei  Friedrich  dem  Grofien 
bewirkte,  dafi  Yon  den  20  Ministem,  die  er  ins  General- 
direktorium berufen  hat,  mit  einer  einzigen,  kurzen 
Ausnahme  (1779 — 1781),  sämtliche  adlig  gewesen  sind. 
Auch  hei  (Ich  Provinzialbehordcn ,  Gericlits-  und  \er- 
waltungsbehörden  sollten  wenigstens  die  Präsidenten 
und  Direktoren  vorzugsweise  aus  dem  Adel  genommen 
werden,  wie  er  auch  eine  besondere  Vorliehe  für  die 
(adligen)  Landrftte  hatte,  die  er  lieber  als  die  Kammer^ 
direkteren  zu  Präsidenten  der  Kriegs-  und  Dom&nen- 
kammem  machte. 

Selbstverständlich  mußten  die  adligen  Subjecta  auch' 
die  gehörige  Kapazität  haben ,  sonst  werde  nicht  auf  den- 
Adel,  sondern  auf  die  Meritt  n  <^ot lien ,  die  Bürgerlichen 
vorgezogpii .  wie  es  in  zahllosen  Kabinettsordres  ein- 
geschärft wird. 

Von  größter  Bedeutung  für  Hie  Berücksichtigung  des 
bftrgerlichen  Elements  im  preufiischen  Staatsdienste  ist 
endlich  der  Umstand  geworden,  dafi  Preufien  im  Unter* 
schiede  von  allen  flbrigen  deutschen  Lftndem  schon  frfllr 
das  Recht  erlangt  hat,  an  bürgerlich  Geborene  den  Adel 
zu  verleihen. 

Seit  der  Briuladi  l  aufgekommen  ist ,  war  jede  solche 
Standeserhöhung  ein  kaiserliches  Reservatrecht ,  das  kein 
einziger  deutscher  Landesherr,  geistlicher  oder  weltlicher. 
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bis  zum  Unterfjanu  des  Reichs  jemals  geübt  liat;  auch 
diejenigen  nicht,  die  zugleich  lieri scher  fremder  Reiche 
waren,  auch  nicht  die  Könige  von  England  in  bezug  auf 
HaDDOTor.  Der  Gebrauch,  welchen  der  Kaiser  von  diesem 
Reservatrecht  gemacht  hat,  war  ein  sehr  eigentümlicher. 

* 

Denn  obgleich  Leibniz,  Goethe  und  Schiller  auf  diese  Weise 
geadelt  sind  —  Goethe  am  10.  April  1782,  Schiller  am  7.  Sep- 
tember 1802,  —  so  ist  doch  niemals  in  der  Welt  weniger  als 
bei  diesen  kaiserliehen  Nobilitierungen  auf  irgendwelches 

Verdienst  ges^dien.  Das  Reich  war  auch  in  dieser  Hinsicht 
die  Karikatur  eines  Staates;  von  Verdienst  im  Reichsdienst 
kouute  überhaupt  keine  Rede  sein,  aber  es  hat  auch  sonst 
keinerlei  causae  cognitio  stattgefunden;  ohne  Vortrag  beim 
Kaiser  hat  der  Reichsvizekanzler  in  Wien  die  Gesuche  er- 
ledigt; wie  früher  bei  den  Promotionen  auf  manchen 
UniversitAten  handelte  es  sich  im  wesentlichen  um  die 
Gebühren,  die  noch  dazu  ziemlich  geringfügig  waren,  indem 
die  Taxe  für  den  simpeln  Adel  nur  386  Gulden  30  Kreuzer 
mit  etwa  90  Gulden  Nebenkosten  betrug.  Den  Gipfel  er- 
reichte dieser  Unfug  in  der  kaiserlosen  Zeit,  während  des 
Interreiinum,  wo  von  den  beiden  Reichsvikaren,  den  Wittels- 
bachern und  den  Wettineru,  je  nach  den  Ländern  des 
fränkischen  und  des  sächsischen  Rechts  das  kaiserliche 
Besenratrecht  ausgeübt  wurde.  Wer  geadelt  oder  in  den 
adligen  Titulaturen  erbübt  werden  wollte,  wartete  den 
Tod  des  Kaisers  ab,  weil  alsdann  die  Taxen  noch  niedriger 
waren.  Der  Ritter  von  Lang  mag  ja  seiner  satirischen 
Laune  die  Zügel  haben  schiefien  lassen,  wenn  er  behauptet, 
daß  man  in  Bayern  am  Schlüsse  jedes  Vikariats  den  jedes- 
maligen Ministeriunisoftiziaiiten  die  Adelsdiplome  beinalie 
umsonst  oder  ganz  gratis  ins  Haus  geschickt  habe.  Aber 
so  viel  steht  fest,   daß  während  des  Zeitraums  vom 
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20.  Februar  bis  9.  Oktober  1790  das  bayrische  Vikariat  271, 

das  sftclisischo  71  Standeserhöhungen  vorgenommen  hat 
und  daß,  als  nach  anderthalb  Jahren  wieder  eine  Kaiser- 
wahl  notwendig  wurde,  die  ht/te  überhaupt,  sich  die 
Standeserhöhungen  in  der  kurzeu  Zeit  vom  1.  März  bis 
27.  Juni  171>2  für  Bayern  auf  Um,  für  Sachsen  auf  57  be- 
laufen haben.  So  angesehene  Familien  wie  die  Schwichelt 
und  Mttnster  sind  durch  vikariatische  Diplome  1790  und 
1792  in  den  Grafenstand  erhoben;  Goethe  in  Wilhelm 
Meister  sagt  einmal  despektierlich:  »er  war  ein  Vikariats- 
graf".  Auch  außerhalb  der  Vikariatszeit  sollen  namentlich 
in  Bayern  Diplome  erteilt  sein,  wozu  J.  J.  Moser  mißbilligend 
bemerkte .  es  sei  ihm  nicht  bekannt ,  auf  was  vor  einem 
Grunde  das  Recht  darauf  beruhe.  Es  ist  unter  diesen 
Umständen  schwer  begreiflich,  was  es  heißen  soll,  wenn 
noch  heute  und  seit  der  Wiederaulriehtung  des  Reiches 
häufiger  als  froher  in  Familien-,  namentlich  Todesanzeigen 
der  Umstand  hervorgehoben  wird,  dafi  ein  Beichsgraf  oder 
ein  Reiefasfreiherr  in  Frage  stehe.  Doch  nicht  etwa,  um 
den  Glauben  zu  erwecken,  daß  es  sich  um  hohen  Adel, 
um  Ebenbürtigkeit  handle;  mit  Beichsunmittelbarkeit,  mit 
Sitz  und  Stimme  auf  den  Reichstagen,  etwa  auf  den 
Grafeubänken  haben  doch  diese  Reichsgrafen  niemals  etwas 
zu  tun  gehabt.  Die  Landesherren,  deren  Untertanen  auf 
solche  Weise  geadelt  wurden,  nahmen  davon  möglichst 
wenig  Notiz.  Der  Kurfürst  von  Braunaehweig-Lflneburg 
mufite  Bich  im  18.  Jahrhundert  18  Erhebungen  in  den 
Grafenstand,  8  üi  den  Freihermstand  und  85  Adels- 
Verleihungen  gefallen  lassen.  Er  hatte  damit  nur  insofern 
zu  tun,  als  er  nach  erfolgter  Anzeige  und  Vorlegung  des 
Diploms  eine  Bekanntnuu  liuufz  erließ,  oft  übrigens  mehrere 
-Jahre  später,  durch  welche  die  Behörden  augewiesen  wurden, 


L/iyiiizea  by  Google 


8.  KapiteL  Heer  und  Beuntontuin. 


61 


die  adligen  Prftdikate  zu  gebrauchen;  nnr  in  allerletzter 
Zeit  ist  in  der  Bekanntmachung  betreffend  die  Verleihung 
der  GrafenwOrde  an  die  Schwichelt  1790  die  Wendung  ge- 
braucht, dafi  die  Verleihung  bestätigt  werde.  Zur  Land- 
standschaft ,  zu  den  adligen  Bänken  gelangten  die  Neu- 
geadelten dadurch  nicht;  wenigstens  erst  nach  luo  Jahren, 
da  man  den  Nachweis  des  Adels  vom  Großvater  her  ver- 
langte in  der  Weise,  daß  schon  dieser  ein  geborener  Edel- 
mann gewesen  sei,  der  Altervater  spätestens  zur  Zeit  der 
Geburt  des  GrofiTaters  den  Adel  erworben  haben  mufite 
(H.  V..  u.  V.-Ge8ch.  I,  561  ff.). 

Den  Anstofi  dazu,  dafi  in  Preufien  die  Landesherren 
den  Adel  verleiben  konnten,  hat  der  Umstand  gegeben, 
daß  durch  die  Verträge  von  Wehlau  und  Oliva  die  pol- 
nische Lehnsherrlichkeit  über  das  außerhalb  des  Reiches 
gelegene  Herzogtum  Preußen  aufgehoben  wurde,  die 
preußischen  Herzöge  also  von  polnischen  Vizekonigen  oder 
Statthaltern  zu  völkerrechtlichen  Souveränen  aufgestiegen 
waren.  £s  hiefi  damals  nur  «König  in  Preufien",  erst  nach 
dem  Erwerbe  von  Westpreufien  »KOnig  von  Preufien*. 
Demgemäfi  hat  schon  der  Grofie  Eurfttrst  „vennOge  supremi 
dominii  Aber  dieses  unser  Herzogtum  Preufien"  einzelne 
Nobilitierungen  vorgenommen.  Bei  der  Annahme  der 
Königswttrde  wurde  zwar  dieses  Recht,  Untertanen  im 
künftigen  Königreich  Preußen  in  höheren  St^ind  zu  er- 
heben anerkannt,  zugleich  aber  dem  Kaiser  dasselbe  Recht 
ftir  die  preußischen  Reichslande  vorbehalten.  Aber  daran 
hat  man  sich  in  Preußen  nicht  gekehrt.  Schon  bei  der 
Krönung  hat  Friedrieh  1.  zahlreiche  Adelsverleihungen 
ohne  Bezug  auf  Pteuflen  vorgenommen,  und  je  mehr  der 
königliche  Titel  auf  das  Staatsganze  hewgen  wurde,  je 
mehr  die  Behörden  auch  in  den  anderen  Provinzen  könig* 
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liehe  genannt  wurden,  am  so  weniger  wollte  man  auch 
hinsichtlich  der  Adelsverleihungen  von  einer  Unterscheidung 
zwischen  dem  souveränen  Kronlande  und  den  Reichslanden 
wissen. 

Man  ging  noch  weiter.    Anfangs  sind  neben  den 

preußischen  noch  kaiserliche  Verleihungen  vorgekommen. 
Derfflinger  wurde  Keichsfreiherr ,  Lehndorff  I\eichsgrnf, 
Ludewig  etc.  dachte,  dojjpell  halt  hesser,  und  ver- 
schaffte sich  zu  dem  kaiserlichen  noch  ein  preußisches 
Diplom.  Aber  bereits  der  Große  Kurfürst,  wie  er  1045 
den  pommerschen  Ständen  erklärte,  behielt  sich  vor  darüber 
zu  entscheiden,  „ob  und  wieweit  Personen,  die  den  Adel 
nicht  meritiret,  sondern  nur  durch  Geld  erlangt  haben, 
dadurch  Privilegien  in  Unserem  Lande  genießen  sollen." 
Nachdem  Friedrich  der  Große  durch  den  \*itnig  mit 
dem  Kaiser  Karl  VII.  vom  4.  November  1741  das  un- 
eingeschränkte Recht  der  Standeserhöhung  auch  in  seinen 
Reichslanden  erlangt  hatte,  was  im  Art.  7  des  Dresdener 
Friedens  von  Franz  I.  bestätigt  wurde,  ging  er  dazu  Uber, 
die  Annahme  kaiserlicher  Nobilitierungen  zu  verbieten; 
wenigstens  wurden  durch  Erlaß  vom  4.  Februar  1749  die 
,mit  vieler  Aifectation  geltend  gemachten  Titulaturen 
Reichsgraf,  Reichsfreiherr,  da  sie  zum  Despekt  des  könig- 
lichen Rechts  der  Standeserhöhungen  dienten,  verboten; 
kaiserliche  Standeseriiöhungen  sollten  nur  nach  stattgehabter 
Confirmation  oder  wohl  gar  nur  nach  Ausfertigung  eines 
neuen  Diploms  gelten".  Wegen  mangelnder  königlicher  Er- 
laubnis legte  ein  Kammergerichtsurteil  vom  3.  Mai  17C>5 
eine  Strafe  von  500  Talern  auf.  Unterm  4.  Februar  1749 
schreibt  der  Kabinettsmiuister  von  Podewils  an  den  Zensor: 
»Da  von  verschiedenen  Orten  her  nicht  ohne  Ursache 
releviret  worden,  welchergestalt  es  nicht  convenable  sei, 
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•dafi  die  hiesigen  deutschen  Zeitungsschreiber  in  den  Artikeln 
von  Berlin  zum  nicht  geringen  Despect  des  seiner  König- 
lichen Majestät  aus  sonvertner  und  Königlicher  Macht  zu- 
stehenden Rechts  der  Standeserhöhung  die  Gontradistinetiones 

von  Reichsfrei herren  und  Reichsgrafen  bei  allen  Gele'ien- 
lieiten  mit  so  vieler  AlVectation  g-  lieiid  inachen,  als  würde 
nicht  schaden  können,  wenn  Euer  Wohlgehnren  beliehen 
wollen  gedachten  Autorihus  der  hiesigen  Zeitungen  zu  ver- 
stehen zu  geben,  daß  sie  sich  inskünftige  dergleichen  ent- 
halten und  solche  Titul  von  Freiherren  und  Grafen 
promiscue  ohne  der  Distinetion  des  Wortes  Reichs,  wie  an 
Anderen  königlichen  Höfen  niemals  geschieht,  dazuzuthun, 
gebrauchen  sollen,  da  ohnedem  dergleichen  Standes- 
erhöhungen bei  Königlichen  Unterthanen,  wenn  sie  auch 
gleich  vom  Kaiser  geschehen,  hekanntermafien  allhier  nicht 
anders  als  nach  dem  erhaltenen  Placet  geschehener  Con- 
firmation  oder  auch  wolil  gar  der  Ausfertigung  der  Diplo- 
niata,  wie  es  mit  dem  Herrn  Grafen  von  Schniettau  und 
Gotter  geschehen,  agnosciret  werden"  (Preuß  II,  454).  In 
gleichem  Sinne  hat  am  13.  Januar  1840  der  Fürst  Wittgen- 
Stein  an  den  Justizminister  Möhler  geschrieben. 

So  hatten  es  die  Könige  von  Preufien  in  der  Hand, 
diejenigen  zu  adeln,  die  sich  in  ihrem  Dienste  hervorgetan 
hatten,  besonders  solche,  welche  sieh  in  Stellungen  befanden 
oder  in  Stellungen  gebracht  werden  sollten,  mit  denen 
nach  der  Meinung  der  Zeit  der  Adel  verbunden  sein  mußte. 
Ein  Beispiel  bietet  Donihardt,  dessen  Ernennung  zum 
Kammerdirektor  inGumbinnen  wegen  mangelnden  Adels  1754 
abgelehnt  war  und  erst  1757  erfolgte,  der  dann  sogar  Präsi- 
dent der  Kammer  wurde;  dessen  Ernennung  zum  Mitgliede 
4es  preufiisehen  Etatsministeriums  in  Königsberg  aus  dem- 
^Iben  Grunde  abgelehnt  wurde,  bis  1771  seine  Nobilitierung 
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erfolgte.  So  ziemlich  alle  hdheren  Beamten  seit  dem  Aus-< 
gange  des  17.  Jahrhunderts  sind  geadelt:  Spanheim  und 
Fnchs,  Stosch  und  Meinders,  Ilgen,  Kraut,  Katsch,  Grentz, 
Thnlemeyer,  Viebahn,  Boden,  Happer,  Marschall,  Gocceji, 
Struensee.  Vou  den  12  Ministern  des  Jahres  174u  stammten 
nur  die  Hälfte  aus  altadligen  Familien ,  auch  die  vor- 
tragenden Räte  des  (ient  laldirektoriums  Herold,  Reinhardt 
und  Kliuggräß  sind  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  geadelt. 
Dieser  neue  Adel ,  erblich  wie  jeder  wahre  Adel ,  ist  vom> 
alten  Adel  verh&ltnism&fiig  rasch  rezipiert;  der  Kammer- 
herr der  Königin,  Graf  Lehndorff,  war  im  Kai  1755  auf 
der  Hochzeit  des  Fräuleins  von  Boden  mit  dem  General 
Grafen  Blankensee;  auch  die  Töchter  Goccejis  haben  sich  sehr 
standesgemäß  verheiratet;  Marschall  stand  mit  den  Familien 
Schwerin,  Mimchow,  Podewils  in  verwandtschaftlichen  Be- 
ziehungen; es  war  eine  Ausnahme,  daß  der  eben  erst 
annektierte  Graf  Schafigotsch  sich  darüber  beklagte,  »daß. 
ein  Mensch  von  so  nobler  Creburt  wie  ich  mit  jemandem 
▼on  so  schlechter  Extraktion  wie  der  Herr  Grofikanzler 
sollte  confiradiret  werden'  (Koser  I,  325). 

Eine  dritte  Besonderheit  weist  das  preußische  Beamten- 
tum auf.  Examina  als  absolute  Vorbedingungen  der  An- 
stellung sind  hier  wie  anderswo  bei  der  Justiz  eingerichtet 
(Acta  II,  238;  III,  18,  182,  358;  Stölzel  I,  424,  II, 
23o,  513,  020:  Holtze,  Geschichte  des  Kammergerichts,  III,. 
142.  200,  427,  Ü84 ;  IV,  5(>  ff. ;  Koser  I,  330, 358 ;  H.  V.-  u.  V.- 
Gesch.  I,  548;  II,  323 f.;  v.  BOlow  gegen  Behberg  59 
— 137).  W&hrend  aber  in  den  anderen  Lftndem,  wo 
beide  Zweige  des  Staatsdienstes  wenigstens  in  der  untersten 
Instans,  oft  aber  auch  in  der  Mittelinstans  im  Gemenge 
lagen,  —  wogegen  in  Preuflen  schon  früh  eine  scharfe 
Scheidung  von  Justiz  und  Verwaltung  bis  unten  hin  ein^ 
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getreten  ist  — ,  die  dort  nur  spärlichen  Verwaltungs- 
beamten aus  der  Justiz  genommen  wurden,  die  haunover- 
sehen  Minister  großenteils  aus  doui  Oberappellfttionsgericht, 
legte  man  in  Preußen  bei  der  intensiveren  staatlichen 
Förderung  der  Volkswirtschaft  schon  frtth  auf  administra- 
tive Tätigkeit  den  grdfiten  Wert.  Als  das  Generaldirek- 
torium 1723  heim  Könige  anfragte,  wie  der  Sohn  des 
verstorbenen  elevisehen  Kanzlers  von  Hymmen,  der  um 
eine  Versorgung  gebeten  liatte,  zu  beselieiden  sei,  lautete 
die  Antwort:  „Sollcu  examiniren.  ob  er  Verstand  uini  guten 
Kopp  hat;  liat  er  das.  soll  er  an  die  kurmärkisclie  Kriegs- 
und Domänenkammer  kommen;  ist  es  aber,  ein  Dummer 
Teufel,  sollen  ihn  zum  devischen  Regierungsrat  (Ol)er- 
gerichtsrat)  machen,  dasu  ist  er  gut  genug"  (Förster,  Ur- 
kundenbuch  I,  Kr.  39).  Man  verlangte  weniger  eine  gelehrte 
als  eine  praktische  Vorbildung  entweder  in  der  Landwirt- 
schaft, Industrie  und  Handel  oder  im  laufenden  Geschäfts- 
gang von  der  Pike  an,  sei  es  hei  der  Akzise,  sei  es  im 
Kassen-  und  Kechnuufiswesen;  man  \ erlangte  jini;:^e,  numtere 
Leute,  aufgeweckt"  Köpfe.  Es  beißt  in  der  Instruktion  für 
das  Generaldirektorium:  „Wenn  Bediente  beim  General- 
direktorium abgehen,  sollen  uns  die  fünf  dirigirendenMinistri 
zur  Bekleidung  solcher  vacant  gewordenen  Chargen  andere 
Subjecta  vorschlagen"  (Art.  I  §  6).  «Es  mOssen  aber  so 
geschickte  Leute  sein  als  weit  und  breit  zu  finden,  die 
treu  und  redlich  sind,  die  offene  Köpfe  haben,  welche  die 
Wirtschaft  verstehen  und  sie  selber  getrieben,  die  von 
Commerzien-,  Manufaktur-  und  anderen  dahingehörigen 
Sachen  gute  Information  besitzen,  dabei  auch  der  Feder 
mächtig;  um  aber  oben  angeftihrte  und  andere  dahin  ge- 
hörende Qualitäten  kurz  zu  fassen,  so  müssen  es  solche 
Leute  sein,  die  zu  allem  capable,  wozu  man  sie  gebrauchen 
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will'  (§  7).  »Was  die  Bedienten  bei  den  Provinzial- 
kommissariaten  und  Kammern  betrifft,  da  müssen  die 
EommissariatB-  und  Kammerpräsidenten  ebenso  beschaffen 
sein  wie  in  dem  nächst  Torhergehenden  Paragraphen  ge- 
meldet" (§  8).  «Die  Rate  in  den  Proyinzialkommissariaten 
aber  sollen  sein  gute  ttkehtige  Leute,  die  einen  gesunden 
natürliclien  Vorstand  haben  und  von  Jugend  auf  hei  Comnier- 
zien-,  Manufactur-,  Accise-  uiul  andern  in  den  Conimissariats- 
departement  einschlagende  ISaciien  hergekoninien"  (§  9).  „Bei 
den  Provinzialkammern  müssen  gute  Wirte  bestellt  werden, 
die  selbst  Wirte  und  Beamte  gewesen  und  selbst  in  hoher 
Pacht  gestanden,  auch  der  Feder  gewachsen  und  rechnungs- 
verständige,  yigilante  und  gesunde  Leute  sind.**  Friedrich 
der  Grofie  hat  in  einem  seiner  Marginale  far  die  Neu- 
bearbeitung dieser  Instruktion  gesagt,  zur  Förderung  der 
Industrie  gehörten  kluge  und  labnrieuse  Leute  und  nicht 
so  faule  und  idiote  Kriegsräte,  wie  es  leider  die  Menge  in 
allen  Kammern  gel)6. 

Nun  ist,  wenn  auch  nicht  in  der  Instruktion  für  das 
Generaldirektorium,  so  doch  in  der  für  die  kurm&rkische 
Kriegs-  und  Dom&nenkammer  auf  die  Bestellung  von 
Auskultatoren  hingewiesen;  jttngere  Leute  ohne  Traktament, 
bei  denen  die  oben  beschriebene  Kapazität  sich  fftnde  oder 
doch  zu  hoffen  sei,  dafi  sie  ihnen  anerzogen  werde.  Nach 
dem  Reskripte  vom  12.  April  1723  sollten  es  vier  sein, 
zwei  Adlige  und  zwei  Bürgerliche,  liurtige  und  offene 
Köpfe,  welche  den  Sitzungen  au  einem  besonderen  Tische 
passiv  beiwohnen,  denen  aber  auch  demnfichst  ein  und 
andere  Gommissiones  gegeben  werden  sollen,  wie  die  kur- 
mftrkische  Kammerinstruktion  vom  22.  Juni  1748  näher 
bestimmt;  sie  sollten  sich  wenigstens  ein  Jahr  auf  einem 
Amte  aufhalten,  wo  sie  Gelegenheit  hätten,  von  dem  Acker- 
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bau.  der  Viehzucht,  deui  Bauwesen,  der  Branntweiubrcuoerci, 
wie  auch  von  den  Wirtschaftsregistern  und  Extrakten,  den 
PrästandiB  der  Untertanen  die  nötige  Kenntnis  zu  sammeln; 
des  Winters  aber  sollten  sie  sich  in  den  benachbarten 
Stftdten  Ton  dem  Polizeiwesen  einige  Wissenschaft  erwerben, 
und  ttber  alles  da^nige,  was  sie  solchergestalt  erlernt, 
Annotationes  machen.  Es  ist  zwar  in  dem  Eahinettsreskript 
an  die  kurmärkische  Kriegs-  und  Domftnenkammer  von 
1743  davon  die  Rede,  daß  die  Auskultatoren  nach  einem 
Jahre  in  Gegenwart  der  Mitgiit der  des  Generaldirektoriums 
und  des  Chefs  der  Kammer  genau  examiniert  werden 
sollten,  es  wurden  auch  kameralis tische  T^nivei  sitätsstudien 
empfohlen,  zu  denen  man  damals  ohne  das  1788,  eigent- 
lich 1884  eingeführte  Maturitätsexamen  Zutritt  hatte.  Aber 
erst  durch  die  nicht  veröffentlichte  Instruktion  an  das 
Generaldirektorium  vom  12.  Februar  1770  und  durch  das 
bei  Mylius  gedruckte  Zirkular  an  sftratlicbe  Kammern  vom 
28.  Februar  1770  wurde  eine  Oberexaminationskommission 
für  die  Bedienungen  beim  Finanz-  und  Kameralwesen  er- 
richtet. 

Demgemäß  haben  Friedrich  Wilhelm  I.  und  Friedrich 
der  Große  ihre  Yerwaltungsbeamten  hergenommen,  wo  sie 
sie  fanden.  Vielfach  aus  dem  Militär;  vom  General 
(Grumbkow)  bis  zu  den  Auditeuren  und  Zahlmeistern 
(CreutK,  Katsch,  Yiebahn,  Michaelis).  Oder  aus  der  Land- 
wirtschaft, namentlich  aus  den  Domftnenpftchtem,  aus  den 
Amtmännern:  Boden  als  Verwalter  des  Domänenamts 
Kalbe;  Domhardt,  der  als  praktischer  Landwirt  zugleich 
Papiermüller  und  Viehzüchter  war;  er  wurde  1740  Kriegs- 
und Domänenrat  erst  in  Königsberg,  dann  um  das  Trakehner 
Gesttit  hochzubringen  in  Gumbinnen;  er  stieg  dort  zum 

Direktor  und  Fr&sidenten  auf,  wurde  1762,  wohl  der  erste 
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Fall  (lieser  Art,  zugleich  Präsident  der  Kammer  in  Königs- 
berg, 1771  auch  Präsident  der  Kammer  in  Marienwerder 
uud  erhielt  1772  den  Tit"l  Oherpräsident;  sein  Name  steht 
am  Denkmal  Friedrichs  des  Großen  (Johann  Friedrich  von 
Domhardt,  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  von  Ost-  und  West- 
preufien  unter  Friedrich  dem  Großen.  1899,  von  Erich 
Joachim).  Oder  aus  Kaufleuten:  Kraut,  früher  Amtmann, 
der  in  Magdeburg  ein  Lagerhaus  begrttndet  hatte;  Marschall, 
der  wenigstens  aus  einer  Kaufmannsfamilie  stammte.  Oder 
aus  genialen  Naturalisten  wie  BrenckcnlioflF,  der  zwar  nicht 
Minister  gewesen  ist,  kaum  des  Levens  und  Schreibens 
kundig  war,  dem  man  aber  in  Bromberg  ein  Denkmal  ge- 
setzt hat.  Oder  aus  Gymnasiallehrern :  Struensee,  der  erst 
unter  Friedrich  Wilhelm  II.  Minister  wurde,  war  1757 — 
1770  Professor  der  Mathematik  an  der  Kitterakademie  in 
LiegnitK  gewesen,  war  dann  nach  kurzem  d&nischen  Dienst 
1770—1772  Direktor  desBankkontors  in  Elbing  und  Direktor 
der  Seehandlung  geworden.  Oder  aus  den  Subaltcm- 
beamten,  um  so  mehr,  als  auch  die  Aspiranten  zu  den 
höheren  Ämtern  in  den  Kanzleien  mit  ProtokonitMi'n  und 
Rechnungssachen  beschäftigt  wurden,  so  daß  seihst  zwischen 
den  Geheimen  Oberfinanzrftten  und  den  Geheimen  expe- 
dierenden Sekretären  des  Generaldirektoriums  keine  un- 
fiherhrfickhare  Kluft  hestand.  Dagegen  wurde  nicht  ge- 
duldet, dafi  sich  Lakaien  oder  sonst  unfähige  Leute  als 
Sekretare  oder  dergleichen  eindrängten  (Naudö,  Zur  Ge- 
schichte des  subalternen  Beamtentums,  in  Forschungen  XVIII 
(1905),  305 ;  im  historischen  Teile  sehr  zutreffend). 

Von  Thulenieyer,  demselben,  der  im  Dezember  1722 
mit  Papier  und  Heftzwirn  nach  Potsdam  zitiert  wurde,  hat 
Friedrich  Wilhelm  I.  schon  im  politischen  Testamente  Yom 
Anfang  desselben  Jahres  gesagt:  »tuhlMeier,  Secretär  von 
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den  geheimen  affilren,  ist  ein  sehr  geschickter  Mensch, 
der,  wenn  einer  von  den  beiden  auswärtigen  Ministem 
Ilgen  oder  Knyphansen  abgehen  sollte,  sehr  wohl  als 

Minister  der  ,afferen  Etiangereii'  gebraucht  werden  kann." 
Schon  1731  ist  er,  inzwischen  geadelt,  dritter  Minister  im 
Kabinettsminist eriuni  geworden. 

Auch  heute  noch  kann  jeder  in  Preußen  Minister,  Ober- 
präsident. Regierungspräsident,  vortragender  Rat  in  sämt- 
lichen Ministerien,  einschließlich  des  Justizministeriums, 
und  Landrat  werden  ohne  irgend  ein  Examen  gemacht  zu 
haben.  Vom  Kantonisten  eines  Reiterregiments  ist  Rother 
sum  Chef  der  Seehandlung  und  Bank  und  zum  Staats- 
minister aufgestiegen,  wie  Bismarck  gesagt  hat. 

In  dem  hannoverschen  Alarmbericht  vom  3.  Februar 
1831  (H.  V.-  u.  V.Gesch.  I,  4'.>7)  mußte  anerkannt  werden, 
daß  „selbst  in  Preußen''  dem  Verdienste  jeder  Weg  ofteu 
stehe.  Das  war  in  Hannover  „selbst  damals**  noch  nicht 
der  Fall.  Ein  Subalternbeamtentum  im  preufiisehen  Sinne 
hat  es  dort  überhaupt  nicht  gegeben,  denn  merkwürdig  tief 
ging  man  dort  wie  übrigens  im  ganzen  aufierpreufiischen 
Deutschland  mit  dem  studierten  Beamtentum  in  eine  Sph&re 
hinab,  wo  die  UniTersitätsbildung  keine  Förderung,  sondern 
ein  Nachteil  ist;  rein  mechanische  Arbeit  wurde  Yon  den 
höhereu  Beamten  in  Masse  geleistet;  zwischen  studierten 
Beamten  und  Kopisten  gab  es  nichts.  Was  man  in  Han- 
nover Sekretäre  nannte,  waren  in  der  Hauptsache  vor- 
tragende Bäte,  aber  ein  Aufstieg  zu  Mitgliedern  des 
Ministeriums  oder  der  Kammer  war  fOr  sie  schlechthin  un- 
mügUeh.  Selbst  bei  der  Lokalverwaltung  wollte  der  Adel 
keine  zweiten  Beamtenstellungen  annehmen  (1, 467ff.,  491  ft). 
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Auch  hier  ist  die  preußische  Entwicklung  ihre  eigenen 
TVege  gegangen  und  wieder  sind  der  Machtxweck,  die 
Fttrsorge  ffir  das  Heer,  die  entscheidenden  Elemente  ge- 
wesen, die  das  bewirkt  halieii.  Das  Heer  war  das  Schwung- 
rad für  die  Gestaltung  der  liehördeu  der  inneren  Verwaltung 
(Hintze).  Dem  Heere  gegenüber  war  die  Staatsverwaltung 
nur  Mittel  zum  Zweck;  auf  das  Heer  und  dessen  Bedürf- 
nisse ist  sie  Eugeschnitten.  .Preufien  war  damals  nicht  ein 
Land  mit  einer  Armee,  sondern  eine  Armee  mit  einem 
Lande»  welches  als  Standquartier  und  als  Verpflegungs- 
magazin diente;  dieser  Staat  war  geboren  aus  dem  Sdiofie 
einer  Zeit,  wo  die  Menschen  vergaßen,  dafl  man  auch  im 
Frieden  leben  könne"  (v.  Sehiötter).  In  den  Gravamiua  der 
preußischen  Stände  vom  18.  Dezember  1714  wurde  darüber 
geklagt,  daß  der  unerforschliche  gerechte  Gott  die  Spieße 
und  Schwerter  nocli  immer  nicht  zu  Sicheln  und  Pflug- 
scharen machen  wolle  (Acta  II,  Nr.  29). 

Aus  den  Bedürfnissen  des  Heeres  ist  zunächst  die 
moderne  preufiisehe  Finanzverwaltung  hervorgegangen.  Wie 
anderswo,  so  flössen  ursprünglich  auch  in  Preufien  die 
HaupteinkQnfte  aus  den  Domänen  und  Regalien.  Wie 
anderswo,  so  sind  auch  iu  Preußen  mit  den  stehenden 
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Heeren  permanente  Steuern,  Kontribution  und  Akzise, 
die  sogenannten  Eriegsgefälle,  entstanden.  Dafi  diese 
Stenern  in  Preußen  bald  unabhängig  geworden  sind  von 
ständischen  Neubewilligungen,  will  noch  nicht  viel  be- 
deuten. Tatsächlich  sind  sie  auch  anderswo  permanent  ge- 
worden; ohne  Murren  sind  sie  in  Hannover  alle  Jahre 
oder  alle  halben  Jahre  bewilligt.  Erhöht  sind  sie  auch  in 
Preußen  nicht,  nicht  einmal  während  des  siebenjährigen 
Krieges.  Das  Kntsclieidende  war  vielmehr,  daß  die  preußischen 
Landesherren  den  Ständen  nicht  nur  die  Bewilligung,  sondern 
auch  die  gesamte  Steuerverwaltung  abgenommen  hal)en, 
da6  sie  fiber  Veranlagung,  Erhebung  und  Verwendung  der 
Steuern  frei  verffigten,  sodafl  damit  der  anderswo  fort- 
bestehende finanzielle  Dualismus  hinwegfiel. 

Nun  hat  sieh  fiberall  an  die  Finanzverwaltung  als 
deren  Annex  die  innere  Verwaltung  angeschlossen.  Aber 
während  sonst  der  Anscliluß  au  die  Domänenverwaltung 
erfolgt  ist ,  sodass  in  Hannover  die  Kammer  noch  im 
10.  Jahrhundert  vom  Grafen  Münster  ein  vielköpfiger 
Minister  der  Finanzen  und  des  Inneren  genannt  werden 
konnte,  sind  in  Preufien  neben  die  Dom&nenbehörden  die 
neuen  Behörden  der  Steuerverwaltung  getreten,  und  diese, 
die  KommissariatsbehOrden,  sind  es  gewesen,  welche  gleich 
den  DomftnenbehOrden  anfangs  Einzelbeamte,  dann  Kollegien, 
das  spezifische  Wesen  der  preußischen  Verwaltung  bestimmt 
haben. 

Indem  die  Kommissariatshehörden  die  (ieschäfte  der 
Kontribution  und  der  Akzise  zu  besorgen  hatten,  die  Be- 
schwerden über  Prägravation ,  die  Gesuche  um  Remission, 
den  Kataster,  das  Tarif wesen,  hatten  sie  daneben  von  vorn- 
herein, als  mit  der  Verwendung  der  Abgaben  eng  zusammen- 
hangend, Verwaltungsgeseh&fte  kriegsministerieller  Art  Sie 
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iraren  mithin  Milit&rökonomiebehördeii,  Intendantaren,  die 
for  Beknitiernng  und  Werbung,  für  Verpflegung,  für 
KommiBbrod  (Kommissariatsbrod ,  welches  aber  damals 
den  Truppen  nur  bei  Teuerung  aus  den  Getreidemagazinen 
geliefert  wurde),  fflr  Kleidung,  fflr  Unterkunft  in  den 
(iaruisoiien  und  auf  Märschen,  für  Einquaiticniiif?,  Servis, 
Etoppenwesen.  für  Remonten,  für  Invaliden,  fUr  Zeughäuser 
und  Festungen  zu  sorgen  hatten. 

Zu  Behörden  für  die  innere  Vorwaltung  sind  sie  da- 
durch geworden,  daß  sie  sich  im  Interesse  der  Hebung  der 
Steuerfilhigkeit  die  Förderung  der  Landeswohlfahrt  an- 
gelegen sein  ließen.  Dabei  standen  die  Stildte  weitaus  im 
Vordergrunde,  da  mit  ihrer  Aufnahme,  mit  der  Steigerung 
der  bürgerlichen  Nahrung  eine  Steigerung  der  Akzise- 
eiiiküufte  notwendig  verbunden  war.  Dalier  die  Fürsorge 
dieser  neuen  Beliorden  niciit  nur  für  die  Zünfte,  sondern 
auch  für  Industrie  und  Handel  oder  wie  man  damals 
sagte,  für  Manufaktur-  und  Koiuinerzsacheu,  für  Maß  und 
Gewicht,  für  Fleich-  und  Brottaxen,  fUr  Brunnen  und 
Laternen,  fttr  Feuer-  und  Baupolizei,  fflr  Märkte,  fflr  Armen- 
wesen, fflr  den  Zustand  der  Kftmmereien  und  des  gesamten 
rathäuslichen  Wesens.  Aber  auch  die  Kontribution  des 
platten  Landes,  die  teils  eine  Grund-,  teils  eine  Gewerbe- 
und  Kopfsteuer  war,  konnte  in  ihren  Krti ägni.^-i  u  gesteigert 
werden,  wenn  für  die  l'eu|ilierung  des  Landes,  für  Ik'setzung 
wüster  Stellen,  für  Konservation  der  Untertanen,  für  Ab- 
schaffung von  Strohdächern,  Austrocknung  von  Sflmpfen 
und  Brflchen,  Verbesserung  von  Wegen  gesorgt  wurde; 
mag  auch  die  Wegeverbesserung  ursprflnglich  nicht  im 
Interesse  des  Verkehrs,  sondern  im  militärischen  erfolgt 
sein.  Aus  Militär-,  Intendantur-  und  Steuerbehörden  sind 
sie  zul^t  Polizeibehörden  geworden,  Träger  der  neu  ent- 
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steheDden  inneren  Verwaltung,  die  yom  aggressiven  Geiste 

des  Heeres  erfüllt,  die  öflfeiitliche  Wolilfalirt  in  viel 
eiiergisclierer  Weise  gefördert  haben  als  es  dort  geseliehu  ist, 
wo  diese  Fürsorge  lediglicli  durch  die  Beliördeu  der  Doiiiaiien- 
verwaltung,  durch  Kammeru  und  Ämter  erfolgt  ist.  Aus  dem 
Steuerwesen  und  nicht  aus  dem  Domänenwesen  hat  sich 
im  Gegensatz  zu  allen  übrigen  deutschen  L&udern  die 
moderne  preußisehe  Verwaltungsorganisation  entwickelt. 

Mit  den  älteren  Behörden  haben  die  Kommissariate 
Ober  die  Kompetenz  lange  Zeit  zu  kämpfen  gehabt  Zunächst 
mit  den  alten  territorialen,  halb  ständischen  Landes- 
kollegien, die  vor  der  Armektion  eins  und  alles  gewesen 
waren ,  mit  den  sogenannten  Regierungen ;  ihnen  aniangs 
unterstellt,  haben  sie  es  allmählich  durchgesetzt,  sich  nicht 
nur  unabhängig  zu  machen,  sondern  auch  von  ihren  Spolien 
zu  leben;  in  Cleve  galt  noch  1715  das  Kommissariat  nur 
als  Deputatton  der  Regierung,  indem  es  nur  unter  deren 
Namen  Verfügungen,  die  vom  Regierungspräsidenten  zu 
unterschreiben  waren,  erlassen  durfte  (Acta  II,  Nr.  144); 
in  den  Desiderien  der  clevisehen  Stände  vom  18.  Dezember 
1717  wird  geklagt,  daß  entgegen  den  Rezessen,  welche  nur 
Regierung,  .Tustiz-  und  Anllsl^amnler  kennten,  der  Regierung 
aber  das  Steuerwesen  zuwiesen,  ein  viertes  „fast  kostbar- 
liebes  Collegiunr  gegründet  sei,  um  das  Steuerdepartement 
zu  bearbeiten  (Acta  11,  Nr.  309);  ganz  besonders  ist  man 
in  Ostpreufien  aneinander  geraten,  dort  hatte  schon  1685 
bei  einer  ständischen  Verhandlung  Arnim  darflber  geklagt, 
dafi  es  keine  Geheimen  Räte  mehr  gebe  wie  in  seiner 
Jugend ,  der  ganze  Geheime  Rat  bestehe  jetzt  aus  solchen 
Subjectis,  welche  das  Kommissariat  fQr  die  Seele  des  Etats 
hielten  und  die  größten  Favoriten  davor  seien,  die  Etats- 
räte seien  zu  Etats-  und  Kriegsräten  geworden;  iu  der 
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Denkschrift  vom  30J31.  Mai  1716  sagte  der  Geheime  Etats- 
rat von  Ostau:  als  das  allerjangste  Kollegium  scheine  das 
Kommissariat  alle  alten  wenn  nicht  über  den  Haufen  zu 
werfen,  so  doch  schwachen  zu  wollen,  dafi  ihnen  alle 
AutoritAt  namentlich  in  den  Stildten  benommen  wttrde,  es 
sei  ein  schlediter  NutziMi  für  das  Land,  wenn  aut  den 
Ruinen  der  alten  Cullegiorum  ein  neues  gebaut  werde,  das 
doch  auch  die  Versicherung  nicht  geben  könne,  daß  gar 
kein  Abus  oder  Fehler  bei  ihm  vorgehe,  die  Bezichtigungen 
gegen  alte  treue  Diener  müßten  diese  bis  auf  die  Seele 
kr&nken,  wobei  man  ganz  vergesse,  dafi  von  partikularen 
Fehlern  nicht  ein  Generalschlufi  gemacht  werden  könne 
und  dafi  die  Ehre  und  der  Lohn  der  Splitterrichter  bei 
allen  honetten  Leuten  sehr  gering  sei  (Acta  II,  Nr.  192); 
in  den  Jahren  171<i— 1720)  hat  ein  selir  leliliafter  Kampf 
zwischen  der  KOuigsljerger  Rcizicrung  und  dem  ostpreuClisrhen 
Kommissariate  getobt,  bei  dem  der  Kommissariatspräsident 
zu  Königsberg,  (iraf  Truchsess  von  Waldburg,  im  Vorder- 
gründe stand,  der  damals  berichtete,  die  Regierung  sei 
Seiner  Majestät  von  Anfang  an  zuwider  gewesen,  während 
dessen  Sonverainetftt  durch  das  Kommissariat  reprftsentirt 
werde  (Acta  II,  Nr.  189;  aufierdem  I,  Nr.  183,  191»  236, 
246,  254,  290;  III,  Nr.  86,  90,  101,  107,  114,  118,  140). 
T'ber  die  Jvessortstreitigktituu  zwischen  Regierungs-  und 
Kommissariatsbehürden  im  Magdeburgischen:  Acta  I, 
Nr.  150,  100,  189;  Schmoller,  Jahrbuch  X,  :}(J,  in  Pommern 
Acta  I,  Nr.  224,  225  ;  II,  üi.  251.  Das  Ergebnis  ist  ge- 
wesen, dafi  den  Regierungen  nur  wenige  Verwaltungs- 
sachen, nur  solche  von  untergeordneter  Bedeutung,  ge- 
Wissermafien  veraltete  Sachen  wie  Huldigungs-,  Lohns*, 
Grenz-,  Inkolats-,  Abschoß-,  Abfahrtssachen  verblieben. 
Aber  noch  im  Testamente  von  1722  hat  der  König  aus- 
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gerochen,  das  Amt  des  General  Kriegs  Kommissars  sei 
das  allerschwierigste  im  Staate,  wenn  er  treu  dienen  wolle, 

werde  er  viele,  besonders  den  gauzeu  Adel  gegen  sich 
haben. 

Auch  ^M>geii  d\v  rdtoieii  Finanzbehörden,  gegen  die 
Amtskammeru  gingen  die  Kommissariate  aggressiv  vor  ;  mit 
ganz  besondrer  Heftigkeit  wieder  in  Ostpreußen  (Acta  I, 
Nr.  85,  106,  250;  II,  Nr.  55,  86,  109,  192,  197,  276;  UI, 
Kr.  19,  29,  129,  153,  161,  186,  196,  209,  225,  237).  Der 
Grund  dieser  Konflikte  war  der  Gegensatz  zwischen  Acker- 
bau auf  der  einen ,  Industrie  und  Handel  auf  der  andern 
Seite,  zwischen  Stadt  und  Land,  indem  die  Kommissariate 
immer  und  überall  iu  Streitigkoiteii  des  Domslnenfiskus 
über  Grenz-,  Hut-,  Weidesach^^n,  über  BraugereLlitigkeiten 
auf  Seite  der  Städte  standen  und  flie  niilitilrisch-nierkunti- 
listischeuy  die  fortschrittUchen  Interessen  den  Sieg  davon- 
trugen. 

Scliliefllich  fand  der  König,  daß  er  sowohl  Domänen 
wie  St&dte  habe  und  dafi  beider  Konservation  und  Vorteil 
ohne  des  andern  Nachteil  in  seinem  Interesse  liege  (Acta 
in,  137),  und  vereinigte  die  beiderseitigen  Behörden  in 
der  Zentral-,  dann  auch  in  der  Provinzialinstanz  (Instruk- 
tion für  das  Generaldirektorium  vom  22.  Dezember  1722 
bei  Förster,  Friedrich  Wilhtlm  I.  II  (1833)  137— j:.:.; 
jetzt  Acta  III.  Nr.  270  und  2S();  Instruktion  für  die  kur- 
märkische Kriegs-  und  Domänenkammer  vom  20.  Januar 
1723  bei  Rödenbeck,  Beiträge,  I  (1830),  31—77;  jetzt 
Acta  III,  Nr.  295).  Die  Bedeutung  der  Mafinahme  lag 
weniger  in  der  mechanischen  Vereinigung  als  darin,  daß 
die  neuen  Behörden  nicht  mit  Kammer-,  sondern  mit  Kom- 
missariatsgeist erfbllt  wurden,  wie  denn  die  meisten  Mit- 
glieder vorher  den  Kommissariatsbehörden  angehört  hatten 
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und  die  meisten  Artikel  in  den  Instrnktionen  von  Kom- 
missariatSBachen  handeln.  Die  Kassen,  die  Rechnungs- 
kammern  und  die  Kanzleien  blieben  getrennt  im  Zentrum 

und  in  tler  Provinz. 

Die  oberste  Landesbehörde  für  Finanzen  und  Inneres, 
das  Generaldirektoriuiu,  gliederte  sich  nicht  nach  l-achern, 
sondern  nach  Bezirken;  es  zerfiel  bei  seiner  Grtlndung  in 
4  Provinzialdepartements,  in  denen  die  Geschäfte  der  Do- 
mänen und  Forsten,  der  Stenern  und  Regalien,  der  Polizei 
und  des  Kommunalwesens  bearbeitet  wurden;  die  den  Tier 
Departements  entsprechenden  Gebiete  waren:  Prenfien, 
Pommern  und  Neumark  — ,  Minden,  Ravensberg.  Tecklen- 
burg und  Liii<;on  — ,  die  Kurmurk.  Magdeburg  und  Halber- 
stadt — .  Cleve,  Mark  und  ucliätol.  Infolge  der  Neu- 
erwerbuugeu  sind  sie  i<päter  anders  bestimmt  und  durch 
ein  neues  Departement  vermehrt;  die  5  Provinzialdeparte- 
ments  im  Jahre  1806  waren  Brandenburg,  Pommern  und 
Sttdprenfien,  Ansbach  und  Baireuth  — ,  Ost-,  West-  und 
Neuostpreufien  ~,  Niedersachsen  und  Westfalen—,  Schlesien, 
soweit  es  Oberhaupt  dem  Generaldirektorium  unterstellt 
war.  Die  Provinzialeinteilung  l)erulite  liauptsäcblicb  auf 
einer  Verschiedenheit  des  materiellen  Ver\valtung>r< chts, 
das  man  bei  den  Annexionen  selionend  hatte  bestehen 
lassen.  Die  staatliche  Einheit  war  dadurch  nicht  gefährdet, 
da  die  Proviozialministerien  ihren  Sitz  in  Berlin  hatten 
und  die  wichtigsten  Entscheidungen  durch  das  Plenum  er- 
folgten. Mit  dem  Provinzial-  oder  Territorialsystem  war 
übrigens  von  Anfang  an  das  Fachsystem  insofern  verbunden, 
als  jedem  der  vier  Provinzialdepartements  einzelne  Geschäfte 
zugeteilt  wurden,  die  einheitlich  fttr  den  Gosamtstaat  zu 
behandeln  waren.  So  Milltrn  vom  ersten  l)ei)artenient  noch 
die  Grenzsachen  uod  was  die  Ausräumung  und  Rodung  der 
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Brfleher  betrifft,  vom  zweiten  die  Reehenltaininer-  und 

Proviantsacheu ,  vom  dritten  die  Marschsiicheu  und  was 
die  Verpflegung  der  Armee  betrifft,  vom  vierten  die 
orangisclien  Siucessioiissuclien  und  das  Post-  und  Münz- 
wesen bearbeitet  werden.  Friedrich  der  Große  hat  dann 
neben  den  Provinzialdepartements  eine  Reihe  von  Real- 
departements  geschaffen;  schon  1740  das  fünfte  Departement 
für  Manufactur-  nnd  Kommerzsachen,  1746  das  sechste  für 
MUitftrOkonomiesaehen ,  1767  eins  fttr  Zoll-  nnd  Akzise- 
Sachen,  1768  eins  für  Berg-  nnd  Hüttenwesen,  vorüber- 
gehend 1770  eins  für  die  Forstverwaltung,  südaß  es  isixi 
neben  den  fünf  Provinzialdepartements  vier  Sachdeparte- 
ments gab:  für  Berg-  und  Hüttenwesen  — ,  für  Akzise-, 
Zoll-,  Salz-,  und  Fabrikwesen  — ,  für  Militärsacheu  — ^ 
endlich  für  Kassen-,  Münz-,  Stempel-,  Bank-,  Lotterie-, 
Post-  und  Medizinal  wesen. 

Es  ist  nun  gerade  im  Hinblick  auf  diese  Organisation 
des  Generaldirektoriums  behauptet  worden,  dafi  PreuSen 
im  18.  Jahrhundert  eigentlich  noch  gar  kein  Staat,  sondern 
nur  eine  Föderation,  ein  Aggregat  von  mehr  oder  weniger 
selbständigen  Ländern  gewesen  sei.  Wieder  ein  Beweis 
dafür,  daß  man,  um  den  damaligen  Staat  als  rin  kstaiidig 
zu  bezeichnen,  moderne  Vorstellungen  auf  ihn  überträgt, 
ihn  an  modernen  Zustilnden  mißt,  statt  an  den  damaligen. 
Wo  war  es  denn  damals  anders?  Schloezer,  der  diese  Auf- 
fassung znerst  in  die  Welt  gesetzt  hat,  hätte  doch  beachten 
sollen,  dafi  es  in  den  meisten  kleinen,  ja  kleinsten  deutschen 
Territorien  ganz  ebenso  war,  dafi  namentlich  Hannover  den 
Erwerb  von  Bremen  und  Verden  noch  nicht  verdaut  hatte 
(Han.  V.-  u.  V.  Gesch.  I,  75-121,  II,  84—122,  291  ff). 
Aber  es  war  die  Maxime  Schloezers,  den  hannoverschen 
Balken  zu  Ubersehen  und  Uber  den  Splitter  in  andrer 
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Augen  zu  richten.  Übrigens  gibt  es  ja  noch  heute  keinen 
einzigen  ( Iroßstaut,  der  das  Facbsysteni  konsequent  durch- 
geführt hiUt'^;  in  jedem  preußischen  Ministerium  werden 
die  üeschkfte  wenigstens  zum  großen  Teile  nach  den 
einzelnen  Landesteilen  bearbeitet. 

Die  dem  Kommissftriatswesen  zugninde  liegende  Idee 
hat  dch  Uber  die  Zentral-  und  Provinzialinstanz  hinaus 
als  wirksam  erwiesen. 

Ffir  die  LokalTerwaltnng  des  platten  Landes  hatte  es 
anfangs  als  Landesbehörden  Amtshauptmannsi  haften  und 
Vogteien  gegeben.  Im  Kampf  mit  dem  Adel  sind  sie  schon 
frtih  ])eseitigt  und  haben  spilter  bis  ins  l'J.  Jahrhundert 
nur  noch  als  Titel  und  Pfründen  weiter  existiert.  Soweit  das 
platte  Land  dem  Landesherrn  eigentümlich  gehörte,  bestand 
in  Preu6en  wie  in  ganz  Deutschland  die  sogenannte  Ämter- 
Verfassung  y  indem  die  LokaWerwaUung  in  Administration 
und  Justiz  von  den  Dom&nen  aus  gefQhrt  wurde.  Seitdem 
für  die  Domllnen  im  eigentlichen  Sinne  im  Gegensatz  zu 
den  Forsten  das  Verpachtungssystem  aufgekommen  war, 
in  Preußen  besonders  früh,  da  man  Geld  brauchte  und  die 
Selbstadministration  wenig  abwarf,  waren  es  hier  wie  anders- 
wo die  Domänenpächter,  welche  die  untere  Justiz  und  Polizei 
handhabten.  Aber  im  Unterschiede  von  den  meisten  übrigen 
deutschen  Lftndem,  wo  man  auch  zur  Verpachtung  über^ 
gegangen  war,  wo  man  jedoch  auf  grofie  Erträge  nicht  zu 
sehen  brauchte  wie  namentlich  in  Hannover  ~  hat  es  doch 
nie  in  der  Welt  eine  so  wenig  fiskalische  Behörde  gegeben 
wie  die  hannoversche  Kammer  — ,  mußte  in  Preußen  wegen 
des  großen  Geldbedürfnisses,  das  seinen  umfassenden  Staats- 
zwecken entsprach,  mit  der  Verpachtung  ernst  gemacht 
werden.  Was  aber  finanziell  vorteilhaft  war,  gereichte  or- 
ganisatorisch zum  Nachteil.  Diese  preußischen  Domänen- 
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Pächter  ( AmtmSnner.  Oberamtiiisinner,  Aintsriite,  Kamnier- 
rate)  küniiteii  sich,  weil  sie  vor  allem  dit»  holie  Pacht  zu 
erschwingen  hatten,  um  Justiz  und  Polizei  in  der  Regei 
wenig  kammern.  Sie  ließen  als  Beamte  zu  wünschen.  Die 
Justiz  hat  man  ihnen  daher  schon  frtth  aus  der  Hand  ge- 
nommen. Von  hesonderen  Jusütiarien  auf  den  einzelnen 
Dom&nenämtern  ging  man  im  18.  Jahrhundert  zur  Bildung 
Ton  Domftnenjustizftmtem  fttr  größere  Bezirke  mit  einem 
von  der  Kriegs-  und  Domänenkammer  angestellten  Justiz- 
amt manne  über. 

"Nun  waren  aber  auf  dem  platten  Lande  noch  iimner 
die  Kreise  vorhanden,  in  denen  die  Ritterschaft  auf  Kreis- 
tagen ihre  gemeinsamen  Angelegenheiten,  das  Hypotheken- 
Feuersociet&ts-,  Landarmen-,  Kredit-  und  Deiehwesen  be- 
sorgte, die  Grundsätzoi  nach  denen  die  dem  Kreise  auf- 
gelegten Steuern  und  Leistungen  umgelegt  werden  sollten, 
feststellte  und  fiber  die  dem  Kreise  Terbliebenen  Reste 
Yorfügte.  An  der  Spitze  dieser  kreisstftndischen  Verwaltung 
stand  ein  von  und  aus  der  lüttcrscliaft  gewählter  Kreis- 
direktor, oder,  wie  er  schon  früh  hieß,  Landrat.  Überall 
wo  der  Name  Landrat  vorkommt,  bezeichnet  er  ein  land- 
ständisches Amt  wie  noch  jetzt  in  Hannover.  Auch  hier 
ist  das  Heer  der  Motor  fOr  die  weitere  Entwicklung  ge- 
worden. Mit  der  Eiriehtung  des  stehenden  Heeres  wurden 
auch  far  die  Kreise  staatliche  Kommissarien  eingesetzt, 
Marschkommissarien,  Kommissarien  f&r  das  Quartier-  und 
Verpflegungswesen,  für  das  Fuhr-  und  Lieferungswesen. 
Von  Anfang  an  liatto  aber  aucli  der  Kreisdirektor  und  der 
Kreistag  mit  diesen  (ieschäften,  mit  diesen  neuen  Lasten 
zu  tun,  indem  der  Kreisdirektor  namentlich  für  die  gerechte 
Verteilung  der  Kontribution  und  der  Einquartierung  zwischen 
den  landesherrlichen  und  ritterschaftlichen  Untertanen  zu 
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sorgen  hatte,  damit  nicht,  was  in  Zeiten,  wo  es  an  ein- 
gehenden Gesetzesvorsehriften  fehlte,  leicht  geschehen 

konnte,  die  gutsherrlichen  Untertanen  prägraviert  würden. 
Stündische  Vertreter  nehon  den  landoslu'irliL'lien  Beamten 
zur  Rep:ulierung  solcher  Aiigt  lcgenlK'iteu  bat  es  auch  sonst 
gegeben,  z.  B.  im  Magdeburgischen,  ehe  es  an  Preußen  fiel, 
in  einzelnen  Landesteilen  Hannovers,  im  Lüneburgiscben 
und  in  Hoya.  Von  Fall  zu  Fall  hatten  die  beiden  sich  zu 
verständigen.  Das  Entscheidende  ist  nun  gewesen,  da6 
dieser  Dnalismus  überwunden  wurde.  Zuerst  wohl  dadurch, 
dafl  hAnfig  zu  Inndesherrlichen  Eommissarien  Männer  er^ 
nannt  wurden,  die  bereits  Vorstilnde  der  Kreise  waieu, 
nicht  ohne  Widerspruch  seitens  der  Stände,  welche  gegen 
die  Übertragung  der  iMilitärsachcn  an  die  Landrilte  re- 
monstrierten, weil  das  Sache  der  Landkommissarien  sei. 
Jedenfalls  ist  das  landesherrliche  Kreiskommissariatsamt, 
ehe  es  recht  zur  Ausbildung  gekommen  war,  wieder  ver- 
flchwunden.  Nachdem  nun  die  ganze  Geschäftsführung  auf 
den  Landrat  flbergegangen  war,  wurden  die  Landeskommis- 
sarien  aufgehoben.  Die  Landräte  als  Gommissarii  perpetui  der 
Kriegs-  und  Domslnenkainiiiern  sind  nuiiiiu  lir  durcli  iiiiiiier 
neue  Aufträge  zu  Organen  der  gesamten  inneren  Verwaltung 
geworden.  Seitdem  hat  das  Landratsamt  jenen  Januskopf 
gehabt,  ein  Gesicht  der  Bureaukrütie.  eins  dem  Lande  zu- 
gekehrt (Bismarck,  Gedanken  und  Erinnerungen,  I,  10). 
Wie  Schmoller  in  der  Einleitung  zu  den  Acta  Borussica 
die  Entwicklung  zusammenfafit:  „Aus  der  Kombination 
des  lokalen  Marsch-  und  Verpflegungskommissars  mit  dem 
stilndischen  Kreisdirektor  ist  das  Amt  des  Landrats  hervor- 
gegangen, wie  fs  sich  in  der  Hauptsache  von  1700—1740 
konsulidierte,  von  1740 — 1752  auf  Ostpreußen,  die  rheinischen 
Provinzen  und  Schlesien  übertragen  wurde.   Man  nahm 
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dasa  möglidist  snverlassige  Adlige  aus  dem  Kraifle;  das 
Amt  wurde  mehr  und  mehr  aus  einem  Uofi  militärischen 
Auftrag  der  Truppenverpflegung  ein  landesherrlicher  Auf* 

trag,  die  staatliche  Polizei  zu  haiidliabeii". 

Der  preußische  Grundadel  iiat  im  Unterschiede  von 
Frankreich,  wo  er  auf  allen  Stufen  aus  der  inneren  Ver- 
waltung verdrängt  wurde,  hier  den  Boden  gefunden,  wo  er 
Geschmack  an  der  Verwaltung  fand,  wo  seine  Staats- 
gesinnung sieh  betätigen  konnte.  Nicht  nur  als  Offizier- 
korps Fdedrichs  des  Großen  hat  sich  das  ostelbische  Junker- 
tum bewfthrt  Nur  in  Ostfriesland,  wohin  der  Militarstaat 
überhaupt  nicht  gedrungen  war,  wo  auch  keine  Kanton- 
pflicht bestand,  h;it  rs  Landräte  niemals  gegeben  (Acta  1, 
Nr.  4o2 :  >.>ue  Instruktion  für  die  Landräte  vom  29.  Juli 
1710  au  t'tt'lk"  der  frühereu  von  l(jl>2,  drei  Jahre  nach  dem 
Reglement  für  den  Commissariat.  Voran  steht  das  S'euer- 
wesen,  Art.  1—12,  dann  folgen  die  Militaria  Art.  i;^ — 18; 
II,  Nr.  210 :  Über  den  Unterschied  von  Landkommissarien  und 
Landr&ten  im  Saalkreise;  III,  Nr.  9:  Bestallung  des  von  Gräve- 
nitz  auf  Schilde  zum  Landrate  der  Priegnitz  vom  81.  Januar 
1718;  VI,  2,  Nr.  Bericht  der  Kdnigsberger  Regierung 
vom  25.  Juli  1740;  Nr.  147:  Instruktion  für  die  Landräte 
des  Hi  rzogtums  Niederschlesien  vom  19.  Dezember  1741;  — 
Instruktion  für  die  Landiiite  der  Kurmark  vom  1.  Juli  17«i<>. 

Dem  Umstände,  daß  ein  ritte rschaftl icher  Ehrenbeamter 
Organ  der  Kommissariate  und  später  der  Kriegs-  und 
Domftnenkammem  wurde,  hat  man  es  zu  danken,  daß 
Preufien  im  18.  Jahrhundert  da^enige  Land  gewesen  ist 
wo  aller  staatlichen  Energie  zum  Trotz  am  wenigsten 
regiert  worden  ist.  Der  Weg  zum  Landrat  war  weit;  mit 
Heimatscheinen,  Ehekonsensen  und  dergleichen  hat  man 
sich  in  Preußen  niemals  befaßt.  Alles  das  im  vollen  üegeu- 
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satz  zu  den  übrigen  deutschen  Lilndern.  wo  ein  vielgeschaf- 
tiges  Beamtentum  in  sehr  kleinen  Bezirken  mit  (irr  V<'r- 
waltuug  auch  noch  die  Justiz,  namentlich  die  freiwillige 
Gerichtsbarkeit,  Ehestiftungen,  Vormundschaften,  Vertrags- 
schließuogen  in  seiner  Hand  vereinigte,  ein  Zustand  der 
in  Hannover  bis  1852,  in  Sachsen  bis  1873  gedauert  hat 

Ein  letztes  kommissariatisches  Organ  und  zwar  fttr 
die  Stftdte,  mit  denen  die  Landiftte  damals  gar  nichts  zu 
tun  hatten,  waren  die  Kreis-  und  Steuerrftte.  Aus  Reebnungs- 
koutruleuren  für  die  städtist'lieu  Akzisebeaniten  waren  sie 
allmählich  zu  Kontroleuren  über  den  Ertrag  dieser  Staats- 
steuer und  damit  über  das  städtische  Wesen  überhaupt 
emporgcbtiegen ,  so  daß  sie  bei  Aufst4;Uuog  des  Etats,  bei 
Aufnahme  von  Anleihen,  bei  Veräußerung  von  Grundtitflcken, 
bei  der  Rechnungsfohrung  und  Rechnungslegung,  bei  Prozeß- 
fabrungen mitzuwirken  hatten  und  den  stAdtischen  Organen 
bei  der  eigentlichen  Kommunalverwaltung  wenig  Selbständig- 
keit ließen.  Jeder  hatte  eine  Anzahl  von  Stfidten  als  In- 
spektion unter  sich  mit  der  Verpflichtung,  mindestens  zwei- 
mal jährlich  in  jeder  einen  längeren  Aufenthalt  zu  nehmen. 
Doch  sind  sie  seit  der  Vereinigung  der  beiderseitigen  Be- 
hörden auch  zur  Bereisung  der  Ämter  und  Vorwerke  ver- 
wendet. Eine  eigentliche  EntKcheidungsgewalt  hatten  sie 
nicht  (Acta  I,  Nr.  63:  Instruktion  fflr  alle  und  jede 
Kreis-  und  Steuerkommissarien  (in  den  mittleren  Provinzen) 
Tom  6.  Mai  1712;  VI,  2,  Kr.  410:  Kgl.  Verordnung  vom 
3.  Dezember  1748  an  die  Steuerrfite  der  Kurmark). 

Neben  dieser  staatlichen  Organisation  gab  es  kommu- 
nale Körperschaften,  Stadt-  und  Landgemeinden. 

Zur  Höhe  der  italienischen  und  tiaudrischea  iStädte 
haben  es  die  deutschen  nie  gebracht.  Sie  sollen  zwar  in 
ibren  Einrichtungen  vorbildlich  für  den  Territorialstaat  ge- 
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wesen  sein;  und  das  ist  auch  in  gewisser  Weise  der  Fall 
gewesen  (Hegel,  Arnold,  Sobm  nnd  besonders  t.  Below, 
Historische  Zeitschrift  Bd.  75).  Sie  sollen  Stätten  per- 
sönlicher Freiheit  und  der  Anteilnahme  des  Volks  an  der 
Regierung  gewesen  sein,  wilhrend  doch  Privilegirn  und 
Sonderrechte  die  Basis  der  städtischen  Verlassuiig  bildeten 
und  die  heftigsten  Klassenkämpfe  um  die  politische  Macht 
in  ihnen  ausgefochten  wurden. 

Jedenfalls  mufite  ihre  Unabhängigkeit  gebrochen  werden, 
wenn  die  Aufrichtung  eines  grdfieren  politischen  Verbandes« 
der  Stadt  und  Land  gleichmäßig  umschloB,  wenn  zunächst 
wenigstens  der  Landfriede  hergestellt  werden  sollte;  die 
Städte  waren  damals  dem  Territorium  nur  zugewandt,  nicht 
fest  eingeonliiet.    Die  brandonhurf?ischen  Stildte  sind  im\c\\ 
den  anarchischen  Zeiten  der  Luxeniluirger  und  WittelshaclitT 
gleich  von  den  ersten  HohenzoUern  zur  Parition  gebraciit ; 
auf  die  Unterwerfuim  des  Adels  durch  Kurfürst  Friedrich  I. 
ist  die  der  Städte  durch  Friedrich  IL  gefolgt;  das  eine  so 
berechtigt  wie  das  andre  und  nicht  mit  verschiedenem 
Maße  zu  messen  (Priebatsch,  Die  HohenzoUern  und  die 
Städte  der  Mark  im  15.  Jahrhundert,  Berlin,  1892).  Vom 
16.  bis  18.  Jahrhundert  sind  die  Städte  in  ganz  Deutsch- 
lan<l  durch  Mißregieruug  mehr  und  mehr  heruntergekommen. 
Schmoller  hat  das  durch  seine  Forschungen  für  alle  Zeiten 
festgestellt i   in   der  Einleitung  zu  den   Acta  Horussica 
spricht  er  „vom  trügen  Ue^Mnient  der  städtischen  Patrizier- 
familien, die  im  hergebrachten  Schlendrian  verharrt  und 
nur  zu  oft  sich  die  Taschen  gefällt  haben";  oder  wie 
Hintze  sagt:  .Man  darf  sich  diese  oligarchischen  Cliquen 
nicht  geradezu  als  eine  Bande  von  Gaunern  und  Profit- 
machern vorstellen,  es  waren  gewifi  viel  tflchtige  und 

ehrenwerte  Elemente  darunter,  aber  der  Geist  der  Lilssig- 
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keit,  des  Egoismus,  des  Klasseuinteresses,  der  Mangel  au 
Veraiitwortliclikeitsgeftthl ,  au  amtlicher  Disziplin,  an 
administrativer  Schulung  und  Fähigkeit,  das  waren  doch 
Übelstände,  die  fast  überall  vorhanden  waren,  die  für 
dieses  entartete,  zurückgebliebene  Stadtregiment,  das  ans 
einer  bereits  entschwundenen  Epoche  der  Staatsbildung  und 
Verwaltung  stammte,  geradezu  charakteristisch  genannt 
werden  könnte"  (Acta  Borussica  VI,  1,  S.  242).  Namentlich 
in  Hannover  waren  die  Zustande  die  gleichen  (H.  V.  und 
V.Gescb.  I,  24«) ff.;  II,  417  ff  ). 

Die  preußi^clieii  Könige  haben  in  sehr  maßvoller  Weise 
an  eine  lielorm  der  Städte  die  Hand  gelegt.  Ihr  weiter 
Wirkungskreis  ist  ihnen  in  <h'n  Reglements  Friedricii 
Wilhelms  I.  und  Friedrich  des  Groden  belassen,  ihre 
ganze  obrigkeitliche  Zuständigkeit  haben  sie  behalten: 
Ortspolizei  und  Gerichtsbarkeit  erster  Instanz  mit  Ein- 
schluß der  sogenannten  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  des 
Hvpothekenwesens,  Vormundschaftswesens,  der  Verlaut- 
)»aruiig  der  Rechtsgeschäfte.  Auch  ihre  damalige  Ver- 
fassung haben  sie  im  ganzen  behalten.  Als  Obrigkeit  der 
Stadt,  was  er  damals  viel  mehr  als  heute  war,  als  Polizei' 
und  Gerichtsverwalter  stand  der  Katar  der  Sache  nach 
der  Magistrat  im  Mittelpunkte,  indem  er  in  den  meisten 
größeren  und  mittleren  Städten  in  zwei  Abteilungen  zerfiel, 
die  eine  mit  einem  Justiz-,  die  andere  mit  einem  Polizei- 
liürgermeister  an  der  Spitze.  In  der  Regel  wurde  der 
Magistrat  gewählt,  nur  ausnahmsweise  vom  Könige  ernannt, 
Dieses  Wahlrecht  wurde  aber  in  der  großen  Mehrzahl  der 
Fälle  vom  Magistrat  selbst  ausgetibt,  der  sicii  kooptierte, 
während  der  Bürgerschaft  nur  sehr  selten  eine  durch  die 
Deputierten  der  Innungen  oder  Stadtviertel  geübte  Mit- 
wirkung dabei  zustand.  Eine  Mitwirkung  bei  der  stadti- 
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■sehen  Verwaltung  pHegte  die  Bftrgerschaft  in  irgendeiner 

Form  zu  besitzen,  sei  es  durch  Zuziehung  der  ganzen 
Bürgergemeinde  b^  i  gewissen  besonders  wichtigen  Akten, 
sei  t's  durch  Repräsentanten.  Die  Zuzieliung  der  ganzen 
Bürgerschaft  war  theoretische  Kegel,  die  Zuziehung  von 
Repr&seutanten  hatte  den  Mangel,  daß  diese  entweder  vom 
Magistrat  selbst  bestellt  wurden  oder  daß  sie  sich  koop- 
tierten oder  dafi  sie  ausschließlich  als  Vertreter  von 
Innungen  und  Stadtvierteln  nur  deren  besondere  Interessen 
'  wahrnahmen. 

Hinsichtlich  der  staatlichen  Aufsicht  hat  Friedrich 
Wilhelm  1.  1713  nur  aii^ednlnet,  daß  niciit  mehr  die 
Magistrate  ihre  Käiiiiiu'ieireclinungen  selbst  abnehmen, 
sondern  daß  das  von  den  Steuerräten  geschehen  solle,  die 
4iuch  den  Verpachtungsterminen  beizuwohnen  hätten  -,  wie 
wenig  das  in  der  ersten  Zeit  geholfen  hat,  wie  sehr  die 
Sehluderwirtschaft  fortdauerte,  geht  daraus  hervor,  daß 
bei  einer  solchen  Rechnungslegung,  die  mit  einem  Über- 
schusse abschloß,  zunftchst  dem  Steuerrate  selbst  und  dem 
Kämmerer  Douceurs  von  500  und  400  Talern  bewilligt 
wurden,  daß  weitere  21U<)  Taler  das  Magistratskolleg  fried- 
lich unter  sich  teilte  und  daß  nur  der  dann  verbleibende 
Rest  zur  Kasse  gelangte.  Das  weitere  ergibt  sich  aus  der 
Instruktion  Friedrichs  des  Großen  an  sämtliche  Steuerräte 
der  Kurmark  vom  3.  Dezember  1743  (Acta  VI,  2,  Nr.  410). 
Die  Rechnungen  sollten  jährlich  eingereicht,  und  nach  Be- 
finden bei  der  Oberrechenkammer  gepraft  werden;  die  Zahl 
der  Magistratspersonen  sei  zu  verringern,  und  deren  Ein- 
künfte mit  Angabe  der  NebenbezOge  in  den  Etats  und 
Rechnungen  aufzuführen;  die  Stadtpferde  für  die  Reisen 
der  Magistratsmitglieder  sollten  abgeschaflft  werden.  Aber 
•die  Verwaltung  der  K&mmereigüter  wurde  den  Städten  be- 
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lassen;  mir  daß  sie  hinfort  nicht  an  Magistrat-personen  ia 
Pacht  gegeben  werden  durften,  die  aucli  keine  Akzideuziea 
bei  den  Verpachtungen  beziehen  durften.  Nur  für  die 
Verweudimg  der  Überscliüsse  und  für  außerordentliche 
Ausgaben  war  eine  Genehmigung  erforderlich.  Die  Ver- 
waltung der  Forsten  freilich  wurde  wegen  der  groben  Mi6- 
brftuebe  —  Verwendung  der  Waldprodukte  zugunsten  der 
Ratsmitglieder  und  der  Bftrger  die  sum  v&lligen  Rui» 
der  Walder  gef&hrt  hatten,  staatlichen  Forstbeamten  aber> 
tragen. 

So  wurde  uicht  bloß  in  der  Kunnark .  sondern  auch 
sonst  die  staatliche  Aufsicht  Uber  die  städtische  Vermögens- 
verwaltung gehandhabt. 

Die  Behauptung  Rehbergs,  daß  die  Überschüsse  an  den 
Fiskus  gefallen  seien,  hat  nur  fftr  Schlesien  seine  Richtig- 
keit (Herwagen,  Anleitung  zur  richtigen  Kenntnis  der 
preudischen  Staatswirtsehaft,  veranlaßt  durch  die  Reh- 
bergischc  Schrift,  Berlin  und  Stettin,  18(i8,  S.  22G). 

Eine  gewissermaßen  freie  Laudgenieindeverfassung  hat 
sich  nicht  nur  im  Gebiete  des  landesherrlichen  Domaniunis, 
sondern  auch  da  erhalten,  wo  die  ortsobrigkeitliche  Gewalt 
des  grundbesitzenden  Adels  in  Geltung  war.  Die  damaligen 
Landgemeinden  waren  Realgemeinden  in  dem  doppelten 
Sinne,  daß  einerseits  nur  die  mit  Grund  und  Boden  An- 
gesessenen als  Gemeindegenossen  betrachtet  wurden,  daß 
andrerseits  auch  die  Funktionen  sich  nur  auf  die  gemein- 
same Bodenkultur  bezogen,  was  aber  um  so  weiter  reichte, 
je  mehr  bei  der  Gemeinsamkeit  von  Wald  und  Weide,  bei 
der  Gemengelage  der  Acker,  bei  der  Dreifelderwirtschaft 
der  landwirtschaftliche  Betrieb  nur  als  ein  genossenschaft- 
licher möglich  war.  Mit  der  Festsetzung  aber  Benutzung 
von  Wald  und  Weide,  Ober  die  Aufeinanderfolge  der  Saaten,. 
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über  dtn  Wechsel  von  Bau-  und  Ruhejahren,  über  (lie 
Erntezeit,  ftber  die  Au>teliunp  von  Hirten,  die  Anlegung 
von  Wegen  und  Brunnen  war  der  kommunale  Wirkungs- 
kreis der  Landgemeinde  damals  beschlossen,  während 
Funktionen  öffeutlich-rechtlicber  Natur,  namentlich  bezOglich 
der  Schale,  nicht  als  Genieindeangelegenheit  galten.  Im 
Mittelpunkt  der  Landgemeindeverfassung  stand  die  6e- 
meindeversammlung  mit  gleichem  Stimmrecht  der  Grund- 
besitzer ohne  Reprftaentation,  der  es  nicht«  schadete,  wenn 
sie  so  gut  wie  ganz  aus  Unfreien  bestand;  was  doch  nur 
diejenigen  verblüffen  kann,  welche  die  unfreien  Bauern  mit 
Gesinde  verwechseln.  Es  waren  zum  Teil  sehr  behäbige 
Landwirte.  Der  Gemeindevorstand  wurde  allerdings  in  der 
Kegel  von  der  Grundherrscbaft  bestellt,  sofern  nicht  das 
Amt  an  dem  Besitze  eines  Iftndlichen  Grandstacks  haftete 
(Lehna-  oder  Erbschnize).  Der  Schulze  hatte  wesentlich 
die  Staätagesehftfte,  die  Steuererhebung  und  die  Militar- 
gesehftfte  zu  besorgen.  Das  ländliche  Kommanalwesen  lebte  1  " 
still  vor  sich  hin;  der  Feudalismus  ist  niemals  in  der 
Weise  wie  die  Bureaukratie  ein  Feind  der  Selbstver- 
waltung gewesen. 
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Der  preußische  Staat  war  über  (icii  hloßon  Rechtsstaat 
liereits  hinausgeschritten;  er  liatte  auch  die  dem  Macht- 
zwecke iuhärenten  Funktionen  der  Finanzen  und  der 
inneren  Verwaltung  zu  pflegen  begonnen,  sie  sogar  in  den 
Vordergrund  gestellt. 

Demgemafi  haben  beide  Könige  die  Ausübung  der 
Rechtsprechung  nicht  so  intensiv  wie  die  eigene  Ausübung 
der  Militftr-  und  Finanzhoheit  fflr  sieh  in  Anspruch  ge- 
nommen; aber  prinzipiell  haben  sie  sich  doch  als  oberste 
Richter  ihrer  UntertiiiHn  gefühlt,  es  für  ihre  Pflicht  ge- 
halten, iiuch  dem  geringsten  Bauer  ihr  Ohr  in  Kechts- 
siicliiMi  nicht  zu  verschließen,  auf  die  Beschwerden  ihrer 
Untertauen  entwedei-  selbst  zu  entscheiden  oder  eine  außer- 
ordentliche  Kommission  entscheiden  m  lassen. 

Kamentlich  Friedrich  der  Grofie  hat  im  Antlmacchiavell 
die  Ansicht  yertreten,  dafi  die  Ausübung  der  richterlichen 
Gewalt  die  ursprQnglichste  der  dem  Staatsoberhaupt  über- 
tragenen Pflichten  sei.  Im  politischen  Testament  von  1752 
hat  er  auf  den  Ausruf  jenes  griechischen  Weibes  den» 
Könige  von  Epirus  gegenüber  hingewiesen:  „Wozu  bist  du 
denn  König,  wenn  du  mir  nicht  Recht  schatfen  willst.** 
Aber  gerade  er  war  von  den  Gescb&ften  der  ausw&rtigen 
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und  der  inneren  Verwaltung  so  erfüllt,  daß  er  tatsächlich 
nur  in  Fällen,  wo  er  es  für  absolut  notwendig  hielt,  wie 
in  dem  Prozeß  des  Müllers  Arnold,  von  dieser  oberst- 
richterlichen Gewalt  praktisch  Gebrauch  gemacht,  in  die 
Justiz  eiogegriffeD  hat,  indem  er  ihr  im  übrigen  ihren 
stracken  Lauf  ließ,  sich  auf  die  blofie  Oberaufsicht  be- 
schränkend. Es  heifit  im  Testamente  von  1752:  „Je  me 
suis  r^soltt  de  ne  jamais  troubler  le  cours  des  prooödures; 
c'est  dans  les  trtbunaux  ot  les  lois  doivent  parier  et  oü 
le  souverain  doit  se  taire;  mais  ce  sileuce  ne  m'a  poiut 
enipt  ch^  d'avoir  les  yeux  ouverts  pour  veiller  sur  la  con- 
duite  des  juges.*- 

Vor  allem  ist  die  Justizgesetzgebung  zu  einer  Zeit, 
wo  sie  in  ganz  Europa  stagnierte,  durch  beide  Könige,  die 
dabei  von  den  besten  Kräften  des  Beamtentums  unterstotzt 
wurden,  auf  eine  bis  dahin  nicht  erreichte  Stufe  gehoben. 
Friedrich  Wilhelm  I.  sagt  zwar  in  seinem  Testamente  von 
1722:  „Was  die  Justiz  anlanget,  so  habe  ich  alles  an- 
{i;ewL'ndet,  daß  sie  recht  kurz  gefasset  sein  sollte,  aber  leider 
habe  ich  nicht  reussiret.''.  Was  er  aber  in  den  18  Jahren 
nachher  noch  erreicht  hat,  war  doch  sehr  bedeutend  (Stölzel, 
Uintze).  Friedrich  der  Große  hat  die  volle  Frucht  dessen 
gesehen,  was  unter  seinem  Vater  und  unter  ihm  erarbeitet 
ist:  die  im  modernen  Sinne  erfolgte  Regulierung  des  De- 
positen- und  Hypothekenwesens  durch  die  Gesetze  vom  15. 
und  20.  Dezember  1783,  das  A.  L.  R.  und  die  A.  G.  0., 
wenn  auch  die  formelle  Publikation  unter  seiner  Regierung 
nicht  mehr  erfolgt  ist. 

Die  Prozeßreforni  stand  dal)ei  im  Vordergrunde  schon 
zu  Coccejis  Zeiten.  Die  A.  G.  O.  hat  einen  radikalen 
Bruch  mit  dem  angeblich  „feinsinnigen  Mechanismus"  des 
gemeinen  deutschen  Zivilprozesses  herbeigeführt,  der  in  Tat 
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uml  Wahrheit  uiclits  weiter  war  als  ein  irrationales  Ge- 
niisch von  kaiiniiischeiu  liecht,  Gerichtsgebraueli  und  so- 
genannter Wissenschaft;  ein  in  völlige  Krstarruug  ver- 
sunkenes, durch  gesetzliche  Beweistheorie  und  EventuAl 
maxime  nnoatfirlich  komplüdertes  System,  welches  nur 
dazu  erfunden  scMen,  die  Rechtsprechung  ihrem  Zwecke 
zu  entfremden.  Der  Frozefi  der  A.  G.  0.  war  ein  auf 
einem  ganz  neuen  Grundprinzip  aufgebauter  kfihner  Ent- 
schluß; die  Untersuchungsmaxime,  die  Erforschung  der 
Wahrheit  von  Anitswegen  sollte  verhindern  und  hat  ver- 
hindert, daß  niaterielies  Unrecht  in  formelles  Recht  über- 
gehe; nicht  für  das  Int*  resse  der  Kicbter  und  Anwälte, 
wohl  aber  für  das  der  Bevölkerung  war  in  erster  Linie 
gesorgt.  Bewundernd  hat  Bfilow,  der  Geschichtsschreiber 
des  CelliBchen  Oberappellationsgerichts,  der  doch  mit  dem 
gemeinen  ProzeB  wie  kein  zweiter  Tertraut  war,  gegen 
Rehberg  geltend  gemacht,  dafl  ein  Prozeß  in  Prenfien  in 
erster  Instanz  gewöhnllLli  nur  2  bis  (3  Monate,  bei  weit- 
läufiger Beweiseriiebiiiig  und  dergleiclieu  höchstens  ein  Jahr 
und  durch  alle  Instanzen  hindurch  in  der  Kegel  nur 
anderthalb  Jahre  dauere. 

Die  Herstellung  eines  Jus  certum,  das  auch  von  Fried- 
rich Wilhelm  I.  ersehnt  worden  war,  ist  im  A.  L.  R.  er- 
reicht worden.  Der  Dualismus  des  römischen  und  ger- 
manischen Rechtsstoffs  wurde  beseitigt,  diese  Elemente  zu 
einem  organischen  Ganzen,  einem  einbeitliehen  System  tot- 
bunden.  Obgleich  es  eigentlich  nur  das  Bestehende  festr 
stellen  sollte,  hat  es  doch  nicht  nur  die  zahlreichen  Kon- 
troversen, welche  das  sogenannte  gemeine  Recht  bis  zu 
dessen  Untergang  begleitet  haben,  gelöst,  sondern  auch 
zahlreiche  Fragen,  auf  welche  das  gemeine  Recht  keine  den 
modernen  Bedarfnissen  genOgende  Antwort  gab,  dahin  ent- 
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schieden,  wohin  eine  gesunde  Forthildung  der  genieiurecht- 
lictien  Praxis  Uräugte;  es  hat  manche  Keime  germauischer 
Becbtsideen,  insbesondere  auf  dem  Gebiete  des  Sachen- 
rechts zur  Entfaltung  gebracht  Sogar  Savigny  hat  das 
halb  widerwillig  anerkannt  (Vom  Beruf,  2.  Auflage,  1828, 
81,  144;  Stdlzel,  Rechtsverfassung  und  Rechtsvei^ 
waltung,  II,  442).  Wenn  es  auch  nach  der  ursprünglichen 
Absicht  nur  auf  das  in  den  Gerichten  anzuwendende  Recht, 
auf  Privatrecht  einschließlich  des  Handels-,  Wechsel-, 
See-  und  Versicheruugsrechts  und  auf  Strafrecht  sich  be- 
schränken sollte,  so  behandelt  es  doch  im  zweiten  Teile  große 
Gebiete  des  öffentlichen  Hechts,  des  Staats-  und  namentlich 
des  Verwaltungsrechts.  Im  zweiten  Teile  enthält  Tit  7 
▼om  Bauemstande  die  bis  1890  ffir  die  Ostlichen  Provinzen 
praktisch  maßgebende  Landgemeindeordnung,  mit  der  auf 
den  Landratsämtern  und  bei  den  Regierungen  gearbeitet 
wurde;  der  Tit.  8  vom  Bürgerstande  enthftlt  neben  einer 
Städteorduung  eine  Zunft-  und  Apotiiekerordnung;  Tit.  9 
handelt  von  den  Pflichten  und  Hechten  des  Adelsstandes; 
Tit.  10  von  den  Hechten  und  Pflichten  der  Diener  des 
Staates;  Tit.  11  in  1232  Paragraphen  von  Kirchen  und 
geistlichen  Gesellschaften ;  Tit.  12  von  niederen  und  höheren 
Schulen;  Tit  13  von  den  Rechten  und  Pflichten  des  Staate» 
llberhaupt;  Tit  14  von  den  Staatseinkttnften  und  fiskalischen 
Rechten;  Tit.  15  von  den  Rechten  und  Regalien  des 
Staates  in  Ansehung  der  Landstraßen,  StrOme,  H&fen  und 
Meeresufer,  von  Zollgerechtigkeit  und  vom  Postregal,  von 
Mühlengerechtigkeit,  von  Jagd-  und  Bergwerksregal;  Tit.  10 
von  den  Hechten  des  Staats  auf  herrenlose  Güter  und 
Sachen;  Tit.  17  von  den  Hechten  und  Pflichten  des  Staats 
zum  besonderen  Schutze  seiner  Untertanen  (Gerichtsbarkeit, 
Auswanderung,  Abfahrts-  und  Absehofigeldem);  Tit  18^ 
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von  VonDundschaften  und  Kuratelen;  Tit.  19  von  Armen- 
anstalten und  anderen  milden  Stiftungen ;  Tit  20  von  Ver- 

brecbL'u  und  Strafen. 

Das  Strafrecht  des  A.  L.  R.  stellt  im  Unterschiede 
von  dem  Kreit mayerschen  Codex  criminalis  und  im  Unter- 
schiede von  der  Theresiana,  die  Iteide  auf  dem  Staudpunkte 
des  17.  Jahrhunderts  stehengeblieben  sind,  das  Ergebnis 
der  reformatorischen  Bewegung  dar,  die  seit  Mitte  des 
18.  Jahrhunderts  in  Wissenschaft  und  Praxis  sich  Bahn 
gebrochen  hatte,  ohne  doch  den  geschichtlichen  Boden  auf- 
zugehen, wie  solches  von  Joseph  II.  zugunsten  abstrakter 
IIunianitatsbestrebungtMi  geschelien  war.  Wenn  auch  im 
Sinne  dos  jin<zst liehen  wohlmeinenden  Tolizeistaats  Gebote 
und  Verlmte  darin  enthalten  sind,  welche  in  die  Details 
•dea  h&uslichen  Lebens  sich  eindrängten,  waren  doch  die 
Strafen  milder  als  vorher.  Wohl  gab  es  auch  in  der 
Fassung  viel  Unbestimmtheit,  aber  im  ganzen  enthielt  die 
formale  Begriffsbildung  einen  Fortschritt  (Halschner,  Ge- 
schichte des  preudischen  Strafrechts,  (18ö5)  103  ,  227  ff; 
von  Bar.  (leschichte  des  deutschen  Strafrechts,  (1882)  161. 
Zum  erstenniale  war  hier  an  Stelle  der  Carolina  ein  voU- 
stilndipes  System  des  Strafieelits  wenn  auch  nicht  fl^r  das 
Reich,  so  doch  für  den  Staat,  der  an  Stelle  des  Reiches 
treten  sollte,  die  erste  Strafgesetzgebung  der  Neuzeit  zu- 
stande gebracht.  Immerhin  war  das  Strafrechtder  schw&chste 
Teil  der  Kodifikation,  der  sehr  bald  Novellen  notwendig 
machte  und  schon  während  des  Bestehens  des  alten  Staats- 
wesens den  Entschluß  zur  Umarbeitung  zur  Reife  brachte. 

Niemals  ist  bis  dahin  bei  irgend  einem  Gesetzeswerke 
die  Unterwerfung  unter  die  öfl'entliche  Prüfung  und  die 
ölTeutliche  Meinung  eine  so  umfassende  gewesen.  Wie  viel 
-Gutachten  sind  damals  erstattet  worden  von  einzelnen  und 
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von  Korporationen;  „so  werden  Preufiens  Untertanen  sich 
rfihmen  dürfen,  dafi  sie  nnter  Gesetzen  leben,  die  von 

ihnen  selbst  gepiütt  und  genehmigt  worden"  hat  Suarez 
gesagt.    Auch  diu  Stiindeu  war  Gelegenheit  gegeben,  ilire 
Monita  geltend  zu  machen ,  wie  schon  Friedrich  der  Große 
in  dem  Erlaß  an  Cocceji  vom  30.  September  174(3  an- 
geordnet hatte.    Vor  allem  war  die  staatliche  Einheit 
auf  dem  Gebiete  der  Justiz  hergestellt.  In  den  fränkischen 
FOrstentfimem,  in  Polen  und  in  den  Entschftdigungslanden 
wurde  das  A.  L.  R.  und  die  A.  G.  0.  sofort  eingeführt 
Über  die  Bedeutung  des  preußischen  A.  L.  R.,  des 
„Code  du  Grand  Fred<^ric'',  hat  sich  Tocqueville,  L'ancien 
regime,  in  folgender  Weise  ausgesprochen:    „Le  code  est 
une  v^ritable  Constitution  daus  le  sens,  qu'on  attribue  ä  ce 
mot  ;  il  n'a  pas  seulement  pour  but  de  regier  les  rapports 
des  Citoyens  entre  eux,  mais  encore  les  rapports  des  citoyens 
et  de  r6tat;  c^est  tout  &  la  fois  un  code  civil ,  un  code 
criminel  et  une  Charte.  II  repose  ou  plutdt  parait  reposer 
Sur  un  certain  nombre  de  principes  g^n^rauz  ezprimds 
dans  une  forme  tr^s-philosophique  et  tr^s-abstracte  et  qui 
ressemhlent  sous  beuucoup  de  rapports  a  coiix  qui  reni- 
plissent  la  declaration  des  droits  de  l  liomme  dans  la  Con- 
stitution de  1701.    On  y  prodame  que  le  bien  de  T^tat 
et  de  ses  habitants  y  est  le  but  de  la  socit-tr  et  la  limite 
de  la  loi;  que  les  lois  ne  peuvent  bomer  la  libertö  et  les 
droits  des  citoyens  que  dans  le  but  de  Tutilite  commune; 
que  chaque  membre  de  T^tat  doit  travailler  au  bien 
gön^ral  dans  le  rapport  de  sa  Position  et  .  de  sa  fortune; 
que  les  droits  des  individus  doivent  c^er  devant  le 
bien  g6n6ral.    Le  nuui  de  l'ctat  est  d^j;i  le  seul ,  dont 
on  se  serve  pour  dösigner  le  pouvoir  royal.    On  y  i>arle 
du  droit  göneral  des  hommes:  les  droits  gäueraux  des 
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hommes  se  foodeut  sur  la  libcrt^  naturelle  de  faire  8on 
propre  bieo  eaos  nuire  au  droit  d'autrui.  Toutea  les 
actiooB,  qui  ne  sont  pas  döfendues  par  la  loi  natarelle  ou 
par  uoe  loi  positive  de  T^tat  sont  permises.  Cbaqne  habi- 
taot  de  r^tat  peut  exi^rer  de  eelnf-ei  la  döfentie  de  sa  per- 
sonne et  de  sa  propriötc  et  a  le  droit  de  se  defendre  lui- 
nii-nie  par  la  force,  si  IV'tat  ue  vient  h  son  aide.  —  Apr^^s 
«voir  »xpose  ses  grands  principes.  le  legislateur  au  lieu 
d'en  tirer,  comme  dans  la  Constitution  de  1791,  le  dogoie 
de  la  souverainetö  du  peuple  et  Torganisation  d'un  gouveme- 
ment  populaire  dans  nne  socidtö  Itbre,  toume  court  et  va 
k  une  autre  coosöqnenee  ^alement  d6mocratiiiue  mais  non 
liberale;  II  considere  le  prince  eomme  le  Beul  repr6sentant 
de  r^tat ,  et  lui  donne  tous  les  droits  qu'on  vient  de  re- 
connaitie  h  la  soci(^t<^  Le  souverain  n'est  plus  dans  ce 
ende  le  roprösentiint  de  Dieu,  il  nVst  que  le  n  pröseiitant 
de  la  societ('\  son  agent,  son  gerviteuFi  comme  Ta  iinprimö 
en  toutes  lettres  Fr^döric  dans  ses  oeuTres;  mais  il  la  re- 
prösente  seul,  il  en  exerce  seul  tous  les  pouvoirs.  Le  chef 
de  r^tat,  est-il  dit  dans  iUntroduction,  ä  qui  appartient  le 
devoir  de  produire  le  bien  g6n6ral,  seul  but  de  la  80Ci6t6, 
est  autorisö  ä  diriger  et  k  r6gler  tous  les  aetes  des  indi- 
vidus  vers  ce  but." 

^^uweit  in  diesen  Ausführungen  von  der  Gleichheit  der 
Prinzipien  des  A.  L.  R.  mit  denen  der  französischen  Revo- 
lution, insbesondere  der  Menschenrechte  und  der  Verfassung 
von  1791  die  Rede  ist,  wird  doch  nirgends  behauptet,  daß 
sie  daher  entnommen  seien;  sie  waren  ja  auch  schon  im 
Entwurf  des  BOrgerlichen  Gesetzbuchs  enthalten,  dessen 
erster  Teil  1784  erschienen  ist 
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Die  im  18.  Jahrhundert  in  Preußen  und  nur  in  Preußen 
bestehende  Glaubens-  und  Kultusfreiheit  hatte  als  doppelte 
Quelle :  die  Lebensbestimmungen  dieses  eigenartigen  Staates, 
und  die  pen^önliehe  Gesinnung  der  beiden  Könige. 

VerhiUtnisiiiiißig  spat  hatte  153'.»  der  Kurfürst  Joachim  II. 
die  Reformation  vollzo;^'en  in  der  Weise,  daß  die  lutlierische 
Kirclie  im  ganzen  Gebiete  die  ausschließlich  herrschende 
wurde,  während  cUe  katholische  Religionsübung,  die  sich 
an  einzelnen  Orten,  namentlich  an  den  Sitzen  der  Bischöfe 
Yon  Havelberg  und  Lebus  noch  eine  Zeit  lang  erhielt,  seit 
Mitte  des  16.  Jahrhunderts  völlig  aufhörte,  so  dafi  seitdem 
in  der  Mark  Brandenburg  so  gut  wie  in  den  anderen 
deutschen  Territorien  das  System  völliger  honfSessloneller 
Abgeschlossenheit  herrschte.  Der  Übertritt  des  Kuiuirsten 
Johann  Sigismund  zur  reformierten  Konfession  im  Jahre 
1014,  also  ziemlicii  gleichzeitig  mit  dem  Anfall  reformierter 
Gebiete  am  Rhein  und  in  Westfalen,  ein  Ereignis,  welches 
von  dem  Geschichtschreiher  der  preußischen  Politik  in 
seinen  Wirkungen  mit  don  Vorg&ngen  des  Jahres  1808 
verglichen  worden  ist,  hat  den  ersten,  wenn  auch  schwachen 
Anfang  von  Religionsfreiheit  gebracht,  indem  nun  zwei 
.Kirchen  nebeneinander  berechtigt  sein  sollten,  die  lutherische, 
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die  in  allen  Rechten  geschätzt  blieb,  und  die  reformierte, 
der  weDigstens  ein  simultaneum  religionis  exereitium  er- 
öfiiiet  wurde.  Mit  dem  Erwerbe  des  Hensogtums  Preufien- 
wurde  der  Grundsatz  der  konfessionellen  Äuaschließlichkeit 

noch  weiter  falle  n  gelassen.  Erstens  hatte  hier  der  Katho- 
lizismus unter  dem  Schutze  des  polnischen  Lehnsherrn  in 
einzelneu  (»egenden  seine  Existenz  hehalten;  dann  aber 
hatte  sich  dort  schon  eine  viel  weiter  '^clirndi^  lleligions- 
freiheit  deshalb  entwickeln  können,  weil  Preußen  nicht  zum 
deutschen  Reiche  gehörte,  also  den  Beschränkungen  der 
Reichsgesetze  nicht  unterworfen  war,  w&hrend  in  Polen  zu 
jener  Zeit  eine  ziemlich  ausgedehnte  religiöse  Duldung  be- 
stand, sodaß  im  Herzogtum  Preufien  Religionsgemein- 
Kcliaften  rezipiert  waren,  die  nach  Reichsrecht  zu  den  ver- 
botenen gehörten.  Der  (iroße  Kurftirst  ging  auf  dieser 
Bahn  weiter;  zwar  gegen  die  Zulassung  antitrinitarisciier 
und  sozininnischer  Gemeinden,  welche  die  Dreieinigkeit 
und  die  göttliche  J^atur  Christi  bestritten  und  die  sich 
von  Polen  aus  in  die  Neumark  verbreitet  hatten,  ergingen 
Landtagsabschiede  und  Regierungsreskripte  als  gegen  Sekten,, 
die  durch  den  westfälischen  Frieden  verboten  waren.  In- 
dessen hielt  sich  der  Große  KurfOrst  doch  fOr  befugt, 
solche  lleligionsgesellschaften,  welche  zwar  nicht  im  west- 
fillischeu  Frieden  sjteziell  liezeichnet  wai  en ,  dagegen  mit 
dort  namentlich  genannten  auf  gleicher  Glaubt  nsgrundlage 
standen,  in  seine  Stauten  anf/unelimen ;  ein  Prinzij),  welches 
namentlich  bei  der  Aufnahme  der  französischen  Reformierten 
in  Anwendung  kam,  als  diese  durch  ein  kurfarstliches 
Edikt  vom  20.  Oktober  1685  in  die  brandenburgischen 
Staaten  eingeladen  wurden  unter  der  Zusicherung,  ihre 
Religion  in  französischer  Sprache  nach  den  Gewohnheiten 
und  mit  den  Gebräuchen,  die  bis  dahin  bei  ihnen  in  Frank- 


Digitized  by  Google 


6.  KapiteL  Kirchenboheit  uad  lürcbeuj^ewalt. 


97 


reich  Oblich  gewesen  waren,  ausüben  zu  dürfen.  Während 
es  (locli  uacl»  dem  Wortlaute  des  westfillischen  Friedens 
zweifelliaft  sein  konnte,  ob  die  Aufnahme  der  franzusiMiien 
Reformierten  leichsgesetzlich  zulässig  war;  denn  der  weaV 
f&lische  Friede  benannte  nur  die  Augshurgischen  KonfessioDS- 
▼erwandten  UDd  diejenigen  unter  ihnen,  die  den  Namen 
Reformierte  führten;  diese  Bezeichnung  pafite  zwar  auf  die 
deutschen  Reformierten  vollkommen,  da  sie  sieh  zur  Augs- 
burgischen  Konfeesion  bekannten ,  wenn  auch  nur  zu  der 
Variata  von  1540,  dagegen  paßte  sie  auf  die  französischen 
Reformierten  insofern  nicht,  als  sie  nicht  der  Augsburgischen 
Konfession ,  sondern  der  Confessio  Gallicana  anhingen. 
Wenn  so  der  Große  Kurfürst  auf  der  einen  Seite  über  den 
strengen  Sinn  des  Reichsrechts  hinausging,  80  war  eine 
allgemeine  Duldung  der  Katholiken  damals  noch  nicht 
durchfahrbar;  die  märkischen  Stftnde  hatten  sich  auf  das 
entschiedenste  widersetzt. 

Friedrich  Wilhelm  I.  sagte  im  Testamente  von  1722: 
„Was  die  Religion  anlanget,  so  bin  ich  und  werde  mit 
Gottes  Hülfe  reforuiirt  selig  sterben;  indessen  bin  ich  ver- 
sichert, daß  ein  Lutherischer,  der  gottselig  wandelt,  ebenso- 
gut selig  werde  als  die  Reformirten  und  daß  der  Unter- 
schied herrühre  von  der  Prediger  Z&nkereien;  haltet  des- 
halb Reformirte  und  Lutheraner  in  gleicher  Wttrde. 
Bafbr  wird  Gott  Euch  segnen  und  Ihr  dadurch  bei  allen 
Ländern  Euch  Liebe  erwerben;  allen  Gonsistorien  mofit 
Ihr  scharf  anbefehlen,  daß  die  beiderseitigen  Religions- 
parteien auf  den  Kanzeln  keine  Gontroversen  tractiren, 
daß  sie  absonderlich  von  der  Gnadenwahl  nichts  bertilireu. 
Was  die  katliolisrhe  Religion  anlanget,  müßt  Ihr  sie 
toleriren,  soweit  der  westfälische  Friede  und  der  Vertrag 
von  Welllau  es  mit  sich  bringen."  Jesuiten  müsse  er  nicht 

von  Meier.  Franx.  EinflAsae.   II.  7 
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dulden,  seien  Deuffels,  zu  vielem  Bösen  capable.  FQr 

Berlin  halte  er  einen  katholischen  Priester,  nm  privaten 

Gottesdienst  zu  halten,  weil  es  viele  katholische  Bürger 
und  Leute  gei)e ,  inshesondere  auch  bei  den  Regimentern, 
zu  denen  der  katholische  Geistliche  alle  Monate  hinreisen 
mOsse. 

So  merkwttrdig  es  klingt:  es  sind  militärische  Rttck- 
siehten  gewesen,  welche  der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit 
der  Katholiken  die  Bahn  gebrochen  haben;  mit  der  Anlegung 
der  Gewehrfabriken  in  Potsdam  und  Spandau  und  der  Ober- 

siedeUiiig  katholischer  Arbeiter  aus  der  Gegend  von  Lüttich 
ist  an  diesen  Orten  katholischer  Gottesdienst  eingericbtet ;  für 
die  katbolischen  Soldaten  ist  sogar  die  Wirksamkeit  einiger 
Dominikanermissionare  begünstigt,  und  im  Reglement  für 
das  von  ihm  gestiftete  Militärwaisenhaus  war  vorgeschrieben: 
„Es  soll  ein  jeder  von  den  Jnngens  in  seiner  Religion, 
darin  er  geboren  und  erzogen,  gesehatzt  und  kein  Ge- 
wissenszwang eingeführet  werden ;  es  solle  der  katholische 
Pater  denen  katholischen  Knaben  in  ihrem  Katechismus 
informiren  und  Unterriclit  geben";  beim  großen  lleginient 
in  Potsdam  wurde  ftlr  die  katholischen  und  reformierten 
Ungarn  der  Sprache  wegen  ein  eigener  Seelsorger  gehalten, 
für  die  griechisch-katholischeD  Ungarn  ein  eigener  Geist- 
licher verschrieben,  und  die  22  Türken,  welche  der  Herzog 
von  Kurland  geschickt  hatte,  hielten  nach  der  Parade  ihren 
mohammedanischen  Gottesdienst.  In  der  Relazione  degli 
missioni  negli  stati  del  Marchese  di  Brandenburg  1780 
wurde  die  dort  herrschende  Gewissensfreiheit  höchlich 
gelobt. 

Bei  Friedrich  dem  Großen  entsprang  die  Toleranz- 
gesinnung einer  andern  Quelle.  Schon  der  Zweck  der 
Dissertation  sur  Pianocence  des  erreurs  et  de  Pesprit  1788 
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ivar,  wie  er  an  Voltaire  schrieb,  der  Beweis,  dafi  es  äußerst 
schwer,  ja  unmöglich  sei,  in  sehr  vielen  Dingen  zur  Wahr- 
heit, zum  entscheidenden  Wissen  zu  gelangen,  woraus  folge, 
dafi  dies  nicht  die  Bestimmung  unseres  Geschlechtes  sein 
könne.  —  „Können  elende  Sterl)liclie  dem  höchsten  Wesen 
gefallen,  so  geschieht  es  nur  durch  Wohltaten,  die  sie  den 
Menschen  erweisen,  nicht  aber  durch  Gewalttätigkeiteu, 
die  sie  an  hartnäckigen  Köpfen  ausüben."  Mithin  war 
Gleichgültigkeit  gegen  religiöse  Glaubenslehren,  war  kirch- 
licher Indifferentismus  eine  der  Grundlagen,  in  denen  die 
Toleranzgesinnung  Friedrichs  des  Grofien  wurzelte;  aber 
nicht  die  einzige.  Schon  im  Antimacchiavell  hatte  er  als 
sicherstes  Mittel,  den  Staat  vor  Stürmen  zu  bewahren,  das 
hingestellt,  einem  jeden  die  Freiheit  des  (  lewisseus  zu  lassen, 
König  zu  sein,  al)er  niemals  den  Priester  machen  zu  wollen. 
Es  heißt  weiter  in  der  Schrift  De  la  religion  de  Brande- 
bourg:  „Alle  Sekten  leben  hier  in  Frieden  und  tragen 
gleichm&fiig  bsi  zum  GlQck  des  Staates.  Die  Begierung 
läfit  einem  jeden  die  Freiheit  in  den  Himmel  zu  geben, 
auf  welchem  Wege  es  ihm  geftllt,  wenn  er  nur  ein  guter 
Borger  ist,  das  ist  alles  was  man  von  ihm  verlangt;  der 
falsche  Religionseifer  ist  ein  Tyrann,  der  die  Provinzen 
entvölkert,  die  Toleranz  eine  liebende  Mutter,  die  sie  nährt 
und  ihr  Gedeihen  fördert.''  Am  ausführlichsten  in  diesem 
Sinne  hat  er  sich  in  dem  Essai  sur  les  formes  du  gouverue- 
ment  et  sur  les  devoirs  du  souverain  aus  den  letzten  Jahren 
seines  Lebens  geäußert 

Diesen  Theorien  entsprach  die  Praxis  des  grofien 
Königs.  Es  war  in  den  ersten  Wochen  nach  seiner  Thron- 
besteigung, als  der  Minister  des  geistlieben  Departements 
und  Präsident  des  Konsistoriums  und  der  Eonsistorial- 

vizepräsident  berichteten:  Die  römisch-katholische  Schule 
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fttr  die  Soldatenkinder  besondent  in  Berlin  gebe  Anlaß, 
dafi  gegen  den  landesherrliehen  Befehl  vom  16.  Kovember 
1633  Protestanten  znm  Katholizismus  verleitet  wfirden; 
solches  habe  der  Generalfislral  ihnen  mitgeteilt ;  sie  fragten 

also  an,  ob  die  katholisclie  Schule  bleiben  solle.  Aus  diesem 
Anlaß  ist  es  geschelien,  daß  der  König  an  den  Rand  des  Be- 
richtes schrieb:  „Die  Religionen  müssen  alle  telerirt  werden 
und  muß  der  Fiskal  nur  das  Auge  darauf  haben,  daß  keine 
der  andern  Abbruch  tue.  Denn  hier  muß  ein  jeder  nach  seiner 
Fa^on  selig  werden."  Als  dann  am  4.  Dezember  1746  der 
Justizminister  Goeceji  an  den  König  schrieb,  dafi  in  Ost- 
friesland ohne  Verletzung  der  LandesverfiasBung  und  der 
Konkordate  den  katholischen  Eingesessenen  ein  öflFentlicher 
Gottesdienst  nicht  gestattet  werden  könne,  verfügte  Fried- 
rich der  Große  abennals  ganz  lakoniscli:  „Ich  erlaube 
ihnen  das  freie  Exercitium  ihrer  Religion  nebst  Pater  und 
was  dazugehört."  So  gestattete  er  auch  durch  Patent  vom 
22.  November  1746  den  Katholiken  in  Berlin  zu  ihrem 
freien  und  ungehinderten  Gottesdienst  eine  Kirche  zu 
bauen,  so  groß  als  sie  solche  innehaben  wollen  und  können, 
mit  einem  oder  mehreren  Tonnen,  großen  und  kleinen 
Glocken  ohne  einigen  Vorl^ehalt  und  Widerrede.  p]s  ver- 
steht sich  danach  von  selbst,  daß  Friedrich  iler  Gruße  den 
Katholiken  aucli  in  den  neuerworbenen  Laudesteilen ,  in 
Schlesien,  Westpreußen  und  den  polnischen  Gebieten  eine 
freie  öffentliche  ReligionsUbung  gew&hrte,  wie  es  auch  im 
Berliner  und  im  Hubertusburger  Frieden  bestimmt  wurde, 
dafi  die  katholische  Religion  in  statu  quo  erhalten  werden 
solle,  unter  dem  Vorbehalte  der  den  dortigen  Protestanten 
zu  gestattenden  Gewissensfreiheit  und  der  dem  Souverän 
zustehenden  (iereclitsaiiie.  Man  nahm  demgemäß,  wie  Goethe 
in  der  italienischen  Reise  berichtet,  in  Italien  allgemein  an, 
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der  König  sei  zum  Katholizismus  übergetreten,  hal^  aber 
vom  Papste  die  Erlaubnis  erhalten,  das  zu  verheimlichen, 
er  verriclite  seinen  Gottesdienst  in  einer  uuterirdischeu 
Kapelle.  Friedrich  der  Große  ging  aber  DOCh  weiter;  er 
nahm  religiöse  QemeinBchaften  in  seinen  Staaten  auf,  die 
noch  entschiedener  als  die  französischen  Beformierten  nach 
Reichsrecht  verboten  waren ;  nicht  nur  die  böhmischen  und 
nifthrischen  Brfidergemeindeni  sondern  auch  die  Mennoniten 
und  andere,  die  in  den  außerdeutschen  Gebieten  des 
preußischen  Staates  srlion  lilngor  geduldet  worden  waren. 
Diesen  Grundsätzen  liiildipt  auch  das  A.L.R,,  Teil  II, 
Tit.  11,  §  1  „Der  Begriti  der  Einwohner  des  Staats  von 
Gott  und  göttlichen  Dingen,  der  Glaube  und  der  innere 
Gottesdienst  können  kein  Gegenstand  Ton  Zwangsgesetzen 
sein.  §  2.  Jedem  Einwohner  im  Staat  mufl  eine  voll- 
kommene Glanbens-  und  Gewissensfreiheit  gestattet 
werden*  usw. 

Der  preußische  Staat  ist  dadurch  zum  Zufluchtsort 
aller  in  Fiaukreich,  in  England  und  im  übrigen  Deutsch- 
land wej?en  ihres  (ilaubeus  Verfolgten  geworden. 

Beide  Könige  haben  Uber  beide  Kirchen  ein  festes 
Kirchenregiment  geführt.  Friedrich  Willielni  I.  im  politi- 
schen Testament  von  1722  spricht  sich  energisch  gegen  die 
Emmischung  der  Prediger  beider  Religionen  in  weltliehe 
Aftren  aus,  was  sie  gern  tAten,  namentlich  auch  die 
Reformierten  und  die  Lutherischen.  «Denn  die  Herren 
Geistlichen  gern  Päpste  sein  wollen,  da  sie  beim  Papstthnm 
alles  zu  sagen  haben,"  Es  sollten  namentlich  keine 
Predigten  gelialten  werden  gegen  die  Autorität  des  Landes- 
herrn, weder  direkt  noch  indirekt  bei  Strafe  der  Kassation. 
„Lieber  Successor,  dieser  Punkt  ist  einer  von  den  impor- 
tanten."   Friedrich  der  Große  hat  dem  Papste  zum  Trotz 
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es  abgelelint,  die  Bulle  Dominus  ac  redeinlor  vom  21,  Juli 
1773  in  seinen  Staaten  zur  Ausführung  zu  bringen;  seinem 
römischen  Residenten  hat  er  damals  geschrieten :  Sie 
werden  es  jedem,  der  es  hören  will«  doch  ohne  Ostentation 
und  Affektation  sagen  und  werden  auch  die  Gelegenheit 
wahrnehmen,  es  dem  Papst  oder  seinem  ersten  Minister  zu 
berichten,  daß  in  der  Jesuitenangelegenheit  mein  Entschlufi 
gefafit  ist,  sie  in  meinen  Staaten  so,  wie  es  bisher  war,  zu 
erhallen;  ich  hahe  im  Traktat  zu  Breslau  die  katholische 
Religion  in  statu  quo  garantirt  und  ich  hahe  im  Vergleich 
niemals  bessere  Priester  gefunden;  Sie  werden  auth  noch 
hinzufügen,  daß  nachdem  ich  einmal  zu  der  Klasse  der 
Ketzer  gehöre,  der  hl.  Vater  mich  nicht  dispensiren  kann, 
mein  Wort  zu  halten,  noch  von  der  Pflicht  eines  anstandigen 
Mannes  und  eines  Königs.*  Die  Kompetenz  seiner  eigenen 
Kirche  hat  er  durch  die  Aufhebung  der  konsistorialen 
Ehogerichtsbarkeit  loo  Jahre  frtiher  als  in  Hannover  und 
anderen  Kleinstaaten  und  100  Jahre  frt\her  als  in  Preußen 
die  Aufhebung  der  katholischen  geistlichen  Ehegerichts- 
barkeit erfolgt  ist,  stark  eingeschränkt;  im  übrigen  aber 
um  die  protestantische  Kirchenregierung  sich  wenig  be- 
kümmert, dem  geistlichen  Departement  und  den  Konsistorien 
im  allgemeinen  freie  Hand  lassend,  nur  hin  und  wieder 
mit  Sfttzen  dazwischenfahrend,  wie  «Das  Gonsistorium  seind 
Esels".  Insbesondere  mit  der  Anstellung  der  Prediger  wollte 
er  nichts  zu  tun  haben.  Gerade  weil  ihm  die  Kirche  >o 
völlig  gleichgültig  war,  hat  er  eine  bestimmte  Richtung, 
etwa  den  Rationalismus,  in  keiner  Weise  begünstigt.  Kr 
lief^  die  Sachen  gehen,  wie  sie  wollten.  Zwei  auf  die  kirch- 
liehen  Verhältnisse  bezügliche  Änderungen  an  der  In- 
struktion seines  Vaters  für  das  Generaldirektorium  sind 
doch  charakteristisch :  die  §§  82  und  33  des  Art.  18  wurden 
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gestrichen,  der  §  32,  der  vorschrieb,  daß  bei  dem  Bau 
und  der  Reparierung  alter  Kirchen  kfine  Altilre,  Licliter, 
Caseln  oder  Meßgewand  geliefert,  auch  der  (lottesdienst  so 
gehalten  werden  solle  wie  in  Potsdam,  Wusterhausen  und 
in  der  Garnisonkirche  zu  Berlio*,  was  naeh  Friedrichs 
ddBGrofien  Ansicht  in  jedes  Belieben  stehe;  und  §  33,  wo 
es  heißt,  dafi  in  Litthanen  noch  Kirchen  gebaut  werden 
sollten.  Aber  prinzipiell  hielt  er  an  seinem  Kirchen- 
regiment  fest:  „Ich  als  Vicarius  Jesu  Christi  und  Erz- 
bischof  von  .Magdeburg  befehle,  daß  sie  ehelich  zusammeu- 
gegeben  werden"  —  nämlich  Onkel  und  Nichte, 

Beide  Könige  haben  sich  auch  uoi  die  Schule,  den 
Annex  der  Kirche,  grofie  Verdienste  erworben.  Die  all- 
gemeine Schulpflicht  «an  den  Orten,  wo  Schule  ist",  ist 
schon  durch  das  Generaledikt  Friedrich  Wihelms  I.  vom 
28.  September/23.  Oktober  1717  (C.G.M.  eontin.  I,  5,  528) 
eingeführt  und  durch  das  Edikt  vom  19.  Dezember  1736 
(C.C.M.  I,  2,  130)  eingeschärft;  Friedrich  der  Große  ist 
auch  hier  nur  auf  den  Wegen  seines  Vaters  weitergegangen, 
als  er  das  General-Land- Schul-Reglement  vom  12.  Au^^ist 
1763  (N.C.C.  III,  2()5)  erließ:  selbst  die  dienstpflichtigen 
Kinder  auf  den  Rittergütern  sollten  dem  Schulunterricht 
nicht  früher  entzogen  werden,  bevor  sie  im  Lesen  fertig, 
im  Christentum  einen  guten  Grund  gelegt  und  im  Schreiben 
den  Anfang  gemacht  hfttten  (§2);  es  sollten  auch  kerne 
Schulmeister  ins  Amt  eingewiesen  werden  in  den  Domftnen- 
Rmtem  der  Knrmark,  bevor  sie  im  Examen  tüchtig  be- 
funden, auf  den  Dörfern  der  Kurmark  sollten  nur  solche 
angenommen  werden,  die  eine  Zeitlang  das  Berliner  Seminar 
besucht  und  die  auf  der  Schule  der  Dreifaltigkeitskirche, 
aus  der  1797  das  Friedrich-Wilhelmsgymnasium  hervor- 
gegangen ist,  die  Ton  Hecker  eingeführte  Methode  des 
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Schulhaltt'iis  „gefasset ^  luUteu;  alle,  welche  sich  nicht  auf 
vorgedackte  Art  als  ordentliche  Schulmeister  den  Beruf  zu 
informieren  yerschafit  hätten,  mflfiten  sieh  auf  dem  platten 
Lande,  es  seien  Manns-  oder  Weibspersonen,  des  Schiü- 
haltens  enthalten  (§  14);  die  Schulzeit  war  anf  drei  Stunden 
vormittags  und  auf  drei  Stunden  ^nachmittags  festgestellt 
(§  18);  auch  fflr  die  Wflrde  des  Lehrerstandes  war  schon 
gesorgt,  da  ihnen  verboten  wurde,  hei  Gastmählern  oder 
sonst  andre  mit  der  musique  zu  hedieuen  (§  13);  was 
nach  Immermanns  Münchhausen  noch  (iO  Jahre  später  in 
Westfalen  in  Blüte  stand.  Dafi  diese  Vorschriften  nicht 
überall  nur  vollen  Durchführung  gelangt  sind,  versteht  sich 
bei  der  damaligen  Mittellosigkeit  und  bei  der  mangelhaften 
staatlichen  Aufsicht  von  selbst  Aber  wo  war  denn  das 
besser?  Lehmann  hat  wieder  unrecht,  wenn  er  neben  den 
Städten  auch  die  Schule  als  Stiefkind  dieses  spartanischen 
Gemeinwesens  bezeichnet  (I,  84),  um  so  mehr,  als  sich 
ein  märkischer  Adeliger,  Rochow  auf  Rekalin,  also  nach 
Lehmann  einer  der  eigentlichen  liegenten  des  Landes,  die 
allergröfiten  Verdienste  um  das  £lementar8chuiwesen  dieses 
Landesteils  'in  jener  Zeit  erworben  hat. 
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Gewiß  war  Preußen  damals  iu  der  Hauptsache  noch 
ein  Land  agrarischer  Kultur;  aber  bis  tief  ins  18.  Jahr- 
hundert ist  das  England  auch  gewesen.  Den  Ackerbau 
uaunte  Fried ricli  der  Große  in  einem  Briefe  an  Voltaire 
die  erste  der  Künste,  ohne  die  es  keine  Kaufleute,  Könige, 
Poeten,  Philosophen  geben  würde;  nur  das  sei  wahrer 
Reichtum,  was  die  Erde  hervorbringe.  Um  die  Landwirt- 
schalt haben  sieh  beide  Könige  grofie  Verdienste  erworben; 
znn&chst  dnreh  dieUrbarmachnng  der  „Locher  und  Brflcher", 
des  Rhin-  und  havelläudischen  Luchs  durcii  Friedrich 
Wilhelm  I..  des  Oderbruchs,  der  Warthe-  und  Netzebrücher 
durch  Friedrich  den  Großen ,  wobei  sie  lange  Jahre  nicht 
nur  mit  den  Naturverbältnissea  sondern  auch  mit  dem 
Widerstande  kurzsichtiger  Interessenten  zu  kftmpfen  hatten; 
dann  aber  durch  das  Betablissement  Ostpreußens  nach  der 
▼erheerenden  Pest  durch  IViedrich  Wilhelm  L,  durch  das 
Retablissement  Friedrichs  des  Chrofien  nach  dem  sieben- 
jährigen Kriege,  wfthrend  dessen  das  platte  Land  in  un- 
endlich höherem  Maße  in  Mitleidenschaft  gezogen  war 
als  die  Stndte.  Nicht  daß  er  direkte  Unterstützungen 
gegeben  hiltte  außer  an  die  Amtsbauorn  im  Falle  der 
allerdringendsten  Not;  die  Hauptsache  war  die  indirekte 
Hilfe,  die  dem  grundbesitzenden  Adel  dadurch  zuteil 
wurde,  daß  er  entgegen  den  Meinungen  der  Juristen 
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die  es  nocli  viel  später  nicht  bejireifen  konnten,  daß  jemand 
gleichzeitig  Schuldner  und  (lliiuhiger  sein  könne,  das 
Juristisch  unmögliche"  rfandln  iefinstitut  ins  Leben  rief  und 
dadurch  den  Adel,  dessen  Güter  schon  auf  Kaufleute  aber- 
gingen, die  durch  den  Krieg  reich  geworden  waren,  auf 
den  Weg  der  Selhsthilfe  verwies;  endlieh  auch  durch  die 
Anregung  snr  Einführung  des  englischen  Wirtschafts- 
betriebes,  zum  Anbau  von  Futterkrftutem,  zur  Vermehrung 
des  Viehstandes ,  zur  Aufhebung  von  Gemeinheiten  durch 
Abscluiilung  der  Brache;  stets  gegen  den  allgemeinen  Wider- 
stand wie  namentlich  bei  der  AnpHanzung  der  Kartoffel. 

Da,  wo  der  hannoversche  Minister  von  Münchhausen 
seinem  Könige  den  Ackerbau  als  die  hauptsächlichste 
Grundlage  für  den  Reichtum  des  Kurfürstentums  hinstellt, 
von  dem  Zustande  des  Gewerbefleifies  und  des  Handels  aber 
in  sehr  gedftmpfter  Tonart  spricht,  da  die  ganze  Ausfuhr 
wesentlich  nur  aus  Ackerbaufrflchten  bestehe,  auch  der 
Diedersftehsische  Volksstamra,  worin  er  wohl  recht  hat,  für 
Handel  und  Industrie  nicht  besonders  beanlagt  sei,  „que  le 
g6nie  de  la  nation  u'est  porte  jusqu'ici  vers  cet  objet",  be- 
merkt er  mit  einem  jener  mißbilligenden  Seitenblicke  auf 
Preufien,  ohne  die  es  schon  damals  in  Hannover  nicht  ging: 
.il  paratt  que  les  Etablissements  dont  on  fait  taut  de 
parade  dans  quelques  provinces  de  TAUemagne  sont 
peut-6tre  plus  brillants  que  solides  et  qu*il  n'ya  que  le 
solide  qui  dans  ce  genre  seit  durable  (H.  Y.-  u.  Y.-Gesch.  1, 
227,  246;  II,  112. 

In  Preußen,  wo  man  nicht  nach  Gründen  zum  Nichts- 
tun suchte,  hat  schon  Friedrich  Wilhelm  I.  die  Leitung 
von  Industrie  und  Handel,  von  Manufakturen  und  Kom- 
merzien  fest  in  die  Hand  genommen. 

Im  Testament  von  1722  wurden  die  Manufakturen  der 
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rechte  nervu^^  l  erum  gt> reu  darum  eines  Landes  und  eines 
Landesherni  genannt:  Uberall  müßten  Manufakturen  an- 
gelegt werden,  besonders  „wollene",  es  müsse  daher  die 
Einfahr  aller  Wollenwaren  bei  Konfiskation  des  ganzen 
Vermögens,  im  Wiederholangsfalle  bei  ewiger  KarrenstrafB, 
es  müsse  sogleich  die  Ausfuhr  aller  Wollwaren  bei  Leib- 
und  Lebensstrafe  verboten  werden;  dann  würden  die 
Revenuen  zunehmen  und  Länder  und  Leute  in  tlorrisj^auten 
Stand  kommen.  An  einer  andern  Stelle  rühmt  er  die  Ver- 
dienste der  Refugies.  welche  die  Nation  erst  capable  ge- 
macht h&tten  zu  iManufakturen;  vorher  habe  man  die 
Wollenware  aus  England,  Frankreich  und  Holland  bezogen, 
und  das  Geld  dafUr  aufier  Landes  geschickt;  »ergo  Manu- 
fakturen im  Lande  ein  recht  Bergwerk  geheifien  werden 
kann,  ein  Land  ohne  Manu&kturen  ist  ein  menschlicher 
KOrper  ohne  Leben,  also  ein  totes  Land,  das  beständig 
power  und  elendiglich  ist  und  nicht  zum  flohr  sein  Tage 
nicht  gelangen  kahn." 

In  der  Instruktion  für  das  Generaldirektoriura  heißt 
es  im  Art.  11  von  Zöllen  und  Kommerzien  §  1:  ,Das 
Generaldirektorium  wird  allen  ersinulicben  Fleiß  anwenden, 
um  es  dahin  zu  richten  und  zu  befördern,  dafi  die  Kom- 
merzien je  länger  je  mehr  empor  und  in  einen  florissanten 
Zustand  gebracht,  unsere  ZOIle  auch  nicht  abnehmen, 
sondern  so  viel  immer  möglich  verbessert  werden  mögen; 
die  in  unseren  Landen  fallenden  Waren  und  Denreen 
sollen  leidlich  beschweret,  aber  die  einkommenden  fremden 
und  accisbaren  Wasen  als  Korn,  Gerste,  Weizen,  Hanf, 
Flachs  u.  dergL  so  hoch  in  den  Tarifen  hinaufgezogen 
werden,  daß  Unsere  Untertanen  mit  dem  Fremden  Markt 
halten  und  die  in  Unserem  Lande  fallenden  Waren  stets 
wohlfeiler  gegeben  werden  können  als  firemde  Waren  von 
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gleicher  Oftttung."  Der  Art  12  unter  der  Überschrift 
„Manufaktuisiu  tu  n"  lautet:  „Von  was  großer  Iraportauz 
für  Unser  und  alle  Lande  die  Etaldirung  guter  und  wohl- 
eiugerichteter  Manufakturen  sei,  solches  ist  dem  General- 
direktorio  zur  Genüge  bekannt  und  wird  dasselbe  sich 
alles  Aufiersten  Fleifies  angelegen  sein  lassen  müssen,  damit 
80  viel  nur  immer  möglich  alle  Gattungen  von  Wollen-, 
Eisen-,  Holz-  und  LedennannÜRkturen,  die  noch  nieht  in 
Unserem  Lande  etabliret  sein,  daselbst  eingerichtet  werden 
mögen"  (§  1).  „Um  diesen  höchst  nützlichen  Endzweck 
zu  erreichen,  hat  das  Generaldirekt oriuiu  die  dazu  nötigen 
Manufacturiers  aus  der  Fremde  kommen  zu  lassen  uacli 
der  Methode,  wie  Wir  zu  Potsdam  die  Gewebrmanufaktur 
angelegt  haben"  f§  2),  ^Das  Geiieraldirektorium  soll  sich 
auch  mit  aller  vigueur  bearbeiten,  daß  die  Wollmanufakturen 
und  Lederfabrikation  in  Unseren  preußischen  Städten  ein- 
geführt und  auf  alle  Weise  in  Flor  gebracht,  mithin  da- 
durch Unsere  preußischen  Städte  und  Lande  in  gutes 
Aufnehmen  gesetzt  werden  mögen"  (i5  3).  „Wir  befehlen 
auch  dem  Generaldirektorium  in  Unserem  Namen  ein  Edikt 
ausgehen  zu  lassen,  wodurch  die  Ausfuhr  der  einheimischen 
Wolle  bei  Strafe  des  Stranges  verboten  werde.  Wer  nur 
einen  Stein  von  einheimischer  Wolle  auszuführen  sieh  unter- 
steht, soll  den  Galgen  verdient  haben*  (§  4).  Die  dem 
Lagerhause  bisher  erteilte  Erlaubnis,  „ausgesehossene* 
Wolle  auszuführen,  wird  »mit  gutem  Vorbedaeht"  wieder- 
aufgehoben „und  soll  das  Lagerhaus  davon  nicht  einen 
Stein  iiiL'lir  auszuführen  l)efugt  sein"  f§  4).  „Die  Kammern 
werden  sagen,  Unsere  Pächter  können  die  Wolle  nicht  los 
werden,  sie  gilt  nichts,  kein  Mensch  will  sie  kaufen,  und 
was  dergleichen  mehr  ist  ;  die  von  Adel,  die  Prediger  und 
Schäfer  werden  ohne  Zweifel  eben  dergleichen  vorbringen. 


Digitized  by  Google 


7.  Kapitel.  Landwirtschaft,  Indastrie  und  Handel  109 


Um  nttn  dieser  Sache  ihre  abhelflichen  Mafie  zu  geben, 
so  soll,  wie  weiter  aasgefahrt  wird,  fQr  jede  Provinz  fest- 
gestellt werden,  wieviel  Wolle  und  von  welcher  Bescbaffm- 

heit  jährlich  gewonnen  und  wieviel  davon  in  den  Manu- 
fakturen verarbeitet  wird,  woraus  sich  ergibt,  wie  hoch  sicli 
der  Überschuß  der  unverarbeiteten  Wolle  stellt,  und 
scheinet  es,  als  ob  dieser  Überschuß  ausgeführt  werden 
könnte  und  müßte,  wofern  die  P&chter,  Edelleute  und 
Sch&fer  nicht  ruinirt  werden  sollen;  es  wird  aber  nicht 
schwer  fallen,  der  Sache  auf  andre  Weise  zu  raten"  (§  5). 
Es  soll  nftmlich  Pflicht  der  Behörden  sein,  fttr  Ansetzung 
der  dem  vollen  Verbrauche  der  Wolle  entsprechenden  Ge- 
werbetreibenden von  Tuchmachern  und  Strumpfwirkern, 
wenn  nötig  mit  staatlicher  Unterstützung  zu  sorgen,  „sodaß 
es  gar  nicht  nötig,  die  Wolle  aus  dem  Lande  zu  führen, 
da  sie  mit  weit  größerem  Nutzen  in  demselben  bleiben  und 
verarbeitet  werden  könne"  (§  0).  Auch  Wollspinnereien, 
Leinenmanufakturen  und  Strumpfwirkereien  sollen  gefördert 
werden,  namentlich  durch  Beschaffung  von  -Ausländem  aus 
Sachsen,  Holland,  der  Schweiz,  Hessen  und  Frankfurt 
„Um  einen  tflchtigen  Gesellen  anzuwerben,  kaufet  man 
demselben  einen  Stuhl  und  gibet  ihm  ein  hiesiges  Mädchen 
zur  Frau.  Das  Lagerhaus  schießet  ihm  die  Wolle  vor, 
dadurch  kommt  der  Gesolle  sofort  zu  Brot,  etabliret  eine 
Familie  und  wird  soweit  sein  eigner  Herr,  da  dann  nicht 
zu  glauben,  daß  es  große  Mühe  kosten  werde,  dergleichen 
Leute  zu  engagiren  und  dieselben  nach  Unseren  Landen 
zu  ziehen."  Zu  dieser  Anwerbung  und  aufierdem  zur  An- 
schaffung von  Strumpfsttthlen  werden  ftlr  1723  aus  der 
Generalkriegskasse  24000  Taler  assigniert  „und  zu  dem 
Übrigen  wird  der  Chef  des  Lagerhauses  auch  schon  Rat 
zu  schaffen  wissen"       7 — lö).  —  Direkt  vom  Staate  sind 
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unter  Friedrich  Wilhelm  I.  nur  solche  Industrien  gegründet, 
weiche  mit  dem  Heeresbedarf  zusammenhiDgen,  wie  die 
Gewehrfabrik  und  Tuchfabrik  des  Lagerhauses,  sofern  diese 
in  erster  Linie  ffir  die  Uniformen  2u  sorgen  hatte.  Der 
Art.  16  aPolizei-  und  KAmmereiwesen*  lautet:  „Den  Kom- 
preis sollen  die  GommissaTiate  und  Kammern  jederzeit  so 
halten  und  balanciren,  daß  es  nicht  zu  teuer  noch  zu  wuhl- 
feil  werde.  Und  wie  nun  solches  niclH  besser  und  leicliter 
als  durch  die  Magazine  geschehen  kann ,  also  muß  auch 
bei  denselben  zur  bestnndigen  Regul  und  Maxime  dienen, 
daß  wenn  es  wohlfeil,  die  Magazine  einkaufen,  hingegen, 
wenn  es  teuer  ist,  die  Magazine  verkaufen  mttssen"  (§  1). 
Den  tiefisinnigen  Satz  »billig  kaufen,  teuer  verkaufen"  hat 
mithin  nieht  erst  die  Wissenschaft  seit  Adam  Smith, 
sondern  schon  der  gesunde  Menschenverstand  Friedrich 
"Wilhelms  I.  ergrl\ndet.  In  den  Städten  wie  auf  dem  platten 
Lande  sollen  durch  die  niilitilrischen  Autoritäten  und  durch 
die  Commissarii  loci  jährlich  zweimal,  um  Pfingsten  und 
Martini,  Brot-,  Fleisch-  und  Biertaxen  formirt  werden 
derart,  dafi  sowohl  die  Soldaten,  die  damals  noch  sich 
selbst  beköstigen  mufiten,  als  auch  die  Bürger  und  die 
Landsleute  dabei  auskommen  und  bestehen  kann  (§§  2, 3, 4). 
Im  Art  23  §  2  heifit  es :  „Damit  auch  weder  Ittneburgisches, 
noch  polnisches,  noch  französisches  Salz  weiter  eingeführt 
werde,  so  soll  durch  ein  in  Unserem  höchsten  Namen  zu 
publicirendes  Edikt  alle  Einfuhr  des  fremden  iSalzes  bei 
Strafe  des  Galgens  verboten  werden." 

Friedrich  der  Große  ist  auch  in  dieser  Hinsicht  dem 
Kurse  seines  Vaters  gefolgt.  In  der  Instruktion  fQr  das 
Generaldirektorium  vom  20.  Mai  1748  (Acta,  VII,  Kr.  401) 
wird  schon  im  Eingange  gesagt,  dafi  der  Punkt  des  Commerdi 
bisher  nicht  mit  der  zu  einer  so  wichtigen  Sache  nötigen 
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Attention  traktirot  sei,  daß  der  Handel  künftig  anf  alle 

Weise  befördert,  protegirt  und  so  viel  immer  möglich  nach 
der  Oder  gezogen  werden  solle,  als  worauf  mit  äußerster 
Circumspection  und  Sorgfalt  raffinirt  und  gearlieitet  werden 
möge.  In  einem  der  Marginalien,  nach  welchen  die  Aus- 
arbeitung dieser  Instruktion  erfolgt  ist,  erklart  auch 
Friedrich  der  Große  sich  überzeugt,  daß  das  wahre  Pins 
dnreh  Industrie  komme,  und  will  nicht »  daß  den  St&dten 
die  Braunahnmg  durch  die  Domftnen  beeinträchtigt  werde, 
„dieses  soll  durchaus  nicht  seind,  denn  es  schneidet  den 
Bürgern  den  Hals  ab".  Auf  alte  Privilegien  müsse  reflek- 
tiret  werden,  aber  das  Plus,  das  durch  andrer  Leute  Un- 
glück gemacht  werde,  sei  verflucht  (Marg.  86).  Im  Art.  4 
seiner  Instruktion  gibt  er  ausführliche  Vorschriften  über 
seine  Getreidemagazinspolitik  (W.  Naude,  Die  Getreide- 
handelspolitik und  Kriegsmagazinverwaltung  Brandenburg- 
Preußens  bis  1740,  Acta  Borussiea,  Getreidehandelspolitik, 
n,  1901).  Der  Art  9  handelt  vom  Commercio,  der  Art.  12 
von  Manufjsktursaehen.  Selbst  übernahm  der  König  nach 
dem  Tode  Marschalls  das  von  ihm  erst  gegründete  5.  De- 
partementdes  Generaldirektoriums  für  Fabrik-  und  Koinnierz- 
sacben  in  den  Jahren  1750—1703  und  blieb  auch  später 
tatsächlich  dessen  Chef.  Wie  sein  Vater  die  Wollen-,  so 
hat  er  die  Seidenindustrie  geschaffen,  an  die  übrigens  schon 
unter  dem  Großen  Kurfürsten  gedacht  worden  ist,  wie  auch 
Friedrich  Wilhelm  I.  in  den  Verordnungen  vom  5.  März 
1714  und  12.  Dezember  1716  auf  die  Anpflanzung  von 
Maulbeerb&umen  hingewirkt  hat;  eine  Industrie,  von  der  ihr 
erster  Kenner  sagt,  daß  sie  „zum  Teil  unter  den  un- 
günstigsten Umst&nden  den  Bedarf  wenn  nicht  vollständig 
so  doch  zum  größten  Teil  gedeckt  hal)e  und  daß  sie 
schließlich  daran  gewesen  sei,  sich  für  ihre  Ausfuhr  die 
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Märkte  des  Ostens  zu  erobern  (Hintze,  Die  prenfiische 
Seidenindttstrie  im  18.  Jahrhundert,  III,  294).  Auch  die 
Porzellanfabrik  war  bereits  unter  Friedrich  Wilhelm  I. 

gegründet. 

Also  flurdnveg  Begünstigung  dtM*  Industrie  auf  Kosten 
der  Landwirte,  die  ihre  Scliafherden  noch  nicht  einmal 
eingehen  lassen  durften,  wenn  sie  beim  Wollausfuhrverbot 
ihre  RechDung  nicht  mehr  fanden,  sumal  von  auswärts 
die  Einfuhr  nur  gegen  geringen  Zoll  statthaft  war;  denen 
ihre  Kornboden  visitiert  und  deren  Getreidevorrat  zwangs- 
weise verkauft  wurde,  da  die  Preise  niedrig  gehalten 
werden  sollen.  Hobe  Schutzzölle  fttr  die  Fabrikate,  ohne 
die  noch  nie  eine  Industrie  hochgekommen  ist;  Ausfuhr- 
prämien usw. 

„Das  t'hel  war",  sagt  Philippson,  Geschichte  des 
Preußischen  Staatswesens  I,  10,  „daß  Friedrich  die  Land- 
wirtschaft keineswegs  als  das  betrachtet  hat,  was  sie  in 
dem  damaligen  preufiischen  Staate  ohne  Zweifel  war,  nftm- 
lich  als  die  bei  weitem  wichtigste  Quelle  des  National- 
einkommens. Vielmehr  hat  er,  dem  von  Colbert  so  folge- 
richtig verwirklichten  Merkantilsystem  anhängend,  die 
Landwirtschaft  gegenüber  der  Industrie  gründlich  he- 
nachteilipt.  Ks  mag  dies  bei  (1(mi  Millionen,  die  Friedrich 
auf  jene  verwendete,  paradox  klingen;  und  doch  war  dem 
80.  Der  Pflug  und  die  Hacke,  mit  denen  der  Landmann 
seine  Äcker  bestellte,  das  Hemd,  der  Rock  und  der  Hut, 
den  er  trug,  der  Zucker,  den  er  für  seine  Speisen  gebrauchte 
der  Tabak,  den  er  in  seine  Pfeife  stopfte  —  alles  das  wurde  ihm 
wesentlich  verteuert  durch  die  hohen  Eingangszölle  und 
die  Kinfulirverbüte,  mit  denen  der  große  Kunig  die  heimische 
Industrie  gegen  die  fremde  Konkurrenz  zu  schützen  suchte. 
Damit  die  JStikdte  in  Flor  kämen,  mußte  der  Bauer  für 


Digitized  by  Google 


7.  Kapitel  Landwirtschaft,  Indiutrie  und  fiUmdd.  113 


jedes  Paar  Schuhe,  überhaupt  fUr  jede  Handwerkerarbeit, 
die  er  nötig  hatte,  in  die  Stadt  laufen,  da  im  Dorfe  nur 
drei  bis  vier  Handwerke  betrieben  werden  durften.  Da- 
gegen wurde  ihm  durch  das  Verbot  der  Getreideausfuhr 

der  Lohn  seiner  Arbeit,  zumal  in  guten  Jahren  verkürzt. 
Auf  daß  (las  Brot  im  Lande  hillig  und  damit  der  Preis 
der  industriellen  Handarbeit  niedrig  sei,  wurde  der  magdo- 
burger,  der  balberstädter,  der  pommersche  Bauer  verbiudert, 
sein  aberflUssiges  Getreide  exportieren  zu  lassen  und  hier- 
durch aufier  seinen  schweren  Abgaben  an  Staat,  Guts- 
herrn und  Kirche  auch  sich  selbst  und  seiner  Familie  etwas 
Behaglichkeit  zu  beschaffisn.  Nicht  minder  war,  um  die 
Tuchfabrikation  zu  heben  und  zumal  den  sächsischen  Tuch- 
machern in  der  Lausitz  Abbruch  zu  tun,  die  Ausfuhr  von 
Wolle  und  "Wollfellen  bei  Lebeusstrafe  verliotuu.  Auch  die 
Schafe  vor  der  Schur,  ja  selbst  rohe  Felle  zu  verkaufen 
ward  untersagt.  Dadurch  geriet  trotz  uIUm- Aufmunterungen, 
Ge-  und  Verbote  des  Königs  die  Schafzucht  völlig  in  Ver- 
fall. Flachs  und  Hanf,  Hopfen  und  Lumpen  auszufahren, 
wurde  verboten,  alles  zugunsten  der  meist  noch  wenig 
ausgebildeten  und  schwächlichen  Industrie.* 

Friedrich  der  Grofie  im  Antimacchiavell  hat  selbst  ge- 
sagt: „Die  Manufakturen  sind  für  den  Staat  vielleicht 
das  Nützlichste  und  Kintriljjilichstc,  sie  hemmen  das  Aus- 
Strömen  des  Geldes  und  hefönlern  sein  Eindringen". 

Sehr  gut  Uber  die  Sor-ze  Friedrichs  des  Großen  für 
die  Industrie:  v.  Bassewitz  i,  452ff. 

Vom  Merkantilismus»  wie  er  zu  gleicher  Zeit  und  noch 
bis  ins  19.  Jahrhundert  hinein  in  England  herrschend  ge- 
wesen ist,  unterscheidet  sich  dieser  preufiische,  und  zwar 
unter  Friedrich  dem  Grofien  mehr  als  unter  Friedrich 
Wilhelm  I.  nur  dadurch,  daß  der  Staat  selbst,  da  es  den 

VOB  M«i*r,  FiuB.  HotikaMk  II.  8 
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Privaten  nicht  nur  an  Kapital,  sondern  auch  an  Unter* 
nehmnngsgeist  fehlte,  einzelne  Industriezweige  und  sogar 
den  Handelsbetrieb  (Bank  und  Seehandlung)  ganz  oder 
zum  Teil  in  die  eigne  Hand  nehmen  mufite. 

Die  in  den  letzten  Regieninp^sjahren  Friedrichs  des 
Großen  einfieftlhrten  Monojxile  und  Kegalien,  das  Tahaks- 
nnd  d.is  Katieeiiionoiiol  sollten  doch  nur  zur  Heilung  der 
wirtschaftliciien  Schäden  des  siebenjährigen  Krieges  dienen 
und  waren  immer  noch  besser  als  die  Kopfsteuer,  die  zu 
demselben  Zwecke  halb  gegen  den  Willen  Georgs  III.  auf 
Antrieb  der  Stände  in  Hannover  eingeführt  wurde,  eine 
Steuer,  welche,  wie  der  Eammerherr  und  ritterschaftliche 
Deputierte  Herr  von  Lenthe  sagte,  „unsere  edlen  Vorfahren 
verabscheut  haben  würden". 


Das  Gewerbewesen  der  älteren  Zeit  beruhte  wesentlich 
auf  drei  Momenten:  Beschrflnkung  des  Gewerbebetriebes  auf 
die  Stidte,  Organisation  der  Gewerbetreibenden  in  Zflnften, 
TeihNihme  der  Zttnfte  am  Stadtregimente.  Diese  mittel- 
alterliehe Gewerbeordnung  ist  in  Preufien  auf  einzelnen 
Punkten  schon  frtih  durchbrochen,  indem  besonders  die 
Edikte  des  Großen  Kurftlrsteu  vom  3.  Koveuiher  lOSil, 
vom  7.  Mai  ltiH8  und  vom  I.S.Juli  ir>88  die  damals  schon 
hervortretenden  Mißbräuche  zu  beseitigen  snrhton  durch 
das  Verbot  zu  teurer  Meistersttlcke ,  durch  Verbot  der 
völligen  Geschlossenheit  der  Zünfte  und  durch  Begünstigung 
der  fremden,  besonders  französischen  Einwanderer.  Auch 
der  Unterschied  von  Stadt  und  Land  begann  bereits  zu 
schwinden,  denn  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  wurden  1718 
principia  regulativa  über  die  Zulassung  gewisser  Gewerbe 
auf  dem  Lande  erlassen.  Bezüglich  der  eigentlichen  Zunft- 
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Verfassung  hat  dann  das  Reiclisgesetz  von  17:51  über 
die  Zunftniißbiäuche  wesentliche  Änderungen  getroffen, 
und  dieses  Heichsgesetz  ist  gerade  in  Preußen  mit  ganz 
besonderem  Nachdruck  zur  Ausfahrung  gebracht  worden. 
Insbesondere  erfolgte  1734—1737  auf  dieses  Gesetz  hin 
eine  TollstAndige  Revision  sämtlicher  Zunft*  und  Innungs- 
statuten;  die  eigentlichen  monopolistischen  Miflbrftuche 
wurden  dadurch  beseitigt,  jeder  Meister  konnte  so  viel 
Gesellen  halten  wie  er  wollte.  Die  bisherige  Gesetzgebung 
fand  ihren  Abschluß  im  A.  L.  H.,  Till  II,  Tit.  8,  §  3. 
Die  HauptgrundsiUze  sind  folgende:  Prinzipiell  ist  das  Ge- 
werbewesen nocli  immer  an  die  Städte  geknüpft,  die  meisten 
Gewerbe  dttrfen  noch  nach  dem  A.  L.  R.  nicht  auf  den 
Dörfern  getrieben  werden,  viele  wenigstens  nicht  innerhalb 
der  sog.  Bannmeile;  Messen,  sowie  Mftrkte  aller  Art  sollen 
der  Regel  nach  in  Stftdten  gehalten  werden;  wo  Zünfte 
vorhanden  sind,  mufi  jeder,  der  ein  zunftmäßiges  Gewerbe 
treiben  will,  sich  in  die  Zunft  aufnehmen  lassen;  es  gibt 
aber  neben  den  geschlossenen  Zünften  auch  uugeschlossene 
und  selbst  bei  geschlossenen  Zünften  hat  der  Staat  das 
Recht,  sog.  Freimeister  anzustellen;  die  Aufnahme  in  die 
Zunft  setzt  Lehrzeit  und  Meisterstack  voraus;  die  Ver- 
hältnisse der  Lehrlinge,  Gesellen  und  Meister  zueinander 
sind  auf  das  genaueste  reguliert  (v.  Bassewitz  I,  445). 

Es  bestand  also  eine  relative  Gewerbefreiheit.  „In 
mehreren  der  groBen  deutsehen  Staaten"  hat  Schmoller  ge- 
sagt, „war  man  bis  18ü0  nicht  liberaler,  als  in  Preußen 
1731— ibOO;  im  Einzelnen  war  man  sogar  1860 — 18()9  dem 
mittelalterlichen  Zwangsrecht  näher  als  Preußen  im  18.  Jahr- 
hundert 
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Der  Westen. 


Von  den  Zuständen  des  Gesamtstaats  weichen  die  der 
rheinisch-westfälischen  (iebietsteile .  des  Herzogtums  Cleve 
auf  beiden  Seiten  des  lUieiiis,  der  Grafschaft  Mark,  beide 
schon  seit  1614  zu  Preußen  gehörig,  des  Fttrstentums 
Minden,  ein  Erwerb  des  westi&lischen  Friedens,  und  der 
später  gewonnenen  Herrschaften  Mörs,  Lingen,  Tecklen- 
burg und  Geldern,  alles  in  allem  180  Quadratmeilen  mit 
450000  Einwohnern  mehrfach  ab. 

Die  preußische  Machtstellung  hat  durcli  den  Erwerb 
dieser  Landesteile  keine  Steigerunpr  erfaliren.  Sie  lagen 
zu  entfernt,  zumal  bei  den  damaligen  Verkehrsmitteln; 
ein  Dorf  an  der  Grenze  war  Friedrich  dem  Großen  lieber 
als  ein  60  Meilen  abliegendes  Fürstentum.  Im  Gegenteil, 
sie  waren  schwer  zu  verteidigen,  hatten  etwa  die  Bedeutung 
wie  spater  Hohenzollem. 

Der  zentrale  und  der  provinzielle  Behördenorganismus 
ist  auf  sie  ausgedehnt;  auch  ihre  Sachen  gelangten  ans 
Generaldirektorium,  auch  hier  gab  es  Kriegs-  und  Dcnnanen- 
kammern.  Auch  die  landrätliche  Verfassung,  und  zwar 
»auf  märkischem  Fuße"  hinsichtlich  der  Zuständigkeit  und 
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hinsichtlich  der  Bestellung,  ist  hier  durch  Friedrich  den 
Großen  1748  und  1753  eingeführt,  auch  hier  wurdtn  die 
Landräte  von  der  Ritterschaft  aus  ihrer  Mitte  präsentiert. 

Aber  im  übrigen  sind  diese  Landesteile  dem  prenfii- 
schen  Staate  nicht  voll  angegliedert ,  wenn  auch  nicht  in 
dem  geringen  Mafie  wie  Ostfrie^land,  wo  es  weder  Ifilitftr- 
noch  StenerpHicht  gab,  so  doch  so,  dafi  die  MUitftrpflieht 
auf  große  Strecken  dieses  westlichen  Gebietes  sich  nicht 
bezog. 

Die  ständische  Gliederung  in  Adel,  Bürger-  und 
Bauernstand  gab  es  auch  hier;  aber  die  gesellschaftliche 
Struktur  war  trotzdem  sehr  abweichend  von  der  des  Ostens. 
Zwar  bildeten  gerade  in  dieser  Hinsicht  die  westftlischen 
Gebiete  keine  Einheit;  die  Zustände  in  Cleve-Mark  sind 
nicht  zn  generalisieren,  waren  auch  gar  nicht  so,  wie  sie 
vielfach  dargestellt  werden  (Das  Eingehendste  und  Beste 
über  die  Grafschaft  Mark  bei  Rive ;  Über  die  Bauerngüter 
in  der  Grafschaft  Mark  usw.,  19 — 208).  Das  Minden- 
Ravcnsbergische  stand,  wenigstens  in  einem  Teile,  dem 
Osten  sehr  nahe. 

Es  gab  auch  hier  im  Westen  Domänen  und  Ritter- 
güter; Rittergüter  zu  Ende  des  18.  Jahrhunderts  in  Cleve  93, 
in  der  Grafschaft  Mark  189,  in  Geldern  57,  in  Minden  40, 
in  Ravensberg  d8,  in  Tecklenburg  18,  in  Lingen  10 
(v.  Lancizolle,  Königtum  und  Landstände,  202).  Alle  diese 
Rittergüter,  wenn  sie  nicht  einer  Korporation  —  Kloster 
oder  Stadt  —  gehörten,  waren  auch  hier  meistens  in  den 
Händen  des  Adels,  und  diese  Güter  übten  auch  hier  eine 
Herrschaft  über  die  Bauern  aus;  auch  hier  sahen  sich 
diese  Gutsherren  als  die  eigentlichen  Eigentümer  der  von 
den  Bauern  kultivierten  Güter  an,  so  dafi  sich  auch  hier 
Berechtigte  und  Verpflichtete  in  bezug  auf  alles  Grund- 
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eigentuni  gegenüberstanden;  aueh  liier  waren  allebiuerUehen 

Stellen  von  den  Rittergntorn  in  irgendeiner  Weise  abhängig, 
gehörte  jeder  Uauerhof  zu  einem  Gute;  also  auch  hier  be- 
stand das  Feudalsystrni.  Wirklich  freie  liauergüter,  die 
in  keinem  gutsherrlicheu  Verhältnisse  gestanden  hätten, 
wie  in  Dithmarscben  und  Ostfriesland  gab  es  wenn  &ber- 
baupt  docb  nur  ganz  vereinzelt 

Gerade  in  diesen  westUcben  Landesteilen,  selbst  in  der 
Graftchafb  Mark,  nur  nicht  in  Cleve,  besonders  in  Minden- 
Ravensberg,  Tecklenburg  und  Lingen  existierte  eine  Ober  die 
östliche  Erbuntertiiiii^^keit  liiiiaus^a'licude  Leibeigenschaft 
oder  Eigenbeh(»rigkeit.  Dit^se  Leibeigenen  oder  Eigen- 
bebörigen  konnten  auch  ohne  das  Gut  verkauft  werden, 
und  unterlagen  leichten  Züchtigungen  (v.  Brünneck,  Die 
Aufbebung  der  Leibeigenschaft,  in  der  Zeitschrift  der 
Savigny-Stiftung  fttr  Rechtsgeschicbte,  Germanistische  Ab- 
teilung XI,  180  ff.,  2&!;  Lehmann  I,  203  ff.).  Es  gab  be- 
sondere Leibeigentnmsordnungen  fOr  Minden,  Ravensberg, 
Tecklenburg  und  Lingen  (Rive,  02,  840). 

Al>er  abgesehen  von  den  Leiliei{.M  iieii,  so  war  der  Unter- 
schied in  der  Stellung  der  großen  Mehrzahl  der  westlichen 
Bauern  zunächst  ein  tatsäclil icher  ;  die  Verteilung  des  Grund- 
besitzes zwischen  ihnen  und  den  Rittern  war  eise  andre, 
da  das  eigentliche  Ritterfeld  kleiner,  das  Bauerngut  größer 
war;  das  Ritterfeld  war  zudem  Streubesitz,  von  einem 
landwirtschaftlichen  Grofibetrieb  war  auf  den  westlichen 
Rittergütern  kaum  die  Rede;  der  Ritterschaftsbesitz  ist 
geblieben .  was  er  auch  im  Osten  anfangs  gewesen  war, 
die  Grundlage  für  den  Bezug  von  Renten  und  Gefallen, 
Während  die  Dienstptiieht  zur  Bestellung  des  Ritterguts 
von  ganz  geringer  Bedeutung  war.  Der  Unterschied  war 
aber  auch  ein  rechtlicher;  denn  erstens  war  in  der  Regel 
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die  Leistung  und  Vcrjjliichtun«^'  fost  Itestimnit,  sei  es  durch 
Vertrag,  sei  es  durch  ^'erordüung,  es  rruh  keine  uuge- 
messenen  Dienste;  dauu  aber  hatten  die  Bauern  ein  besseres 
Besitzrecht,  ihre  BerechUgung  war  durchweg  erblich;  das 
galt  sogar  fttr  diejenigen  Eigenbehörigen,  welche  bäuerliche 
Wirte  waren;  sie  hatten,  wie  Brfinneck  (135)  sagt,  an  ihren 
Stellen  ein  dem  Kiefibrauch  oder  dem  nutzbaren  Eigentum 
ähnliches  dingliches  Recht;  auch  eigenhehörige  Güter 
wurden  in  der  Re^el  in  «1er  Familie  vererht.  Es  gilt  von 
den  westlichen  Bauern  genau  dasselbe  wie  von  den  han- 
noverschen; die  hier  Kolonisten  hießen,  waren  dort  Meier 
(H.  V.-  u.  V.Cieseh.  1,  227  af.). 

Mit  jedem  Kittergute  war  Landstandschaft  verbunden. 
Diese  war  das  eigentliche  Essentiale  des  RittergntsbegrifiiB; 
doch  kam  es  vor,  dafi  auch  noch  Ahnenprobe  oder  Wert^ 
naehweisung  erfordert  wurde,  ein  Stammbaum  von  acht 
Quartieren ,  oder  ein  Wert  von  6000  Jedes  Rittergut 
im  Westen  war  mit  ganz  wenigen  Ausnahmen  steuerfrei, 
während  im  0>ten  die  KittergtUer  ganzer  l'rovinzen  wie 
Ostpreußen  und  Schlesien  steuerptlichtig  waren ;  steuerfrei 
waren  im  Westen  sogar  noch  einige  andere  Güter,  die 
nicht  zu  den  Landtagen  zugelassen  wurden.  Aufier  der 
Ritterschaft,  die  Mann  fQr  Mann  erschien,  wurden  noch  eine 
Anzahl  von  Stftdteu  durch  ihre  Bürgermeister  vertreten; 
von  den  24  Städten  Cleves  7,  von  den  25  Städten  der 
Grafschaft  Mark  6,  in  Minden,  wo  es  neben  den  Rittern 
Domkapitel  und  Piiilaten  gab,  .fehlten  die  Städte  ganz. 
Der  Adel  hatte  übt-rall  den  Vorsitz  und  überwog  auch  in 
den  De[)utationen.  Die  Zusaniniensctzung  war  also  hoch- 
feudai.  Zu  sagen  hattni  im  Gegensatz  zu  Hannover 
(H.  V.-  u.  V.  Gesch.  I,  2(M>ff.)  diese  Landstände  so  gut 
wie  nichts;  in  welcher  Weise  sie  fibrigens  ihre  Mitwirkung 
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bei  der  GesetzgLhuiig  geübt  haben  würden,  p:oht  aus  dem 
Gutachten  hervor,  wclclies  die  Mindcn-Uavi'ushtMgischeu 
Stände  aus  Anlaß  des  A.L.R.  erstaittt  haben:  es  genügte 
ihnen  nicht,  daß  die  Ehen  des  Adels  mit  Personen  des 
niederen  Bfirgerstandes  unebenbartig  sein  sollten,  sie  be- 
stritten sogar  die  Ebenbflrtigkeit  des  Adels  mit  Personen 
des  höheren  BOrgerstandes. 

Da  die  Rittergüter  des  Westens  weder  so  grofi  noch 
so  geschlossen  waren  wie  im  Osten,  so  konnte  sich  nicht 
in  östlicher  Weise  aus  (Umii  Dominium  ein  Imperiuia  ent- 
wickeln. Standen  doch  selten  alle  Kinwohner  eines  Dorfes 
ZU  einem  einzigen  Gutsbesitzer  in  wirtschaftlichem  Nexus, 
da  meistens  in  einem  und  dem  selben  Dorfe  mehrere  Guts- 
besitzer Fufi  gefaßt  hatten;  Dörfer,  in  denen  nur  eine 
Gutsherrschaft  das  alleinige  Eigentum  an  Grund  und  Boden 
gehabt  bfttten,  gab  es  so  gut  wie  nicht.  Dennoch  hat  sich 
dort  ebenso  wie  in  Hannover  bei  ähnlichen  Verhältnissen 
ausnahmsweise  eine  ratrimonialgerichtsbarkeit  entwickelt; 
in  Cleve  hat  es  35,  in  der  Grafschaft  Mark  M  Jurisdiktions- 
inhaher  gegeben  (Berger,  Der  alte  Harkort,  Zu 
einer  allgemeineD  Einführung  der  ortsobrigkeitlichen  Gewalt 
der  Bittergüter,  wie  sie  für  Minden  um  die  Mitte  des 
18.  Jahrhunderts  von  Berlin  aus  geplant  war,  ist  es  nidit 
gekommen.  Aber  wie  es  Junker  gab  an  beiden  Seiten  der 
Elbe,  so  gab  es  auch  solche  an  den  Ufern  der  Weser;  ja 
jenseits  des  Rheins. 

Wo  es  an  feudalen  Obrigkeiten  fehlte,  standen  die 
Bewohner  des  platten  Landes  unmittelbar  unter  der  landes- 
herrlichen Gewalt.  Wie  einst  in  ganz  Deutschland ,  so 
schloß  sich  auch  dort  diese  unterste  Stufe  der  Staats> 
Verwaltung  an  die  Verwaltung  der  landesherrlichen  Domänen 
an,  indem  deren  Administratoren  neben  der  Bewirtschaftung 
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der  Äcker  und  der  Erhehuns:  der  Gefälle  auch  die  lokale 
Polizei  und  Justiz  zu  besorgen  hatten.  An  Stelle  des 
Feudalismus  herrschte  die  Bureaukratie.  Lehmaima  Be- 
hauptung (I,  93,  206),  diese  altgermanische  Amterrer- 
fassung  sei  «eine  wesentlich  moderne  BehOrdenorganisation*, 
wird  schon  dadurch  widerlegt,  dafl  er  ihre  Einlahrung  den 
alten  Herzögen  Ton  Cleve  nach  dem  Vorbilde  der  hurgundf- 
sehen  Nachbarn  zuschreibt  (Die  Ämterverfassung  in  Cleve- 
Mark,  Acta  Borussica  II.  Nr.  110).  Als  nun  unter  Friedrich 
dem  Großen  aus  mehreren  dieser  Amtsbezirke  Kreise  ge- 
bildet wurden,  3  für  Cleve,  4  für  die  Grafschaft  Mark,  so 
blieb  neben  diesen  Kreisen  die  Amterverfassung  in  ab- 
geschwächter Gestalt  bestehen  zur  Besorgung  der  Justiz 
und  Verwaltung  in  unterster  Instanz. 

Und  das  war  ein  großer  Übelstand.  Hatte  doch  schon 
Cocceji  1747  über  die  cleve-mftrkischen  üntergerichte  ge- 
klagt, über  „die  greuliche  Menge  der  mehrenteils  unver- 
nünftigen Ricliter,  die  reinen  Tyrannen  des  Landes,  deren 
jeder  allein  ohne  Assessoren  oder  Schöffen,  mithin  ganz 
despotiquement  die  Justiz  administrire",  über  „diese  privi- 
legirteo  B&uber,  welche  die  Untertanen  mit  den  schweren 
Prozeflkosten  und  Sportein  bis  aufs  Blut  aussaugten  und 
meistens  keine  Idee  von  den  Rechten,  ja  nicht  einmal 
gesunden  MenscheuTerstand*  besftfien;  nirgends  habe  er 
80  viel  Klagen  Ober  die  Justiz  hören  müssen.  Allein 
aus  der  Grafschaft  Mark  sind  ihm  800  schriftliche  Be- 
schwerden zugegangen  (Acta  VII,  Nr.  148,  149,  184,  191, 
2UÜ.  2<i9,  285). 

Nach  dem  Berichte  des  Mindenschen  Regierungsrats 
Kuhlmann  war  auch  in  diesem  westfälischen  Landesteile 
die  Rechtsprechung  arg  Terwahrloet.  Auch  er  spricht  von 
Parteilichkeit  der  Richter,  Yon  der  Höhe  der  Sportein, 
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snfierdem  von  dem  koDfusen  Verfahren  und  der  wttsten 

Unordnung  in  den  Akten  (Haß,  in  den  Forschungen  \X, 
278  ff.).  Lud  diese  Richter  waren  zugleich  Verwaltuugs- 
beainte ! 

Friedrirli  der  Große  war  geoau  derselben  Ansicht  über 
die  Schädlichkeit  dieser  massenhaften  Bureaukratie.  In  * 
einer  zunflehst  auf  Ostfriesland  bezüglichen  Kabinettsordre 
an  Gocceji  vom  27.  Juni  1744  verlangte  er  Nachricht  Aber 
die  Funktion  der  Drosten,  Landrichter,  Amtslente  und 
Rentmeister  und  fragte  an,  ob  nicht  die  meisten  von  ihnen 
als  unnötig  zu  reniovieren  seien,  „da  gemeiniglich  je  mehr 
derartige  Leute  sind,  desto  nielir  Unordnung,  Plackerei  und 
Kxaktioneu  entstehen".  Es  sei  ja  bekannt,  was  für  Übel 
in  dem  clevischeu  Lande  daher  entstanden  seien;  „und  dafl 
wir  hiesigen  ohne  alle  dergleichen  Leute  sehr  wohl  zu- 
recht kommen"  (Acta  VI,  2,  Nr.  489). 

Hinsichtlich  der  l&ndlichen  Gemeindeverhältnisse  sind  ^ 
zwei  oder  drei  T^pen  zu  unterscheiden,  je  nachdem  es  sich 
um  Gegenden  handelte,  wo  Einzelhöfe  prilvalierten  und  die 
Kirchspielverfassung  galt  oder  wo  die  Kolonisation  dorf- 
mäßig sich  vollzogen  hatte  und  die  Fiinzelgenieindeverfassung 
galt  oder  wo  eine  Mischung  aus  beiden  Systemen  sich  durch- 
gesetzt hatte.  Nach  der  Kirchspielverfassung  bestand  das 
Organ  unter  dem  Vorsitz  des  Landrats  in  der  Regel  aus  I 
den  zum  Kirchspiel  gehörigen  Mitgliedern  des  Amts-Erben- 
tags.  In  allen  Fällen  lag  die  Gemeindeversanunlung,  so 
sehr  auch  der  Anteil  daran  nach  dem  Herkommen  ver- 
schieden  gewesen  sein  mag,  nicht  bei  der  Gesamtheit  der  • 
Grundbesitzer  wie  im  Osten,  sondern  beiden  Wohllialieiuleren, 
den  Meistbeerbten.  Wie  der  vierte  westfulischc  Landtag 
1833  es  darstellt,  haben  nur  die  Kolonatsbesitzer  (Bauern) 
eine  Stimme  in  der  Gemeinde  gehabt,  während  die  Neu- 
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bauern  und  die  Heuerlinge  ganz  ausgeschlossen  waren; 
ebenso  Daniels  im  Ilerrenliausberichte  1850.  Was  aber  die 
Gemeindevorsteher  lietrifft,  so  bat  derselbe  westfälische 
Landtag  erklärt,  daß  diese  entweder  erblich  gewesen  oder 
von  Obrigkeits  wegen  bestellt  seien  und  daß  wiederum 
dabei  nur  die  Besitzer  der  größeren  Höfe  in  betracht 
gekommen  seien.  Wie  daher  Lehmann  (II,  73)  dazu  kommt, 
freie  Sebulzenwahl  anzunehmen,  ist  schwer  begreiflich. 
So  sehr  die  meisten  Rittergttter  des  Westens  dem  staat- 
lichen „Amte"  subordiniert  sind,  so  sind  sie  dennoch  nicht 
immer  den  Gemeinden,  in  denen  ihre  Grundstücke  itelegen 
waren,  inkorporiert;  selten  den  Gemeinden  übergeordnet, 
haben  sie  doch  vielfach  als  selbständige  Gutsbezirke  neben 
ihnen  bestanden. 

Während  Kreistage  nicht  eingeführt  wurden,  blieben 
fOr  die  Amter  die  Erbentage,  wo  sie  von  altersher  in 
Wirksamkeit  gewesen  waren,  aufrecht  erhalten:  eine  Ein- 
richtung,  die  es  im  ganzen  Osten  nicht  gab.  Diese  Erben- 
tage bestanden  unter  (1< m  Vorsitz  des  Landrats  aus  den 
Rittergutsbesitzern,  mii  Ausüitliiae  derei-,  die  eigene  Herrlich- 
keit oder  Jurisdiction  besaßen,  aus  den  lientmeistern  der 
Domänen  und  den  größeren  Grundbesitzern,  den  Meist- 
beerbten,  deren  Besitz  in  verschiedenen  Gegenden  ver- 
schieden bemessen  wurde,  nach  einem  Berichte  Vinckes, 
der  sieh  wie  auch  Stein  fflr  die  Einrichtung  sehr  inter- 
essierte, vom  22.  April  1823  aus  solchen,  welche  vier  hol- 
ländische oder  13  preußische  Morgen  besaßen,  nach  Berger 
35  aus  den  Eigentümern  von  40  Morgen,  wozu  auch 
noch  die  Deputierten  der  Bauerschaften  geladen  wurden. 
"Was  diese  letzteren  betrifft,  so  ist  es  auch  Lehmann  aller 
Bemühungen  ungeachtet  nicht  gelungen,  über  diese  Depu- 
tierten der  kleineren  bäuerlichen  Besitzer  Klarheit  herbei- 
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zufübren  (I,  103  ff.).  Die  Hauptfnnlction  der  Erbentage, 

die  jährlich  abgehalten  wurden,  war  die  Uiiterverteilung 
der  vom  Landtage  nach  alter  feststehender  Matrikel  auf 
Städte,  Ämter  und  Jurisdiktionen  umgelegten  landesherr- 
lichen Abgaben  auf  das  platte  Land,  wobei  besonderen 
Verh&ItnisBeD  der  einzelnen  Bauerschaften  Berackäichtigung  i 
gewährt  werden  konote.  Daneben  waren  die  Erbentage 
auch  snr  Bewilligung  der  für  die  Bedflrfnisse  des  Amts 
erforderlichen  Abgaben  berechtigti  die  um  so  höher  waren, 
je  mehr  dort  der  gröfiere  Kommunalverband  die  wenig 
entwickelte  Kiiizelgemeinde  absorbierte,  außerdem  für 
Rechnungsablage,  Wahl  der  Steuereinnehmer,  der  Rezep- 
toren, die  auch  die  lokalen  Polizeigeschäfte  wahrzunehmen 
hatten. 

Was  endlich  die  Städte  betrifft,  so  hatten  diese  in 
keiner  Weise  vor  denen  des  Ostens  etwas  voraus.  «Alles, 
was  man  im  18.  Jahrhundert  in  der  Grafschaft  Mark  Städte  i 
nannte,  waren  elende,  verkommene,  leistungsunfthige  Ge- 
meinwesen .  die  hinter  dem  letzten  Dorfe  der  Jetztzeit 
zurückgestanden"  (Berger,  'i<i).  Von  den  Steuern  fiel 
auf  die  StÄdte  in  der  Grafschaft  Mark  nur  '/u,  auf  das 
Land  "/la,  in  Cleve  auf  die  Städte  */io,  auf  das  Land  '/to, 
indem  Vio  vom  Klerus  getragen  wurde.  Aber  auch  in 
rechtlicher  Beziehung  hatten  sie  nichts  voraus,  genossen 
sie  keiner  grOfieren  Freiheit  als  die  Städte  im  Osten.  Die 
Magistrate  ergänzten  sich  bestenfalls  selbst,  vielfach  wurden 
sie  aber  auch  dort  ernannt ;  dort  war  erst  recht  alles  mit- 
einander verwandt.  Auch  dort  wurden  die  Städte  der  I 
strengen  Aufsicht  der  Steuerräte  unterworfen. 
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Viel  sdilimmer  lagen  die  Verh&ltniBse  in  den  £nt- 
sehädigungslanden  von  1803,  zumal  in  den  beiden  geist- 
lichen Staaten,  welche  die  Iliiuptnuisse  ausmachten,  in 
Paderborn  und  in  einem  Teile  von  Mlinster.  Diese  Zu- 
stände waren  derart,  daß  sie  nur  mit  größter  Anstrengung 
auf  die  Stufe  der  Entwicklung  herauf  gebracht  werden 
konnten,  den  der  Osten  längst  erreicbt  hatte.  Dort  gab 
es  Yolle  Hörigkeit,  Patrimonialgeriehte  mit  der  ausge- 
dehntesten Znstftndigkeit,  eine  Amtsverfassung  mit  adligen 
Drosten,  Rentmeistem,  Stenererhebem  und  Amtssehreibem, 
keine  Erbentage,  nnd  was  die  Städte  betrifft,  so  waren  sie 
wirtschaftlich  so  bedeutungslos  wie  nur  irgend  ein  Nest  in 
rümmereilen  oder  Masuren,  von  so  unstädtischer  Beschaffen- 
heit, daß  Stein  ihre  Degradierung  zu  Dörfern  beantragte. 
Die  Verfassungsverhältnisse  waren  gerade  so  verlottert 
wie  im  Osten,  bevor  die  starke  Hand  Friedrich  Wilhelms  I. 
eingegriffen  hatte,  so  verlottert  wie  die  deutsehen  Städte 
ftberhaupt  im  Ausgang  des  IS.  Jahrhunderts,  wo  eine  schlaffe 
Verwaltung  den  Dingen  ihren  Lauf  liefi;  die  Städte 
in  Paderborn  und  Monster  waren  die  Ausbeutungsobjekte 
der  wenig  zahlreichen  „Bürger",  welche  die  städtischen 
Äcker  billig  pachteten,  dagegen  ihre  Darlehne  an  die 
Städte  sich  hoch  verzinsen  ließen  und  so  wirtschafteten, 
daß  selbst  diese  Zinsen  nicht  mehr  gezahlt  werden 
konnten,  wie  deren  die  Stadt  Münster  bei  der  Annexion 
im  Betrage  einer  halben  Million  Taler  rOekständig  hatte; 
Stadtverordnete  gab  es  in  Monster  Oberhaupt  nicht,  in 
Paderborn  in  der  unvollkommensten  Gestalt;  die  Ma- 
gistrate wurden  in  beiden  Städten  jährlich  neu  gewählt 
auf  eine  so  schnurrpfeiferische  Art  wie  in  der  gleichfalls 
westfälischen  Stadt  Osuabrtick  (H.  V.-  u.  V-üesch.  II, 
451  fif). 
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Und  diese  Zustände  sollen  Stein  bei  seiner  Amtstätig- 
keit in  diesen  Landesteilen  derart  imponiert  haben,  dafi 
sie  ihm  als  Vorbild  für  seine  Reformgesetz^ebang  gedient 

hiltteu.  Max  Lflmuiim  hatte  es  schuii  im  „Scliariihoi  st" 
(II,  alsein  weltgescbichtliclies  Ereignis  bezeichnet,  daß 
der  Schauplatz  seiner  Tätigkeit  der  Westen  Deutschlands  i 
gewesen  sei.  Sein  ^Stein"  ist  vollends  von  dieser  Idee 
erfollt  Aber  er  abt  doch  noeh  eine  gewisse  Vorsicht  aus, 
indem  er  s.  6.  sagt  (U,  83),  dafi  Stein  die  landständische 
Verfiissung  des  Westens  nUicht  ohne  reformatorische  Ände- 
rungen" auf  den  Osten  habe  flbertragen  wollen. 

Andre  sind  viel  weiter  gegangen.  Hans  Prutz  in  einer 
Rezension  des  ersten  Teils  des  Lehniannschen  Buches  — 
MüitrhfMier  Allgemeine  Zeitung,  Beilage  vom  27.  und 
28.  ()ktol)er  19o2  —  behauptet  schlankweg,  die  Neu- 
gestjiltuDg  von  Preußen  durch  die  Gesetze  von  18()7  und 
1808  habe  im  Oroflen  nur  wiederholt,  was  im  Kleinen  in  < 
Cleve-Mark  längst  bestanden  habe;  die  dortigen  ,freiheit- 
liehen  Institutionen"  seien  damals  auf  die  östlichen  Pro- 
vinzen Qbertragen;  „höhere  Kultur  des  Westens",  «rettendes 
Verjüngen  der  östlichen  Provinzen".  In  voller  Überein- 
stimmung damit  behauptet  Käniniel  in  den  Grenzhoteu 
—  Jahrgang  10(t;{.  ')'>9  — ,  die  Reform  Steins  sei  nur  die 
Einftlhrung  der  Einrichtungen,  die  in  Cleve  Mark  bestanden 
hätten.  £benso  Hugo  Preufi  —  Entwicklung  des  deutschen 
Städtewesens  (I  (1906),  193)  Stein  habe  den  generellen 
Versuch  unternommen,  die  westliehe  Urbane  Kultur  dem 
agrarischen  Osten  zu  erschliefien.  Wie  weit  man,  Lehmann  ( 
folgend,  in  der  Vorbildlichkeit  des  Westens  für  den  Osten 
gelangen  kann,  ergibt  sich  daraus,  daß  Sdienebeck,  nach- 
dem er  festgestellt  hat ,  daß  der  kurniärkische  Adel  sich 
ZU  dem  Edikt  voi  9.  Oktober  lö07  nicht  feindlich  gestellt 
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habe,  fortfUirt:  »vielleicht  kam  es  von  der  Lage  der 
Provinz,  die  als  die  westlichste  auch  den  Einflössen  des 

fortgeschrittenen  Westen  am  meisten  ausgesetzt  war" 
(Forschungen  XX,  50). 

Man  legt  dadurch  in  frühere  Zeiten  Tendenzen  hinein, 
welche  erst  viel  spitter  sich  geltend  gemacht  haben,  man 
antizipiert  den  Einfluß,  den  40  Jahre  sp&ter  der  preufiisehe 
Westen,  hauptsächlich  die  Rheinprovins,  auf  den  Osten 
zeitweise  wirklieh  geübt  hat,  wovon  im  dritten  Bande  aus- 
führlich die  Rede  sein  wird. 
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Friedrich  Wilhelm  II.  und  Friedrich  Wilhelm  III.  waren 
Selbstherrscher  wie  ihre  beiden  Vorgänger,  absolute  Könige, 
deren  Willen  sich  formell  nichts  entgegenstellte,  die  auch 
ihre  Macht  nicht  mit  einem  Staatsrate  oder  mit  Ministem 
geteilt  haben,  denen  jede  Kleinigkeit  cur  Entscheidung 
unterbreitet  werden  mußte. 

Aber  sie  waren  keine  Persönlichkeiten  wie  jene  und 
haben  insbesondere  keine  so  tibermenschliche  Tätigkeit  ent- 
faltet. Was  ein  Kenner  von  der  Tagesarbeit  Friedrichs  des 
Groden  sagt,  der  sich  nur  wenige  Stuodeo  Schlaf  gönnte, 
gilt  ebenso  von  Friedrich  Wilhelm  L  „An  einem  und  dem 
selben  Tage  der  mannigfaltigste  Wechsel  Ton  Arbeiten  aller 
Art;  an  politische  Korrespondenzen  reihen  sich  ausführliche, 
▼om  Könige  diktierte  Instruktionen  fttr  Kulturarbeiten, 
detaillierte  Be.stimmungeu  für  die  Neuverpachtung  einer 
Domäne ;  hieran  wieder  Spezialbefehle  für  ein  anstehendes 
Manöver  oder  während  der  Kriege  taktische  Vorschriften 
für  die  bevorstehende  Aktion  eines  Trujjpenteils;  dem  un- 
guAdigen  kurs  und  herb  abweisenden  Bescheide  auf  irgend 
ein  imberechtigt  erscheinendes  Verlangen  folgt  die  Antwort 
auf  das  Ansuchen  eines  BedrftDgten,  in  welcher  sich  Teil- 
nahme und  Hilfsbereitschaft  in  oft  lartester  Weise  aus- 
spricht; wenige  Worte  bescheiden  die  Bitte  eines  Offiziers 

um  Avancement  abschläglich  mit  dem  Hinweis  auf  ein  bei 
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einem  firfiheren  Treffen  begangenes  Versehen;  über  die  ge- 
hörige Sonderung  der  Etats  einer  Kassenrechnnng  oder 

die  Repartition  an  Hill^ldem  ergehen  prägnante  Vor- 
schriften; unmittelbar  darauf  Ordres  über  die  Art  der  An- 
setzung  neu  zugezogener  Kübtnisten;  täglich  eine  außer- 
ordentliche, oft  bis  zu  hundert  und  mehr  ansteigende  Zahl 
meistens  kurzer,  knapper  Verfagungen,  in  denen  sich  Lehre, 
Büge,  Tadel  oder  Anerkennung,  Sichten,  Ordnen  und 
Schaffen,  ftberall  aber  der  durchdringende  Scharfsinn, 
der  eigenartige  Zauber  des  frideridanisehen  Geistes  aus^ 
spricht»" 

Der  Tätigkeitsdrang  der  beiden  Nachfolger  war  der 

durchschnittliche  gewöhnlicher  Sterblicher.  In  ihnen  war 
nicht  der  Mensch  im  Könige  untergegangen;  und  wenn  sie 
auch  anders  geartet  gewesen  wären,  so  würde  doch  die  Fort- 
setzung des  früheren  Systems  nach  der  Vergrößerung  des 
Staatsgebietes  infolge  der  aweiten  und  dritten  polnischen 
Teilung  selbst  für  die  Schultern  Friedrichs  des  Oroflen  eine 
zu  schwere  Last  geworden  sein. 

Die  Vorsehung  hat  es  nicht  gewollt,  da6  den  beiden 
andern  ein  dritter  und  vierter  ebenso  herrschgewaltiger 
Hoheuzoller  auf  dem  Throne  folgte. 

Eine  Kabinettsregieruug  hat  es  unter  Friedrich  Wil- 
helm II.  eigentlich  nicht  gegeben.  Es  waren  in  der 
Hauptsache  wie  einst  unter  Friedrich  I.  die  Günstlinge, 
die  Bischoffswerder  und  seine  Affiliierten,  welche  dem 
Könige  bei  den  Staatsgesehftften  geholfen  haben.  Um  so 
mehr  wurde  unter  Friedrich  Wilhelm  IlL  die  Regierung 
▼om  Kabinett  aus  geführt,  aber  wAhrend  dieser  ganaen 
Pt  riude  nach  dem  Willen  Friedrich  Wilhelms  III.  Wie 
unter  Friedrich  Wilhelm  I.  und  Friedrich  dem  Großen 
sind  auch  damals  die  Kabinettsräte   nur  die  Werk- 
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zeuge  des  königlichen  Willens  gewesen,  nicht  das  Kabinett, 
BOndern  Friedrick  Wilhelm  IIL  persönlich  ist  für  die  ganze 
auswärtige  Politik  bis  1806  verantwortlich.  EOnig  und 
Kabinett  waren  ein  Herz  und  eine  Seele.  Auch  Haugwits 
und  Hardenberg  haben  nur  dalür  gelebt,  den  Willen  ihres 
Königs  auszufahren. 

Wie  jeder  Mensch,  so  atmet  auch  jeder  König  die  Luft 
seiner  Zeit;  in  den  00 er  Jahren  des  18.  Jahrhunderts  war 
sie  von  der  französischen  Revolution  erfüllt. 

Wie  haben  sieh  beide  Könige  dazu  verhalten? 
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Friedricli  Wilhelm  II.  ist  nicht  sowohl  gegen  Frank- 
reich als  gegen  die  französische  Revolution  zu  Felde  ge- 
zogen; ohne  dafi  wie  bei  Österreich,  wo  es  sieh  um  die 
Niederlande  handelte,  ein  reales  Interesse  vorgelegen  hätte, 
ans  purer  Tendenz.  Es  liegt  daher  die  Yermatong  nahe, 
dafi  die  auswärtige  Politik  auch  in  diesem  Falle  auf  die 
innere  eingewirkt  habe  und  dafi  man  auch  im  Inneren  Mafi- 
regeln ergriffen  habe,  um  dem  Eintiuß  der  französischen 
Revolutionsideen  entgegenzutreten. 

Das  ist  jedoch  nur  in  geringem  Mafie  der  Fall  ge- 
wesen. 

I.  Das  AeligionsedikL 

Eigentlich  gehört  das  Religionsedikt  vom  7.  August 
1788  (N.C.C.  VIII,  2175—2184),  wie  srlion  das  Datum 
zeigt,  nicht  hierher.  Das  Religionsedikt  behandelt  zwei 
ganz  verschiedene  Materien:  die  Glaubens-  und  Kultus- 
freiheit und  die  Bindung  der  protestantischen  Geistlichen 
an  das  Bekenntnis.  In  erster  Hinsicht  ist  durch  das 
Religionsedikt  nichts  geändert;  im  Gegenteil.  Die  bis 
dahin  nur  auf  der  Praxis  beruhenden  Maximen  sind  hier 
zum  erstenmal  gesetzlich  festgelegt;  entnommen  aus  dem 
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Entwurf  des  Allgemeinen  Gesetzbuchs  siud  sie  lu  wesentlich 
gleichlautender  Fasssung  ins  A.L.R.  übergegangen.  Was 
aber  die  lündung  der  Geistlichen  an  die  ISynibole  betriflFt, 
80  wird  das  Urteil  darüber  in  der  Regel  beeintiuüt  durch 
den  Widerwillen  gegen  WOUner,  der  zwar  formell  die  Ver- 
antwortlichkeit mit  Garmer  und  Dörnberg  teilt,  der  aber 
in  der  Tat  zu  dei^enigen  Persönlichkeiten  gehört«  bei  denen 
wie  etwa  bei  Masaenbach  jeder  Rettungavertsuch  fehlschlftgt. 
Es  Hegt  hier  in  der  Tat  eine  Reaktion  gegen  das  System 
Friedrichs  des  Großen  vor.  Dabei  ist  aber  zu  bedenken, 
daß  während  der  Regierung  Friedrichs  des  Großen  viele 
Geistliche  aus  eigenem  Belieben  die  Formulare  der  Taufe 
und  des  Abendmahls  geändert  hatten,  sich  um  keinerlei 
Seelsorge  kümmerten  und  sich  in  den  Predigten  auf  Ver* 
breitnng  nfitzlicher  Kenntoisse  beschrankten.  Daher  spricht 
Hintze  mit  vollem  Recht  von  einer  «begreiflichen"  Reaktion, 
davon,  dafi  das  Religionsedikt  besser  sei  als  sein  Ruf,  und 
auch  Stölzel  sagt,  gewifi  hatte  die  Reaktion  ihre  .volle 
Berechtigung".  Ebenso  lautet  das  Urteil  von  Rieker: 
(Hintze,  Die  Epochen  des  evangelischen  Kircbenregiments; 
Historische  Zeitschrift  1897,  102;  Stölzel,  Suarez,  255; 
Kieker,  Die  rechtliche  Stellung  der  evangelischen  Kirche 
Deutschlands,  1893,  311  ff.). 


n.  Das  Zensuredikt. 

Das  gleichfalls  schon  vor  Ausbruch  der  Revolution  er- 
lassene Zensuredikt  vom  10.  Dezember  1788  ist  nicht  ein- 
mal eine  Reaktion  gef^en  Friedrich  den  Großen.  Denn 
unter  Friedrieb  dem  Großen  wurde  die  Zensur  fest  ge- 
haudhabt;  gerade  er  hat  „die  ehemalige,  seit  einiger  Zeit 
in  Abgang  gekommene  Zensur"  wieder  hergestellt,  weil,  wie 
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68  im  Zensnredikt  Tom  11.  Mai  1749  (CCH.  contin.  V,  39) 
lieifit,  yenehiedeiie  flkandftlMe,  toUs  wider  die  Religion, 
teilt  wider  die  Sitten  laufende  BOefaer  verlt  gt  worden 
seien  und  weil  demjenigen  gesteuert  werden  müsse,  was 
den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Religion  und  sowohl 
moraliBcher  als  bürgerlicher  Ordnung  entgegen  ist;  er 
hat  mehrere  solcher  Edikte  erlassen,  wie  das  vom 
28.  Januar  1763  (C.C.M.  III,  193),  das  letzte  vom  1.  Juni 
1772  (0.&M.  eontin.  IV,  150;  N.C.G.  V,  175),  das  im 
wesentlichen  eine  Wiederbolnng  des  Edikts  von  1749  ist 
Danach  muflten  alle  Bncher  vor  dem  Dmck  die  Zensur 
passiert  haben ;  die  Akademie  nnd  die  Universitäten  genossen 
nur  insofern  einen  Vorzug,  als  sie  die  Zensur  über  ihre 
Mitglieder  selbst  ausübten.  Es  ist  nicht  einmal  richtig, 
was  Lessing  (Gesammelte  Werke,  27,  S.  ^lü»)  an  Nicolai 
schrieb,  daß  die  Preßfreiheit  in  Preußen  darin  bestehe, 
gegen  die  Religion  so  viel  Sottisen  zu  Markte  su  bringen, 
wie  man  wolle;  denn  anch  die  Religion  war  durch  die 
Zensur  geschotct  Auch  in  seinen  Schriften  war  Friedrich 
der  Grofie  gegen  Preflfreiheit.  „Ich  kenne  die  Menschen", 
schriel)  er  an  d'Alembert,  „weil  ich  mich  lange  genug  mit 
ihnen  beschäftigt  habe,  und  bin  icli  selir  überzeugt,  daß  sie 
Dämpfer  als  Mittel  bedürfen  und  jede  Freiheit  die  sie  be- 
sitzen, mißbrauchen,  so  daß  auf  dem  Gebiet  der  Literatur 
ihre  Werke  einer  Prüfung  zu  unterwerfen  sind,  nicht 
peinlich,  aber  so,  daß  alles,  was  dem  Ofliantlichen  Frieden 
und  dem  Wohle  der  Gesellschaft  entgegen  ist,  unterdrilekt 
wird.*  Wollte  er  doch  selbst  eine  seiner  Schriften  nicht 
drucken  lassen,  weil  sie  geeignet  schien,  frommen  Ge- 
mütern Ärgernis  zu  geben;  das  Jahrhundert  sei  ntich  nicht 
so  aufgeklart,  daß  man  ungestraft  ganz  laut  denken  dürfe; 
«sobald  es  gilt,  sich  vor  der  Öffentlichkeit  vernehmen  zu 
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lassen,  so  ist  mein  feststehender  Grundsatz,  die  Kittlieh- 
keit  der  abergläubischen  Ohren  zu  schonen"  (Koser  II,  584). 

Daß  Friedrich  der  Große  Preßerzeuf!:ni88e ,  die  gegen 
ihn  gerichtet  waren,  niclit  verfolgte,  zeigt  nur,  daß  er  sie 
gering  achtete:  „Hangt  es  doch  niedriger,  daß  die  Leute 
sich  nicht  den  Hals  ausrecken!"  bezieht  sich  auf  eine  am 
Werderseben  Markte  angeheftete  Karikatur,  wo  der  König 
im  Hinhiick  auf  die  Kaffeeregie  mit  einer  Kaffeemühle 
swischen  den  Knien  abgebildet  war  (Koser  II,  633). 

Gedruckt  ist  im  18.  Jahrhundert  wie  auch  frfther  so 
ziemlich  alles,  was  geschrieben  wurde.  Die  Preßfreiheit 
war  damals  in  Frankreich  unter  Ludwig  XV.  uud  Lud- 
wig XVI.,  wie  Arthur  Jung  behauptet,  eine  größere  als  in 
England.  Und  auch  in  Deutschland  ließ  sie  nichts  zu 
wünschen.  Denn  was  in  dem  einen  Lande  nicht  erlaubt 
wurde,  erschien  anderswo,  weil  jeder  Potentat  seine  Lust 
daran  hatte,  wenn  der  andre  sehlecht  gemacht  wurde. 
Der  KurfQrst  von  Brannschweig-Lflneburg  hielt  seine 
schlitzende  Hand  Ober  die  SehlOzerisehen  Journale,  aber 
nur  so  lange  wie  nichts  gegen  hannoversche  Zustände  darin 
gesagt  wurde.  Campe  hat  noch  uach  Ausbruch  der  fran- 
zösischen Revolution  unter  dem  Schutze  seines  Herzogs, 
obgleich  dieser  in  preußischen  Diensten  stand,  ganz  be- 
rechtigten Beschwerden  Preußens  gegen  seine  seichten 
Schreibereien  siegreich  Widersland  geleistet  (Leyser, 
J.  H.  Campe;  der  sechste  Absehnitt  hat  die  Übenehrift: 
«Der  Held  der  Geisteafreiheit* ;  das  Motto  lautet:  „Si 
fractus  illabatur  orbis"). 

Das  Bisherige  gilt  nur  von  Btlchern.  Eine  Preß- 
freiheit für  Zeitungen  hat  es  unter  Friedrich  dem  Großen 
schon  deshalb  nicht  gegeben,  weil  es  keine  Zeitungen  gab, 
wenigstens  keine  ernsthaften,  keine,  die  eine  feste  politische 
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Richtung  verfolgten;  der  Aiuepmcb,  dafi  Gazetten  nicht 
geniert  werden  dürfen,  bezog  sich  auf  Blätter,  die  sieh 
darauf  beschiftnkten,  wie  man  heute  sagen  würde.  Ver- 
mischtes zu  bringen.  Oder  glaubt  wirklich  jemand ,  daß 
Friedrich  der  Große  sich  eine  energische  Zeitungsopposition 
h&tte  gefallen  lassen? 

Das  Zensuredikt  Friedrich  Wilhelms  II.  vom  19.  De- 
zember 1788  (N.  C.  G.  Vni,  S.  2389),  das  «berachtigte', 
wie  es  im  Ramsch  mit  dem  Religionsedikt  von  den  zahl- 
reichen Schriftatellem,  die  weder  das  eine  noch  das  andere 
gelesen  haben,  genannt  wird,  bewegte  sich,  von  Suarcz 
ausgearbeitet,  ganz  in  den  bisherigen  Bahnen.  Der  König 
erkltlrte  von  den  großen  und  mannigfaltigen  Vorteilen 
einer  gemäßigten  und  wohlgeordneten  Preßfreiheit  voll- 
kommen überzeugt  und  entschlossen  zu  sein,  solche  mög- 
lichst zu  begünstigen;  weil  aber  gegenw&rtig  viele  die 
Ausbreitung  der  Wahrheit  als  ein  bloßes  Gewerbe  zur 
Befriedigung  ihrer  Gewinnsucht  betrieben,  könne  dieses 
Gewerbe  der  öffentlichen  Aufeicht  nicht  ganz  entbehren. 
Die  Zensur  solle  nicht  eine  anständige,  ernsthafte  und 
l)t  sclieidene  Untersuchung  der  Wahrheit  hindern,  sondern 
nur  demjenigen  steuern,  was  wider  die  allgemeinen  Grund- 
sätze der  Religion,  wider  den  Htaat  und  die  moralische 
und  bürgerliche  Ordnung  gehe  oder  zur  Kränkung  der 
persönlichen  Ehre  und  des  guten  Namens  anderer  abziele. 
Gewiß  haben  solche  Ausdrücke  etwas  Kautschukartiges  an 
sich,  aber  sie  werden  in  den  Zensuredikten  Friedrichs  des 
Großen  ebenfalls  geljraucht.  In  einer  Beziehung  fand  sogar 
ein  otieni»Hrei  Fortschritt  statt,  indem  als  Zensurbehörden 
anstelle  der  bisherigen  Einzelbeaniten ,  die ,  wie  der  Groß- 
kanzler sagte,  nach  ihrem  Eigendünkel  und  nach  ihren  oft 
irrigen  Privatmeinungen  die  Grenzen  der  Preßfreiheit  will- 
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kOrlich  ausgedehnt  und  eingeschränkt  hiltten,  die  ordent- 
lichen Landeskolle<,nen  traten,  so  dass  die  juristischen 
Schriften  von  den  Gerichten,  die  theologischen  vom  geist* 
liehen  Departement,  die  Polizei-  und  FinanzscbrilteD  vom 
Generaldirektorioin,  die  aber  die  auswärtige  Politik  vom 
Kabinettsministerium  zensiert  wurden. 

Nach  Ausbruch  der  Revolution  bat  dann  das  Reich 
den  Versuch  gemacht,  strengeren  Grundsätzen  auch  in 
Preußen  Geltung  zu  verschaffen,  indem  dt  r  Kaiser  unter 
dem  3.  Dezember  1701  au  den  König  von  Preußen  als 
einen  der  ausschreibenden  Fürsten  des  niedersilchsischen 
Kreises  eine  Verfügung  in  dem  Sinne  erließ,  daß  der  Ver- 
breitung Btaatsgefäbilicher  Schriften  entgegengetreten  wer- 
den mOsse.  Der  König  wies  daher  durch  Kabinettsordres  vom 
1.  und  4.  Februar  1792  die  Behörden  in  diesem  Sinne  an; 
aber  die  drei  Zentralbehörden,  das  Justizdepartement 
(Carmer,  von  der  Recke,  WÖllner  und  Goldbeck),  das 
Generaldirektoriuni  (Blumenthal,  Heinitz,  Werder  und 
Arnim)  und  der  Geheime  Staatsrat  haben  sich  gegen  jede 
Änderung  des  Edikts  von  1788  ausgesprochen.  Der  König 
hat  zwar  durch  Kabinettsordre  vom  21.  Februar  1792  zwei 
Zeitschriften  gänzlich  verboten  und  eine  dritte  unter 
strenge  Aufsicht  gestellt;  es  ist  femer  am  12.  Oktober 
17d4  die  bekannte  Kabinettsordre  gogen  Kant  ergangen 
(Kuno  Fischer,  Kant  und  seine  Lehre,  I,  1898,  93  ff.)  und 
es  ist  endlich  1795  Nicolais  Allgemeine  deutsche  Bibliothek 
verboten,  das  Verbot  aber  auf  Vorstellung  des  Geheinion 
Staatsrats  wenn  auch  unter  Bedingungen  wieder  aufgehoben 
(Kapp,  Aktenstücke  zur  Geschichte  der  preußischen  Zensur 
und  Preß  VC  rh!\l  tnis.se,  im  Archiv  für  Geschichte  des 
deutschen  Buchhandels  Bd.  IV,  158,  169,  181;  Bd.  V,  298; 
Stöbsel,  Suarez,  324,  396). 
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In  England,  wo  trotz  der  1694  aufgehobenen  Zensur 
die  Preßfreiheit  durch  Kaution  und  Stempel  sowie  durch 
ein  überaus  strenges  Repressivsystem  im  höchsten  Grade 
eingeschränkt  wurde,  wo  der  Abdruck  der  Parlaments- 
debattea  als  Privilegienbruch  galt,  ist  man  nach  Ausbruch 
der  fransOfiischen  Bevolution,  wie  das  Oeeeti  vom  28.  Juni 
1798  (38  Georg  III,  e.  78)  ergibt,  Tiel  sehirfer  vor- 
gegangen. 

m.  Bm  Toreinsedikt 

Erst  unter  Friedrich  Wilhelm  III.,  um  das  hier  an- 
zuschließen, ist,  zur  Zeit  des  Direktoriums  auf  dem  Ge- 
biete des  Vereine-  und  Versammlungswesens  eine  Maßregel 
getroffen  worden,  die  allenfiallB  als  «ne  Abwehrmafiregel 
gegen  die  Bevolution  aufgefafit  werden  kann. 

Im  A.  L.  R.  waren  die  bis  dahin  hinsichtlich  des  Ver- 
eins- und  VerBammlnngswesens  herrschenden  Maximen 
kodifiziert  worden;  an  zwei  Stellen,  Teil  II  Tit.  6,  Von 
Gesellschaften  tlberhaupt  und  von  K<)ri)orationen  und  Ge- 
meinen insonderheit  §  1,  §  10,  und  Teil  II  Tit.  20,  Von 
den  Verbrechen  und  Strafen  §§  184 — 190.  Gesellschaften, 
heißt  es  an  der  ersten  Stelle,  sollen  erlaubt  sein,  wenn 
ihr  Zweck  mit  dem  allgemeinen  Wohl  bestehen  kann,  sie 
der  gemeinen  Ruhe,  Sicherheit  und  Ordnung  nicht  zuwider- 
laufen ,  oder  anderen  gemeinnütiigen  Absichten  und  An- 
stalten nicht  hinderlich  und  nachteilig  sind;  unsul&ssige 
Gesellschatteii  haben  als  solche  gar  keine  Rechte,  weder 
gegen  ihre  eigenen  Mitglieder  noch  gegen  andre;  die  Mit- 
glieder sind  wegen  unerlaubter  Handlungen  zum  Schadens- 
ersatz verhaftet.  Die  Mitglieder  aller  Gesellschaften,  heißt 
es  an  der  zweiten  Stelle,  sind  verpflichtet  sich  aber  den 
Gegenstand  und  die  Absicht  ihrer  ZusammenkOnfte  gegen 
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die  Olnrigkeit  auf  Erfordern  auBSUweisen;  heimliehe  Ver- 
bindungen mfieseni  wenn  sie  auf  den  Staat  selbst  und  dessen 

Sicherheit  Einflufi  haben  können,  bei  Vermeidung  nach- 
drücklicher Geld-  oder  Leibesstrafe,  der  Obrigkeit  zur 
Prüfung  und  Geiiehinigung  angezeigt  werden;  ohne  aus- 
drückliche Erlaubnis  der  Polizei  soll  keine  Redoute,  öffent- 
liche Maskerade  oder  andre  dergleichen  öffentliche  Lust])ar- 
keit  angestellt  werden;  wenn  der  Unternehmer  solcher 
Lustbarkeiten  sich  die  Erlaubnis  nicht  erbeten  hat,  soll 
er  wegen  aller  dabei  Torgefallenen  Unordnungen  oder  Ver- 
bieehen  gleich  denu^nigen,  welcher  dazu  tfttigen  Bei- 
stand geleistet  bat,  bestraft  werden. 

Das  Kdikt  vom  20.  Oktober  17t>8  wegen  Verhütung 
und  Bestrafung  geheimer  Verbindungen,  welche  der  all- 
gemeinen Sicherheit  nachteilig  sein  könnten  (N.  C.  N.,  X, 
1775,  auch  Jahrbücher  der  preußischen  Monarchie,  III, 
392),  verbot  erstens  alle  Gesellschaften,  welche  unbekannten 
Oberen  Gehorsam  oder  bekannten  Oberen  unbedingten  Ge- 
horsam geloben;  zweitens  alle  geheimen  Gesellsehaften  — 
die  §§  8,  4,  9,  10,  11,  12,  13  beschftftigen  sieh  mit  den 
Freimaurern  — ,  drittens  generell  alle  Gesellschaften  und 
Verbindungen,  deren  Zweck  darin  bestellt,  über  Ver- 
änderungen in  der  Verfassung  und  Verwaltung  des  Staates 
Beratungen  anzustellen,  also  alle  politischen  Vereine. 

Von  diesem  preußischen  Gesetze  unterscheidet  sich  das 
englische  von  1799  in  nichts  (39  Georg  III,  cap.  79),  so 
dafi  Gneist  von  dem  englischen  Gesetze  gesagt  hat,  «es 
gleicht  ungefähr  dem  preußischen  Edikt  von  1798*'  (Seif- 
goremment,  KommunaWer&ssung  und  Yerwaltungsgerlchte, 
3.  Auflage,  1871,  S.  256). 


142    2.  Abselmitt.  IKe  Haltung  der  preuSiBchea  Regierung  usw. 

IT.  Bie  SeYlsion  des  AUgemeinen  GesetzbaeheB. 

Die  Wogen  der  franxteischen  Revolution  gingen  schon 
recht  hoch,  als  am  20.  Mftn  1791  das  Allgemeine  Gesets- 

buch  anstandslos  publiziert  wurde  mit  Gesetzeskraft  vom 
1.  Juni  1702;  der  Zwischenraum  betrug  also  wenig  über 
ein  Jahr  oder  vielmehr  weniger  als  ein  Jahr,  weil  der 
Druck  erst  im  Juni  1791  vollendet  wurde,  so  daß  das 
Gesetzbuch  nicht  vor  dem  September  1791  in  die  H&nde 
der  Beteiligten  gelangen  konnte. 

Auf  diesen  Umstand  hin,  insbesondere  darauf,  dafi  es 
noch  an  einem  Register  und  an  einem  Aussuge  fehlte,  hat 
der  schlesische  Justizminister  von  Dankelmann  unterm 
9.  April  1792  beautragt,  den  Geltungstermin  so  weit  hinaus- 
zuscliieben,  daß  die  aus  einer  übereilten  Einführung  zu  be- 
sorgenden nachteiligeu  Folgen  vermieden  würden. 

Dieser  Antrag  wurde  am  18.  April  mit  ziemlich  den- 
selben Worten  und  Wendungen,  wie  sie  Dankelmann  ge- 
braucht hatte,  genehmigt  und  eine  Gegenvorstellung  Carmers 
vom  3.  Hai  abschläglieh  besehieden. 

Bis  hierher  zwingt  nichts  diesen  Vor^^iiiigeo  eine  prin- 
zipielle liciicutuug  beizulegen,  zumal  wenn  man  sich  der 
Bestrebungen  erinnert,  die  1899  hervorgetreten  sind,  den 
Geltungstermin  des  B.  G.  B.  bis  zum  1.  Januar  19Ul  liiuaus- 
zuschiebeui  obgleich  der  Zwischenraum  viel  größer  war. 
An  so  etwas  will  man  nie  recht  heran,  man  halt  es  sich 
so  lange  wie  mAglich  vom  Leibe. 

In  dieser  Ijage  ist  die  Sache  anderthalb  Jahre  ge- 
blieben, bis  sie  durch  die  Kabinettsordre  vom  17.  November 
1793  (v.  Kamptz,  Jahrbücher  Bd.  52,  S.  138  ff.)  ein  völlig 
anderes  Aussehen  gewann.  Inzwischen  hatten  sich  Vor- 
gänge abgespielt,  die  den  Konig  koplsclieu  machen  konnten» 
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Nnnmehr  stand  es  fest,  daß  die  demnächst  ige  Gültig- 
keit von  einer  vorherigen  Revision  abhangig  gemacht  werden 
sollte.  Es  wurde  nauientlich  bestimmt,  daß  das  Gesetzbuch 
nur  die  vorhandenen  Gesetze  sammeln  und  ergänzen,  aber 
neue  Einrichtungen  und  Verfügungen  nicht  enthalten  dürfe, 
eB  darfe  nichts  darin  enthalten  aein,  was  die  landes- 
herrliche Sanktion  noch  nicht  erhalten  habe;  ein  Gesetz- 
buch müsse  femer  nur  befehlen,  was  getan,  verbieten,  was 
unterlassen  werden  solle,  nicht  aber  durch  Materien  weit- 
läufig gemacht  werden,  die  eigentlich  gar  nicht  zur  Be- 
urteilung und  zur  Entscheidung  des  Richters  geborten.  Es 
müßten  deshalb  alle  Sätze,  die  das  Staatsrecht  und  die 
RegieruDgsform  beträfen,  diejenigen,  welche  Pflichten  des 
Landesherrn  gegen  den  Staat  festsetzten,  weggelassen 
werden.  Eigentlich  war  das  der  Standpunkt  Friedrichs 
des  Grofien  gewesen,  der  schon  1785  gegen  die  Aufnahme 
staatsrechtlicher  Sätse  sich  ausgesprochen  hatte  (Stölzel, 
Suarez,  249,  355,  383). 

Das  Ergebnis  der  Revision  war  folgendes. 

Zunächst  ist  der  Titel  geändert.  Anstelle  des  „All- 
gemeinen Gesetzbuchs"  ist  das  „Allgemeine  Landrecht" 
getreten. 

Die  beiden  Publikationspatente  vom  30.  März  1791  und 
vom  5.  Februar  1794  stimmen  im  flbris^n  wdrtlieb  Oberein. 
Eine  Abweichung  ist  die,  dafl  der  in  der  Einleitung  des 
früheren  Patents  enthaltene  Satz,  die  Gesetzgebung  sei 
auf  die  einfachen  Grundsätze  der  Vernunft  und  natftrlicher 
Billigkeit  zurückgeführt,  in  der  Einleitung  zum  zweiten 
weggeblieben  ist;  die  weiteren  Abweichungen  der  Fubli- 
kationspatente  sind  entweder  rein  formell  (Art.  5)  oder 
unerheblich  (Art.  4),  namentlich  auch  die  Zusätze  zu  Art. 
7,  15,  16,  von  Bedeutung  ist  höclistens  ein  Zusatz  am 
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Sdilufiy  WO  den  Oerichten  yerboten  wird,  voit  klaren  und 
denfliehen  Yoneliriften  der  Gesetze  avf  Ornnd  eines  ver- 
meintlichen philosophischen  Raisonnemen ts  oder  unter  dem 
Verwände  einer  aus  dem  Zweck  und  der  Absicht  des  Ge- 
setzes a])zuleitenden  Auslegung  die  geringste  eigenmächtige 
Abweichung  sich  zu  erlauben. 

Die  materiellen  Unterschiede  sind  folgende. 

Erstens:  die  MaehtaprAche,  die  im  A.  G.  B.  Terboten 
waren,  sind  im  A.  L.  R.  beibehalten;  Maehtsprilche  be- 
deuten im  Spraehgebrauehe  der  Zeit  keineswegs  Gewalt- 
akte, sondern  Aussprfiefae  der  obersten  Staatsgewalt  in 
Rechtssachen ;  Friedrich  der  Große  hat  von  diesem 
MajestiUsrecht  noch  1779  den  umfassendsten  Gebrauch  ge- 
maclit.  und  wie  auch  tlber  sein  Verfahren  im  Müller  Amold- 
uchen  Prozeß  geurteilt  werden  mag,  so  handelte  er  doch 
zweifellos  innerhalb  seiner  Zuständigkeit,  indem  er  das 
kammergerichtliche  Urteil  nicht  nur  umstiefi,  sondern  auch 
die  Richter,  die  daran  beteiligt  gewesen  waren,  bestrafte. 
Es  kann  also  von  einer  Reaktion  gegen  den  Standpunkt 
Friedrichs  des  Großen  keine  Rede  sein.  Der  Standpunkt 
des  A.L.R.  war  kein  Rückschritt,  sondern  die  Hemmung 
eines  Fortschritts. 

Zweitens  sind  diejenigen  Bestimmungen  des  A.  G.  B. 
gestrichen ,  welche  die  absolute  Gesetzgebungsgewalt  des 
Königs  beschränken  wollten,  namentlich  hinsichtlich  landes^ 
herrlicher  Privilegien,  aber  auch  hinsichtlich  der  Gesetse 
und  Verordnungen  selbst,  tou  denen  im  A.  G.  B.  gesagt 
war,  dafi  sie  die  natflrliche  Freiheit  und  Rechte  der  Bürger 
nicht  weiter  einschrilnken  dürften  als  es  der  gemeinschaft- 
liche Endzweck  erfordere. 

Drittens  ist  die  Materie  von  den  Ofti/iei  sscbulden  etwas 
anders  gestaltet.   Der  Unterschied  ist  aber  nur  scheinbar 
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prinzipieller  Art.  Im  A.  G.  B  war  vorgeschrieben ,  daß 
ein  Offizier  gleich  jedem  andern  BUrger  des  Staats,  wenn 
ihm  nieht  der  Mangel  des  Alters  oder  andere  allgemeine 
gesetzliehe  Hindernisse  entgegenständen,  giltig  Darlehen 
annehmen  kOnne.  wogegen  im  A.  L.  R.  schriftliche  Ein- 
willigung des  Vorgesetzten  verlangt  wird  und  zwar  in  der 
Weise,  dafi  der  ohne  solchen  Konsens  geschlossene  Dar- 
lehnsvertrag  tines  Subalternoffiziers  null  und  nichtig  ist, 
der  Gläubiger  niemals  die  geringste  Wicderbezahlung  zu 
hoffen  hat  und  das  wirklich  Gegebene  dov  Invali(ieuka^se 
anheimfallt,  während  die  Darlehne  an  Kompagnie-,  Eskadrou- 
chefe  und  an  Stabsoffiziere  zwar  giltig  sind,  doch  hinsicht- 
lich der  Rackzahlung  in  mehrfacher  Hinsicht  ungfinstiger 
gestellt  wurden.  Aber  tatsächlich  schrumpft  der  Unterschied 
doch  sehr  dadurch  zusammen,  daß  auch  nach  der  Fassung 
des  A.  G.  B.  der  Gläubiger  und  zwar  bei  jedem  Offizier 
sich  weder  an  seine  Person,  noch  an  seine  Besohl uiij^^  oder 
andere  Diensteinkünfte  noch  au  seine  Montirung,  P'.quipage 
oder  was  sonst  zum  Kriegsdienste  gehört,  halten  kann; 
das  konnte  zwar  durch  die  Einwilligung  des  Vorgesetzten 
in  etwas  gebessert  werden;  wegen  der  Befriedigung  aus 
einem  unkonsentierten  Darlehn  wurde  schon  damals  zwischen 
einem  Subaltern-  und  hdheren  Offizier  unterschieden;  hin- 
sichtlieh der  letzteren  konnte  der  Gläubiger  nur  aus  dessen 
zum  Kriegsdienste  nieht  gehörigen  Vermögen  sieh  seine 
Befriedigung  verschaffen. 

Viertens  ist  das  von  den  Verfassern  des  A.  G.  B.  er- 
fundene Institut  der  Ehe  zur  linken  Hand  zwar  nicht 
wieder  beseitigt,  aber  in  etwas  modifiziert. 

Was  die  Erfinder  sich  dabei  gedaclit  haben,  geht  aus 
einer  Note  herror ,  die  im  ersten  Teile  des  Entwürfe  1784 
«bgedmekt  ist  Sie  lautet:  «Der  täglich  höher  steigende 

v»K  MtUr,  Fnat.  BfaiiSiM.  II.  10 
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Luxus  ist  unstreitig  eine  Hauptumche  der  unter  den  oberen 
Stiiuden  überhandnehmenden  Ehelosigkeit.  Ein  sogenannter 
W'ohlsüind,  gegründet  auf  herrschende  Vorurteile,  die  durch 
Verbots-  oder  Aufwandsgesetze  vergeblich  bekämpft  werden 
wtlrden,  verbindet  Männer  vom  Adel  und  andere,  die  in 
höheren  Bedienungen  stehen,  zu  einem  Aufwände,  der  sehr 
oft  der  Beschaffenheit  ihres  Vermögens  und  den  Einkünften 
ihrer  Ämter  nicht  angemessen  ist.  Dieser  Aufwand  steigt 
ins  doppelte,  drei-  und  vierfache,  wenn  sie  heiraten  und 
eheliche  Kinder  zeugen.  Die  Unmöglichkeit,  Frau  und 
Kiuder  standesgemäß  unterhalten,  versorgen  und  etaldieren 
zu  können,  schreckt  sie  vom  Heiraten  ab  und  nötiprt  sie, 
ihren  Beitrag  zur  Bevölkerung  entweder  zu  unterdrücken 
oder  au  feile  Dirnen  zu  verschwenden  oder  den  Frieden 
fremder  Ehen  zu  störeu  oder  im  hosten  Falle  sich  mit 
Maitressen  zu  behelfen«  Wie  wenig  Verbindungen  dieser 
letzteren  Art  geschickt  sind,  dem  Staate  den  aus  der  Ober- 
handnehmenden Ehelosigkeit  entstehenden  Schaden  zu  er- 
setzen, lehrt  die  Erfahrung.  —  Die  gemeine  Meinung  des 
Volks,  welches  zwischen  Maitressen  und  Huren  keinen 
Unterschied  kennt,  und  die  durchaus  willkürliche  Auflösbar- 
keit solcher  Bündnisse  würdigen  die  BOgenaonten  Maitressen 
nicht  nur  in  der  Achtung  anderer,  sondern  auch  in  ihrer 
eigenen  und  eben  dadurch  in  ihrer  Denkart  und  Gesinnung 
so  tief  herab,  dafi  so  wenig  Fähigkeit  als  die  Neigung,  den 
Pflichten  einer  guten  Hausfrau  und  einer  sorgfUtigen  Mutter 
Genüge  zu  leisten,  von  ihnen  erwartet  werden  kann.  Eben 
dieser  meist  gegenseitige  Mangel  der  Achtung  und  die  Un- 
gewißheit der  Paternität  von  Kindern,  die  aus  einem  ebenso 
leichtsinnig  aufgelösten  als  geknüpften  Bande  entspringen, 
wirkt  bei  den  Vätern  Kaltsinn  und  Sorglosigkeit  in  Absicht 
der  Erziehung  und  Bildung  solcher  Kinder.  Das  Maitresseu- 
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halten  so,  wie  es  in  unseren  Tagen  so  sehr  üblich  ist,  befördert 
folglich  nicht  nur  keineswegs  eine  dem  Staate  vorteilhafte 
Bevölkerung,  sondern  ist  ihm  auch  in  den  meisten  F&Ueo 
BchAdlich.  Es  mufite  daher  auf  ein  anderes  Mittel  der  aus 
dem  Luxus  entspringenden  Ehelosigkeit  absuhelfen  gedaeht 
werden  und  dazu  hat  man  die  bei  den  alten  ROmem  sowohl 
als  bei  unseren  deutsehen  Vorfahren  unter  dem  Kamen  des 
Konkubinates  bekannte  Ehe  zur  linken  Hand  als  das  sehiek- 
lichste  anzusehen.  Man  hat  sie  aber  nur  als  Ausnahme 
von  der  Regel  und  nur  in  solchen  Fällen  zugelassen,  wo 
tiberwiegende  o(ier  doch  Nachsicht  verdienende  Motive  da 
sind,  die  einen  Mann  von  Einschreitung  einer  voUgiltigen 
Ehe  zurflckhalten  kdnnen.  Dem  dafi  an  und  für  sich  be- 
trachtet diese  letztere  sowohl  in  Hinsicht  auf  Sitten  und 
Grundsätze  als  im  Verhältnis  gegen  das  Außere  Wohl  des 
Staates  der  Ehe  zur  linken  Hand  weit  Torzuziehen  sei,  ist 
keinem  Zweifel  unterworfen*. 

Suarez  wie  er  leibt  und  lebt.  Ungeschichtlich  wie 
seine  ganze  Generation,  denn  sonst  hätte  er  wissen  müssen, 
daß  in  jedem  Jahrhundert  die  gleichen  Klagen  über  zu- 
nehmenden Luxus  und  Uber  zunehmende  Ehelosigkeit  er- 
hoben worden  sind. 

Nach  beiden  Gesetzbftchem  war  die  rechtliche  Stellung 
der  Frau  in  der  Ehe  zur  linken  Hand,  der  Hausfrau,  wie 
sie  im  A.  G.  B.  genannt  wurde,  eine  sehr  ungOnstige. 
Während  aber  die  Eingehung  einer  solchen  Ehe  nach  dem 
A.  G.  B.nur  an  die  Erlaubnis  des  rrovinzial-Justiz-KoUegiums 
gebunden  war,  die  dann  erteilt  werden  mußte,  wenn  aus 
einer  vorhergehenden  Ehe  zur  rechten  Hand  Kinder  ara 
Leben  oder  kein  zu  standesgem&fiem  Unterhalt  der  Familie 
hinreichendes  Vermögen  vorhanden  war,  so  bedurfte  sie 
nach  A.  L.  R.  einer  landesherrlichen  Erlaubnis;  nach 
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A.  G.  B.  erfolgte  die  Schließung  durch  gerichtlichen  Akt, 
nach  A.  L.  R.  war  die  J'iiiuung  als  wesentlich  vorgeschrieben; 
die  Bestimmungen  über  die  Aufhebung  der  Ehe  zur  linken 
Hand  A.  G.  B.  §§  010  ff.,  924,  fehlen  im  A.  L.  R.  ganz. 
Im  fibrigen  eiDd  die  Uoterachiede  sehr  unbedeutend.  Die 
Zahl  der  Paragraphen  (ober  100)  ist  geblieben,  wenn  auch 
in  verkfirzter  Fassung. 

Eine  ebenso  verrückte  Erfindung  des  A.  G.  B. ,  das 
Erbrecht  der  Armenanstalten  in  die  Verlassenschaft  der 
Hagestolze,  ist  ganz  beseitigt. 

Alles  das,  Offiziersschulden,  Ehe  zur  linken  Hand, 
schlechte  Behandlung  der  Hagestolze,  steht  doch  in  keiner 
Verbindung  mit  der  fhnizOSTseben  Reyolution.  Die  sonstigen 

Änderungen  beziehen  si(  h  auf  völlig  indifferente  Materien, 
wie  auf  Lelinszubehör,  Vorkaufsrecht.  Prozesse  zwischen 
Eheleuten,  Folgen  des  unehelicbeo  Beischlafs,  und  sind 
meistens  nur  formeller  Art» 

Dagegen  ist  von  der  Revision  völlig  unberfihrt  ge- 
blieboi  erstens  das  ganze  Ehescheidungsrecbt  mit  einer  ein- 
zigen unbedeutenden  Modifikation  (Th.  II  Tit.  1  716  If. 
in  beiden  Gesetzbüchern);  zweitens  die  sflmtlichen  staats- 
und  verwaltungsrechtlichen  Normen  des  Th.  II  Tit.  0 — 18, 
von  denen  keine  einzige  gestrichen  ist,  eigentlich  gegen 
den  Wortlaut  der  Revisionsbestimmungen. 

Sebliefilfeh  wird  auch  die  Zuziehung  der  Stande  als 

eine  reaktiouiUe  Maßregel  hingestellt,  denn  die  Stände  im 
Osten  sind  Organe  der  Reaktion,  die  ebenso  zusammen- 
gesetzten des  Westens  Organe  des  Fortschritts,  obgleich 
gerade  diese  hinsichtlich  des  A.  L.  R.  sich  im  erzreaktionären 
Sinne  gezeigt  haben.  Die  st&ndische  Zuziehung  war  bereits 
von  Friedrieh  dem  Grotten  angeordnet,  und  die  Niehtr 
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Zuziehung  gerade  der  StÄnde  wäre,  wo  alle  Welt  befragt 
wurde,  sehr  sonderhar  gewesen. 

Die  meisten  bisherigen  Darstellungen  sind  auf  den  Ton 
gestimmt,  als  ob  es  sich  um  einen  Gegensatz  zu  Friedrich 
dem  Großen  oder  um  eine  Abwehr  der  französischen 
Revolutionsideen  geliandelt  h&tte;  sie  nehmen  daher  einen 
gewaltigen  Anlauf,  spannen  die  Erwartungen  und  enden 
siendich  kleinlaut,  im  Sande  verlaufend,  nach  dem  Motto 
parturiunt  montes. 

Über  Friedrichs  des  Großen  inneresVerhältnis  zum  A.G.B, 
weiß  man  doch  weiter  nichts  als  daß  er  bei  Überreichung 
der  zweiten  Abteilung  des  A.G.B,  am  20.  März  1785  ge- 
sagt hat:  „Ks  ist  aber  sehre  dicke,  und  Gesetze  mttssen 
kurz  und  nicht  weitläufig  seind",  und  daß  er  bei  Vor^ 
legimg  der  dritten  Abteilung  am  10.  April  1786  die  aber- 
mftBige  Müde  der  Strafjgosetze  getadelt  hat 
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Wie  Friedrich  Wilhelm  II.  kein  durch  die  französisrJie 
Revolution  in  Angst  gejagter  Despot  war,  so  ist  umgekehrt 
Friedrich  Wilhelm  III.  kein  Anhftnger  derselben  gewesen. 
Es  ist  zwar  schon  unmittelbar  nach  der  Thronbesteigung 
In  den  Jahrbttchem  der  preufliseben  Monarchie  yon  1798 
behauptet,  dafi  der  König  eine  gleiche  Tendenz  wie  die 
französische  Revolution  verfolge,  daß  Berlin  durch  die 
Staatsverwaltung  besitze,  was  Paris  einer  Verfassung  ver- 
danken iiitlsse.  Es  ist  auch  viel  Aiifliebens  gemacht  von 
einer  Äußerung,  die  einer  der  Minister,  ofenbar  ist  Strueneee 
gemeint,  1799  dem  französischen  Gesandten  gegentiber  ge- 
macht haben  soU,  dahin  lautend,  ,die  RoYolution,  die  ihr 
von  unten  nach  oben  vorgenommen  habt,  wird  sieh  bei  uns 
▼on  oben  nach  unten  Tollziehen;  der  König  ist  in  seinem 
Wesen,  oder  in  einer  andern  Fassung  nach  seiner  Weise, 
Demokrat,  er  arbeitet  unablässig  an  der  Beschränkung  der 
Adelsprivilegien  und  wird  darin  den  Plan  Josephs  II.  ver- 
folgen, nur  mit  langsameren  Mitteln;  in  einigen  Jahren 
oder,  wie  es  auch  heißt,  in  wenig  Jahren  wird  es  in 
Preufien  keine  privilegierte  Klasse  mehr  geben"  (Der 
Bericht  des  französischen  Gesandten  Otto  zuerst  von 
Lefebvre,  Histoire  des  cabinets  de  TEurope,  1, 33  mitgeteilt, 
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von  Lehmann  im  „Knesebeck"  zitiert  (107),  findet  sich  in 
etwas  andrer  Fassung  bei  Bailleu,  Preußen  und  Frankreich 
I,  505).  In  einer  besonderen  Abhandlung  unter  dem  Titel 
„Ein  Reformprogramra  Friedrich  Wilhelms  III."  (Historische 
Zeitschrift  Bd.  61  (1889)  S.  441  ff.) ,  hat  Lehmann  dieser 
Ansieht  VorBcbab  geleistet  durch  Anfahrung  der  Worte 
des  Königs:  «es  sei  kein  Wunder,  wenn  gedrückte  Unter- 
tanen sieb  eine  bessere  Begierung  Terscbafflten;  so  sei  die 
IramsOsische  Revolution  entstanden.*  Will  denn  wirklieh 
jemand  annehmen,  daß  unter  den  beilsamen  Reformen,  die 
in  Preußen  von  oben  nach  unten  und  nach  der  Melodie 
„Immer  langsam  voran"  gemacht  werden  sollten,  die 
Essentialien  der  französischen  Hevolutiou,  die  AbschatTung 
des  Königtums,  wie  sie  materiell  bereits  in  der  Verfassung 
der  Constituante  enthalten  war,  oder  dafi  die  neue  Güter- 
Terteilnng,  wie  sie  die  Expropriation  des  Adels  mit  sich 
brachte,  dabei  ernsthaft  in  Aussicht  genommen  war? 

Obwohl  aber  der  König  weder  die  französische  Re- 
volution nachahmen  wollte  noch  ein  Demokrat  war,  auch 
nicht  auf  seine  Weise,  so  war  er  doch  als  Kiiul  seiner  Zeit 
in  den  Gesinnungen  des  18.  Jahrhunderts  aufgewachsen, 
von  dessen  Humanitätsideeu  erfüllt,  durch  Suarez  ins 
Naturrecht  eingeführt  und  insofern  reformfreundlich  als  er, 
wie  Gentz  einmal  sagt,  ein  Feind  alles  ungerechten  und  un- 
nataen  Zwanges  war;  er  wollte  sein  Volk  nicht  drttcken, 
war  gegen  neue  Steuern,  verschob  aus  Sparsamkeitsrttek- 
sichten  manche  notwendige  Reform,  liefi  aus  Mangel  an 
Mitteln  die  alten  Generäle  fortvegetieren,  die  unerläßlichsten 
Ausbesserungen  an  den  Festungen  hinausschieben,  das  Heer 
trotz  der  Vergrößerung  des  Staatsbudgets  auf  dem  bis- 
herigen Stande. 

Von  derselben  Gesinnung  wie  der  König  war  das  Organ 
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seiner  persOnlicheD  Regierang,  war  das  KabiBett  beseelt. 
Die  Kabinettsrftte,  sagt  Gents,  «begünstigen  alles,  was  nach 
Kenerungen  strebt,  flberreden  den  König,  dafi  nichts 

driogender  sei  als  den  Adel  aller  seiner  Ansprüche,  die 
Geistlichen  ihres  panzen  noch  übrigen  Einflusses  zu  be- 
rauben; ihr  lK»sti\ndigos  (ipscliwÄtz  von  Reform  in  der  Er- 
ziehung sei  nur  eins  der  Mittel,  wodurch  sie  ihr  waiirhaft 
rPYolutionäres  System  zu  gründen  und  zu  befestigen  suchten*. 
»Freiheit  und  Aufklärung*,  sagt  Clausewitz  (424),  .schien 
den  Kabinettsrftten  die  hauptsächlichste  Pflicht  ihrer  Stelle 
und  sie  sahen  sich  daher  als  eine  Art  von  Vollcstrihunen 
an,  die  den  aristokratischen  Sinn  des  adligen  Ministeriums 
im  Zaune  lialteo  sollten".  „Mit  diesen  Werkzeugi  n,  sagt 
Witticheu,  dachte  Friedrich  Wilhelm  gegen  den  Willen  des 
Adels  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Reformen  (hndi- 
zufOhren"  f Historische  Zeitschrift,  Bd.  91  (1903)  S.  ü4). 

Für  das  innere  kommen  im  Kabinett  nur  swei  Männer 
in  Betracht,  wesentlich  nacheinander.  Der  schon  unter 
Friedrich  dem  Grofien  eingetretene  Meuchen,  der  einzige 
der  von  ihm  ins  Kabinett  Berufenen,  der  die  Bildung  eines 
höheren  Beamten  hatte.  Bismarck  ist  nie  recht  darauf 
eingegangen,  wenn  von  Huldigungsdeputationen  aus  Leipzig 
oder  anderswoher  ihm  über  seinen  mütterlichen  Großvater 
Komplinieiite  gemacht  wurden;  Bismarck  hat  auch  die 
politischen  Ansichten  seiner  Mutter  nicht  geteilt;  Meuchen 
blieb  bis  1800. 

Viel  hedeutender  ist  Beyme,  der  1789  eingetreten 
ist;  in  seiner  Jugend  Mitarbeiter  am  A.  L.  R.  unter 
Carmer  und  Suarez,  zu  denjenigen  Kammergerichtsräten 
gehörend,  welche  den  ZopfFchulzen  freisprachen,  erfüllt 
von  allen  Rildungselemeuten  der  Zeit,  der  die  Ver- 
handlungeu  mit  Schiller  tlber  dessen  Berufung  nach  Berlin 
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geführt  (Stölzel,  Die  Verhandlungen  über  Schillers  Be- 
rufung nach  Berlin,  1905),  der  neben  Hardenberg  und 
Altenstein  die  Berufung  Ficlites  nach  Erlangen  durchgesetzt 
hat,  der  auch  in  erster  Linie  dafür  verantwortlich  ist,  daß 
Johannes  MttUer  fttr  Berlin  gewonnen  wurde,  und  der  yor 
allen  Dingen  mehr  als  jemand  sonst  ander  Wilhelm  Ton 
Humboldt  sich  das  Verdienst  der  Grflndung  der  UniversiULt 
Berlin  suschreiben  darf;  eine  der  einflufireichsten,  wenn 
nicht  die  einflufireicbste  Persönlichkeit  im  damaligen  Berlin, 
der  bei  allen  Reformen  die  Hand  im  Spiele  hatte  und  in 
seinem  Entlassungsgesuche  vom  3.  Oktober  1807  hervor- 
hebt ,  daß  die  Stimmung  vieler .  !)esonders  aus  dem  Adel, 
ihm ,  dem  bürgerlichen  Kabinettsrat ,  nicht  günstig  soi. 
Gerade  Beyme  ist  es,  von  dem  Gents  behauptet,  daß  in 
ihm  alles,  was  nach  Aufklftning  strebt,  was  die  Staaten 
reformieren  will,  was  den  Schild  einer  philosophischen 
Denkart  aushängt,  einen  erklärten  Freund  und  Protektor 
findet.  Nicht  von  der  Parteien,  wohl  aber  von  Steins  Gunst 
und  Haß  verwirrt  schwankt  sein  Charakterbild  in  der  Ge> 
schichte.  Es  hing  mit  Steins  großen  Eigenschaften,  aber 
aucli  mit  seiner  leidenschaftlichen  Art  zusammen,  daß  ihm 
die  Gabe  der  objektiven  Charakterschilderung  versagt  war; 
es  war  mit  Steins  Urteil  über  Hardenberg  genau  dieselbe 
Sache.  Vollends  Lehmann  hat  das  Bild  Beymes  nur  im 
Steinaehen  Spiegel  gesehen,  so  daß  ein  Zerrbild  heraus- 
kommt; bei  Lehmann  ntttzt  es  Beyme  nicht  einmal,  wenn 
er,  was  sehr  h&ufig  der  Fall  ist,  mit  Stein  abereinstimmt; 
er  wird  aber  mit  Invektiven  fiberhftuft,  wenn  er  abweicht; 
er  ist  ])ei  Lehmann  abwechselnd,  je  nach  den  Umständen 
liberal  oder  konservativ. 

Daß  es  trotz  dieser  lieformgesinuung  an  den  ent- 
scheidenden Stellen  zu  Beformen  in  großem  Stile  nicht  ge- 
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kommen  ist,  daran  ist  die  Entschlußlosigkeit  des  KOnigB 
schuld  die  er  in  keiner  Periode  seiner  langen  Regierung 

ganz  überwuiuleü  hat.  Der  König  war  offenbar,  wie  Gentz 
schon  damals  gesagt  hat,  der  großen  Stelle,  zu  der  er  be- 
rufen war,  nicht  gewachsen.  „Es  ist  leider  wahr,  daß  der 
König  keine  große  Neigung  zu  wichtigen  militärischen  oder 
diplomatisohen  Geschäften  hat,  dafi  er  die  GeschAfte  nicht 
sehr  liebt  und  die  auswärtigen  unaussprechlich  haflt,  dafi 
er  seine  häusliche  Ruhe  und  den  stillen  Genufi  der 
mechanischen  Manoeuvres  seiner  Soldaten  allen  Glfickselig- 
keiten  vorzieht  und  da6  es  ihm  das  Liebste  wftre,  wenn 
er  vom  Kriege  und  Unterhandlungen  und  allen  Angelegen- 
heiten Europas  forthin  gar  nichts  mehr  hören  dürfte". 
Seine  Umgebung  entferne  alles,  was  den  König  auch  nur 
vorübergehend  stören  könne,  „dies  würde  den  König  be> 
unruhigen«  man  mufi  dem  Könige  keinen  Verdruß  machen, 
man  mufi  seine  Gesundheit  schonen,  sind  die  Redensarten, 
deren  sich  besonders  Herr  von  Köckeritz,  dem  das  Departe- 
ment der  Ruhe  Seiner  ^faje8tftt  vorzugsweise  anvertraut 
zu  sein  scheint,  jedesmal,  daß  eine  wichtige  Sache  zur 
Sprache  kommen  soll,  bedient".  Alle  Gesandten  und  alle 
Fürstlichkeiten,  die  ihm  nahegekommen  sind,  stimmen  darin 
überein.  Was  der  französische  Gesandte  pencliant  k  l'im- 
mobilit^  nennt,  bezeichnet  der  englische  als  absence  of 
trouble,  der  russische  als  Energielosigkeit  und  Schwäche, 
und  ein  Prinz  von  Hessen,  der  von  Holland  in  diplomatischer 
Mission  nach  Berlin  geschickt  war,  schreibt  seinem  Hofe 
am  18.  Mftrz  1799:  „qua  faut-il  augnrer  d*une  monarchie, 
oü  le  priuce  sent  son  insuffisance  k  la  conduire  dans  l'orage 
et  oii  il  ^loigne  et  redoute  ceux  qui  en  seraient  c<'\pables 
en  son  nom".  Mein  passives  System,  liat  der  König  sellist 
gesagt   Aus  Friedrich  Wilhelm  III.  einen  grofien  Mann 
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sn  maelieD,  wftre  nnmOglieli  i^wesen,  meinte  Bismarck. 

Er  hatte  viele  Privattugenden,  aber  weuig  Herrscher- 
tugenden. 

Das  alles  trat  vorzugsweise  in  seiner  auswärtigen 
Politik  hervor.  Diese  nannte  Gentz  schon  im  Juli  1800 
eine  YerzichUeisttuig  auf  eine  solche,  eine  ins  System  ge- 
braehte  Nullität;  von  allen  Seiten  umworben  t  konnte  er 
sich  weder  fbr  Frankreich  noch  fOr  Rufiknd,  Österreich, 
England  entscheiden.  Er  hat  schon  1801  und  1808  bei 
der  französischen  Besetzung  Hannovers,  dann  aber  nament- 
lich 1805  große  Gelegenheiten  verpaßt:  1805  war  die 
Schicksalsstunde  für  Preußen;  es  gab  noch  keine  süd- 
deutschen Königreiche;  von  18()5  hat  Marwitz  gesagt,  daß 
wenn  auch  vielleicht  die  ganze  Armee  erst  am  15.  De- 
zember, dem  Tage,  wo  Napoleon  sich  erklären  sollte,  ver- 
sammelt  gewesen  wäre,  dennoch  schon  bei  Austerlits  last 
200000  Mann  hätten  eingreifen  können;  dann  würde 
Preufien  „der  Hegemonie  in  Deutschland  sieher  gewesen 
sein*.  Als  derselbe  Marwitz  dem  Könige  im  FrQbjahr  1807 
gesagt  hatte,  er  wundre  sich,  daß  er  alles  das  so  klar  ein- 
selie  und  es  doch  nicht  l)esser  gemacht  habe,  ist  die  Ant- 
wort des  Königs  gewesen,  ob  denn  das  zu  verwundern  sei, 
wenn  man  sich  selbst  nicht  für  klüger  halte  als  alle 
Qbrigen  Menschen  (Aus  dem  Nachlaß  Friedrich  August 
Ludwig  Ton  der  Marwitz,  Bd.  I,  110,  186,  169,  234).  Der 
König  hat  auch  oft  genug  beim  Mifllingen  irgendeiner 
Aktion  nachträglich  behauptet,  er  habe  ee  Ton  Tomherein 
gewufit. 

Trotzdem  ist  vor  180G  im  Inneren  manche  Reform  zu- 
stande gebracht 
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h  W»  BflfCraliiiig  der  lUnidbieiilMiieni. 

In  den  Jahren  1798  — 1805  ist  es  gelungen,  den 
Domänen])aueni  in  fast  allen  Provinzen  das  volle  Eigentum 
an  den  Höfen  ohne  jedes  Entgelt,  sowie  die  Ablösung  der 
Dienste  gegen  Zahlung  einer  Geldrente  zu  verschaffen, 
80  dafi  für  diese  Kategorie  von  £rbuDtertftiiigeii  in  den 
Jahren  1807/8  nur  einiges  naehgeholt,  richtig  gestellt  nnd 
ergftnst  worden  ist.  Um  50000  Banerhftfe  hat  es  sich  bei 
dieser  Reguliemng  gehandelt,  bei  den  späteren  nur  um 
45000.  Knapp  (I,  9G,  114)  nennt  diese  Maßnahme  das  Groß- 
artigste, was  der  Staat  des  18.  Jahrhundorts  auf  dem  Ge- 
biete der  bilueriichen  Verhältnisse  geleistet  habe,  wie  er 
auch  hervorhebt,  daß  sie  durch  nichts  aus  den  Über- 
lieferungen des  preußischen  Staates  herausgetreten  sei, 
daß  sie  l&ngst  ins  Auge  gefaßt  sei,  daß  es  dazu  eines 
staatlichen  Neubaues  nicht  bedurft  h&tte.  Genau  der- 
selben Ansicht  ist  Hintse  (419  ff.).  Und  so  hat  sich  auch 
Lehmann  im  „Knesebeck  und  Schön*  1875  (S.  108)  aus- 
gesprochen; er  nennt  unter  Berufung  auf  Lette  die  kur- 
märkische Instruktion  vom  5.  Mai  IBtM}  ein  Vorbild  für 
die  Gesetze  von  1811  und  1812,  rühmt  die  Erfolge  in  der 
Mark,  in  Pommern,  in  West-  und  Ostpreußen  und  macht 
es  Schön  zum  Vorwurf,  daß  er  über  das  alles  Schweigen 
beobachtet  habe,  während  es  jetzt  im  .Stein*  bei  fluchtiger 
Lesung  den  Anschein  hat,  als  ob  die  Beform  nur  fOr  den 
Westen  durchgeführt  sei. 

Auch  die  Aufhebung  der  Erbuntertänigkeit  auf  den 
Rittergüteru  hat  der  König  schon  damals  bestimmt  ins 
Auge  gefaßt;  der  Plan,  bei  dem  wieder  Beyme  die  treibende 
Kraft  war  (Clausewitz  451;  Hintze  417),  ging  dahin,  das 
bisherige  Verhältnis  für  alle  seit  dem  Tage  der  Huldigung 
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Geborenen  anfsnheben  nnd  so  allm&hlich  anf  hdren  lu  lassen 

(Verordnuugsentwnrf  vom  16.  Februar  1803;  Knapp  I,  136; 
Publikationen  aus  den  Staatsarcliiveii ,  lid.  30,  S.  128; 
Iliiitze  410  flf.)-  Zwar  ist  das  an  den  Bedenken  des  General- 
direktoriums und  des  Großkanzlers  we<?en  des  Wegfalls 
des  Bauernschutzes  gescheitert,  doch  ist  schon  damals  in 
einzelnen  Provinzen,  wie  namenüieh  in  Ostpreufien,  wobei 
samtliehe  Dohnas,  ein  Finckenstein  und  der  Minister  von 
Schiiiter  im  Vordergründe  standen,  die  Aufhebung  der  Erb- 
nntertftnigkeit  sporadisch  erfolgt  Aueh  Lehmann  ist  frOher- 
(»Knesebeck  und  Sehftn*  1875  8.  100  ff.)  derselben  Ansieht 
gewesen  unter  Berufung  auf  Sugenheim,  „einen  Schriftsteller, 
dem  sich  gewiß  keine  Voreingenommenheit  gegen  den 
preußischen  Staat  nachsagen  lasse",  er  hat  damals  hervor- 
gehoben, daß  die  Aufhebung  der  Krhuatertänigkeit  auf  den 
Frivatgatern  der  auf  den  Domänen  unzweifelhaft  gefolgt 
sein  wurde,  er  hat  damals  von  der  Kabinettsordre  vom 
25.  Juli  1798  behauptet,  dafi  sie  im  Ton  der  Stein-Harden- 
bergischen  Denkschriften  gehalten  sei  nnd  hat  SchOn  darober 
jcur  Rede  gestellt,  dafi  er  das  verkannt  habe. 

Friedrich  Wilhelm  III.  war  völlig  im  Recht,  wenn  er 
in  der  Kabinettsordre  vom  23.  August  1807  sagte:  „Die 
Aufhebung  der  Erbuutertilnigkeit  ist  ein  Ziel  gewesen,  wo- 
nach ich  unverrUckt  gestrebt  habe;  ich  wollte  es  allmählich 
erreichen,  indessen  wird  ein  schneller  Schritt  durch  die 
unglttekliche  Lage  des  Landes  zugleich  gerechtfertigt  und 
abgenötigt'. 

II.  Die  BegehriBkmig  der  AMsfwnM»» 

Das  im  A.  L.  R.  kodifizierte  System  ständischer 
Gliederung  war  seit  dem  Tode  Friedrichs  des  Großen  in 
wichtigen  Beziehungen  verlassen.  Herzberg  rtthmte  au  der 
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Begienmg  Friedrieh  Wilhelms  II.  und  Marwitz  tadelte  die 
Begienmg  Friedrieh  Wilhelms  III.,  dafi  den  Bttrgeriichen 
die  Eriattbois  sum  Erwerb  toq  Rittergfltem  niemals  ver- 
weigert worden  «ef.    Mochten  auch  zur  Zeit  Friedrich 

Wilhelms  II.  noch  Konnexionen  dabei  mitgespielt  haben, 
unter  Friedrich  Wilhelm  III.  sind  die  Gesuche  ohne  Um- 
stände genehmigt,  höchstens  daß  noch  zu  Ungunsten  von 
Domänenpächtem  und  von  Kauüeuten  in  den  eigentlichen 
Handelsstädten  Ausnahmen  gemacht  wurden.  Bereits  1790 
waren  in  Hinterpommem  61  Rittergüter,  1791  in  einem 
Kreise  der  Neumark  der  dritte  Teil  aller  Rittergüter,  1801 
im  ganien  Staate  IV9  in  bürgerlichem  Besitze. 

Bei  Abfassung  des  ostpreußischen  Provinzialrechts  haben 
sogar  die  Stände  selbst  die  {^eiierelle  Aufhebung  der  land- 
rechtlichen Normen  beantragt,  „da  sie  einen  kleinen  Zweck 
auf  Kosten  eines  größeren  erreichten,  und  nur  dazu  dienten, 
die  Gemuter  in  eine  sch&dliche  Spannung  zu  bringen*. 
Durch  Kabinetts-Order  vom  20.  Oktober  1798  wurde  der 
Groflkanzler  in  diesem  Sinne  angewiesen.  Das  Edikt  vom 
9.  Oktober  1807  hat  nur  die  Hfllle  gesprengt,  nnter  der 
die  Frucht  langsam  herangereift  war. 

nL  Beföimen  und  BeformbeflFtrebimgeii  Iii  der  Ter- 
waltnng  und  in  der  Jurtis. 

Um  eine  Neugestaltung  nicht  nur  der  Verwaltungs- 
organisation, sondern  der  inneren  Verwaltung  überhaupt 
herbeizuführen,  ist  unmittelbar  nach  der  Thronbesteigung 
aus  der  eigenen  Lütiative  des  Königs,  —  dessen  Brief  an 
Eöekeritz  Tom  16.  Notember  1797,  ~  eine  Kommission, 
die  sogenannte  Finanzkommission  niedergesetzt,  die  unter 
dem  Vorsitze  des  Ministers  Grafen  Hoym  aus  di-ei  Ministern 
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(Hangwitc,  Graf  Schulenbnrg,  Struenaee)  und  aus  8  vor- 
tragenden Raten  des  Generaldirektorinnu,  unter  denen 

Borgstede,  zusammengesetzt  war,  denen  noch  als  königliche 
Kommissare  Rüchel,  Köckeritz,  Mencken  und  Bcyme  bei- 
gewohnt haben,  bei  deren  Verhandlungen  in  der  Zeit  vom 
Februar  1798  bis  zum  21.  März  18uu  der  damalige  Kriegsrat 
Gentz  das  Protokoll  geführt  hat.  Die  Instraktion  fOr  diese 
KommiBBion,  wahrseheinlich  vom  19.  Febmar  1798,  deren 
Yerfasser  wahrscheinlich  Büchel  ist  oder  wie  Lehmann  II,  86 
annimmt,  Mencken  —  das  Original  ist  nicht  vorhanden  — 
kann  sich  allenfalls  neben  den  Staatsschriften  Friedrich 
"Wilhelms  I.  selien  hissen  (Behren,  Geschichte  der  Statistik 
in  Preußen,  1905). 


An  der  Spitze  dieses  Beformprogramms  stand  die  Reform 
des  lentralen  BehOrdenorganismus,  die  man  fftr  dringend 
nötig  hielt,  obwohl  so  herrsehgewaltige  Potenzen  wie  die 
katholische  Kirche  und  die  englische  Weltmacht  sich  mit 
sehr  viel  komplizierteren  Organismen  beholfen  haben.  Man 
klagte  in  der  Hauptsache  über  den  schleppenden  Geschäfts- 
gang, d.  h.  über  die  Kollegialität,  welche  in  Preußen 
mit  großer  Zähigkeit  festgehalten  wurde  und  solange 
unschädlich  gewesen  war  wie  die  Kollegialverfassung  ihre 
Korrektur  in  den  Persönlichkeiten  Friedrich  Wilhelms  I. 
nnd  Friedrichs  II.  gefunden  hatte.  Die  Instruktion  Friedrich 
Wilhelms  IL  tat  das  Generaldirektorium  vom  28.  Sep- 
tember 1786  in  Verbindung  mit  der  Anweisung  vom  8.  De- 
zember 1787  hatte  die  Sache  beim  gans  falschen  Zipfel 
gefaßt,  insofern  sie  den  ursprünglichen  Zustand  in  seiner 
Reinheit,  insbesondere  die  frühere  Bedeutung  des  Plenums 
wieder  herstellen  sollte;  und  die  so  ziemlich  mit  dem 
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Beginn  der  Beratungen  in  der  Finanskommission  zeitlich 
zusammenfaUende,  offenbar  Yon  Heinits  herrührende  pro- 
visorische Instruktion  Tom  19.  März  1798,  die  zwar  den 

Departementschefs  gegenüber  den  Räten  eine  gröBei^ 
Selbständigkeit  gab,  aber  für  allgemeine  Angelegenheiten 
die  Kollegialitat  festhielt,  war  auch  nur  ein  Palliativmittel. 
In  der  Finanzkommission  wollte  namentlich  Borgstede 
weitergehen,  indem  er  im  Votum  rom  SO.  Dezember  1799 
die  Beseitigung  der  Provinzialdepartementa  und  die  Ver- 
teilung der  GeschAfte  unter  vier  Fachminister,  die  ein 
Konsum  bilden  sollten,  verlangte;  er  hat  dann  nach 
Schlnfi  der  Kommissionssitzungen  im  Auftrage  der  Kom- 
mission seine  Vorschläge  in  der  Denkschrift  vom  10.  Juni 
1800  nochmals  dargelegt,  ein  Übergaugstadiuni  vorschlagend, 
indem  er  für  die  polnischen  Provinzen  mit  Einschluß  von 
Ostpreußen  und  für  die  Reichslande  mit  Einschluß  von 
Schlesien  zwei  Provinzialdepartementa  beibehielt,  daneben 
aber  drei  Fachminister  ffir  Finanzen,  Krieg  und  Akzise 
nebst  Handel  verlangte. 

Sehulenburg,  der  an  den  Beratungen  der  Finanz- 
kommission  sich  tatsächlich  nicht  beteiligt  hat,  war,  wie 
aus  einer  neuerdings  veröffentlichten  Denkschrift  hervor- 
geht, für  ein  aus  wenigen  Personen  bestehendes  Konseil, 
in  welchem  die  Minister  dem  Herrn  ihre  Vor^;clil&ge 
machten  und  seine  Entscheidung  erbäten,  fOgt  aber  hinzu^ 
daß  eine  solche  Einrichtung  bei  den  Herrschern  am  wenigsten 
beliebt  sei,  weil  sie  glaubten,  den  Anschein  zu  erwecken, 
nicht  selbst  zu  regieren.  Die  schlechteste  Art  sei  die  so- 
genannte Kabinettsregierung,  die  aber  leider  beliebt  sei, 
weil  sie  den  Schein  des  Gegenteils  habe  und  das  Bequemste^ 
sei  (Forschungen  XV,  415). 

Auch  Hardenberg  hat  sich  damals  zur  Sache  ge&ußert; 
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im  Anschluß  an  die  Denkschrift  von  Borgstede  vom 
19.  Juni  1800,  der  beim  friinkiscben  Departement  seine 
rechte  Hand  war;  er  ginp  wi  itor  und  forderte  über 
die  Reform  des  Generaldirektoriunis  hinausgehend  ein  ein- 
heitliches Ministerkonseil  bestehend  aus  einigen  Ministem 
des  Generaldirektoriums,  aas  einem  Justizminister,  einem 
auswärtigen  und,  offenbar  in  hannoverschen  Reminissenzen, 
einem  weiteren  Hinister  fttr  die  „inländischen  Publica*»  dem 
auch  die  geistlichen  und  Lehnssachen  und  die  Angelegen- 
heiten des  königlichen  Hauses  zugewiesen  werden  sollten 
(Hardenberg,  Hannoversche  Denkschrift  von  17bU  in  H.  V.- 
u.  V.üesch.  II,  012). 

Die  Angelegenheit  verlief  im  Saude.  Nach  180(3  hat 
sich  Stein  noch  lange  damit  geplagt,  bis  Hardenberg  1810 
die  noch  heute  gOltige  Losung  gefunden  bat. 


Eine  Dezentralisation  der  Verwaltung,  eine  Ein- 
schränkung der  Zuständigkeit  des  Generaldirektoriums 

gegenüber  den  Kammern  ist  damals,  wenn  auch  nicht  von 
der  Finanzkommission,  obgleich  Borgstede  im  Votum  vom 
30.  Dezember  1799  dafür  eingetreten  war,  erreicht  worden. 
Das  Hauptverdienst  dabei  hatte  der  Minister  von  Yoß. 
Auf  Grund  seines  nach  Schluß  der  Finanikommission,  zu 
der  er  auch  gar  nicht  gehörte,  am  28.  Juni  eingereichten 
Planes,  hatte  der  KOnig  bereits  am  12.  Juli  angeordnet, 
daß  dieser  Plan  schrittweise  auszufllhren  sei.  Er  ist 
ausgeftkhrt  zuerst  schon  im  Juli  und  August  im  Departe« 
ment  des  Ministers  von  Voß  selbst,  in  der  Kurmark,  Neu- 
mark, Pommern  und  Südpreußen;  im  Mai  1801  im  De- 
partement des  Ministers  von  Schrötter  und  im  Februar 
1802  im  westfälischen  Departement  des  Ministers  von 

von  M«i«r,  Fnai.  Xiafl&M«.  II.  11 
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Heinits,  za  dem  das  Steinsche  KammerdeiNurteiiient  ge- 
hörte. 

Auch  nach  der  Katutrophe  wollte  Vofi  auf  dem 
Wege  der  Dezentralisation  weltersebreiten  (Plan  zu  einei 

Reform  des  Finanz-  und  Kanieralgeschäftszweiges,  in  Acta: 
R  151  A  Tit.  XXXI  Nr.  1  fol.  104—114). 


Eine  sehr  einschneidende  Reform  war  die  Neureguliernng 
der  Re8Sort?erhaltni88e  swischen  Justii-  uid  Yerwaltangs- 
befaftrden.  Schon  in  der  Instruktion  für  die  Finanz- 
kommission  war  eine  der  Fragen,  die  Ton  ihr  beantwortet 

werden  sollten,  die  gewesen  (Nr.  17),  ob  die  Justitiare  bei 
den  Karoniern  nicht  öfters  in  den  Fall  kämen,  ihre  eigenen 
Richter  zu  sein,  und  oh  es  nicht  zu  besserer  Beruhigung 
und  Befriedigung  des  rechtsuchenden  Untertaus  gereichen 
würde,  wenn  die  KameraUustizpflege  den  Landesregierungen 
(Gerichten)  beigelegt  wOrde. 

Bei  der  Beorganisation  der  neugewonnenen  Pro- 
vinzen, Polens  und  der  Entschftdigungslande  wurde  mit 
dieser  Reform  praktisch  vorgegangen.  Zwar  in  West- 
preußen 1772,  in  Südpreußen  1795  und  in  Franken  1795 
war  das  Ressortreglement  von  1741  bzw.  das  schlesische 
von  1750  eingeführt;  nur  gingen  schon  damals  in  Süd- 
preußen und  in  Franken  die  bisher  vor  die  Gerichte  ge- 
hörigen Verwaltungssachen  mit  Ausnahme  der  protestan- 
tischen Kirchen-  und  Schulsaehen,  welche  den  mit  den 
Gerichten  verehiigten  Konsistorien  verblieben,  an  die 
Kammern  über,  nicht  aber  auch  umgekehrt  die  Kammer- 
justissadieB  von  den  Kammenustizdeputatfonen  an  die  (Be- 
richte; es  sind  damals  in  Posen,  Kaiisch,  Bialystock 
Kammeijustizdeputationen  neu  errichtet.  Aber  das  Regle- 
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ment  für  Neuostpreußen  vom  3.  März/6.  Mai  1796  brachte 
den  Umschwung  (Eisenberg  und  Stengel,  Beiträge  zur 
Kenntais  der  Justizeinrichtongen  Y,  23  ff.).  Suarez  und 
ganz  beaondera  der  Minister  von  SehrOUer  sind  dabei  be- 
teiligt gewesen.  Im  vollen  Gegensatz  zur  franzOsisclien 
Bevointion  und  zum  Napoleonismus  und  ohne  daß  Montes- 
quieu damit  das  geringste  zu  tun  gehabt  hätte,  wurde  hin- 
fort das  ganze  ziemlich  ausgedehnte  Kammerjusti/ressort 
privatreclitlicher  und  strafrechtlicher  Art  auf  die  Gerichte 
übertragen,  während  andrerseits  die  l)ei  den  (lerichten,  den 
sogenannten  Regierungen,  bisher  verbliebenen  Geschäfte, 
die  Landeshoheits-,  Grenz-,  Huldigungs-,  Inkolats-,  Ab- 
schob-, Abfahrts-,  Answanderungs-y  insbesondere  auch  die 
Kirchen-  und  Schulsaehen,  zu  denen  auch  die  Mitwirkung 
des  Staats  bei  der  Stellenbesetznng,  die  Aufsieht  aber  die 
Amtsführung  der  Geistlichen  gehörte,  auf  die  Kriegs-  und 
Domänenkammern  übertragen  wurden.  Das  neuostpreußische 
Reglement  wurde  1798  in  den  fränkischen  Fürstentümern, 

1803  fast  wörtlich  in  den  Entschädigungslandeu  eingeführt. 
Es  hat  sich  zuletzt  auch  auf  altpreußisches  Gebiet  er- 
stredct  und  zwar  durch  das  ostpreußische  Reglement  tou 

1804  auf  Ostprenflen,  durch  das  Reglement  vom  11.  Sep- 
tember 1803  auf  die  altweetftlisehen  Gebietsteile,  nachdem 
es  in  den  neuwestfftUschen  Gebietsteilen  schon  am  2.  April 
eingeführt  war;  mit  der  Ausarbeitung  eines  westpreufiisehen 
Ressortreglements  war  Friese  1800  beschäftigt. 

Wenn  trotzdem  diese  Reform,  obgleich  der  Sachverhalt 

schon  vor  30  Jahren  ausführlich  dargelegt  ist ,  der  Stein- 

schen  Reformgesetzgebung ,  speziell  der  Verordnung  vom 

26.  Dezember  1808  gutgeschrieben  wird,  so  ist  doch  ganz 

abgesehen  davon,  wie  Stein  persönlich  gerade  zu  dieser 

Frage  gestanden  hat,  was  spftter  zu  «Ortem  ist,  darauf 

11» 
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hiDzuiroiseii,  daß  die  BestrebuBgen  auf  Erweiterung  des 
Reebtsweges  im  19.  Jahrhundert  sieh  gerade  gegen  diese 
Steinsche  Verordnung  gerichtet  haben.   Die  Verordnung 

vom  26.  Dezember  1808  steht  übrigens  gegen  die  früheren 
Kessortregleiueuts  materiell  und  formell  zurück ,  denn  ob- 
gleich ihr  Verfasser  Friese  zu  den  fortschrittlichsten  Mit- 
arbeitern Steins  und  Hardenbergs  gehört,  so  hat  doch 
Löning  (II,  471)  vollkommen  Recht,  wenn  er  behauptet, 
dafi  die  Umarbeitung  die  klare,  unzweideutige  und  über- 
sichtliche Fassung  zerstört  und  verdunkelt,  den  Schutz 
gerade  an  der  wichtigsten  Stelle  abgeschw&cht  und  dureh- 
bTt>chen  habe  (Reform,  44,  56 if.,  66;  Löning,  Gerichte 
und  Verwaltungsbehörden  in  Brandenburg-Preußen,  im 
Verwaltuugsarchiv,  II,  217  ff.,  437  ff.,  III,  94 ff.,  öluffj. 


Auch  eine  Umgestaltung  des  Landratsamtes  ist  w&hrend 
des  alten  Staatswesens  wenigstens  angebahnt  Unterm 
5.  März  1896  war  vom  preufiischen  Provinzialminister  von 
SchrOtter  dem  Könige  ein  „anderweiter  Organisationsplan 
der  bisherigen  land-  und  steuerrätlichen  Offizien  In  den 
vier  altpreußisclieii  Kammerdepartements"  vorgelegt.  Dieser 
war  dadurch  veranlaßt,  daß  in  diesen  Landesteilen  im 
Unterschiede  von  den  anderen  Provinzen  der  polizeiliche 
Wirkungskreis  der  Laudräte  lediglich  auf  die  Rittergüter, 
nicht  auch  auf  die  Domänen,  die  städtischen  Kämmerei- 
güter und  die  kölmisehen  Güter  sich  erstreckte,  und  dafi 
andererseits  die  Kreise  eine  Ausdehnung  hatten,  welche 
eine  wirksame  Kontrolle  der  Ortspolizeiverwaltung  durch 
die  Landräte  selbst  in  den  ritterschaftlichen  Gebieten  völlig 
illusorisch  machte;  wie  denn  ein  einziger  ostpreußischer 
Kreis  oft  größer  war  als  manches  Kammerdepartement. 
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Demgemäß  war  eine  Verkleineruug  der  Kreise  und  eine  Aus- 
dehnung der  laudrätliciien  Polizeiaufsicht  nicht  nur  auf  alle 
im  Kreise  gelegenen  ländlichen  Grundstücke,  sondern  auch 
auf  die  Stftdte  vorgeschlagen,  wo  diese  Aufsicht  bisher  wie 
ftberall  sonst  von  den  Steuerrftten,  die  überhaupt  abgeschafft 
werden  sollten,  geführt  worden  war,  um  die  St&dte  be- 
züglich des  Kämmerei-  und  Bttrgervermögens ,  sowie  des 
Gewerbewesens  den  Kammern  hinfort  direkt  zu  unterstellen; 
andererseits  wurden  gesteigerte  Anforderungen  an  die 
Qualifikation  der  Landräte  und  in  Verbindung  damit  er- 
forderlichenfalls eine  Abstandnahme  von  der  Angesessen- 
heit in  Aussicht  genommen.  Im  ganzen  Umfange  ist 
dieser  Flau  durch  Kabinettsordre  vom  18.  Mai  1806 
genehmigt.  Mit  der  Ausführung  waren  die  Kammex^ 
prftsidenten  befaßt,  als  der  Krieg  und  die  Okkupation 
dazwischen  traten.  Auch  im  niedersächsischen  und  im 
pommerschen  Departement  hat  man  sich  damals  mit  einer 
äolchen  Reorganisatiüu  befaßt  (Reform,  383j. 

Die  Justizgesetzgebuug  wurde  weitergebildet  durch  die 
Neugestaltung  des  Strafprozesses,  zu  der  es  bis  dahin  nicht 
gekommen  war,  in  der  Kriminalordnung  vom  11.  Dezember 
1805.  Sie  war  aufgebaut  auf  den  ihrer  Zeit  entsprechen- 
den Prinzipien  des  schriftlichen,  nicht  üffentlichen  Ver- 
fahrens und  der  an  Beweisregeln  geknüpften  Beweistheorie 
(Stölzel,  II,  358  ff.).  Die  Kriminalordnung  von  1805  galt 
einem  der  Mitarbeiter  als  „ein  Palladium  der  Unschuld, 
der  Ehre,  der  Freiheit,  des  Lehens  und  des  Vermögens" 
(Kircheisen),  während  ein  andrer  sich  dahin  aussprach, 
dafi  sie  trotz  mancher  Wünsche  auf  einzelne  Ver- 
besserungen anderen  Staaten  zum  Muster  dienen  könne 
(Klein). 
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Aneb  eine  Yerbessening  des  Kriminalrechte,  offenbar 
des  sehwftcbsten  Teils  des  A.  L.  B.,  war  geplant,  es  sollte 
nicht  mehr  einen  Teil  des  A.  L.  R.  ausiiiaclien ,  sondern 
als  besonderes  Gesetzbuch  in  verbesserter  Gestalt  als  zweiter 
Teil  des  Allgemeinen  Kriminalrechts  hergestellt  werden, 
dessen  erster  die  KriminalordDung  war. 

An  die  Aufbebung  der  Patrimonialgericbtsbarkeit  ist 
damals  nicht  ernsthaft  gedacht,  um  so  mehr  an  ihre  Re- 
fonn  (Bassewitz,  I,  70,  400;  Lebmann,  II,  23,  87,  58);  die 
ZusammenleguD  g  von  Patrimonialgerichten  zu  Kreisgerichten 
ist  namentlich  im  Westen,  zum  Teil  aber  auch  in  Ost- 
preußen erfolgt. 
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Die  Umwandlmig  des  Beamtentimis  unter 

beiden  Königen. 

I.  Im  JJlgemelneii. 

Mit  den  Beamten  war  allmählich  eine  Umwandlung 
TOr  Bich  gegangen.  Auf  (icn  T^niversitäten  Halle  und  Königs- 
berg hatten  sie  sieh  mit  den  Bildungselementen  der  Zeit, 
xnit  den  Ideen  des  18.  Jahrhunderts  erffillt.  Es  herrschte 
damals  unter  den  höheren  Beamten  in  Berlin  ein  reges 
geistiges  Leben;  In  der  von  1783—1800  bestehenden  Mitt^ 
Wochsgesellschaft  fanden  sich  Mftnner  wie  Suarez,  Klein, 
Dohm  mit  den  Häuptern  der  Aufklilruiig,  mit  Nikolai, 
Engel,  Gedicke,  Bitstrr  und  Zöllner  zusammen,  ab- 
wechselnd in  den  llilusern ;  es  wurden  dort  Vorträge  über 
politische  Fragen  aller  Art,  namentlich  aus  den  Gebieten 
der  Steato-  und  Finanzverwaltung  gehalten,  an  die  sieh 
nicht  nur  eine  mQndliehe  Diskussion,  sondern  auch  eine 
schriftliche  naehtr&glich  anschloß  vermittelst  einer  ver- 
schlossenen Cistel ,  KU  der  jeder  einen  Schlttesel  hatte ;  es 
ist  auf  diese  Weise  über  die  Abschaffung  der  Universitäten 
debattiert,  die  einem  Teile  der  Mitglieder  nicht  mehr  zeit- 
gemäß ersrliieiien;  von  Sunrez  sind  noch  drei  Vorträge 
vorbandeü  aus  den  Jahren  1788,  1789  und  1791,  von  denen 
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der  zweite  die  Frage  behandelt,  was  die  GeBetzgebung  tnn 
könue,  um  die  AufklftruDg  zn  fördern,  während  der  dritte 
ttber  den  Zweck  des  Staates  yMlig  auf  dem  Boden  nieht 

etwa  des  Naturrechts  überhaupt,  sondern  auf  dem  des 
Contrat  social  steht,  so  wenig  auch  Suarez  in  dessen  Sinn 
eingedrungen  ist  (Stölzel,  178,  Iböj.  Jede  Zeit  amüsiert 
sich  auf  ihre  Weise. 

Die  meisten  Beamten  waren  Anhinger  von  Friedrich 
dem  Grofien  und  Ghristüin  Wolf;  sie  huldigten  theoretisch 
der  VolkssouTerinitäty  während  sie  praktisch  stramme  Ab- 
solutisten  waren.    Indessen  fingen  einzelne  Ton  ihnen, 

namentlich  solche,  welche  zu  den  Füßen  Kants  gesessen 
hatten,  allmählich  an  aus  den  Ohersätzen  die  Konsequenzen 
zu  ziehen,  mithin  politisch  radikal  zu  werden. 

IL  Die  JnstiilMainteii. 

Die  Justizbeamten  d.  h.  die  Richter  der  höheren  Ge- 
richtshöfe, während  die  Tausende  von  Patrimonialrichtem 
nicht  mitzählten,  waren  fast  sämtlich  fär  die  Selbständig- 
keit der  Rechtsprechung,  far  die  Beseitigung  der  Macht- 
sprache; Bestrebungen,  die  nicht  erst  durch  Montesquieu 
aufgekommen  sind,  die  vielmehr  bis  in  die  Zeit  Friedrich 
"Wilhelms  I.  sich  zuröckverfolgen  lassen.  Wie  tief  sie 
gingen,  ergibt  sich  aus  den  \Qrtrilgen,  welche  Suarez 
dem  Kronprinzen  hielt,  und  aus  der  Anrede,  mit  welcher 
Kircheisen  denselben  Kronprinzen ,  als  er  König  geworden 
war,  beim  Besuche  des  Eammergerichts  begrQfite. 

Diese  Kreise  huldigten  auch  Oberwiegend  der  sog. 

Aufklarung,  namentlich  in  kirchlicher  Hinsicht.  Nichts 
ist  dafür  so  ])ezeicliiieii(l ,  wie  die  Haltung  des  Kammer- 
gerichts, welches  aus  der  Blüte  der  damaligen  Justiz- 
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beamten  bestand,  In  dem  Strafprozesse,  der  drei  Jahre 

nach  Erlaß  des  ReligioDsedikts  gegen  den  sogenannten 
Zopfschulzen,  einen  märkischen  Landpastor,  angestrengt 
"wurde.  Der  Beklagte  hatte  offen  zugestanden,  daß  er 
die  Gottheit  Christi  weder  auf  der  Kanzel  noch  bei  dem 
Unterricht  der  Kinder  lehre,  dafi  er  die  Versöhnung  und 
die  Bufle  verwerfe,  dafi  er  die  Sakramente  der  Taufe  und 
des  Abendmahls  nicht  fflr  notwendig  halte,  dafi  die  Bibel 
keine  unmittelbare  Offenbarung  Gottes  sei,  dafi  die  Auf-- 
erstehung  nnd  die  Wunder  Phantastereien  seien.  Es 
handelte  sich  mithin  nicht  um  eine  Abweichung  von  den 
Ikkeuntnisschriften ,  sondern  von  der  Bibel.  Die  Frage 
war  also  die,  ob  der  einzelne  Pastor  einer  auf  die  Bibel 
gegründeten  Kirche  an  keinerlei  Schranken  bezfiglich  der 
biblischen  liChie  gebunden  sei.  In  England  w&re  ohne 
weiteres  auch  heute  noch  auf  Grund  der  39  Artikel  der 
Elisabeth  auf  Amtsentsetsung  erkannt  worden.  Aber  das 
Kammergericht,  ohne  auf  die  Existenz  des  Beligions- 
edikts  die  mindeste  Bficksicht  zn  nehmen,  forderte  als 
Unterlage  für  seine  Entscheidung  ein  Gutachten  des 
Konsistoriums  ü]>er  folgende  Punkte:  ob  die  Lehre  Jesu 
sämtliche  Grundwahrheiten  der  christlichen  Religion  ent- 
halte und  worin  diese  Grundwahrheiten  beständen;  ob 
aufier  der  Lehre  Jesu  noch  Grundwahrheiten  vorbanden 
seien  und  worin  diese  beständen;  ob  die  Grundwahrheiten 
der  lutherischen  Konfession  mit  den  Grundwahrheiten 
der  christlichen  Beligion  abereinstimmten  und  worin  ihre 
NichtObereinstimmung  sich  grttnde;  was  es  mit  den  soge- 
nannten Glaubenslehren  für  eine  Bewandtnis  habe  und 
ob  diese  die  Grumlwahrheiten  der  Religion  überhaupt 
und  der  lutherischen  Konfession  insbesondere  ausmachen; 
ob  der  Prediger  Schulze  bei  seiner  Lehre  von  den  Grund- 
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Wahrheiten  der  christiiehen  Religion  ttberhanpt  oder  der 
IntheriBchen  Konfession  ahgewiehen  sei. 

Das  waren  in  der  Tat  ,ann1ltze  Fragen",  wie  es  in  der 
Kabinettsordre  vom  27.  April  1792  heifit  Nur  die  letzte 
wurde  vom  Konsistorium  beantwortet. 

Aber  selbst  an  diese  Beantwortung  hat  sich  das  Kammer* 
gericht  nicht  gekehrt,  als  es  mit  13  gegen  11  Stimmen  be- 
schloß, daß  Schulz  zwar  nicht  mehr  als  latherischer,  wohl 
aher  als  christlicher  Prediger  zu  erachten  und  als  solcher 
in  seinem  Amte  zn  belassen  sei,  wobei  ausgeführt  wurde^ 
dad  jede  Predigt  geduldet  werden  mfisse,  wenn  nnr  div 
Ehrfurcht  gegen  die  Gottheit  und  der  Gehorsam  gegen  den> 
Staat  nicht  verletzt  werde. 

Zu  der  freisjjreclienden  Mehrheit  gehörte  auch  einer 
der  jüngsteu  Kamniergerichtsr&te,  der  spätere  Geheime 
Kabinettsrat  Beyme, 

Dem  Grofikansler  von  Garmer  kann  nicht  widersprochen 
werden,  wenn  er  der  Mehrheit  ein  offenbares  Entgegen-^ 
handeln  gegen  die  erste  nnd  heiligste  Pflicht,  die  in  einer 
genauen  Befolgung  der  Gesetze  bestehe,  vorwirft.  Die  Ab- 
sicht sei  unverkennbar,  sich  den  landesherrlichen  Gesetzen 
und  Verordnungen  zu  opponieren  oder  doch  die  Ausführung 
und  Wirkung  derselben  zu  vereiteln;  „es  ist  beinahe,  al;* 
ob  die  Justizbedienten  eine  Art  von  Parlament  im  Sinne 
der  französischen  Gerichtshöfe  vorstellen  wollen". 

Da  das  Kammergericht  in  dieser  Sache  keine  eigent- 
liche Entscheidung,  sondern  nur  ein  für  den  König  un- 
mafigebliches  Gutachten  abzugeben  hatte,  war  der  KOnig 
völlig  im  Hechte,  als  er  zumal  bei  der  geringen  Mehrheit 
der  für  die  1- reisitrechuug  abgegebenen  Stinnnen  die  Ab- 
setzung verfügte  (Holtze,  Geschichte  des  Kammergerichts, 
III,  388 — 417,  451—478,  die  bei  weitem  beste  Darstellung; 
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auch  StAlzel ,  Suares ,  327  ff. ,  852 ,  und  Reebtsyerwalhmg 

und  Rechtsverfassung,  II,  319,  verwirft  die  Haltung  des 
Kammergerichts  und  rechtfertigt  das  Verfahren  des  Königs). 

Beyme  war  andrer  Ansicht  als  Stölzel  und  Holtze.  Er 
erklärte  am  19.  Juni  1792  seiueu  festen  Vorsatz,  nach 
einigen  Monaten  um  seine  Demission  zu  bitten,  wenn  die 
dem  Kollegium  widerfahrene  Kr&nkuDg  nicht  ganz  zurttek- 
genommen  wftrde  (Holtze,  III,  464).  Er  hat  aber  später 
gdie  niederschlagende  Überzeugung"  gewonnen,  daß  das 
Motiv  des  Zopfschulzen  „blos  Eitelkeit  gewesen  sei,  um  in 
der  Welt  Aufsehen  zu  machen". 

Der  Betroffene  nannte  sich  nun  in  seinen  ferneren  Ein- 
gaben der  iirotestantisciie ,  aber  nach  katholischen  Grund- 
sätzen seines  Amtes  entsetzte  Prediger. 

Übrigens  handelte  es  sich  gar  nicht  einmal  um  das 
Beligionsedikt,  denn  auch  im  A.  L.  R.  Th.  II,  Tit  11,  §  78 
war  den  Geistlichen  verboten,  in  ihren  Amtsvorträgen  und 
bei  dem  Offentlieben  Unterricht  etwas  einzumischen,  was 
den  Grundbegriffen  ihrer  Religionspartei  widerspräche. 

m.  Der  Einfliül  von  Adam  Smltii. 

•  Ein  großer  Teil  der  Verwaltunj^slieaiuteii.  eij^ontlich  die 
ganze  jüngere  Generation  hatte  sich  im  vollen  Gegensatz  zu 
der  volkswirtschaftlichen  Praxis  Friedrich  Wilhelms  I.  und 
Friedrichs  des  Grofien  der  neuen  von  England  herüber- 
kommenden volkswirtschaftlichen  Theorie  zugewandt  Nir* 
gends  in  der  ganzen  Welt  ist  Adam  Smith  von  Theoretikern 
und  Praktikern-  mit  größerem  Enthusiasmus  aufgenommen 
als  in  Preußen.  ISclion  im  Jahre  des  Erscheinens  1770  war 
eine  deutsche  Übersetzung  herausgekommen.  Seit  1781  ver- 
kündete der  Professor  der  praktischen  Philosophie  und 
Kameraiwissenscbaft  Christian  Jakob  Kraus,  der  Freund 
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und  langjährige  Tiscbgeiiosse  Kants,  das  neue  Evangeliiim 
vom  Königsberger  Katheder.  Als  dann  aber  nach  der  yierten 

englischen  Ausgabe  die  sehr  gute  Übersetzung  von  Garve 
in  den  Jalnen  17'>4 — 179()  erschienen  war,  steigerte  sich 
das  Studium  und  die  Verbreitunjz  in  holiem  Maße.  Der 
Chef  des  ostpreußischen  Provinzialdepartements,  Minister 
Freiherr  von  Schrdtter  machte  allen  Studierenden,  die  in 
diesem  Fach  angestellt  zu  werden  wünschten,  zur  Pflicht, 
sieh  darüber  au  legitimieren,  dafi  sie  die  Vorlesungen 
yon  Kraus  mit  Nutzen  gehört  hAtten.  Diese  Vorlesungen 
wurden  nach  seinem  Tode  durch  den  Kurator  der  Universitftt 
Königsberg,  den  Geheimen  Oberiinanzrat  Hans  von  Auers- 
waldt  herausgegeben.  Durch  Adam  Smith  hat  der  Geist 
des  Individualismus  in  die  besten  Köpfe  der  preußischen 
Verwaltungsbeamten  seinen  Einzug  gehalten.  Es  waren 
nicht  bloß  so  doktrinäre  Katuren  wie  Schön,  die  unter 
diesem  Bann  standen,  sondern  auch  solche  wie  Friese  und 
Frey,  die  Kammerpräsidenten  Auerswaldt  und  Broscovius. 
Auch  der  durch  und  durch  praktisch  veranlagte  Vincke 
hat  am  6.  August  1796  ins  Tagebuch  geschrieben:  „Ich 
weihte  diesen  Morgen  der  Lektüre  des  göttlichen  Smith 
und  habe  es  mir  zum  Gesetze  gemacht,  allf  Morgen  mein 
Tagewerk  mit  dem  Lesen  eines  Kapitels  im  Smith  zu  be- 
ginnen";  ohne  daß  der  sich  hätte  unterkriegen  lassen,  denn 
er  schrieb  im  Sommer  1808  in  dasselbe  Tagebuch:  «Wer 
sich  far  den  schönen  theoretischen  Satz  totschlagen  läßt, 
daß  der  Staat  alles  sich  selbst  überlassen  solle,  der  kann 
hier,  bei  Betrachtung  der  AgrarverhältnisBe  des  Eiehs- 
feldes,  Belehrung  finden. 
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IT.  Der  politisdie  RadlkaUsmiis  ebies  Teils  der 

Beamten. 

Das  Ergeltiiis  war  in  weiten  Kreisen  des  Beamtentums 
ein  politisclier  lladikalipnuis.  der  bereits  in  den  1790er 
Jahren  in  Vereinen  und  Preßcrzeugnisseu  zutage  trat. 

Unter  der  Leitung  des  Kriege*  und  Domänenkammer- 
rate  Zerboni,  des  spftteren  Oberpr&sidenten  der  Provinz 
Posen,  bestand  1793—1895  eine  geheime  Gesellschaft,  der 
Euergeten-Bund,  das  moralische  Femgericht,  in  dessen 
Statuten  es  hiefi,  man  wolle  durch  Aufklärung  der  unteren 
StAnde,  durch  Bearbeitung  der  niederen  Volksklassen  den 
Großen  des  Staates  richtige  Begriffe  von  Menschenwert  und 
Menschenwürde  beibringen,  ihnen  die  Rechte  des  Volkes 
begreiflich  machen  (Grttnhageu,  Zerboni  und  üeld,  1Ö97, 
S.  3,  27,  162). 

In  Königsberg  bei  Nicolovius  erschien  Im  Jahre  1800 
eine  Schrift  unter  dem  Titel :  Beitrftge  zum  republikanischen 
Gesetzbuch«  enthalten  in  Anmerkungen  zum  A.L^  und 
zur  A.G.O. 

Die  republikanische  Verfassung,  wie  zweimal  mit  den- 
selben Worten  versichert  wird,  ist  die  einzige,  welche  der 
menschlichen  ^atur  angemessen,  die  einzige,  welche  von 
der  Laune  und  dem  Charakter  der  Gewalthaber  unabhängig 
ist,  die  einzige,  welche  die  bisherige  Geißel  des  mensch- 
liehen  Geschlechts,  den  Krieg  unterdrückt,  indem  sie  im- 
stande ist,  das  Menschengeschlecht  in  eine  einzige  bflrger- 
liche  Gesellschaft  zu  vereinigen,  so  dafi  das  Völkerrecht  auf- 
hört und  Bandnisse,  die  das  Grab  der  Republik  sind,  nicht 
mehr  geschlossen  werden,  Festungswerke  im  Frieden  nicht 
mehr  „stattfinden*  und  höchstens  noch  Verteidigungskriege 
gefuhrt  werden,  zu  denen  es  aber  auch  nicht  mehr  kommen 
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wird.  Eine  Repablik  könne  aber  nicht  durch  ReYolntion 
begründet  werden,  die  Gewalthaber  selbst  mfifiten  an  der 
Reform  teilnehmen,  die  Umwandlung  rnttflse  von  oben  an- 
fangen, sie  könne  am  ieichtesteii  in  einer  gut  organisierten 
Monarchie  erfolgen,  vorausgesetzt,  daß  der  Monarch  mit 
vorzüglichen  Geistesgaben  ausgestattet  und  republikanisch 
gesinnt  sei;  Friedrich  II.  wOrde  in  Hinsicht  der  Geistes- 
gaben ToUkommen  fähig  gewesen  sein,  eine  Repablik  su 
gründen,  aber  nicht  der  Gesinnang  nach,  denn  er  sei  ein 
Eroberer  gewesen  nnd  habe  den  Aristokratismus  be- 
gfinstigt 

Der  Schwerpunkt  in  der  Republik  liege  bei  der  ge- 

ßetzgebeudeu  Gewalt,  diese  könne  nur  auf  dem  Wege  der 
Repräsentation  gebildet  werden,  an  deren  Wahl  alle  selbst- 
Btändigen  Menschen  teilnehmen  müßten,  d.  h.  alle  Menschen 
mit  Ausnahme  der  Frauen,  Minderjährigen,  Wahnsinnigen, 
Verbrecher,  Dienstboten,  Gesellen,  Gehalfen,  Lehrlinge,  Tage- 
löhner; die  Dienstboten,  Gesellen  usw.,  die  auch  Kant  aus- 
schliefien  wollte,  könnten  blofider  Kachhall  der  Stimmen  ihrer 
Ernährer  sein.  Die  Inhaber  der  vollziehenden  Gewalt,  die 
Oberhäupter  werden  auf  höchstens  ein  Jahr  von  und  aus  der 
gesetzgebenden  Versammlung,  deren  Mitglieder  sie  bleiben, 
gewählt.  Die  Richter  werden  von  den  Gemeinden  bestellt, 
wobei  nicht  gesagt  ist,  auf  wie  lange;  einen  gerichtlichen 
Instanzenzug  gibt  es  nicht;  jeder  Prozeß  wird  durch  ein 
einziges  Urteil  entschieden,  das  aber  keine  Rechtskraft 
erlangt,  indem  die  Parteien  befugt  sind,  gegen  jedes  Urteil 
bei  demselben  Gerichtshöfe,  sofsm  nicht  ausnahmsweise  ein 
andrer  substituiert  wird,  einen  neuen  Prozefi  anzufsngen, 
weshalb  die  Gerichte  sehr  zahlreich  besetzt  werden  müßten 
um  die  Personen  des  Referenten,  Korreferenten  und  In- 
struenten  wenigstens  dreimal  wechseln  zu  können ;  Gerichts^ 
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gebttlim  finden  niebt  statt,  der  Staat  und  niebt  der 

Gläubiger  müsse  den  unvermögenden  Schuldner  im  Ge- 
fängnis beköstigen;  die  Justiz  hiilt  keine  Ferien. 

Der  Staat  ist  eins  und  alles;  es  soll  keine  Staaten 
im  Staate  geben,  keine  moralischen  Personen,  keine  Kor- 
porationen, keine  Stiftungen,  keine  Kaufmannsgilden,  Ztlnfte 
nnd  Innungen,  keine  GeBellenladen  und  OewerbfikasBen,  ina- 
beeondere  »uch  keine  UVitwen»,  Sterbe-  und  Aussteuer- 
kasaen,  die  als  böcbst  sittenTerderbliclie  Institute  nicht 
geduldet  werden  dürfen;  Offentlicbe  vom  Staate  angeordnete 
FeuersozietAten  und  andre  dergleichen  Anstalten  kOnnen 
in  der  Republik  nicht  stattfinden;  Privat- Feuer-  uiul  andre 
Assekuranzen  sind  dem  Staate  gleichgiltig.  Die  Gemeinden 
Bind  vermögensunfähig;  es  gibt  kein  Kftramerei-  oder 
Bürgervermögen,  überhaupt  kein  spezifisches  Bürgerrecht; 
jtUe  Beamten  ohne  Ausnahme  stehen  im  unmittelbaren 
Dienste  des  Staates.  Der  Staat  hat  für  die  6flfontliehen 
Bedürfoisse  jeder  Art  lu  sorgen;  er  muß  diejenigen  er- 
nähren, die  es  selbst  nicht  können;  er  muß  den  armen 
Abgebrannten,  die  niebt  versiebert  sind,  ihr  Haus  wieder 
aufbauen.  Keiner  aber  ist  dem  Staate  unentgeltlich  zu 
dienen  verpflichtet. 

Am  schlechtesten  kommen  die  Religionsgesellschaften 
weg.  Auch  sie  können  kein  Vermögen,  also  auch  keine 
Oleb&ude  besitzen ;  jede  Religionsgesellschaft  ist  ein  bloßes 
Aggregat  von  Individuen;  keine  Offantlichen  Religions- 
handlungen,  die  eine  Partei  von  der  andren  wesentlich  unter- 
scheiden, sind  zu  dulden;  es  gibt  keine  Sonn-  und  Festtage, 
keine  anderen  Gloeken  als  die  Sturmglocken,  die  unter  der 
Aufsicht  der  Obrigkeit  stehen;  Begrftbnispifttse  werden 
säkularisiert,  Geburts-  und  Sterbefälle  müssen  der  Polizei 
Angezeigt  werden;  in  den  öffentlichen  Schulen  darf  keine 
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Beligion  gelehrt  werden,  Religion  iBt  Herzenssache.  Ein 
Stand,  dessen  notwendiges  Erfordernis  die  Ehelosigkeit  ist, 
widerspricht  der  menschlichen  Natur,  kann  also  in  der 
Republik  Dicht  geduldet  werden. 

Die  Ehe  wird  vor  Gericlit  vollzogen.  Eheverbote 
wegen  naher  Verwandtschaft  finden  nicht  statt;  kein  Ge- 
setz kann  dem  Vater  die  Ehe  mit  seiner  Tochter  unter- 
sagen, weil  das  VerhlUtnis  zwischen  Eltern  und  Kindern 
von  der  Stiftung  des  Staates  unabhängig  ist;  das  Band  der 
Ehe  mufi  auf  das  Anrufen  eines  jeden  Teils  zu  jeder  Zeit 
durch  richterlichen  Ausspruch  getrennt  werden  können. 
Eltern  haben  zur  Ernfthrung  ihrer  Kinder  keine  besondere 
und  keine  ausschliefilfebe  Pflicht;  denn  in  Rücksicht  auf 
die  Kitern  ist  die  Geburt  dos  Kindes  der  Erfolg  eiui  r  Be- 
friedigung des  Naturtriebs  und  kann  daher  der  Entsteiiuugs- 
grund  besonderer  Ptiichten  nicht  sein;  die  Alimentations- 
pflicht ist  vielmehr  eine  solche,  die  allen  Menschen  gleich- 
mftfiig  obliegt;  da  aber  eine  solche  allgemeine  Menschen- 
pflicht in  der  Ausführung  nur  allzuoft  yemachlässigt  werden 
wfirde,  gehdrt  es  zum  Wesen  des  bflrgerliehen  Vereins,  dafi 
der  Staat  die  Sorge  fttr  den  Unterhalt  und  die  Erziehung 
der  Kinder  Qbemimmt ;  jeder  Vater  und  jede  Mutter  sind 
berechtigt,  ihre  Kinder  dem  Staate  kostenlos  zur  Unter- 
haltung und  Erziehung  zu  überweisen;  die  Mutter  hat 
auch  nicht  die  Kechtsjitiicht  zu  saugen.  Der  uneheliche 
Beischlaf  hat  keine  rechtliche  Folgen;  denn  kein  Ilechts- 
gesetz  fordert,  den  Begattungstrieb  blofi  in  der  Ehe  zu 
befriedigen ;  der  Staat  mufi  solche  Personen  ihrem  Schick- 
sal überlassen,  ohne  dem  einen  Teil  aus  seinem  untugend- 
haften Handeln  oder  Leiden  das  Entstehen  irgendeines  An- 
spruchs an  den  andern  Teil  einzurftumen;  nur  sollen  in 
der  Republik  Hurenhäuser  nicht  geduldet  werden,  weil  die 
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Republik  nicht  erlauben  darf,  dafi  das  Laster  als  Gewerbe 

ausgeübt  wird. 

Die  Gleichheit  der  Rorhte  führt  nicht  zu  einer 
Gleichheit  des  Vermögens;  durch  den  biirgerliclieu  Verein 
wird  keine  Gemeinschaft  gestiftet,  welche  jedem  Mitgliede 
einen  gleichmäßigen  Anteil  an  den  Gütern  verschaffte;  die 
wirtsehaftliehe  Lage  eines  jeden  richtet  sich  nach  dessen 
physischen  und  moralischen  Kräften;  das  Privateigentum 
bleibt  in  voller  Geltung.  Nur  gibt  es  kein  Erbrecht,  weder 
ein  Intestaterbrecht  noch  ein  testamentarisches  oder  ver- 
tragsmäßiges, denn  das  Erbrecht  ist  das  Grab  der  Republik, 
um  die  es  gcsclieheu  sein  würde,  wenn  es  Genuß  ohne 
Arbeit  gäbe;  wenigstens  beim  Tode  der  Unverheirateten 
und  der  Verwitweten  —  denn  durch  den  Tod  eines  Ehe- 
gatten entsteht  keine  Verlassenschaft  —  wird  alles  bis- 
herige individuelle  Eigentum  Gesamteigentum,  um  daraus 
an  Stelle  von  irgendwelchen  Abgaben,  die  mit  der  republi- 
kanischen Staatsverfassung  unverträglich  sind,  die  Bedürf- 
nisse der  Gesamtheit  zu  befriedigen. 

Kiu  eigentliches  Strafrecht  gibt  es  nicht,  da  es  eine 
Superiorität  des  Strafen ilen  üher  den  Bestraften  voraus- 
setzen würde,  die  der  Gleichheit  widerspriu  he.  Zur  Vor- 
beugung der  Wiederholung  gemeinsch&dlicher  Uandlungeu 
findet  eine  Versetzung  in  den  Erziebungszustand,  die  Unter- 
bringung in  einer  Besserungsanstalt  statt,  die  eigentlich 
nur  bis  zum  Eintritt  der  Sinnesänderung  zu  dauern  hätte, 
die  aber,  um  jede  WUlkfir  bei  der  Feststellung  dieser 
Tatsache  zu  verhindern,  ffir  einen  bestimmten  Zeitraum 
festgesetzt  werden  kann  unter  dem  Vorbehalt,  daß  bei 
einem  früheren  Eintritt  der  Besserung  die  Entlassung  so- 
fort erfolgen  muß. 

Ton  Meier,  Fnni.  i^iodasae.   II,  12 
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Mit  der  prinsipiellen  Handels-  und  Gewerbefreiheit 
ist  es  nicht  weit  her.  Zwar  auf  das  Bedürfnis  kommt  es 
nicht  an;  aber  die  Geschicklichkeit  muB  dnrch  Sach- 
verständige vor  der  Obrigkeit  geprüft  werden,  wie  es 
scheint,  ganz  allgemein;  hiii^iflitlich  der  Ärzte,  Apotheker, 
Materialisten  wird  das  noch  besonders  hervorgehoben.  Vor 
allem  soll  durch  die  Handels-  und  Gewerbefreiheit  das 
Leben  und  die  Gesundheit  nicht  gefährdet  werden;  es  ist 
zwar  einem  jeden  gestattet  Branntwein  zu  labriaieren,  aber 
nur  zu  eigner  Konsnmption;  an  andere  davon  abzugeben, 
ist  weder  fttr  Geld,  noch  unentgeltlich  gestattet;  der  Verkauf 
des  Pulvers  darf  nur  unter  polizeilicher  Aufsicht  geschehen, 
und  wenn  der  Gebrauch  des  Schießgewehrs  bei  der  Jagd 
unerläßlich  ist,  muß  sie  von  der  Polizei  selbst  abgehalten 
werden. 

Der  Eid  «findet  nicht  statt",  weil  er  nur  auf  die 
Abergläubigen  wirken  kann,  die  Ausrottung;  des  Aber- 
glaubens aber  von  der  Republik  auf  das  sorgfältigste  be- 
trieben werden  mufi. 

Mit  den  Menschenrechten  ist  es  nur  mftfiig  bestellt; 
Prefifreiheit  besteht  nur  soweit,  als  sie  nicht  darauf  aus- 
gelit.  auf  die  Leidenschaften  zu  wirken;  heimliche  Ver- 
bindungen können  nicht  geduldet  werden;  an  Stelle  des 
Satzes  „die  Wissenschaft  und  ihr.'  Lchrr  ist  frei"  steht  der 
andre:  „Das  Gelehrsanikeitsnionopol  kann  so  wenig  wie 
irgend  ein  andres  geduldet  werden." 


Diese  Schrift  wurde  in  Wien  von  der  Zensur  verboteai 
wfthrend  sie  in  Königsberg  unbeanstandet  gebliebeik  ist  Sie 
ist  dort  sogar  zweimal  herausgegeben,  1798  und  in  einer 

neuen  Titelausgabe  1800.  Auf  der  köuiglicheu  Bibliothek  in 
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Berlin  und  auf  der  in  KOnigBberg,  auf  letzterer  in  einem 
Sammelbande  vorbanden,  ist  Bie  so  gut  wie  yerscbollen.  Nur 

ganz  selten  ist  sie  später  erwfthnt  worden:  in  dem  anonym 
erschienenen  Buche  von  Dorow,  Denkschriften  und  Briefe 
zur  Charakteristik  der  Welt  und  Literatur.  4,  2r»;  in  der 
Schrift  aus  dem  Nachlaß  Varnhagens,  Briefe  von  Chamisso, 
2,  249;  oodlich  ganz  neuerdings  bei  Conrad,  Geschichte  der 
KönigBberger  Obergericbte,  333;  aus  Dorow  und  Vamhagen 
bat  aucb  Lebmann  seine  Kenntnis  der  Scbrift  geschöpft, 
II,  296;  aber  aus  allen  diesen  Zitaten  erfftbrt  man  nicbts 
von  dem  Inbalt  der  Scbrift;  Dorow  spricbt  zwar  dayon, 
dafi  dem  Verfasser  die  französische  Revolution  nicht  weit 
genug  gegangen  sei,  weil  sie  nicht  gewagt  habe,  das  Erb- 
recht abzuschaffen,  aber  er  beruft  sich  dafür  auf  eine 
andere,  übrigens  apnkryplie  Quelle. 

Im  Kataloge  der  Berliner  königlichen  Bibliothek  wird 
als  Verfasser  Morgenbesser  angegeben,  womit  Dorow,  Vam- 
hageu  und  Conrad  übereinstimmen. 

Wer  war  Morgenbesser?  In  der  Allgemeinen  deutseben 
Biographie  fehlt  sein  Name  ebenso  wie  die  Namen  fast 
aller  preufiiscben  Beamten  jener  Zeit,  selbst  der  von 
Heinitz,  in  vollem  Gegensatz  zu  den  Hannoverseben 
Beamten  des  18.  und  10.  Jahrliunderts,  die  von  Frensdorff 
in  ausgezeichneter  Weise  behandelt  sind. 

In  der  „Riform  der  Verwaltungsorganisation  unter 
Stein  und  Hardenberg",  wo  aus  Anlaß  der  großen  Bedeutung 
des  ostpreußischen  Provinzialdepartements  als  die  Haupt- 
mitarbeiter des  Ministers  von  Schroetter  Friese  und 
Wilkens  genannt  werden,  beiBt  es  weiter:  »Wenn  dann 
neben  Friese  und  Wilkens  häufig  noch  Morgenbesser 
erwfthnt*  wird,  und  zwar  mit  besonderer  Vorliebe  von 

Pertz",  der  sogar  fälscblich  behauptet,  daß  der  Entwurf  zur 

12* 
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StadteordBnng  dareh  Morgenbesser  mid  Friese  anfigearbeitet 

sei,  ^so  ist  es  richtig,  daß  ihm  die  Eingänge  mit  zugesehriiben 
wunleii  und  daß  er  die  Konzei)te  mit  gezeichnet  hat.  Aber 
von  ir^'eudeiiit  1  wirklichen  Mitarbeit  findet  sich  keine 
Spur;  das  Emzige,  was  Überhaupt  aus  seiner  Feder  stammt, 
sind  ein  paar  Bemerkungen  zur  StÄdteordnung ,  die  er  in 
größter  £ile  nach  seiner  eigenen  Angabe  Qber  Mittag  anf 
das  Papier  geworfen  hat  Während  jene  bmden  anderen 
mit  Gesetzgebungsfragen  befafit  waren,  seheint  er  die 
laufende  Verwaltung  des  Departements  geführt  zu  haben* 
(156).  Es  heißt  weiter  bei  Darstellung  des  äußeren 
Hergangs  der  Stildteorduuiij^;  „Auf  diesen  (den  Frey'schen 
Entwurf)  bezichcu  sich  die  allerdings  sehr  Hüchtigen  Be- 
merkungen Morgenbessers  vom  31.  Juli  —  11  Uhr  morgens 
bis  5V2  Uhr  nachmittags  — "  (205). 

Wie  ich  mich  nachtraglich  ttberzengt  habe,  hat  Morgen- 
besser»  was  BtiUsehweigend  vorausgesetzt  war,  dem  est- 
preufiisehen  Provinzialdepartement  gar  nicht  angehört;  er 
war  nur  einer  von  dessen  freiwilligen  Mitarbeitern.  Es 
mag  dahingestellt  bleiben,  ob  auch  Lehmann  die  Zugehörig* 
keit  Morgenbessers  zum  ostpreußischen  Provinzialdeparte- 
ment angenommen  hat,  er  spricht  davon,  daß  Schrötter 
mit  seinen  Referenten  gewechselt  habe;  an  die  Stelle  von 
Morgeubebser ,  der  ihn  in  der  Agrarfrage  beraten  habe, 
sei  Friese  getreten.  Jedenfalls  weiß  Lehmann  noch  weiteres 
Uber  Morgenbessers  Mitarbeit  an  der  Beformgesetzgebung 
zu  berichten;  zunächst  bei  den  Vorarbeiten  zum  Edikt 
yom  9.  Oktober  1807,  Morgenbesser  sei  Konzipient  des 
Immediatberiehts  vom  26.  August  1807  und  wahrscheinlich 
auch  des  vom  17.  August  gewesen;  auch  bei  der  Antwort 
der  beiden  Schrötter  vom  9.  September  1807  an  die  Adligen 
habe  er  die  Feder  geführt;  bei  der  Verordnung  vom 
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14.  Februar  1808  sei  er  von  Stein  konsultiert;  vermutlich 
habe  er  die  ostpreußische  Regierung  bei  dem  Votum  über 
die  Abschaffung  der  Fideikommisse  beeinflußt;  als  Stein  dem 
Kanzler  von  SchrOtter  den  Auftrag  gegeben  habe,  einen 
Plan  zur  Aufhebung  der  Patrimonialgerichtsbarkeit  zu 
entwerfen,  habe  er  als  diejenigen,  welche  sich  der  Arbeit 
unterziehen  sollten,  Morgenbesser  und  Friese  bezeichnet 
mit  dem  Hinzufügen,  er  vertraue  diesen  beiden  dermaßen, 
daß  er  sie  durch  keine  Leitung  irgendeiner  Art  bei  Auf- 
stellung des  Planes  beschränkt  zu  selieu  wünsche,  sodaß 
also  eigeutlicli  nicht  Schrötter,  sondern  diese  beiden  den 
Auftrag  erhalten  hfttten  (Lehmann  II,  267,  302,  307,  361). 
Man  könnte  unter  diesen  UmstAnden  auf  den  Gedanken 
kommen,  daß  die  im  Herbst  1808  bei  Nicolovius, 
dem  Verleger  der  Morgenbesserschen  Schrift,  erschienenen 
beiden  offiziell  empfohlenen  und  verbreiteten  BroschOren 
gegen  die  ErbuntertÄnigkeit  und  gegen  die  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit,  deren  eine  Lehmann  leidenschaftlich,  die 
andere  höchst  lebendig  nennt,  auch  von  Morgenbesser  her- 
rührten. Warum  nicht  auch  der  Dialog  in  der  Königs- 
berger  Zeitung  vom  20.  Oktober  1808? 

Der  Verfasser  der  nicht  nur  radikalen,  sondern  halb- 
verrOckten  Schrift  hat  zu  den  ausgezeichnetsten  Justiz- 
beamten Preußens  gehört  und  es  schließlich  zum  Chef- 
prAsidenten  des  Oberlandesgeriehts  in  Königsberg  gebracht 
als  Nachfolger  des  Kanzlers  von  Schrötter  1819  bis  zum 
Tode  1834,  der  einzige  Bürgerliche  bis  auf  den  heutigen  Tag. 

Alle  Welt  war  seines  Lobes  voll.  Sehr  ausführlich  hat 
sich  Friccius  über  ihn  ausgesprochen,  der  übrigens  so 
wenig  wie  Morgenbesser  ein  geborener  Ostpreuße  war. 
MMorgenbesser  war  einer  der  merkwürdigsten  Männer 
seiner  Zeit,  an  allgememer  wissenschaftlicher  Bildung 
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kamen  ihm  wenige  gleich  und  als  Rechtsgelehrter  ordnete 
Bich  ihm  jeder  unter.  Damit  verband  er  eine  Arbeits- 
kraft, GrOndlichkeit  und  Vollständigkeit,  dafi  jeder, 
welcher  ihn  kennen  gelernt  hat,  zngeateht,  einen  iweiten 
Mann  in  dieser  Art  nicht  gefunden  su  haben.  Allen 
Oberlandesgerichten  wurde  im  Jahre  1808  aufgetragen, 
einen  Entwurf  zu  einem  für  ihren  Gerichtsbereich  be- 
stimmten Bezirksrechte  einzureichen.  Es  war  eine  große 
Arbeit,  Königsberg  allein  genügte  der  Aufforderung. 
Morgenbesser  war  in  wenigen  Wochen  damit  fertig,  und 
da  es  gut  und  zweckmäßig  ist,  so  erhielt  es  sogleich  die 
Bestätigung  und  gilt  noch  heute.  In  den  letzten  Jahr- 
zehnten sind  eine  Menge  Beamte  eigens  und  ausschließlich 
zur  Ausarbeitung  von  Bezirks^  und  Ortsrechtea  aus  allen 
Landesteilen  aufgeboten,  Hunderte  von  Bänden  sind  zu- 
sammengeschrieben, Hunderttausende  an  Talern  sind  dafür 
ausgegeben.  Alles  ohne  Kutzen  und  Erfolg.  Am  größten 
aber  steht  Morgeiil » sser  in  seiner  sittlichen  Denk-  und 
Handlungsweise  da  und  Kant  hat  keiaen  treuem  und 
wiirdigern  Schüler  gehabt.  Das  Ziel,  was  er  sich  als 
Pflicht  steckte,  konnte  nur  er  erreichen,  und  ihn  davon 
abzuwenden ,  wäre  eine  Unmöglichkeit  gewesen.  Was  er 
als  Becht  und  Gerechtigkeit  erkannte,  machte  er  ohne  alle 
Rücksicht  geltend,  keine  Ge&hr  schreckte  ihn.  Er  war 
streng  und  unerbittlich  im  Amte,  am  strengsten  aber  gegen 
sich  selbst.  Als  Beyme  im  Jahre  1817  die  Leitung  der 
Gesetzgebung  übertragen  wurde,  dachte  er  zuerst  an 
Morgenbesser,  weil  er  wußte,  daß  er  an  ihm  einen  zweiten 
Suarez  haben  würde,  und  bat  ihn,  sein  Gehülfe  zu  werden. 
Zum  Unglfick  Preufiens  lehnte  es  Morgenbesser  aus  Be- 
scheidenheit beharrlich  ab.  Morgenbesser  wäre  in  Jahr 
und  Tag  mit  der  großen  Arbeit  fertig  geworden.  Alle  drei. 
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Schön,  Staegeniaiin  und  Morgenbesser  sind  aus  der  Schule 
Kants  hervorgegangen,  welche  zuerst  die  Idee  eines  Rechts- 
staates als  des  höchsten  oder  letzten,  wenn  auch  nicht 
alleinigen  Zwecks  des  gesamten  Staatslebens  wissenschaftlich 
begründeten  (FHccius,  Der  bflrgerlicbe  Zustand  des  prenSi- 
aehen  Staates  naeh  dem  TÜsiter  Frieden.  Hinterlassene 
Sehriften,  313X 

Gerade  in  Ostprenfien  waren  derartige  politiselie  Go- 
binnuugL'U  stark  verbreitet.  Vor  allem  der  Chef  des  ost- 
preußischen Provinzialdepartements.  der  Freiherr  Friedrich 
Leopold  von  Schrötter  war  sowohl  Kantianer  wie  Smithianer; 
hat  er  es  doch  fertig  gebracht,  den  schwer  beweglichen 
Kant  auf  das  v&terliche,  mehrere  Meilen  von  Königsberg 
entfernte  Gnt  an  Iftngerem  Aufenthalt  zu  bringen.  Ebenso 
Schön,  der  sein  langes  Leben  der  kantisehen  Philosophie 
und  dem  Genuß  von  Sauerkrantsuppe  beimaß,  und  der  die 
Smithschen  Grundsätze  mit  einem  wahren  Fanatismus  zur 
Anwendung  brachte  und  vergebens  sich  bemühte,  sie  in 
nocli  größerem  Umfange  zur  Geltung  zu  bringen.  Die- 
selben Gesinnungen  hatte  der  Schlesier  Friese,  der  nicht  in 
Königsberg  studiert  hatte,  von  dem  Lehmann  sagt,  er  habe 
an  Hingebung  an  die  Ideen  von  Adam  Smith  vielleicht  alle 
anderen  dieses  Kreises  Qbertrofien  (II,  296).  Auch  Frey, 
der  königliche  Polizeidirektor  tob  Königsberg,  von  dem 
Lehmann  behauptet,  einige  Stellen  seiner  Denkschriften 
läsen  sich  wie  eine  der  französischen  Broschfiren  von  1789 
(II,  189),  stand  diesem  Ideenkreise  sehr  nahe. 

Jedenfalls  waren  aus  königlichen  Bedienten  Staats- 
dieuer  geworden;  der  grüßte  Teil  des  Beamtentums  war 
dem  Absolutismus,  ein  Teil  der  Monarchie  überhaupt  ent- 
fremdet. 
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T,  Bnrehsehnlttliclie  Tflebtlgkeit  des  BMmtentiimB 
und  Oesondlieit  des  alten  Stastsweeeiis. 

Es  war  nicht  das,  was  Friedrich  Wilhelm  III.  in  den 
beiden  Kabinettsorders  vom  30.  November  17V>7  und  vom 
29.  Juli  1800  (Publikationen  der  Königlich  PrenSischen 
Staatsarchive,  30,  198,  260)  an  den  Beamten  auszusetzen 
hatte,  sondern  deren  Trägheit  und  schlechtes  Betragen; 
unnQtze  Brodesser,  Müßiggänger  wurden  sie  genannt,  die 
ihre  Stellen  nur  als  Pfründen  betrachteten.  Nun  ist  aller- 
dings das  K()iii<jtuni  niemals  mit  seinen  Werkzeugen,  den 
Beamten,  zufrieden  gewesen.  Aber  auch  in  keinem  andern 
Staate  sind  an  sie  jemals  so  starke  Anforderungen  gestellt; 
der  eben  aus  Hannover  herübergekommene  Bülow  wies  in 
seiner  Schrift  gegen  Rehberg  darauf  hin,  daft,  wo  es 
anderswo  lediglich  einen  Verweis  gehe,  man  in  Preufien  ah- 
gesetzt  werde.  Es  scheint  aber  doch  nicht,  dafi  die  un- 
gfinstige  Beurteilung  des  KOnigs,  wie  man  vielfach  behauptet 
hat,  allein  oder  doch  in  der  Hauptsache  auf  die  ungeheure 
Vermehrung  der  Beamten  aus  Anlaß  der  polnischen  Er- 
werbungen, wobei  eine  sorgfältige  Auswahl  uumüglieh  war, 
zurückzuführen  sei.  Es  hat  jede  Institution,  auch  die 
katholische  Kirche,  Zeiten  des  Glanzes  und  des  Nieder- 
gangs, und  daß  ein  Niedergang  bei  einem  Teile  des  da- 
maligen Beamtentums  —  alles  Generalisieren  ist  auch  hier 
schädlich  —  stattgefunden  hat,  erklärt  sieh  einfach  genug 
aus  einer  Reaktion  gegen  die  Überspannung  der  J)i8ziplin 
unter  Friedrich  Wilhelm  I.  und  Friedrich  dem  Grofien; 
man  hatte  das  Bedürfnis  sich  auszuruhen,  wie  das  auch 
in  einzelnen  Generationen  soust  strebsamer  Familien  vor- 
kommt. 
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Auch  unter  Friedrich  Wilhelm  II.  uud  unter  Friedrich 
Wilhelm  III.  ist  in  Preußen  unablässig  am  Staate  gearbeitet 
im  vollsten  Gegensatz  zu  der  Unfruchtbarkeit  und  dem 
Stillstände,  der  gerade  im  18.  Jahrhundert  in  ganz  Europa, 
England  nicht  ausgeschlossen,  herrschte,  speziell  aber  in 
den  deutschen  Territorien,  wo  Justiz-,  Polizei-,  Finanz-  und 
Heerwesen  im  Jahre  1800  auf  wesentlich  demselben  Stand- 
punkte standen  wie  im  Jahre  1700.  Es  waren  ganz  aus- 
gezeichnete Manner,  Heinitz,  SchrOtter,  Graf  Rheden,  von 
Angern,  Freiherr  von  der  Reck,  welche  damals  das  General- 
direktorium bildeten.  Das  Urteil  Steins  über  Heinitz, 
über  Schiileiiburg,  das  Urteil  Vinckes  über  Graf  Rheden, 
Angern,  Freiherr  von  der  Keck,  das  Urteil  Schöns  über 
Struensee  lautete  so  günstig  wie  möglich.  Alle,  die  später 
bei  der  Beformgesetzgebung  mafigebend  gewesen  sind, 
Schön,  Sack,  Vincke,  Friese  fanden  sich  schon  vor  1806  in 
hervorragenden  Stellungen.  Alle,  mit  Ausnahme  von 
Niebuhr,  der  erst  im  Oktober  1806  eintrat,  haben  zu  den 
mafigebenden  Männern  des  alten  Staatswesens  gehört 

Daher  kam  es  auch,  daß  schon  damals  die  Blicke  des 
Beamtentums  aus  ganz  Deutschland  auf  diesen  Staat  ge- 
richtet waren,  daß  er  auf  die  Talente  in  den  übrifjjeu 
Territorien  eine  Anziehungskraft  ausübte,  vermöge  deren 
ein  Beamter  nach  dem  andern  aus  den  Kleinstaaten  in 
preufiische  Dienste  trat,  w&hrend  das  Umgekehrte  niemals 
vorgekommen  ist,  schon  weil  sie  wegen  des  Indigenats- 
prinzips  kaum  angenommen  wftren,  wahrend  Preufien  seine 
Arme  weit  öflbete.  Namentlich  hannoversche  Beamte  sind 
damals  nach  Preufien  gegangen,  nicht  nur  Hardenberg  auf 
dem  Umwege  über  Braunschweig  und  Baireuth,  sundern 
auch  dessen  beide  Neffen  Friedrich  und  Hans  von  Bülow. 
Friedrich  von  Bülow,  der  23  Jahre  in  den  verschiedensten 
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Zweigen  des  hannoverschen  Staatodienates  beschäftigt  ge- 
wesen war  und  die  letzten  15  Jahre  dem  Oberappellations- 
gericht in  Celle  angehört  hatte,  dessen  Geschichte  er  in 
ausgezeiclineter  Weise  in  zwei  Quartbilnden  geschrieben 
hat,  der  noch  heute  als  Herausgeber  der  berühmten  Bülow- 
Hngemannschen  Praktischen  Erörterungen  bekannt  ist. 
Als  Stiefneffe  Hardenbergs  ist  er  im  Mai  1805  nach  Preufien 
gegangen,  hat  1806  zu  den  Mitgliedern  der  Organisations- 
und  AdministrationBkommission  in  HannoTer  gehört,  ist 
1808  gegen  die  Bemängelungen,  welche  die  prenflisehe 
Staatsverwaltung  durch  Rehberg  erfahren  hatte,  verteidigend 
aufgetreten;  anfaugs  der  Justiz  angehörend,  war  er  zuletzt 
Oberpräsident  der  Provinz  Sachsen,  zum  Minister  ausersehen, 
als  er  in  schwere  Krankheit  verfiel;  in  der  Schrift  „Über 
die  gegenwärtigen  Verhältnisse  des  christlich-evangelischen 
Kirchenwesens  in  Deutschland,  besonders  in  Beziehung  auf 
den  preußischen  Staat*,  2.  Anfl.,  Magdeburg  1818,  hat  er 
sich  gegen  hierarchische  Velleit&ten  gewandt.  Sein  Bruder 
Hans,  der  richtige  Neffe  Hardenbergs,  hat  von  Anfang  an 
dem  preußischen  Staatsdienste  angehört,  zuerst  in  Baireuth; 
er  war  1800  magdeburgischer  Kammerpräsident,  trat  dann 
\u  die  Dienste  des  Königreichs  Westfalen,  war  1808 — 1811 
westfälischer,  und  wurde  1814  preußischer  Finaiizminister, 
1817  Minister  für  Handel,  1825  Oberpräsident  von  Schlesien, 
als  welcher  er  noch  in  demselben  Jahre  starb.  Außer 
diesen  beiden  sind  Justus  Gruner  und  Thaer  damals  in 
preußische  Dienste  getreten.  Außer  diesen  Hannoveranern 
der  Dane  Niebuhr,  der  Schwede  Arndt  Der  einzige  Süd- 
deutsche war  Stein.  Vom  Militftr  gar  nicht  zu  reden. 
Nicht  nur  Blücher,  Gneisenau,  Schamhorst  sind  damals 
aus  kleiostaatlichen  Verhältnissen  in  preußische  Dienste 
getreten. 
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Viertes  Kapitel. 

Die  Stüumnug  der  Bevölkerang  und  die 
Schlacht  bei  Jena. 


Was  die  Stimmung  der  Bevölkerung  betrifft,  im  üuter- 
scliiede  von  der  Stimmung  in  den  literarischen  Kreisen 
(If  233),  80  hatte  ein  sehr  großer  Teil  der  gebildeten 
Schichten  ttberhaupt  kein  politisches  Interesse;  der  Staat 
sollte  zugunsten  der  Ausbildung  der  Einzelpersönlichkeiten 
soweit  irgend  mdglich  beschr&nkt  werden. 

Die  grofie  Masse  aher  war  zufrieden;  die  Regierungs- 
weise Friedrieh  Wilhelms  II.  und  Friedrieh  Wilhelms  HI. 
war  zu  ihrer  Zeit  keineswegs  unpopulär;  Kei^ie,  Tabaks- 
und Kaffeemonopo!  waren  gleich  nach  der  Thriiiil  esti  iguiig 
Friedrich  Wilhehns  II.,  ohne  daß  dafür  neue  Altgaben 
auferlegt  würeu,  beseitigt;  die  auswärtige  Politik  Friedrich 
Wilhelms  III.  in  seinen  ersten  zehn  Jahren  befand  sich 
im  Tollsten  {Einklang  mit  der  «Opinion",  da  mau  des 
zunehmenden  Wohlstandes  froh  war  und  alle  Welt  in 
Friedensseligkeit  schwelgte.  Kiemais  sind  so  viele  pan- 
egyrische Schriften  Ober  irgend  ein  Staatswesen  gesehrieben 
wie  über  Preußen  um  die  Jahrhundertwende,  Schriften, 
die,  wie  schon  der  Titel  ergibt,  die  Vorzüge  der  preußi- 
schen Staatsverfassung  und  der  Regierungsverwaltung 
priesen,  die  den  Nachweis  führten,  daß  der  preußische 
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.Staat  jedem  Bürger  wahre  politische  Glückseligkeit  ge- 
willire.  Nirgends  hiULe  man  daran  Anstoß  genommen,  daß 
das  damalige  Sparsamkeitssystem  den  Verfall  der  Festungen, 
uud  die  Beibehaltung  alterschwaclier  Offiziere  zur  not- 
irendigen  Folge  hatte. 

»Preufiens  Staatsrerwaltong*«  sagt  Gents  in  seinem 
von  refonnatoriscber  Tendenz  erfttUten  Sendschreiben,  „ge- 
hört noch  immer  unter  die  besseren  in  Europa.* 

Einer,  der  spftter  bei  der  Reformgesetzgebung  in  erster 
Linie  gestanden  hat,  der  nachherige  Oberpräsident  von 
Vincke,  erklärte  zu  Anfang  des  Ii'.  Jahrhunderts,  nachdem 
er  England  und  Frankreich  grtindlich  kennen  gelenit  hatte, 
daß  man  sich  nirgends  besser,  glücklicher  und  in  Wahr- 
heit freier  befinde  als  in  seinem  preußischen  Vatcrlande, 
daß  dieses  sich  ?or  allen  anderen  Lftndem  dem  Zwecke 
der  Vollkommenheit  am  meisten  nähere. 

»Das  Volk,*  sagt  Glausewitz,  nbe&nd  sich  unstreitig 
ganz  wohl  in  seiner  Haut  Handel  und  Wissenschaften 
blOhten,  eine  gelinde  liberale  Regierung  gestattete  dem 
Einzelneu  eine  große  Freiheit  des  Lebens  und  die  ganze 
nationale  Tätigkeit  schritt  ruhig  zu  größerem  Wohlstande 
fort  Unter  diesen  Umstilnden  konnte  im  preußischen 
Staate  kein  eigentliches  Mißvergnügen  herrschen  und  war 
auch  in  der  Tat,  wenn  man  die  polnischen  Provinzen  aus- 
nimmt, nicht  darin  zu  finden*  (Glausewitz,  Nachrichten 
Aber  Preufien  in  seiner  großen  Katastrophe;  kriegsgeschicht- 
liche Einzelschriften,  herausgegeben  Tom  großen  Oeneral- 
stabe,  Berlin,  1888,  4a0). 

Von  Boyen  hat  sein  Biograph  mit  Recht  behauptet, 
daß  etwas  vom  Geiste  der  französischen  Revolution  in  ihm 
gewesen  sei:  Boyen  gesteht  offen  ein,  daß  er  in  der  Er- 
kUlrung  der  Meuschenrechte  ein  bis  dahin  noch  nicht  er- 
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reicbtes  Ideal  der  GesetzgebuDg  gesehen  habe;  aber  er 
fährt  munittelbar  fort»  daß  seine  damalige  »noch  barUose" 
Erfahrung  ihm  das  Unvollständige  und  Unpraktische 
dieser  Erklärung  der  Rechte  ohne  gleichzeitige  Erklärung 
der  Pflichten  habe  Qbersehen  lassen,  dafi  die  Menschen- 
rechte in  der  christlichen  Sittenlehre  viel  besser  erklärt 
seien  als  von  der  Nationalversammlung.  Schon  die  ameri- 
kanische Revolution  und  der  holhindisrhe  Aufstand  hätten 
den  Grund  zu  abweichenden  Urteilen  der  öffentlichen 
Meinung  gelegt  ;  so  sei  auch  die  französische  Revolution 
ein  ziemlich  allgemeiner  Gegenstand  der  gesellschaftlichen 
Männerunterhaltung  geworden;  der  Bttrgerstand  und  nnter 
ihm  auch  viele  Gelehrte  seien  der  Revolution  gfinstig  ge- 
wesen. „Im  ganzen  waren  die  Bewohner  des  preufiischen 
Staates  bei  ihren  wohlgeordneten  Landeseinrichtnngen  in 
einer  behaglichen  Lage  und  betrachteten  mit  sehr  geringen 
Ausuahnion  diese  Ereignisse  als  angenehme  Gegenstände 
ihrer  Neimienlp  uiul  Kannegießerei ;  die  ersten  Anfänge 
der  französischen  Revolution  brachten  keinen  besonderen 
Eindruck  in  dem  preußischen  Staate  hervor;  Frankreich 
stand  in  der  preufiischen  ö£fentiichen  Meinung  eigentlich 
in  einem  geringen  Grade  der  Achtung;  daher  gab  mau 
auf  die  ersten  von  dorther  kommenden  Bewegungen 
wenig;  sie  brachten  z,  B.  nicht  den  Eindruck,  den  die 
amerikanische  Revolution  erzeugt  hatte,  hervor.*  Man 
habe  zwar  die  Abschaffung  von  Mißbrituclien  den  Franzosen 
nicht  verargt,  „da  wir  ohne  weitläufige  Redensarten  doch 
das  Gefühl  hatten,  daß  es  bei  uns  in  dieser  Hinsicht 
um  vieles  besser  sei";  einige  seien  entschieden  gegen 
die  Revolution  gewesen,  andre  habe  es  gegeben,  die 
von  einer  allgemeinen  Verbreitung  republikanischer 
Ideen  geträumt  hätten;  «aber  die  Zahl  beider  Parteien 
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war  wahrlich  klein*.  Anfangs  habe  die  Nation  den 
Krieg  als  unndtig  angesehen,  das  habe  aber  angefangen 
sieh  bedeutend  sn  yertlndem  seit  den  Mafiregeln  gegen 
Ludwig  XVI.  und  den  sp&teren  Bluthoehzeiten*.  Er  kommt 

nochmals  auf  die  beiden  extremen  Parteien  zu  sprechen 
und  deren  Verhältnis  zu  den  materiellen  Interessen,  hebt 
aber  hervor,  daß  die  Abschaffung  der  adligen  Reclite  in 
gutsherrlicher  Umsicht  niclit  auf  die  Encyklopädisten  zurUck- 
zufOhren  sei,  »wie  man  uns  gegenwärtig  (1835)  überreden 
will,  sondern  dafi  sie  auf  der  christlichen  Erkenntnis  wechsel- 
seitiger Pflichten  und  auf  einer  genauen  Kenntnis  des  eigenen 
pekuniären  Vorteils*  beruhe;  namentlich  in  Ostpreufien 
hatten  eine  Menge  höchst  achtenswerter  Gutsbesitzer  die 
Aufhebung  der  Untertänigkeit  und  die  Milderung  der  Fronden 
für  unerläßlich  und  auch  für  vorteiüiaft  gehalten  (v.  Boyen 
Eriuneruugeu  I.  24,  134). 

Ähnlich  auch  neuerdings  v.  d.  Goltz.  „Wie  wurde  die 
Neutralitätspolitik  gepriesen,  die  das  zu  steigendem  Wohl- 
Stande  fortschreitende  Land  von  allen  Kriegswirren  schied, 
wie  ward  der  ewige  Friede  gefeiert"  (Colmar  Freiherr  von 
der  Goltz.  Von  Jena  bis  Preufiisch-Eylau.  1907,  200). 

»Diese  Politik  hatte  die  yoUe  Zustimmung  eines  Volks, 
das  von  Menschenbeglflckung  und  Weltfrieden  träumte* 
(v.  Unger,  BlUcher,  I  (1907)  330). 

Max  Lehmann  ist  andrer  Ansicht.  Kr  behauptet  schon 
in  Bezug  auf  die  westfälischen  Landesteile:  „Gleichzeitig 
aber  rückten  vom  Westen  her  Ideen  und  Gesetze,  die  den 
Freiheitsbestrebungen  der  niederen  Stände  günstig  waren, 
in  fast  greifbare  N&he  und  machten  allerorten  flen  tiefsten 
Eindruck",  und  weist  schon  dort  darauf  hin,  dafi  das  auch 
anderswo  der  Fall  gewesen  sei,  denn  es  heifit  in  der  Note: 
,In  der  Altmark  z.  B.  Terfareitete  sich  im  Sommer  1794 
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die  Nachricht,  daß  der  König  die  Naturalhofdienste  der 
Untertanen  aufgehoben  habe.  Mehrere  Gemeinden,  nament- 
lich auf  den  Gütern  der  Alvensleben  und  Schulenburg 
traten  zusammen  und  berieten  ttber  die  Mittel,  me  die 

Befreiung  durchzufühion  sei.  Eine  Gemeinde  sagte  den 
Dieust  geradezu  auf"  (I,  209).  Er  behauptet  spater  in 
Bezug  auf  den  Gesaratstaat:  „Wir  begegnen  unzufriedenen 
und  aufrührerischen  Bauerschaften  schon  im  ersten  Jahre 
der  Kegierung  von  Friedrich  Wilhelm  IL  Wie  aber  nahm 
deren  Zahl  sn  seit  der  französischen  Revolution.  Die 
planmftfiige  Propaganda  der  Jakobiner,  die  in  Deutschland 
aufgenommenen  Emigranten,  die  aus  dem  Kriege  gegen 
Frankreich  zurückkehrenden  Soldaten  des  vaterländischen 
Heeres,  die  trotz  aller  Zensur  siegreich  vordringende  Kunde, 
alles  zusammen  bewirkte,  daß  auch  die  Landbevölkerung 
der  östlichen  Provinzen  etwas  erfuhr  von  der  Emanzipation 
ihrer  französischen  Standesgenossen  und  mit  dem  Wunsche 
erfOUt  wurde,  es  ihnen  nachzutun.  Dieselbe  agitatorische 
Wirkung  erzielte  wider  Willen  das  neue  Gesetzbuch  des 
Staats  mit  seinen  allgemeinen,  dem  Gedankenkreise  des 
Katurrechts  entnommenen  Siltzen,  an  welche  die  Unter- 
drückten sich  hielten  ohne  die  nachfolgenden  Einschränkungen 
zu  beachten.  Genug,  1793  und  1794  waren  weite  Distrikte 
in  Aufruhr,  namentlich  in  Schlesien,  wo  der  Adel  eng- 
herziger und  gieriger  gewesen  zu  sein  scheint  als  ander- 
wärts, wo  vielleicht  aber  auch  die  polnische  Propaganda 
das  Ihrige  tat,  um  die  Ciemüter  zu  erhitzen.  Nur  durch 
das  Aufgebot  von  Militiir  und  durch  die  Yerhäogung 
Strenger  Strafen  konnte  die  Bewegung  unterdrückt  werden. 
Ganze  Dorfechaften  hat  man  damals  Spiefiruten  laufen 
lassen*.  Am  zahmsten  sei  das  Bürgertum  aufgetreten. 
Immerhin  bitten  sich  auch  in  den  Städten  einige  Spuren 
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wachsenden  Selbstgefühls  gezeigt;  in  Memel  liabe  die 
Bürgerschaft  beantragt,  wieder  in  ihre  ehemaligen  Rechte 
hinsichtlich  der  Beanfsichtignng  der  KAmmereihauten  und . 
der  Ziiziehnng  bei  den  Kämmereirechnungen  eingesetzt  zu 
werden;  in  Thom  sei  die  Forderung  noch  etwas  allge- 
meiner formuliert,  indem  unter  Berufung  auf  das  A.L.R. 
für  die  Repräsentanten  der  BOrgerschaft  beschließende 
Stimme  und  Mitwirkung  bei  der  Verwaltung  des  Kämmerei- 
vermögeus  verlangt  worden  sei;  in  Potsdam  endlich  habe 
sich  ein  Teil  des  Magistrats,  nicht  etwa  für  die  Mitwirkung 
der  Bürgerschaft  oder  ihrer  Vertreter  bei  der  Besetzung 
der  Magistratsstellen ,  sondern  für  Aufrechthaltung  des 
Kooptationsrechts  des  Magistrats  erklärt  Lehmann  sagt 
selbst,  da6  diese  in  den  Stftdten  durch  die  französische 
Revolution  Toranlafiten  Kundgebungen  keinen  sehr  im- 
posanten Eindruck  machten  (II,  53). 

Was  aber  das  Verhalten  der  Bauern  betrifft,  vso  kann 
es  dahin  gestellt  bleiben,  ob  die  Bauern  wirklich,  wie 
Lehmaon  annimmt,  allen  Grund  gehabt  hätten  zur  Re- 
volution. Es  handelt  sich  vielmehr  lediglich  darum,  ob 
Tatsachen  vorliegen,  aus  denen  sich  ergibt,  dafi  eine 
Gährung  in  erheblichem  Umfange  stattgefunden  habe. 
Lehmann  beruft  sich  dafür  (II,  52  Note  1)  auf  eine  statt- 
liche Reihe  von  Gewährsmännern. 

Zunächst  auf  Klein,  Annalen  der  Gesetzgebung  in  den 
preußischen  Staaten,  I,  1788.  pag.  XXXIX.  Die  Stelle 
lautet :  „Vorzüglich  ließen  es  sich  lies  jetzt  regierenden 
Königs  Majestät  angelegen  sein  ein  Gebrechen  des  Staats 
zu  heilen,  welches  unter  der  vorigen  Regierung  den  Lauf 
der  Gerechtigkeit  nicht  wenig  gehemmt  hatte.  Dieses  be- 
stand in  der  Widerspenstigkeit  der  Bauern  und  dem  Un- 
gestüm der  unnützen  Querulanten ;  eine  Landplage,  welche 
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dem  Ackerbau  und  den  nützlichen  Gewerben  die  nOtigOB 
Hände  entzog  und  die  Staatshedienten  hinderte,  ihre  Zeit 
nützlicheren  Beschäftigungen  zu  widmen.  Die  weise  und 
menschenfreundliche  Begünstigung  des  nützlichsten  aller 
Stftnde  hatte  darmn  den  vorgesetzten  Zweck  verfehlt,  weil 
die  Mitglieder  desselben  zu  unwissend  waren,  als  daß  sie 
die  landesvftterliehen  Absiehten  ihres  grofien  Besebtttsers 
recht  h&tten  yerstehen  sollen.  Sie  glaubten  daher,  da6  sie 
aller  ihrer  Pflichten  entlassen  wären  und  da6  sie  ohne 
Rücksicht  auf  die  Gerechtigkeit  ihrer  Forderungen  bloß 
darum,  weil  sie  Bauern  wären,  ihren  Willen  liaben  müßten. 
Deswegen  artete  ihre  Widerspenstigkeit  zuletzt  hin  und 
wieder  in  förmlichen  Aufruhr  aus.  Hierdurch  wurde  der 
jetzt  regierende  König  bewogen,  einige  Aufrührer  anderen 
zum  Beispiel  exemplarisch  zu  bestrafen  und  die  Untertanen 
tor  Ungehorsam  und  Widerspftnsttgiceit  gegen  die  Gruiid> 
und  Oerichtsobrigkeiten  durch  das  Publicandnm  Tom 
8.  November  1786  zu  warnen  und  man  darf  hoffen ,  daft 
die  Einsichten  in  den  höheren  Ständen  bald  soweit  werden 
zugenommen  haben,  daß  es  des  in  eben  diesem  Publicaudo 
enthaltenen  Befehls,  die  Bauern  so  viel  als  möglich  zu 
schonen,  weiter  nicht  bedürfen,  sondern  jeder  Gutsbesitzer 
von  selbst  einsehen  wird,  was  er  seinen  Untertanen  als 
Menschen  schuld  ist  und  wie  geilau  ihr  Wohlstand  mü 
seinem  Vorteile  zusammenhangt*. 

Der  zweite  Gewährsmann  ist  Philippson,  Geschiishte  des 
preufiisehen  Staatswesens,  II,  25  ff.  Alle  voU  Philippson 
angeführten  Fälle  —  mit  Ausnahme  des  Falls  in  der  Alt- 
mark auf  den  Schulenburg- AI venslebenschen  Gütern  und 
des  Aufruhrs  der  Handwerksgesellen  in  Berlin,  der  aber 
von  Philippson  selbst  als  Folge  eines  Breslauer  Falles  be- 
zeichnet wird,  da  in  einem  Teile  der  Anstifter  Leute 

von  M*i«r,  fnits.  EinüftiM.  II.  18 
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erkannt  worden  seien,  die  schon  in  Breslau  tfttig  gewesen 
waren  —  spielen  in  Schlesien.  Davon  beziehen  sich 
drei  anf  Webenmnihen ,  drei  weitere  auf  Handwerker- 

uuruhen.  Die  Weberunruben  mögeü  auf  sieb  beruhen 
bleiben.  Handwerkerunruhen  haben  nur  in  Sclnuiedeberg 
und  Breslau  stattgefunden.  Die  Vorgänge  in  Scbiniedeberg 
waren  dadurch  veranlaßt,  daß  ein  Zimniergesell  gegen  das 
Verbot  bei  der  Arbeit  geraucht  hatte.  Der  Breslauer  Vor- 
gang dadurch,  daß  ein  kontraktbrOchig  gewordener  un- 
garischer Schneidergeselle  verhaftet  wurde.  Es  sollen  sich 
drohende  Zettel  gegen  Hoym  und  reiche  Privatleute  ge- 
funden haben.  Was  die  Bauemunruhen  betrifft,  so  sollen 
Ende  1792  mehrere  Gemeinden  der  Kreise  Löwenberg 
und  Goldberg  die  Abgaben  an  die  Gutsherrschaft  ver- 
weigert haben.  Es  solku  bald  darauf  Zettel  gefunden  sein, 
auf  welchen  die  Bauern  aufgefordert  wurden,  die  Edel- 
leute,  welche  das  Volk  schindeten ,  sowie  die  Advokaten 
totsuschlagen.  Es  sollen  femer  Anfang  1793  die  Bauern 
in  zwei  Dörfern  des  Kreises  Ohlau  Abgaben  und  Robott 
verweigert,  es  soll  auch  in  den  Kreisen  Kimptsch  und 
Neumarkt  vor  Leistung  der  Dienste  die  Aheteilung  von 
Beschwerden  gefordert  sein.  Es  soll  sieh  der  Aufruhr  und 
die  Widersetzlichkeit  immer  weiter  unter  den  schlesischen 
Bauern  verbreitet  haben.  Die  Schulzen  hätten  an  der 
iSpitze  gestanden.  An  zwei  Orten  hatten  die  sonst  so 
indolenten  und  knechtisch  gesinnten  Landleute  polnischer 
Sprache  rebelliert.  Es  sei  ein  neuer,  ein  dritter  Bauern- 
tumult  unter  den  Polen  in  den  Kreisen  Oels,  Trebnits  und 
Grofi-Strehlits  ausgebrochen ,  die  Sache  habe  einen  mehr 
politischen  Charakter  angenommen,  man  habe  die  Behörden 
verjagt  und  laut  geäußert,  es  mfisse  die  französische  Re- 
volution uachgeuhmt  werden.   In  deu  Kreisen  Freystadt, 
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Sagan  und  Sprottan  bAtten  abermalB  die  Bauern  jede 
Dienstbarkeit  verweigert.  Pbilippson  fa6t  diese  Ausffibrungeii 

dahin  zusuinmen :  Der  Aufruhr  sei  von  den  Bauern  zu  den 
Webern,  von  diesen  zu  den  städtischen  Handwerkern  über- 
gesprungen und  \>ie(ler  zu  don  Baueni  zurückgekehrt.  Es 
sei  ein  GlUck  fdr  die  Regierung  gewesen,  daß  kein  Plan, 
kein  Zusammenhang  zwischen  allen  denjenigen  Elementen 
der  niederen  Klassen  bestanden  habe,  denen  der  Druck  der 
sozialen  Gliederung  unerträglich  zu  werden  begonnen  habe. 
Denn  es  lasse  sich  nicht  leugnen,  dafi  der  Gteist  der  Un- 
zufHedenheit  und  Widersetzlichkeit  damals  in  Preufien 
allgemeiner  geworden  und  tiefer  gedrungen  sei  als  man 
wohl  annehme.  Schließlich  mac-ht  Philip]»sou  dem  Minister 
Grafen  Hoym  den  Vorwurf,  seinerseits  die  französische 
Revolution  nachgeahmt  zu  halben ,  er  habe  geradeswegs 
jakobinische  Maßregeln  ergriffen,  wie  ein  jakobinischer  Ge- 
walthaber in  Frankreich  gehandelt,  revolutionäre  Eingriffe 
in  Privatrechte  gemacht,  nahe  h&tten  sich  absolute  und 
demagogische  Willkür  berQhrt. 

Es  folgt  Knapp  II,  102.  Es  handelt  sich  zunächst  um 
einen  Immediatberieht  des  Hinisters  von  Schroetter  vom 
12.  Juli  1798  infolge  einer  Kabinettsorder  vom  17.  Juni  1798 
über  den  Zustand  der  Erbuntertänigkeit  und  über  die  Ver- 
pflichtung der  Untertanen  zum  Scharwerk  besonders  auf 
den  Domänen;  es  heißt  da:  Erbuntertilnigkeit  auf  den 
Domänen  bestehe  in  Ost-  und  Westpreußen  nicht  mehr; 
die  noch  bestehende  Verpflichtung  zum  Scharwerk  sei  von 
der  Erbuntert&nigkeit  unabh&ngig,  doch  seien  viele  Dörfer 
auf  Dienstgeld  gesetzt  und  neue  Ansiedlungen  seien  völlig 
frei  geblieben:  wo  das  Seharwerk  noch  bestehe,  sei  es 
jetzt  im  allgemeinen  der  Landeskultur  schädlich  und  man 

müsse  für  dessen  Aufhebung  stimmen,  doch  seien  die 
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Schwierigkeiten  demlieh  grofi ;  «iosbesondeie  ist  dne  pldti- 
liebe  Anfhelmng  sehr  kq  widerraten ,  weil  dadnrcb  leicht 

politische  Unruhen  entstehen  könnten,  zumal  da  die  Zahl 
der  Scharwerkpflichtigen  Bauern  sehr  groß  ist,  auf  den 
"Doniilnen  fa>t  2:>o<io,  auf  den  Rittergütern  mehr  als  21000; 
man  denke  sich  diese  Masse  aufgeregt  durch  Srhulmeisteri 
alte  Invaliden  nnd  königliche  Unterbeamte,  da  kann  man 
Szenen  erwarten,  die  mit  Blutvergieflen  endigen* ;  in  Nen- 
ostprenfien  solle  man  ganz  von  einer  solchen  Reform  ab- 
sehen. Die  polnischen  Besitzungen  seien  noch  nicht  reif 
daffir;  es  beifit  weiter:  Der  Druck  der  Erbuntertänigkeit 
auf  den  Rittergütern  ühe  einen  großen  Druck  auf  das 
physische  und  moralische  Befinden.    ^Das  wurde  immer 
gefühlt,  jetzt  aber  um  so  mehr,  als  überall  elende  Freiheits- 
prediger  die  Bauern  aufhetzen  und  die  Behörden  be- 
helligen*.  Es  handelt  sich  ferner  um  einen  Bericht  der 
ostpreufiiscben  Kammer  vom  26.  September  17d8:  die 
Scharwerksbauem  st&nden  seit  der  Huldigung  in  der  Er- 
wartung, dafi  die  Scharwerkspflicht  aufgehoben  werde, 
dafi  sie  im  kOnftigen  Jahre  Dienste  nicht  mehr  zu  leisten 
hätten,  daß  nur  die  Behörden  dagegen  seien,  daß  aber  der 
König  sie  in  Schutz  nehmen  werde;    diese  HulTuung  sei 
zurückzuführen  auf  eigennutzige  Prujektenmacher,  Winkel- 
konsulenten und  Supplikenschreiber;  diesen  eitlen  Uotf- 
nungen  möge  durch  eine  Bekanntmachung  entgegengetreten 
werden,  sonst  sei  zu  befOrchten,  dafi  der  irregeleitete  ge- 
meine Mann  die  Dienste  Terweigem  werde.  Endlich  kommt 
noch  ein  Bericht  der  ostpreufiiscben  Kammer  Yom  18.  April 
1800  in  Betracht,  in  weldiem  es  heifit:  hie  und  da  er- 
klärten die  Bauern,  daß  sie  die  Bedingungen,  unter  denen 
die  Dienste  abgeschafft  werden  sollten,  nicht  annähmen, 
daß  sie  fortan  Überhaupt  nicht  scharwerken  wollten;  es 
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seien  einige  Rädelsführer  verhaftet.  Von  anders  woher, 
aus  Litthauen  oder  West])reußen .  aus  Poniniern  oder  der 
Keumark,  aus  der  Kurmark,  aus  Schlesien  hat  Knapp  der- 
artiges nicht  berichtet  (II,  114 — 136);  auch  nichts  bin- 
siebtlich  der  Privatbanern  (137—142). 

Sodann  Stadelmann,  Preufiens  KOnige  in  Ihrer  T&tig- 
keit  für  die  Undeakultur,  Teil  IV,  1797—1804  (Publi- 
kationen ans  den  Königlich  preußischen  Staatsarchiven,  30). 
Es  handelt  sich  znoftchst  um  den  ausführlichen  Bericht 
des  Generaldirektoriums  vom  15.  März  18U0  in  Sachen  der 
Aufhebung  der  Erbuntertäuigkcit  auf  den  Domänen;  diese 
sei  deshalb  bedenk]icli,  weil  die  übrigen  gutsherrlichen 
Einsassen  dadurch  zu  mehrerer  Unzufriedenheit  mit  ihrer 
jet«gen  Lage  gereizt  würden  und  Veranlassung  nehmen 
könnten,  durch  unsulissige  Mittel  den  Zeitpunkt  su  be- 
schleunigen ,  wo  in  Ansehung  ihrer  eine  gleiche  Yer- 
indenmg  bewirkt  werden  würde;  die  unabsehbaren  Folgen 
eines  Aufstandes  der  sahlreichsten  Volksklasse  mache  jede 
auf  ihre  Verhältnisse  Bezug  habende  Neuerung  gefährlich 
und  die  vorsichtifjste  Behutsamkeit  notwendig  (50).  Aus 
einem  anderen  Aktenstücke  ergibt  si(  h ,  daß  in  Halle  bei 
einer  Getreideteuerung  im  Winter  1804/1805  ein  Aufruhr 
ausgebrochen  sei,  wobei  Fabrik-  und  Handarbeiter  die 
Hftuser  von  Ackerbaueni  und  Koruhftndiem  geplaudert 
h&tten  (188).  Eine  Eabinettsorder  vom  15.  Mftrz  1798  be- 
zieht sieh  auf  die  Bauern  zu  Bheinshayn  in  Schlesien, 
welche  schon  1794  in  der  Torgeschtttzten  Einbildung,  als 
ob  das  A.L.R.  die  Gutsdienste  aufj^hoben  habe,  grobe 
Exzesse  begangen  und  sich  trotz  der  damaligen  Bestrafung 
von  neuem  der  Dienste  mit  Gewalt  entzogen  hätten  (208). 
Aus  der  Kabinettsorder  an  das  Justizdepartement  vom 
23.  August  1798  geht  hervor,  daß  die  Einwohner  eines 
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Rchlesischon  Dorfes  Wegwaldau  in  der  Hirschbeiger 
Gegend  eigt  iiiiiächtig  die  Dienste  verweigert  und  auch  die 
Einwohner  benachbarter  Dörfer  zu  gleicher  Renitenz  auf- 
gefordert hätten  (.217).  Die  Kabinettsorder  an  Hoym  vom 
11.  September  1798  ist  ganz  allgemein  gehalten  (210). 
In  einem  PiiTatBchreiben  Beymee  an  den  Grofikaozler  vom 
22.  Oktober  1798  heifit  es  am  Schlosse:  »Sollten  aber 
die  Gntsherrschaften  etwas  anfopfem,  so  ist  es  besser, 
dafi  dieses  Opfer  freiwillig  gebracht  oder  von  oben  be- 
fohlen wird,  als  dafi  das  Volk  angetrieben  durch  den 
Geist  der  Zeit  sich  dereinst  mehr  nehme;  die  Vorsehung 
behüte  uns,  daß  wir  nicht  in  diese  Grube  fallen  (221). 
Derselbe  Beyme  in  einem  Schreiben  an  Schroetter  vom 
28.  Oktober  1802  rät  von  der  Zusammenberufung  aller 
GntsbesitEor  zur  Deliberation  Aber  die  Abschaffung  der 
Erbuntertänigkeit  ab  aus  Besorgnis,  dafi  die  Bauern 
wiederum,  wie  nach  der  Thronbesteigung,  finden  wQrden, 
sie  wftren  bereits  frei  geworden;  man  mOge  die  Frage 
nicht  nach  abstrakten  Begriffen  erOrtem,  da  Verhand- 
lungen über  solche  selten  zu  einem  gedeihlichen  Ende 
führten  (27S). 

Endlich  bei  Hintze,  Preußische  Reformbestrebungen  vor 
1806,  auf  den  sich  Lehmann  schließlich  beruft,  steht  nur  der 
Satz:  „Unter  dem  Landvolk  in  Ostpreußen  verbreitete  sich 
jetzt  wieder  1803,  wie  schon  1798  das  Gerttcht,  der  König 
wolle  alle  Erbuntertftnigkeit  aufheben,  nur  die  Behörden 
und  Gutsherren  widerstrebten;  hie  und  da  kam  es  zu 
tumultuarischen  Auftritten  im  Sommer  1803.' 

Was  es  mit  der  Mitteilung  des  Herrn  Lennhof  aus  den 
Akten  des  Geheimen  Staatsarchivs  auf  sich  hat,  wird  nicht 
näher  angegeben. 
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Nieht  die  franzOsfeelie  Berolntion,  die  ebenso  wie  der 

>iapoleonismus  spurlos  an  Preußen  vorübergegangen  war, 
ist  der  Stoß  von  außen  gewesen,  der  die  Kugel  ins 
Rollen  gebracht,  die  Reform  beschleunigt  bat,  sondern 
17  Jahre  nach  dem  Ausbruch  der  Hevolutiou  die  Schlacht 
bei  Jena, 

Nnn  hat  swar  Lehmann  eingewendet,  dafi  der  Verlust 
dieaer  Schlacht  die  Folge  des  bestehenden  Zustandes  ge- 
wesen sei,  daß  die  charakteristischen  Merkmale  des  Staates 

im  Innern  bis  auf  das  Schlachtfeld  gewirkt  hätten,  daß 
die  Unfähigkeit  der  absoluten  Monarchie  und  des  adligen 
Ofrizierkorps,  welches  seine  Sache  schlecht  gemacht  habe, 
an  der  I^iederlage  schuld  gewesen  seien. 

Am  OberbefiBhl  war  das  preufiische  Junkertum  nicht 
beteiligt  Bei  Auerstedt  kommandierte  der  Hersog  von 

Brannschweig,  bei  Jena  der  Fürst  von  Hohenlohe;  bei 

jenem  fungierte  als  Generalstabschef  Scharnhorst,  bei 
diesem  Massenbach;  beide  keine  geborene  Preußen. 

Der  Offiziersverlust  ist  in  keiner  einzigen  der  mörde- 
rischen Schlachten  des  siebepjfthrigen  Krieges  grOfier  ge- 
wesen. Bei  90000  Kombattanten  hat  er  —  die  Angaben 
weichen  nur  wenig  von  einander  ab  —  an  Toten  und 

Verwundeten  18  Generale  und  6 — 700  Offiziere  betragen, 
also  doppelt  so  viel  wie  bei  Königgrätz,  ebenso  viel 
wie  bei  Wörth  und  Sedan;  nicht  soviel  wie  bei  Mars 
la  Tour. 

Die  Niederlage  bei  Jena  hat  mit  den  inneren  Zu- 
stftnden  Püeußens  gar  nichts  zu  tun.  Sie  ist  die  notwendige 
Folge  der  ftnfieren  Politik  gewesen.  Sie  war,  wenn  man 
will,  eine  monarchische  Niederlage,  aber  keine  aristo- 
kratische, ganz  abgesehen  davon,  daß  das  aristokratische 
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OlfiaeikorpB  zu  drei  Vierteilen  aus  deoBelben  PerBoaen  be* 
stftndeD  hat,  die  7  Jahre  später  in  den  Schlachten  dee 

Befreiungskrieges  den  Befehl  gefohrt  haben. 

Der  Krieg  hätte  1806,  wie  Bisiiiiirck  gesagt  hat.  unter 
allen  Umständen  vermieden  werden  müssen,  bei  dem  Kiiifte- 
verhältnis  war  die  Niederlage  unausbleihlich,  auch  weuu  das 
erste  Zusammentreffen  einen  anderQ  Verlaufgenommen  hätte. 
Wohl  war  im  siebenjährigen  Kriege  der  preußische  S^t, 
der  damals  nur  4  Millionen  Einwohner  hatte,  gegen  di0 
vereinigten  Armeen  Österreichs,  F^nkreiehs,  Bufilands^ 
Schwedens  und  der  meisten  dei^tsehen  Mittel-  und  Kleifi- 
staaten  mit  einer  Gesamthevölkerung  yon  100  Millionen 
Menschen  schließlich  siegreich  geblieben.  Aber  in  jedem 
einzelnen  der  sieben  Jahre  hat  es  Momente  gegeben,  wo 
trotz  des  Genies  Friedrichs  des  Großen  die  Vernichtung 
unabwendbar  schien ;  war  doch  in  den  letzten  Jahren  die 
vierfache  Überzahl  an  Bewaffneten  zu  besteben.  Die  Koa- 
lation  V04  1806>  die  wieder  halb  Europa  und  halb  Deutsch- 
land umfaßte,  war  von  einem  Feldherm  geleitet,  der  nach 
der  zweimaligen  Besiegung  Österreichs  auf  der  HOhe  seiner 
Macht  stand  und  schliefilich  nur  durch  eine  Koalition  von 
ganz  Europa  nieder  geworfen  worden  ist. 

Schon  Stein  hat  in  der  Wui  die  Katastrophe  von  1806 
als  „die  Folge  einer  schwankenden,  zaudernden,  allein  auf 
momentane  Erhaltung  äußerer  Ruhe  berechneten  Staats- 
klugheit und  großen  Kriegsunglacks"  bezeichnet. 

Und  das  ist  heute  die  ganz  allgemeine  Meinung. 
«Der  Sturz  des  Staates,"  sagt  Knapp,  .ist  lediglich  ein 
Kriegsereignis»  das  durch  einige  tiefergreifende  MaSregeln 
der  inneren  Politik  nicht  hatte  verhindert  werden  können* 
(I,  127).  „Die  Katastrophe  von  Jena,"  sagt  Hintze,  „war 
nicht  der  Zusammbruch  eines  lebensunfähig  gewordenen 
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Organismus.  Preufien  war  nicht  ein  imieriieh  monche«, 

aber  ein  noch  unfertiges  politisches  Gebilde"  (Histo- 
rische Zeitschrift,  Bd.  40,  440;  Bd.  90,  413).  „Auch 
<lie  umfassendste  Reform,"  sagt  Paul  Wittichen,  „hätte 
die  ungeheureu  Vorteile  der  Lage  Fraukreichg  entfernt 
nicht  ausgeglichen.  Die  Gefahr  bestand  nicht  in  der 
MangeUiaftigkeit  der  Institutionen"  (Forschangen,  Band 
18,  226). 

Aus  der  Niederlage  ist  keine  Entfremdung  zwischen 
KOnig  und  Volk,  sondern  ein  engeres  Aneinanderschliefien 

henrorgegangen.  Auch  die  KOnigin,  deren  Bild  der  stärksten 

historischeu  Beleuchtung  standhält,  ist  erst  infolge  des 
nationalen  Unglücks  zu  jener  Volkstümlichkeit  gelangt, 
die  nach  hundert  Jahren,  weit  entfernt  zu  verblassen ,  an 
Intensität  immer  noch  zunimmt. 

Nicht  tlas  Volk  hat  damals  die  politische  Buhne  be- 
treten, vielmehr  ist  die  Refonngesetzgebung  einzig  und 
allein  das  Werk  des  Königtums  und  Beamtentums  ge- 
wesen. 

Dabei  hat  man  sich  nicht  „durchdringen  lassen  mit 

den  Ideen,  die  Frankreich  groß  gemacht",  man  ist  nicht 
^vorwärts  getreten  zu  den  Ideen  von  1789",  man  hat 
nicht  „vom  Gegner  gelernt".  In  dem  einzigen  deutschen 
Lande,  dessen  Rest  nicht  zum  Rheinbünde  gehörte,  hat 
sich  aus  der  Niederlage  eine  Reaktion  gegen  die  Ideen 
des  18.  Jahrhunderts  in  religiöser  und  politischer  Be- 
ziehung entwickelt,  gegen  Naturrecht,  gegen  Kosmopolitis- 
mus, gegen  Rationalismus  für  geschichtliche  Rechtsauf- 
fassnng,  für  deutsche  Vorzeit,  fflr  sittliche  und  religiöse 
Erneuerung.  Aus  dem  ureigenen  deutschen  Geiste  ist  die 
Steinsche  Reform  hervorgegangen,  deren  Keime  schon  im 
Boden  lagen;  mau  wollte  sich  gleich  dem  Großen  Kur- 
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forsten  im  Primen  Yon  Homlrarg  ,anf  mftrkieche  Weise 
fABsen*.  „Nieht  in  einem  scharfen  Bmche  mit  der  eigenen 

Vergangenheit,  nicht  in  eilfertiger  Nachahmung  eines 
fremden  Musters,  sondern  in  engem  Zusammenhang  mit 
der  bisherigen  Entwicklung  hat  sich  die  Umbildung  des 
prt'ußisclieu  Staats  seit  IHU?  vollzogen"  (Uintze,  Historische 
Zeitschrift,  Bd.  40,  443). 
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Enies  Kapitel 

Die  kirchlichen  und  politischen  Über- 
weugOMg&k  Steins. 

So  mächtig  Stein  auf  seine  Zeit  gewirkt  hat  und  viel« 
leicht  gerade  deshalb,  so  stand  er  doch  ganz  anfierhalb 
dieser  Zeit.  £r  war  kein  modemef ,  «märnn  naeh  damaligen 
Begriffen  ein  altmodischer  Hansell,  der,  irie  neuerdings 
richtig  geeagt  worden  ist,  etwas  Altfrftnkiacliea  in  ieincm 
Wesen  hatte.  Er  gehörte  zu  einer  Jttteren  Schicht  deutscher 
Knltur  ;  es  waren  altgermanisehe  Rechtsvotstellnngen ,  in 
denen  er  lebte  und  webte;  eine  durch  Geburtsstände  be- 
schränkte Monarchie,  eine  Gemeinde  freier  Grundeigentfimer 
an  der  Malstatt,  korporative  Geptaltimiren.  Das  Mittelalter, 
mehr  noch  das  16.  und  17.  Jahrhundert  waren  sein  Element. 
Geediichte  war  die  einzige  Wissenschaft,  die  ihn  wahrhaft 
ansog;  für  Philosophie  und  Dichtung  fehlte  ihm  das  Orgam; 
schon  in  Oöttingen  hatte  er  sich  roa  den  literariach  poed- 
sehen  Kreisett  ferngehalten;  fftr  die  Hnaianititsideale  der 
groüBn  Denker  nnd  Dichter  hat  er  kein  Vetstindnis  gehaht; 
so  gut  die  Besiehungen  sv  Ooether  waren,  die  sieh  heMe 
gerade  wegen  der  tiefen  Verschiedenheit  ihres  Wesens  an- 
zogen und  respektierten,  so  ist  doch  der  Versuch  Schöns, 
Stein  fQr  den  Faust  zu  interessieren,  klaglich  geseheitert; 
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Geliert  war  sein  Kann.  Bänke  hat  wieder  einmal  den 
Nagel  auf  den  Kopf  getroffen:  „Stein  lebte  in  den  von 
seinen  AltTorderen  überkommenen  sittlichen  nnd  religiösen 

Begriffen;  er  mochte  nicht  alles  besitzen,  was  man  zur 
Bildung  des  Jahrhunderts  rechnete ,  er  schrieb  ein  alt- 
vaterisches Deutsch  (Ranke,  Hardeiilierg,  IV,  130).  Und 
Schlosser  sagt  in  seiner  Weise  dasselbe,  wenn  er  Stein 
ehrlich,  tüchtig,  furchtlos  und  uneigennUtaig,  aber  einen 
stolzen  nnd  steif  orthodoxen  Feudalherrn  nennt,  der  Bitter^ 
tum  und  Dynastenwesen,  Burgen  und  Zwinger  schon  ge- 
funden habe  (Schlosser,  Geschichte  des  18.  Jahrhunderts  VII, 
379,  402).  Noch  in  den  letzten  Lebenigahren  Steins  hat 
Gneisenau  geurteilt,  er  sei  ein  alter  reichsfreier  Baron, 
seine  ^atur  und  seine  Überzeugung  eine  aristokratische. 

Stein  war  vor  allem  eine  durch  und  durch  religiöse 
Natur.  Das  gehörte  zu  seinem  innersten  Sein  von  der 
frühesten  Jugend  bis  ins  höchste  Alter.  Lehmann  hebt 
zwar  (II,  9)  hervor,  dafi  erst  im  Jahre  1807  in  einem 
Schriftstücke  Steins  der  Name  (Sott  vorkomme.  Soll  das 
heißen,  dafi  Stein  vorher  eine  atheistische  Periode  durch- 
gemacht habe,  dafi  er  erst  allm&hlich  zum  Glauben  an  Gott 
gekommen  sei?  Es  scheint  so.  Denn  Lehmann  sagt: 
„Dann  crliob  er  seinen  Blick  von  den  Menschen  fort  bis 
zu  den  Mächten,  die  das  Los  der  Menschen  bestimmen. 
Längst  hatte  die  Frömmigkeit  seiner  Mutter  und  seines 
väterlichen  Freundes  Heinitz  die  fatalistischen  und  materi- 
alistischen Äußerungen  des  Jünglingsalters  verstummen 
machen,  die  immerhin  mehr  Faradosien  als  Bekenntnisse 
waren.**  Wenn  man  nur  wflfite,  wie  diese  fatalistischen, 
und  materialistischen  Aufierungen  gelautet  haben!  Allzuviel 
kommt  nicht  darauf  an.  Möglich  wftre  dergleichen.  Auch 
in  religiöser  Beziehung  gehörte  Stein  einer  früheren  Epoche 
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ED.  ErffiUt  von  der  Gläubigkeit  und  Frdmmiglceit  des 
16.  und  17.  Jahrhunderts  hing  er  an  den  symbolisehen 
Bflehem,  am  Katechismus,  an  den  alten  Kirchenliedern; 
noch  1822  tadelte  er  an  Gagern,  daß  dieser  mit  Todes- 
gedanken beschäftigt  Cicero  de  natura  deornm  zur  Hand 
genommen  habe:  „Der  Gekreuzigte  und  Auferstandene, 
durch  dessen  Gnade  allein  wir  gerecht  werden,  hätte  ihm 
mehr  gesagt";  Stein  war  ein  entschiedener  Feind  des 
Bationalismus,  an  dem  er  auszusetzen  hatte,  dafi  er  die 
Gottheit  Christi,  die  Auferstehung,  Erlösung  und  Offen- 
barung, also  die  Grundwahrheiten  des  Christentums  leugne, 
daß  er  alle  Religion  zerstöre,  sie  des  göttlichen  Charakters 
beraube  und  an  ihre  Stelle  ein  Haches  Vemunftgebilde  setze. 

Er  war  ein  überzeugter  Protestant,  aber  näher  als 
der  Rationalismus  stand  ihm  die  katholische  Kirche;  Stol- 
berg blieb  ihm  immer  achtungswert  „wegen  seiner  reinen 
Liehe  zur  Wahrheit",  und  das  Betragen  von  Jacob!  und 
Vofi  erschien  ihm  ,hart  und  brutal";  es  mttsse  Stolberg 
erlaubt  sein,  seiner  Überzeugung  gemäfi  zu  leben.  ,Er 
glaubt  in  der  katholischen  Beligion  Buhe  und  Bestimmt^ 
heit  zu  finden,  das  reioe  ursprüngliche  Christentum,  warum 
ihn  mit  Wut  und  Schimpfen  verfolgen!"  Eine  Meinung,  der 
auch  Goethe  war,  als  er  an  Knebel  schrieb:  Der  Tod  Stol- 
bergs frappiert  jedermann ,  weil  er  so  nahe  auf  Vossens 
Unarten  erfolgt.  Unmöglich  ist  es  nicht,  daß  ein  so  zarter 
Mann  wie  Friedrich  Leopold,  der  am  Ende  seine  besten 
Intentionen  schändlich  vor  die  Welt  geschleift  sieht,  darüber 
einen  tödlichen  Schmerz  empfinden  muflte*  (Ptortz  I,  243; 
Goethe,  Briefe,  32,  132)w    Stein  bat  zwar  in  derselben 
Zeit  an  Sack  geschrieben:  ,Idi  gestehe,  ich  halte  die 
Klosteranstalten  ffir  den  Sitz  des  Aberglaubens  oder 
eines   dummen  Hiubrütens  oder   der   Dissolation  und 
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InBubordiiifttMw;  ibr  Geist  ist  in  Widerapraeh  liit  dOD 
Geist  wfthrer  Religioii  und  der  ernsten  Pflicht  des 
Menseben  m  gemeimilttziger  T&tigkeit;:  als  Aosfltft 
des  Mönchtamfl  ist  der  KftthoUzismns  Wfthre  Geistes- 
lähmung" (Lehmann,  I,  278).  Aber  wieder  zu  derselben 
Zeit  wirft  er  die  Frage  auf,  ob  es  bei  der  Verbindung,  in 
welcher  Religion  und  Unterriclit  bei  Christen  mit  der  Er- 
ziehung steht,  bei  der  Teilnahme,  welche  der  Pfarrer  an 
dem  Unterricht  der  Jugend  nimmt,  ratsam  sei,  die  Geistlich» 
keit  «nszuBcUieflen  Ton  der  Aufsicht  Uber  die  katholischen 
niederen  Schulen,  ob  nicht  der  Einflnft  der  weltlichen  Be* 
bftrde  auf  Aulsicht  und  Leitung  des  Ersiebungswesens  im 
allgemeinen  einsuschrftnken  und  ob  es-  nicht  binreiehend 
sei,  wenn  die  geistlichen  Behörden  die  Genehmigung  der 
weltlichen  zur  Errichtung  neuer  Schulen,  Vermehrung  der 
Gehälter,  Auswahl  der  Lehrbücher  und  Lehrmethodf'*  nach- 
suche, und  ob  die  weltlichen  nicht  durch  Teilnahme  an  Visi- 
tationen und  dergleichen  die  Oberaufsicht  ausüben  könne 
(Denkschrift  Steins  Uber  die  Bildung  der  Landeskollegien 
im  Fftrstentom  Mflnster).  Stein  wollte  doeh  im  Organi- 
sationsplan  von  1807  an  der  Spitie  der  katholischen  Ab- 
teQung  des  Kultusministeriums  einen  Katholiken  haben» 
dem  Kultusminister  einen  Anteil  am  religiOeen  Unterricht 
in  allen  Lehranstalten  wahren.  Er  wollte  vor  allem  keinen 
konfessionellen  Krakeel,  er  nahm,  wie  Lehmann  selbst  sagt, 
die  Spaltung  der  Christenheit  für  etwas  Unabänderliches» 
und  keinesfalls  sollte  sie  ihm  die  nationale  Eintracht  stören^ 
er  wollte  keine  kränkende  Zurtkcksetzung  der  katholischen 
Untertanen,  die  in  einem- grofien  Teile  des  Staates  noch 
stattfinde  (II,  523). 

Schon,  in  dessen  Kopfe  es  niemals  gans  richtig  war^ 
wenn  e»  sieh  um  Mrehliche  Dinge  oder  gar  uni  die  katho^ 
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lische  Kirche  handelte,  hat  am  5.  Juli  1830  an  Stägemann 
geschrieben:  „Von  dem  Frzultra  Stein  kann  ich  es  mir 
ganz  wohl  denken,  daß  er  daranf  angetragen  hat,  alle  Ver- 
nünftigea  (Rationalisten)  wegzujagen.  In  Heichenbach 
schimpfte  er  schon  immer  auf  Luther  zum  grofien  Ärger^ 
nisBe  von  Kiebnbr.  Ich  wttrde  mich  nicht  wandern,  wenn 
er  katholisch  oder  gar  Mönch  wird.  Vernunft  und  das 
Reich  der  Ideen  war  nie  sein  Gebiet*.  Wie  Nicolai  ttber- 
all  nach  Jesuiten  schnupperte,  so  witterte  Schön  überall 
Kryptokatholiken  (Rühl,  Briefe  und  Aktenstücke,  III,  4()8). 

Und  auch  in  politischer  Beziehung  stand  Stein  den 
herrschenden  Ideen  des  18.  Jahrhunderts  ablehnend  gegen- 
über. 

Vor  allem  dein  Naturrecht,  schon  deshalb,  weil  es  ihm 
an  jeder  philosophischen  Ader  fehlte,  weil  er  abstrakte 
Theorien  und  Spekulationen  grundsätzlich  haflte,  zumal 
wenn  sie  sich  auf  den  Staat  bezogen.  Äufierongeu,  in 
denen  er  seine  Mißachtung  vor  der  politischen  Metaphysik, 
vor  der  Metapolitik,  vor  der  aprioristischen  Konstruktion 
des  Staates,  wo  er  seine  Abneigung  gegen  die  politischen 
Sophisten  ausgesj)rochen  hat  in  jeder  Periode  seines  Lebens, 
sind  zahllos  wie  der  Sand  am  Meer,  Leere  Hirngespinste 
der  Metaphysik  heißt  es  in  der  Nassauer  Denkschrift. 

Aber  auch  mit  der  Lehre  von  der  Gewaltenteilung  hat 
•  er  nicht  das  Geringste  zu  schaffen  gehabt  £r  wird  den 
Esprit  des  lois  gelesen  haben  wie  damals  alle  Welt,  wie 
Friedrich  d.  Gr.  und  Ludwig  XV.  Ks  war  die  Modelektflre 
aller  deijenigen,  die  damals  Qberhanpt  mit  dem  Staate  sich 
beschäftigten.  Ein  sicheres  Zeugnis  dafflr  liegt  jedoch  nicht 
vor.  Aus  dem  bloßen  Studium  kann  doch  aber  die  Üi)erein- 
stimmung  nicht  gefolgert  werden,  wie  das  Beispiel  Friedrichs 
des  Großen  und  Ludwigs  XV.  zeigt.  Die  Übereinstimmung  mit 

Ton  Meier,  Fno«.  EiaflaiM.  II.  14 
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den  Lehren  der  Gewaltenteilung  ist  bei  Stein  deshalb  sehr 
unwahrscheinlich,  weil  es  sich  bei  allen  seinen  Pl&uea 
wegen  Herstellung  einer  konstitutionellen  Verfassung  niemals 
um  eine  Teilung  der  Staatsgewalt  swisehen  König  und 
Volksvertretung,  sondern  immer  nur  um  eine  Beschränkung 
der  monarebisehen  Allgewalt  in  Sachen  der  Gesetsgebung 
und  der  Steuern  gehandelt  hat,  um  eine  Wiederherstellung 
und  in  <ler  Frage  der  Zusammensetzung  um  eine  Fortbildung 
der  aklaud^taudischen  Verfassung. 

Stein  war  endlich  auch  kein  Anhänger  von  Adam 
Smith. 

Zwar  hat  Roscher  (Deutsche  Vierteljahrsschrift,  Jahr- 
gang 29  (1886),  und  dann  mit  ziemlich  denselben  Worten 
Geschichte  der  Nationalökonomik,  Abschnitt  Die  National* 
Ökonomik  des  Ministers  Stein)  die  Behauptung  aufjgestellt, 
dafi  Stein  in  der  Regel  mit  Adam  Smith  übereingestimmt 
habe,  dafi  diese  Übereinstimmung  yorauszusetzen  sei  und 
daß  alle  Abweichungen  auf  drei  Gruudverschiedeuheiten 
beruhten,  indem  Stein  weder  Gelehrter  noch  Schotte  noch 
Mann  des  18.  Jahrhunderts  gewesen  sei.  Aus  dem  ganzen 
weiteren  Inhalt  der  Koscher'schen  Darlegung  geht  nun 
aber  hervor,  dafi  die  Übereinstimmung  nicht  die  Regel, 
sondern  die  Ausnahme,  dafi  die  Abweichungen  tiefgreifend 
und  ttberwiegend  gewesen  sind. 

Eine  Abweichung  besteht  nach  Roscher  vor  allem  in 
den  Grundlagen,  da  Stein  der  Überzeugung  gewesen  sei, 
daß  es  Lebensgebiete  gebe,  welche  ül^er  dem  Volksreichtum 
standen,  daß  das  Streben  nach  Reichtum  für  den  Einzelnen 
nieht  luihedeTiklich  sei,  daß  es  sittenverderblich  wirke,  wenn 
man  seine  ganze  Aufmerksamkeit  auf  Gewinn  richte  und 
alle  anderen  Gefühle  daneben  ersticke,  weil  mit  dem  Streben 
nach  Reichtum  das  Streben  nach  dem  Besits  der  Be- 
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friedigungsmittel  vorzüglich  der  sinnlichen  Bedürfnisse  ver- 
bunden sei,  daß  es  auch  nicht  in  Betracht  komme,  oh  der 
Reichtum  durch  Arbeit  und  (iewerhHeiß  oder  durch  Ge- 
walt und  Unterdrückung  entstanden  sei,  daß  vielmehr  bei 
einem  durch  Gewalt  und  Unterdrackung  entstandenen 
Beichtum  sehr  wohl  die  edelsten  nnd  kräftigsten  mensch- 
lichen Eigenschaften  wie  Vaterlandsliebe  und  Heldenmut 
beständen  oder,  wie  Roscher  gewünscht  hätte,  dafi  Stein 
sich  ausgedrockt  haben  möchte,  .einige  der  edelsten  usw. 
Eigenschaften".  Diese  AusfOhrungen  Roschers  sind  ja  nur 
die  Wiedergabe  der  Ausführungen  Steins,  die  er  in  der 
Muße  von  Brünn  1810  nach  den  erst  damals  erfolgten  ein- 
gehenden Studien  von  Smith  niedergeschrieben  hat  und 
die  von  Pertz  im  Zusammenhange  mit  anderen  AusfQhmngen 
unter  dem  Titel  Staatswissenschaftliche  Betrachtungen  (IL 
458— -466)  wiedergegeben  sind  und  die  noch  frappanter 
wirken,  wenn  man  sie  bei  Perts  im  Zosammenhange  liest 
Aber  auch  im  einseinen  weist  Roscher  im  Anschlud 
an  dieselben  Stein^schen  Ausfohmngen  nach,  da6  die  tief- 
gehendsten Differenzen  bestanden  hätten,  daß  Stein  gegen 
die  Aufhebung  der  Wuchergesetze  gewesen  sei,  daß  er 
trotz  Schöns  Widerstreben  das  General iiidult  durchgesetzt, 
daß  er  Freizügigkeit  und  Heiratsfreiheit  im  Interesse  der 
Oemeindeautonomie  bekämpft  habe,  daß  er  in  bewußter 
Reaktion  gegen  die  tonangebenden  Schriftsteller  des  lotsten 
Henschenalters  keine  Mobilisierung  des  Grundbesitzes,  wohl 
aber  dessen  Bindung  durch  Familienfideikommisse  des  Adels, 
durch  Beschränkungen  der  Teilbarkeit  der  BaueragQter 
angestrebt  habe,  dafi  er  zwar  ffkr  die  AblOsbarkeit  der 
bäuerlichen  Lasten  gewesen  sei,  aber  nur,  wenn  die  Ent- 
schädigung in  Grundstücken,  jedenfalls  nicht  in  Teilzahlungen 
gewährt  würde,  dafi  er  die  ZUnfte  nur  habe  reformieren 
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und  nieht  aufbeben  wollen,  dafi  er  die  Gewerbefreiheit  und 

die  Aufhebung  der  polizeilichen  Taxen  nur  bei  den  Ge- 
werben, die  sich  mit  der  Beschatfung  der  uotweudigsten 
Lebensbedürfnisse  beschäftigen,  zugelassen  habe,  daß  die 
Regierungsinstruktion  vom  2(3.  Dezember  1808  viel  weiter 
gehe  als  Steins  persönliche  Ansicht  gewesen  sei,  daß  er 
auch  im  Verlcehr  zwischen  ganzen  Völkern  durehaoB  kein 
orthodoier  IVeihftndler  gewesen  sei,  dafi  er  das  SchutnoU- 
^ystem  nicht  aufgegeben  habe. 

Dann  kann  doch  aber  Stein  ffiglich  nicht  ein  Anliftnger 
von  Adam  Smith  genannt  werden,  sondern  wenigstens  in 
vielen  Stücken  ein  Antipode,  der  nur  vereinzelt  hie  und  da 
mit  Smith  übereinstimmte 

Ähnlich  wie  Roscher  faßt  Grambow,  Die  deutsche 
Freihandelspartei  (llMja),  die  Sache  auf.  £r  sagt  (6): 
.Im  Widerspruch  zu  Smith  stand  Stein  nur  da,  wo  ihm 
seine  besonderen  Aufgaben  abweichende  Anschauungen  auf- 
nötigten*. Das  ist  doch  gerade  so  wie  wenn  jemand  sagte, 
Bismarek  sei  eigentlich  ein  Anh&nger  von  Marx  gewesen, 
er  sei  ihm  nur  da  nieht  gefolgt,  wo  sich  praktische  Be- 
denken dagegen  erhüben  liätten. 

Stein  war  überhaupt  nicht,  obgleich  Roscher  es  ver- 
sichert, einer  der  größten  Volkswirte.  Er  hat  Theorie  nur 
getrieben,  um  daraus,  soweit  sie  ihm  richtig  schien  oder 
vielmehr  soweit  sie  auf  die  gewordenen  Zustände  pa6te> 
bei  der  Gesetzgebung  Nutzen  zu  ziehen. 

Max  Lehmann  ist  im  Grunde  mit  der  hier  ausgeführten 
Ansicht  emverstanden.  Dem  freien  wirtschaftlichen  System 
habe  Stein  wenigstens  teilweise  beigepflichtet,  was  Stein  von 
Schön  getrennt  habe,  sei  die  Stellung  zur  Theorie  überhaupt 
gewesen.  Stein  hal)e  im  Konkreten  gewurzelt,  während  der 
abstrakt  veranlagte  Schön  au  die  Heilkraft  eiues  bestimmten 
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Systems  geglaubt  habe.  Stein  habe  an  den  Ideen  und  Maximen 
der  Handelsbilanz  festgehalten,  es  habe  ihm  nicht  in  die 
Sinne  gewollt,  dafi  man  jahraus,  jahrein  für  Gegenstände, 
die  auch  im  Inlande  hergestellt  werden  kannten,  grofie 

Summen  an  das  Ausland  zahlen  solle.  Staatsfabriken  habe 
er  zwar  verworfen,  aber  trotzdem  kein  Bedenken  getragen, 
in  einzelnen  Fällen,  wenn  ein  nationales  Interesse  auf  dem 
Spiele  gestanden,  staatliche  Hülfe  zu  gewähren  (I,  137, 
343,  353  f.).  Lehmann  bezeichnet  es  auch  als  einen  Irrtum 
Steins»  dafi  dieser  bei  den  Tresorscheinen  und  der  Ein- 
kommensteuer auf  Adam  Smith  sich  berufen  habe  (1, 420; 
II,  189). 
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Das  Yerhältnia  Steins  zur  franzöfliachen 

Revolution. 

• 

Stein  war  kein  Anhänger  der  franzdsifiehen  Reyolution. 
Er  mochte  die  Franzosen  flberhaupt  nidit.  Das  war  ge- 
radezu ein  Grondzug  seiner  PersOnlidikeity  dem  er  bei  jeder 
Gelegenheit  den  allerseh&rürten,  oft  sehr  drasüsehen  Aus- 
dmck  gegeben  hat.  Unter  diesen  zahllosen  Anfienmgen 
gibt  es  aber  nur  ganz  wenige,  die  nicht  zugleich  seine  tiefe 
Abneigung  gegen  die  Revolution  zum  Ausdruck  brächten, 
selbst  zu  einer  Zeit,  wo  die  Folgen  der  Revolution  und 
des  Napoleonismus  für  Deutschland  längst  beseitigt  waren. 

Schon  auf  der  Univei-sität  ist  er  vorzugsweise  mit 
solchen  umgegangen,  die,  wie  Behberg  und  Brandes,  als 
nachher  die  Bevolution  ausgebrochen  war,  sie  in  erster 
Linie  bekämpft  haben.  Einige  der  frflhesten  seiner  Briefe, 
die  überhaupt  erhalten  sind,  die  an  Frau  von  Berg,  die 
spätere  Freundin  der  Königin  Luise,  aus  den  Jahren  1792 
und  1798,  sind  voll  von  Äußerungen  gegen  die  Revolution, 
fttr  die  Refugi^s  und  für  die  Bourbons. 

„Die  Armee  versammelt  sich  im  Lager,  ich  bin  über- 
zeugt, daß  der  Erfolg  dieser  Expedition  rasch  und  ent- 
scheidend sein  wird;  wenn  wir  nur  fflr  unsere  Kosten  und 
für  unsere  Anstrengungen  entschädigt  werden.  Der  Geist, 
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der  in  der  Armee  herrscht,  von  Diszipliu,  vuu  kriegerischem 
Mute,  von  Bereitwilligkeit  jeder  Gefahr  sich  zu  unterziehen, 
jede  Beschwerde  zu  dulden,  ist  wirklich  sehr  achtungswert 
und  es  ist  seeleuerhebend ,  liierin  das  Werk  des  grofiea 
Mannes  za  erkennen,  den  wir  selbst  nach  seiner  langen 
Regierung  su  frtth  verloren/  23.  Juli  1792.  »Französisdie 
Anarchie  und  Sittenlongkeit  wird  far  den  ruhigen  sittliefaen 
Deutschen  nicht  ansteckend  sein,  er  wird  im  Kampf  mit 
dieser  ungltteklichen  Kation  vielleicht  nicht  erohem,  aber 
anch  gewifi  nicht  unterliegen,  und  das  Beispiel  der  Greuel, 
die  seine  Nachharn  begehen,  das  Elend,  wel<  lies  zwei  zahl- 
reiche und  glänzende  Stände  dieser  Nation  leiden,  wird 
manches  Vorurteil  vernichten  und  manches  Gute  beschleu- 
nigen. Ich  erwarte  mir  einen  Krieg  von  mehreren  Jahren. 
Aber  seine  Einflüsse  sind  vorteilhaft.  Sie  stellen  £nergie 
und  Mut  wieder  her,  sie  geben  einen  neuen  Reiz  zur 
Tätigkeit,  sie  werden  die  Abneigung  gegen  die  scheufiliehe 
Nation  der  Franzosen  Termehren»"  5.  März  1793.  —  .Der 
Eindruck  von  Frechheit,  dummem  Übermut,  Unsittlichkeit 
auf  dem  Gesichte  der  (aus  Mainz)  ausmarschierenden  Gar- 
nison war  unausstehlich  und  es  war  nicht  ein  Gesicht 
unter  ihnen,  das  man  mit  Behagliclikeit  ansehen  konnte. 
Der  Aufenthalt  der  Prinzen  versammelt  manche  inter- 
essante Menschen.  Hier  unter  anderen  lernte  ich  den 
Maröchal  des  Castries  kennen,  einen  wohlwollenden,  hellen, 
durch  Geschäfte,  Erfahrungen  und  Kenntnisse  ausgebil- 
deten Mann 24.  August  1793.  —  .Der  Regent  (Lud- 
wig XVIII.)  ist  ein  gutmQtiger,  vemOnftiger  und  durch 
Erfahrungen,  welche  nicht  unbenutzt  vorttbergegangen,  aus- 
gebildeter Mann.  Seine  Urteile  sind  ganz  passend.  Der 
Graf  von  Artois  hat  mehr  Lebendigkeit,  aber  auch  mehr 
wildes  Feuer.  In  seinem  Äußern  noch  viel  von  dem  win- 
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digen  Franzosen;  übrigens  gescheut,  witzig  und  ich  glaube 
vieler  Entschlossenlioit  fähig.  Im  Ganzen  ist  ihr  Betragen 
ruhig.  In  ihreu  Äußerungen  über  die  Geschäfte  der  Zeit 
sind  sie  vorsichtig,  hie  und  da  lassen  sie  freilich  Unmut 
blickeo,  dafi  man  m  veroaehlaßigt,  dafi  man  die  große 
Sache  der  gesellschafltliehen  Ordnung  mit  K&lte  und  In- 
konsequenz treibt.  Unter  den  Menschen,  die  sie  umgeben, 
ist  der  MarÖchal  des  Castries  der  interessanteste.  Sein 
tJmgang  ist  für  mich  sehr  unterhaltend,"  8.  Oktober  179$ 
(Pertz,  I,  114,  131,  138,  135). 

Stein  hat  es  Ihm  Winten  nicht  bewenden  lassen,  viel- 
mehr den  französischen  Prinzen,  die  damals  in  seinem 
Amtsbezirk  wohnten,  die  Errichtung  einer  Post  von  Hamm 
nach  Kdln  nachgesehen;  nicht  im  Sinne  Friedrich  Wil- 
helms II.,  der  ihm  am  17.  Angust  1798  eröffnete:  «Da  Ihr 
wissen  müsset,  dafi  das  Postwesen  gamicht  zu  Eurem  Fach 
gehöret  und  dafi  ungebfihrliche  Eingriffe  in  fremde  De- 
l»artement8  zu  Unordnung  Anlaß  geben,  folglich  nicht  ge- 
stattet werden  können,  so  will  Ich  erwarten,  daß  Ihr  Euch 
dergleichen  nicht  wieder  beigelien  lassen  werdet."  Ob  nicht 
bei  seiner  Versetzung  nach  Cleve  zum  l.  Dezember  1793 
weniger  der  Vorrang  der  älteren  Kammer  als  vielmehr  die 
Entfernung  YOm  bourbonischen  Hofe  in  Hamm  das  Ent- 
scheidende gewesen  ist,  wenigstens  dabei  mitgewirkt  hat? 
Zeitlebens  ist  Stein  dn  Anhänger  der  Bourbons  geblieben 
und  hat  dieser  Tendenz  1814  wieder  im  Widerspruch  mit 
den  herrschenden  Kreisen  nicht  nur  Ausdruck,  sondern 
auch  Folge  gegeben.  Als  es  sich  damals  um  die  Wieder- 
besetzung des  französischen  Thrones  handelte  und  der  Ver- 
trag der  vier  Milchte  vom  4.  Februar  lsl4  den  Franzosen 
selbst  die  Entscheidung  überließ,  hat  Stein  nicht  nur  ver- 
sucht, den  Kaiser  von  Rufiland  umzustimmen,  weil  die 
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französische  Nation  durch  die  Hinrichtung  Ludwigs  XVI. 
sich  zur  sündhaftesteu  von  allen  gemacht  habe,  die  in  der 
Geschichte  erwfthnt  wtirden,  weil  die  Bourbons  den  Thron 
recbtUch  inne  hätten;  la  maison  de  Bourbon  na  rien  fait 
pour  perdre  le  droit  au  tröne.  Wobei  es  nicht  darauf, 
ankommt,  ob  diese  Auffassang,  vie  Lehmann  (III,  860) 
meint,  eine  nnhistorische  sei.  Und  wieder  ist  Stein  wie 
vormals  von  Worten  zu  Taten  Obergegangen,  wieder  im 
Widerspruch  mit  den  mafigebenden  Kreisen;  er  hat  dem 
Grafen  Artois  —  on  est  gönöralement  content  de  sa  con- 
duite  sage  moderne  et  reniplie  de  dignitö  —  nicht  nur  die 
Ermächtigung  erteilt,  einen  Aufruf  an  die  Franzosen  zu 
veroffentliclien,  sondern  auch  zur  Verlireitung  dieses  Auf- 
rufs beigetragen,  das  Aufstecken  weißer  Kokarden  gestattet, 
sogar  eine  Geldunterstatzung  gew&hrt  (Perts,  III,  565, 
569;  Lehmann,  III,  971).  Und  in  der  Vita  heifit  es:  Der 
Graf  von  Artois  sei  als  Hindernis  des  Friedens  von  den 
Verbfindeten  sehr  kalt  aufgenommen;  Alezander  sei  den 
Bouitons  abgeneigt  gewesen:  „leh  nnterstotzte  bei  allen 
Gelegenheiten  seine  Sache,  hielt  die  Wiedereinsetzun;^'  der 
Bourbons  als  eine  "Wirkung  des  ihnen  angestammten,  auf 
keine  gültige  Art  verloren  gegangenen  Hechts  auf  den 
Thron,  das  unter  allen  Verhältnissen  zu  beachten  sei." 
Und  noch  am  26.  August  1830  hat  er  an  Gagern  ge- 
schrieben: ,Der  Sturz  der  Alteren  bourbonischen  Linie 
ist  also  vollendet;  ich  finde  ihn  tragisch  und  unTerdient" 
Dies  aber  die  Stellung  zur  königlichen  Familie.  Über 
die  Revolution  im  allgemeinen  folgt  der  Zeit  nach  der 
Brief  an  Sack  vom  Sommer  1802:  „Der  windige  Franzose 
muß  mit  der  Peitsche  eines  Ludwigs  XL,  Richelieus,  Lud- 
wigs XIV.  geführt  werden;  ihn  eutseliädigt  befriedigte 
Eitelkeit  für  fast  alles  sonstige  Übel  einer  schlechten  Ver- 
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waltung;  ehemals  die  Ehre  der  Untertan  des  gr&fiten 

Kölligs  zu  sein,  jetzt  das  Luftgebild  der  Gleichheit"  (Leh- 
mann, I,  2ö2). 

Aus  den  „Staatswissenschaftlichen  Betrachtungen",  die 
er  1810  zu  Brünn  niederschrieb,  mögen  nur  folgende  her- 
vorgehoben  werden :  „In  keiner  Geschichte  findet  man  eine 
Bolche  UnSittlichkeit,  einen  solchen  moralischen  Schmuts 
als  in  der  französischen.  Nirgends  stellt  sich  dies  deut- 
licher und  ttberaengender  als  in  der  Geschichte  der  Re- 
volution dar,  deren  Gang  gleich  eine  lasterhafte  nnd  ver* 
brecherische  Richtung  nahm  sobald  die  Schwäche  der 
Regierung  kund  wurde  und  die  Nation  ihren  Charakter 
ohne  Scheu  vor  Strafe  zeigen  kuimte.  Unter  Napoleons 
Despotismus  schmiegte  sie  sich  knechtisch.  Aller  Gemein- 
geist, aller  Sinn  fttr  Wahrlieit  verschwand.  Ihren  Platz 
nahm  Sklavensinn,  gemeiner  Egoismus,  Habsucht,  Sinn- 
lichkeit und  Rftnkesucht  ein.  Die  edelsten  Charaktere, 
die  in  der  französischen  Geschichte  erschienen  sind,  die, 
welche  Religiosit&t  oder  Elttergeist  geläutert  und  veredelt 
hatten,  waren  Coligny,  Ghatillon,  Rohan,  Pönölon,  die 
l'ucelle  vou  Orleans,  Gottfried  von  Boullion".  „Am  Km\e 
des  18.  Jahrhunderts  unternahm  das  große  Werk  der  Um- 
bildung der  Staatsverfassung  eine  leichtsinnige,  unmora- 
lische Nation,  die  die  Ideen  aufgab,  sich  selbst  zertieischte, 
endlich  unter  der  Leitung  eines  Eroberers  alles  bei  ihren 
Nachbarn  aerstörte  und  nun  steht  die  jetzige  Generation 
umgeben  von  Trttmmem,  ohne  daß  sie  sich  deutlich  be- 
wußt ist,  was  sie  will.*  «Die  französische  Revolution  ent- 
stand aus  dem  Wunsch,  die  gesellschaftliche  Verfassung 
zu  verbessern,  denen  drückenden  Mängeln  der  vorhandenen 
abzuhelfen.  Dieser  Wunsch  war  allgemein,  er  war  durch 
die  Reformen  zweier  großer  Kegeuten,  den  Zustand  der 
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Wissenschafteu ,  die  besonders  durch  die  amerikanisrlie 
BevolutioD  rege  gewordenen  staatsrecbtlicheu  Unter- 
suchoogen  erweckt  £r  war  besonders  lebhaft  bei  einer 
leichtbewegliehen»  nenerungssflcht^;«!  Nation,  die  den  Ver- 
fall Ihres  Aufieren  Ansehens  tief  fühlte  Das  Deficit  war 
eine  Veranlassung  zum  Ausbruch  der  Revolution,  aber  so 
wenig  die  letxte  Ursache  als  der  Ablafikram  die  Ursache 
der  Reformation*  (Pertz,  II,  443,  445,  440).  Gegenüber 
von  Gagern  li.it  er  iiu  Juni  1825  die  Konstituante  als 
aus  seichten,  unerfahrenen,  eitlen  Schwiltzern  gebildet 
bezeichnet,  die  oft  von  Verbrechern  mißbraucht  worden 
sei ;  die  Legislative  hätten  Räuber  und  Mörder  beherrscht. 
An  Gneisenau  hat  er  am  2.  April  1830  geschrieben:  „Denen 
Franzosen  fehlt  die  Wahrheitsliebe,  Entfernung  von  Selbst- 
sucht und  Eitelkeit,  ruhige  Besonnenheit  Sie  beherrscht 
Loge,  Aulgeblasenheit  und  eine  unruhige  Regsamkeit  Es 
fehlt  den  Liberalen  an  bedeutenden,  durch  Reinheit  des 
Charakters  und  GrOfie  des  Talents  ausgezeichneten  Männern. 
Sie  bind  ein  buntscheckiges  Gemisch  von  Jakobinern,  Na- 
tionalisten, Doktrinären  und  Gelehrten.  Die  Gelehrten 
halte  ich  durchaus  für  unfähig  zur  Teilnahme  am  prak- 
tischen Leben  (Pertz,  Denkschriften,  254).  Ferner  an  Hüffer 
am  7.  Juni  1831 :  „Das  Volk  ist  eitel,  selbststtchtig,  hab- 
Bttchtig,  irreligiös.  Sie  nannten  sich  öminemment  fidles 
und  ermordeten  zwei  Könige,  enthaupteten  einen ,  Ter- 
trieben  eine  ganze  Generation,  sie  nannten  sich  Eminem- 
ment  religieux  und  zerstörten  alles  kirchliche  Wesen,  sie 
sprechen  von  libertö  und  gloire,  als  wenn  Freiheit,  die  sie 
nicht  kennen,  und  Ruhm,  den  sie  mit  anderen  Völkern  teilen, 
der  Zweck  des  Staates  wiire ;  der  Zweck  ist  religiöse,  geistige 
und  materielle  Entwicklung  oder  Reichtum,  Freiheit  ist  Mittel 
zur  Erreichung  dieses  Zwecks"  (Perts,  Denkschriften,  274). 
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Endlich  um  dieselbe  Zeit ,  also  Itun  vor  seinem  Tode  an 

Bodelschwingh:  „Icli  hasse  die  Franzosen,  soweit  e» 
christlich  erlaubt  ist  zu  hassen,  d.  h.  ich  wollte,  daß  sie 
alle  der  Teufel  holte"  (Portz,  VI,  1180). 

Nun  hat  sich  aber  Stein  über  die  französische  Be- 
Tolution  in  einer  nocli  ungedruckten  zuBanunenfassenden 
Darstellung  ausgesprochen. 

Das  Geheime  Staatsarchi?  in  Berlin  bedtit  ein  von 
Stein  eigenhändig  geschriebenes,  von  ihm  durchkorrigiertes 
Manuskript  von  560  eng  geschriebenen  Seiten  unter  dem 
Titel  „Geschichte  des  Zeitraums  von  1780—1799"  (R  02 
A  12—14).  Der  Titel  entspricht  dem  Inhalt  des  Manu- 
skripts insofern  nicht,  als  es  einerseits  eine  ausftlhrliche 
Vorgeschichte  der  Revolution,  namentlich  der  Jahre  1786 
bis  1789  enthält,  andrerseits  mit  dem  Sturze  Robespierres 
endigt.  Neben  den  inneren  Verb&ltniBsen  mit  eingehender 
Berflcknehtigung  der  Statistik  werden  auch  die  auswärtigen 
und  die  Kriegsbegebenheiten,  beides  unter  eingehender  Be- 
nutzung der  Literatur  und  mit  Angabe  der  Belegstellen 
ausführlich  dargestellt.  Die  Abfassung  fällt,  wie  sich  schon 
aus  dem  Hinweise  auf  Blatt  79  ergibt,  in  die  Zeit  des 
Aufenthalts  Steins  zu  Prag  vom  Juni  1810  bis  Mitte  Mai 
1812.  In  das  Geheime  Staatsarchiv  ist  das  Manuskript, 
aus  dem  Pertzischen  Nachlaß  gelangt  durch  Ankauf  vom 
Jüngeren  Portz;  wie  es  in  den  Pertzischen  Besits  gelangt 
ist^  steht  nicht  fest,  wahrscheinlich  doch  aus  dem  Stein- 
sehen Familienarchiv.  Portz  kommt,  I,  600 ff. ,  auf  das 
Manufikript  zu  sprechen,  als  er  den  Aufenthalt  Steins  in 
Prag  schildert,  und  nennt  es  „ein  aus  den  TorzOglichsten 
Quellen,  aus  Erzählungen  der  Zeitgenossen  und  aus  Selbst- 
erlebtem geschöpftes  Bild,  welches  als  Erzählung  eines  so 
scharfsinnigen,  charaktervollen  Mannes,  eines  Beurteilers. 
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von  gröfiter  Wahrheitsliebe  nnd  suTerlftflsiger  KenDtnis  von 
Henscben  and  Sachen  auch  sp&terhin  mit  Nutzen  gelesen 
werden  wird.* 

Neben  diesem  Manuskript  existiert  im  Geheimen  Staats- 
archiv noch  ein  andres,  von  Stein  gleichfalls  eigenhändig 
geschriebenes,  stark  durchkorri;};iertPs,  gleichfalls  aus  dem 
Pertzischeu  Nachlaß  und  ofifeobar  gleichfalls  aus  dem  Stein- 
sehen  Familienarchiv  stammendes,  1300  Seiten  umfassendes 
Manuskript  unter  dem  Titel:  Franzdsische  Geechiehte  Yon 
4en  ältesten  Zeiten  bis  1799  (R  92,  A  4—11).  Dieses  ist 
bisher  nirgends  auch  nur  erwfthnt.  Die  Abfassung  mufl 
in  die  Zeit  von  1808—1812  fallen.  Ursprünglich  ist  die 
Revolutionsgeschichte  ein  Teil  der  französischen  Geschichte 
gewesen,  wie  das  aucli  im  Couspectus  des  Geheimen  Staats- 
archivs angenommen  wird,  wo  es  heißt:  Er  benutzte  für 
das  Werk  den  betreffenden  Teil  des  vorhergehenden  als 
Concept.  Die  anfangs  in  der  französischen  Geschichte  ent- 
halten gewesene  Revolutionsgeschichte  ist  bei  der  Um- 
arbeitung sehr  viel  starker  geworden,  aber  sie  endet  nun  mit 
dem  Sturze  RobespierreSf  wo  sie  mitten  im  Satze  abbricht. 

Stein  geht  in  seiner  Darstellung  davon  aus,  daß  keinerlei 
Anlafi  zur  Revolution  vorhanden  gewesen  sei.  Er  stellt 
das  französische  ancien  regime  in  sehr  günstige  Beleuchtung 
und  bestreitet,  daß  Mißbräuche  ernsterer  Art  bestanden 
hätten.  Ludwig  XVI  hal)e  das  unter  seinem  Vor^'iln^'er 
gesunkene  Ansehen  im  Auslande  wieder  gehoben.  Er  sei 
nichts  wcuiixer  als  ein  Despot  gewesen.  Willkürliche  Ver- 
haftungsbefehle hatten  schon  unter  Ludwig  XV.  zu  den 
Seltenheiten  gehört.  In  der  Bastille  habe  man  nur  5  Ver- 
haftete gefunden,  darunter  2  Verbrecher  und  emen  Ver- 
rOekten.  Der  Einflufi  des  Adels  und  der  großen  Grund- 
eigentümer sei  schon  durch  die  despotischen  Maßregeln 
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Richelieas  und  Louvois'  herabgenÜDdertt  der  Adel  sei  allen 
Abgaben  mit  Ausnabme  der  Taille  und  auch  dieser  in  er- 
heblichem UmfiiDge  unterworfen  gewesen.  Viele  höhere 
Geistliche  hätten  zu  den  Zierden  ihres  Standes  geh(^rt 
Der  dritte  Stand,  m  grofiem  Wohlstende  gelangt  dnrch 
Industrie,  aber  auch  durch  Staatsi)aclitungen  und  Staats- 
schulden, habe  sicli  über  nichts  zu  beklagen  gehabt.  Auch 
der  Bauernstand  sei  in  vielen  Provinzen  wohlhabend  ge- 
wesen; nirgends  habe  ein  drückendes  Verhältnis  zwischen 
Gutsherrn  und  Untertanen  bestanden  wie  in  Deutachland 
jenseits  der  £lbe;  die  franiteisehen  Bauern  seien  persdn- 
lich  frei  und  die  noch  vorhandenen  Spuren  der  Leibeigen- 
schaft minimal  gewesen ;  wo  Armut  auf  dem  Lande  vor- 
handen gewesen  sei,  habe  das  nur  an  der  Übervölkerung; 
der  übermäßigen  Parzellierung  und  an  dem  fehlerhaften 
Abgabensystem  gelegen.  Das  Verhältnis  dieser  Stände  zu 
einander  sei  für  keinen  drückend  gewesen;  eine  Ab- 
sonderung habe  nicht  bestanden,  sie  seien  einander  all- 
mählich angenähert,  der  Übergang  von  den  unteren  zu  den 
höheren  sei  verhftltnismäßig  leicht  gewesen. 

Nicht  aus  Mißständen  sei  die  Bevolution  hervor- 
gegangen, sondern  wie  alle  großen  Weltbegebenheiten  aus 
dem  Zeitgeiste,  wobei  allerdings  auch  die  Individualität 
der  handelnden  Personen,  die  Schwäche  des  Königs  und 
zufällige  Ereignisse  wie  der  Ausbruch  des  Kriegs  in  Be- 
traclit  gezogen  werden  müsse.  Gegen  diesen  Zeitgeist  wendet 
sich  Stein  auf  das  allerentschiedeuste;  es  sei  das  allerdings 
eine  allgemeine  europäische  Stimmung  gewesen,  die  auf 
OleichgUltigkeit  gegen  die  Religion,  auf  Geoufisucht  und 
auf  Eifersucht  der  Stftade  gegeneinander  beruht  habe. 
Biese  Stimmung  sei  namentlich  auch  in  Deutschland  ver- 
breitet gewesen.  Er  beruft  sich  dafttr  auf  Friedrich  d.  Gr., 
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von  dem  er  im  ttbrigen  mit  Ebrfiirdit  spricht,  auf  die 
Schule  der  Berliner  und  eines  Teils  der  Hallischen  Theo- 
logen, welche  das  bestehende  religiöse  System  angegriffNi 
hätten,  auf  Nicolais  Allgemdne  Bibliothek.  Aber  nirgends 

sei  dieses  System  so  verbreitet  gewesen  wie  in  Frankreich, 
wo  es  in  den  schlechten  Eigenschaften  des  französischen  Volks 
einen  Nährhoden  gefunden  habe.  Er  nennt  das  tranzösischc 
Volk  unmoralisch,  neuerungs^üchtig,  eitel, dünkelhaft,  selbst- 
gefällig, aufbrausend;  ffir  diese  Verderbtheit  des  öfifentlicben 
Geistes  der  Franzosen  macht  er  die  Literatur  mit  ihrem 
Atheismus,  ihrer  VolkssouverAnität,  ihrer  Verhetning  der 
Stände,  macht  er  besonders  Rousseau  und  dessen  Abstrak- 
tionen Terantwortlieh. 

Wie  Stein  die  Quelle  der  Bevolutlon  unrein  nennt  so 
bezeichnet  er  die  Folgen  schlechthin  als  verderblich.  Zwar 
sei  die  Beschränkung  des  Königtums  durch  Reichsstände 
ein  berechtigter  Wunsch  gewesen,  mit  dem  ja  aber  der 
König  einverstanden  gewesen  sei,  zu  dessen  Erfüllung  er  die 
Initiative  ergriffen  habe.  Und  gegen  die  Art  und  Weise, 
wie  bei  der  Wiederberufung  der  £tat8  g^n^rauz  Terfahren  sei, 
wendet  sich  Stein  ganz  entschieden.  Er  beklagt  die  dabei 
unter  dem  Einflüsse  Neekers  hervorgetretene  Schwäche  und 
Nachgiebigkeit  des  KOnigs.  Er  sagt  es  nicht  mit  aus- 
drücklichen Worten,  aber  seinem  Gedankengange  liegt  die 
Idee  zu  (.Iruude,  daß  die  Revolutionen  in  der  Regel  von 
oben  gemacht  würden.  Er  tadelt  die  Zuziehung  der 
Notablen  im  Jahre  1788  beim  Wahlgesetze;  der  König  habe 
dabei  aus  eigner  Machtvollkommenheit  vorgehen  müssen. 
Er  tadelt  auch  den  Inhalt  dieses  Wahlgesetzes,  vor  allem 
das  ]>oublement  du  tiers  und  dafi  nicht  der  Besitz  eines 
mäfiig  grofien  Einkommens  zur  Bedingung  des  aktiven  und 
passiven  Wahlrechts  gemacht  sei.   Er  tadelt,  dafi  die 
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Oeseli&fteOTdiiiiDg  dem  Ermessen  einer  zahlieiehen  hete- 
rogenen Versamnilnng  überlassen  sei.  Und  er  tadelt  im 
höchsten  Grade  die  Abschaffong  der  stftndisehen  Grundlage, 
die  Abstimmang  nach  KOpfen  statt  nach  Ständen,  die  Be- 

ßeitignngdes  Drt'ikanimeisysteins;  er  nennt  es  eine  ungeheure 
Usurpation  des  dritten  Standes,  sich  allein  für  das  fniu- 
zösische  Volk  zu  halten  und  den  oberen  Ständen  ihren  seit 
Jahrhunderten  besessenen  Anteil  an  der  Staatsverwaltung 
gewaltsam  zu  entreißen.  Er  spricht  von  dem  berüchtigten 
Schwur  im  Ballhaufle,  bezeichnet  ihn  als  eine  neue  Usur- 
pation des  tiers,  weil  dadurch  dem  Könige  das  unstrmtige 
unveräufierliche  Recht,  den  Reichstag  zu  entlassen,  ent- 
rissen sei.  Er  beklagt  endlich  die  Zusammensetzung  der 
Versammlung,  die  große  Zahl  von  Advokaten,  Pfarrern, 
Ärzten  und  Lehrern ,  und  daß  nicht  Ein  bei  der  inneren 
Verwaltung  Angestellter,  nicht  Ein  Intendant  oder  Staats- 
rat darunter  gewesen  sei.  Stein  läßt  also  an  der  Re- 
volution schon  in  ihrem  Anfang  kein  gutes  Haar.  Bei 
ihrem  Verlauf  tadelt  er  nicht  nur  die  Strafienszenen,  die 
vom  14.  Juli,  vom  5.  und  6.  Oktober  und  die  späteren, 
sondern  verdammt  auch  die  Beschlüsse  und  Taten  der 
^Nationalversammlung  ohne  jede  Ausnahme.  Bei  dem  Zu- 
sammentritt  habe  man  gehofft,  sie  werde  die  wohlwollende, 
edle  Bereitwilligkeit  ihres  guten  Königs  unterstützen  und 
gemeinschaftlich  mit  ihm  ein  vollkomraneres  Gebilde  der 
gesellschaftlichen  Ordnung  einführen.  Statt  dessen  habe 
sie  mit  verwegener  Hand  alle  Teile  einer  seit  Jahrhunderten 
bestehenden  Verfassung  zertrümmert,  Königtum,  Adel  und 
Geistlichkeit  vernichtet  und  an  Stelle  von  Recht,  Her- 
kommen und  Erfahrung  metapolitisehe  Formeln  und  eine 
wilde  KeuerungSBucht  gesetzt.  Stein  tadelt  insbesondere 
auch  die  Beschlüsse  des  4.  August  Er  nennt  den  Grafen 
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Yon  Noailles  eitel  und  unerfahren;  ein  allgemeiner 
Schwindel  habe  die  ganze  Versammlung  ergriffen;  auf 
Anträge  einzelner  sich  yordrftngender  Mitglieder  habe  sie 

ohne  Prüfung  und  Beratschlagung  durch  Akklaiiiatioii 
unter  hiuten  Beifallsrufen  und  Händeklatschen  der  Zuhörer 
innerhall)  einer  nilchtliclieii  Stunde  ihre  Beschlüsse  gefaßt; 
sie  habe  in  einer  wilden,  l&rmenden  nächtlichen  Zusammen- 
kunft mit  einem  Leichtsinn  und  in  einem  Taumel,  wie  er 
nur  in  Frankreich  möglich  sei,  einen  ansehnlichen  Anteil 
des  Eigentums  aller  BQrgerklassen  und  die  Rechte  der 
Provinzen  verletzt  und  vernichtet.  Er  fiUlt  endlich  aber 
das  Hauptwerk  der  Constituante,  die  Verfassung  von  1791, 
das  vernichtendste  Urteil;  das  ganze  bisherige  Gebäude 
der  gesellschaftlichen  Ordnung,  nicht  nur  das  auf  Recht 
und  Besitzstand  beruhende  Verhältnis  zwischen  König  und 
Volk,  sondern  auch  das  Recht  der  Korporationen  und  des 
Eigentums  sei  leichtsinnig  zerstört,  durch  Aufrichtung  eines 
neuen,  nach  den  unverdauten  metapolitischen  Meinungen 
der  eitlen  Sophisten  des  Zeitalters  gebildeten  Systems.  Er 
tadelt  insbesondere  auch  die  an  die  Spitze  der  Verfassung  ge- 
stellten Menschenrechte;  er  nennt  sie  eine  «metaphysische 
Einleitung  %  er  spricht  von  der  „berüchtigten  metapolitischen 
d^claration  des  droits  de  rhomrae".  Er  wendet  sich 
gegen  die  Verfassung  selbst.  Statt  vernünftigerweise  eine 
Teilnahme  an  der  Gesetzgebung  und  Ah^'ahenbewilligung 
für  die  Versammlung  in  Anspruch  zu  uehmen,  habe  sie  die 
gesamte  Regierung  an  sich  gerissen,  die  Monarchie  in  ein 
eitles  Luftgebilde  verwandelt,  nur  eine  ohnmächtige  formelle 
Scheinmonarchie  gelassen,  dem  Könige  alle  Mittel  zum 
Regieren  genommen ;  alle  weltlichen  und  geistlichen  Beamten 
seien  vom  Volke  gewählt,  der  König  habe  sie  weder  be- 
lohnen, noch  ohne  grofle  Förmlichkeiten  und  endliehe  Zu- 
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Btiminiing  der  Nationalversammlung  bestrafen  können.  Die 
Verfassung  von  1701  sei  nicht  eine  Reform,  sondern  ein 
völliger  Umsturz.  Die  Constituante  habe  ihre  verruchten 
Zwecke  mit  noch  verruchteren  Mitteln  zu  erreichen  ge- 
sucht „So  endete  die  Nationalversammlung,  nachdem  sie 
mit  einer  verfassuiigBwidrigen  Anmafiung  aller  Gewalt  ihren 
Lauf  begoanen  hatte.  Sie  h&tte  eine  fflr  Fhmkreich  wohl- 
tätige, für  das  Ausland  naehahmungswOrdige  Staatsver- 
fassnng  sehaffen  können,  zu  deren  Bildung  ihr  väterlicher 
Monareh  sie  vertrauensvoll  eingeladen  hatte.  Der  Fluch 
der  Kachwelt  und  der  Zeit^MMiosseu  wird  sie  verfolgen  für 
den  Mißbrauch,  den  sie  von  den  glücklichsten  Verhältnissen 
gemacht  hat,  die  sich  je  Keforniatoren  aiilmfen.  Der  Geist, 
der  sie  beherrschte,  war  nicht  der  Geist  der  Weisheit,  ge- 
stutzt durch  Erfahrung,  geregelt  durch  Tugend  und  Religion. 
Es  war  der  Geist  des  leichtsinnig  eitlen,  dflnkelvollen 
NenerungBsinns  oder  ein  frevelhafter  und  verbrecheriacher 
Parteigeist" 

Er  behandelt  die  Danton  und  Robespierre  lediglich  ala 

„Blutmenschen",  nicht  als  psychologische  Rfttselfiguren, 
lobt  die  Tat  der  Corday ,  sieht  den  Unterschied  zwischen 
Berg  und  Gironde  als  äußerst  geringfügig  au  und  äteilt 
sich  auf  iSeite  der  Vend^^e. 

Stein  macht  es  also  nicht  wie  fast  alle  anderen  Ge- 
flchichtsebreiber  der  Revolution,  die  sie  für  eine  im  Prinzip 
gesunde  und  nur  durch  einige  unglnckliche  Zuftlligkeiten 
auf  Abwege  geratene  Bewegung  halten;  die  so  weit  mit- 
gehen wie  es  ihr  Parteiprogramm  erlaubt,  dann  aber  frflher 
oder  später  bei  diesem  oder  jenem  Anlasse,  bei  der  Zivil- 
koiiFtitution  des  Klerus,  beim  Aufkommen  der  Assignateu- 
wirtschaft,  beim  Unterliegen  der  Girondisten  abschwenken, 
sich  seitwärts  nach  rechts  in  die  Büsche  schlagen  und  mit 
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der  Kevülutiun  uichts  mehr  zu  tun  halien  wollen.  Mit- 
läufer der  Constituante  pHegen  sie  sich  während  der  Legis- 
lative allmählich  /.u  absentieren,  auf  den  Konvent  zu 
«chelten,  dem  Direktorium  gegenüber  ziemlich  hilflos  dar 
lustehen. 

Stein  bei  seiner  gAosliclien  Venirtdiluiig  der  RevoUtim 
befindet  sich  in  der  besten  Gesellsehaft;  nnmentlieh  mit 
Kiebnbr,  der  sich  in  den  Yorlesungen,  die  er  1829  tber 
die  Oesehichte  des  Zeitalters  der  Reyolution  in 

gehalten,  ganz  ebenso  ausgesprochen  hat.  Zwar  erseheint 
ihm  das  ancien  regime  in  einem  ungt^nstigeren  Lichte; 
„leidliche"  Mißbräuche  hätten  bestanden;  mißbilligend 
Aufiert  sich  der  auf  seinen  bürgerlichen  Stand  stolze 
Gelehrte,  dessen  Metier  es  nicht  sei  d'ßtre  aristocrat, 
Uber  den  Anstofi,  den  der  Adel  in  gesellschaftlicher  Hin- 
sieht dem  Bttrgentande  gegeben  habe  (I,  72 ff.);  liiebahr 
war  ja  gegen  wirkliche  und  angebliche  gesellschaftliche 
ZnrQeksetzungen  Anfierst  empfindlich  (Briefwechsel  mit 
Stein  Aber  einen  Vorgang  bei  der  Anwesenheit  des 
Königs  1823  in  Rom,  bei  Pertz  V,  798,  801).  Er  billigt 
auch  die  doppelte  Vertretung  des  dritten  Standes  und  die 
AbschatfuMj^  der  stiindisiheu  Grundlage  überhaupt.  Aber 
er  ist  mit  Stein  der  Meinung,  daß  die  Zustände  vor  der 
Bevolution  keine  genügende  Veranlassung  geboten  h&tten 
fttr  die  Auflehnung  gegen  die  bestehende  Gewalt;  auch 
er  verurteilt  die  verkehrten  Ideen  Uber  den  Ursprung  der 
meneehlicheai  Gesellschaft,  namentlieh  die  den  Alten  fremd 
gewesene  Vertragsidee;  auch  er  tadelt  die  Herflbemahme 
der  Menschenrechte,  die  in  Amerika  unsehftdiich  gewesen 
seien,  während  sich  iu  Frankreich  auf  ihrer  Grundlage  nur 
ein  bleibend  revolutionärer  Staat  habe  organisieren  lassen; 
«uch  er  verwirft  die  Verfassung  von  1791  mit  Haut  und 
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Haar;  anch  er  wfirde  mit  den  Vend^in  und  mit  Lud- 
wig XVI.  gegen  die  NationalversammluDg  gekämpft  haben. 

Selbst  Schlosser  weicht  gar  nicht  so  sehr  von  den  beiden 
ab,  indem  er  darauf  hinweist,  daß  schon  1787  und  1788 
das  Land  sich  in  vollem  Aufstand  befunden  habe,  indem 
er  die  Beschlüsse  der  Nationalversammlung  im  Mai  und 
Jimi  1789  far  re?olatioiiär  erkl&rt,  indem  er  schon  im 
Juli  1789  Ton  einem  völligen  Umstnrs  der  Monafchie  redet, 
indem  er  die  Menschenrechte,  die  Beschlüsse  des  4.  August 
und  die  ZivilkonsUtution  des  Klerus  Yerwirft,  wfthrend  er 
Burke  bekftmpit  und  die  Gesamtverfassung  von  1791  nicht 
ausdrücklich  ablehnt  (Schlosser,  Geschichte  des  18.  Jahr- 
hunderts, V,  42  ff.,  02,  8U,  1*2). 

Erst  viel  später,  als  der  deutsche  Liberalismus  eine 
spezifisch  französische  F&rbung  annahm,  als  dann  so 
formvollendete  Darstellungen  wie  die  von  Mignet,  Thiers 
und  Lamartine  erschienen,  hat  sich  eines  grofien  Teils  der 
sogenannten  Gebildeten  eine  ganz  andre  Auffassung  be- 
mächtigt. Nicht  auf  die  Dauer,  da  man  sich  bald  genug 
sagen  mu6te,  daß  diese  Darstellungen  gerade  so  gut  Ro- 
maue sind  wie  die  des  älteren  Dumas,  aus  dessen  Musque- 
taires  sich  niemand  über  die  Zeit,  in  der  sie  spielen,  unter- 
richten niöciite.  in  steigendem  Maße  hat  man  sich 
(Taine  und  Wahl)  auf  Grund  von  Forschungen,  wie  sie  in 
dem  Umfange  Stein  noch  nicht  zu  Gebote  standen,  der 
Steinschen  Auffassung  stark  angenähert  uDen  Franzosen 
war  es  gelungen,"  sagt  Ranke,  .ihrer  Auffassung  der 
Revolution  beinahe  eine  allgemeine  Herrschaft  in  der 
Literatur  zu  verschaffen;  in  unseren  Tagen  ist  das  Ver- 
hältnis bereits  ein  anderes  geworden;  deutsche  Historiker 
hatten  sich  das  Verdienst  erworben,  die  hergebrachten  An- 
sichten zu  erschüttern,  und  besser  begründete  an  ihre  Stelle 


Digiiized  by  Google 


2.  Kapitel.  Daa  Verhältnis  Steins  zur  franz.  Revolution.  229 

m  setzen"  (Ursprung  und  Beginn  der  BevolnttoiiBkriege, 

Vorrede). 

Mag  aber  die  Steinsche  Auffassung  richtig  sein  oder 
nicht,  jedenfalls  ist  bei  allen  dciKn,  die  über  Stein  ge- 
schrieben haben,  auch  vor  der  Kenutnis  des  Steinschen 
Manuskripts  kein  Zweifel  gewesen  Ober  seine  Stellung 
tur  französiBchen  Revolutioii.  Portz  bat  sich  nicht  direkt 
darüber  ausgesprochen,  sich  aber  bei  seinen  Bemerkungen 
über  die  RoTolution  (I,  79  ff.)  vielfach  durch  das  Ihm  da- 
mals schon  bekannte  Steinsche  Manuskript  bestimmen 
lassen.  In  Steins  Leben,  sagt  Seeley  (I,  63),  spiele  die 
französische  Revolution  keine  Rolle,  nicht  einmal  vorüber- 
gehend scheine  sie  einen  Funken  von  Begeisterung  in  ihm 
erweckt  zu  haben ;  Abstraktionen  seien  nichts  für  ihn  ge- 
wesen. Koch  ganz  neuerdings  ist  die  Äußerung  gefallen, 
Stein  stehe  der  fransOsisehen  Revolution  fast  verständnis- 
los gegenüber  und  verwerfe  sie  mit  scharfem  Worte  (For- 
schungen, XV,  455)* 

Auch  Max  Lehmann  ist  frfiher  derselben  Ansicht  ge^ 
wesen.  Im  „Scharnhorst*'  heifit  es  II,  166:  „Stein  hatte 
schon  alle  die  Jahre  daher  gegen  die  französische  Revolution 
einen  tiefen  Widerwillen  im  Herzen  getragen,  jetzt  wandelte 
sich  dieser  in  grimmigen  Haß.  Mit  dem  sichern  Blick 
eines  echten  Staatsmannes  erkannte  er,  daß  die  Bewegung 
von  1780  zeitig,  fast  schon  in  ihrem  Ursprung,  verfälscht 
worden  sei,  durch  den  unmoralischen  Charakter  des  fran- 
lOdsehen  Volkes,  dessen  Betragen  verbrecherisch  geworden, 
sobald  die  grenzenlose  Schwache  des  Königs  sich  zeigte." 
Und  nun  folgen  mehrere  wörtliche  mit  GänselOfien  be- 
zeichnete Anführungen  aus  der  Stdnschen  Revolutions- 
geschichte, ohne  diese  zu  nennen.  Schon  vorher,  II,  31, 
war  davon  die  Kede  gewesen,  wie  Stein  hätte  zu  Mute 
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werden  mimeD,  «all  er  gerade  diese  aeiaer  Forsoige  a»- 
yertranten  Landschaften  dem  Strome  preisgegeben  sah» 
der  von  Westen  her  seine  wilden  und  trüben  Wogen  heran- 
wÄlzte",  usw. 

Aber  jetzt  im  „Stein"  ist  er  völlig  andern  Sinnes  ge- 
worden. Durch  alle  drei  Bände  hindurch  zieht  sich  der 
Gedanke,  daß  Stein  der  BeTolution  sympathisch  gegenttber 
gestanden  habe. 

Die  Hanptstelle  ist  diese  (I,  ISdff.): 

„Bas  Ereignis  trat  ein,  das  in  seinen  Naehwirlcungen 
den  Lebensgang  Steint  bestimmt,  ihn  in  die  Sehmeraen  der 
Verbannung  und  auf  die  Hfthen  des  Rnhmes  geführt  hat. 
Die  Franz()i>;eii  unteiiialnnen  einen  Neubnu  ilires  Gemein- 
wesens von  Grund  aus,  indem  sie  mit  der  ganzen  Leiden- 
schaft ihres  Naturells  den  Gedanken  der  KationalitÄt  er- 
griffen und  die  entgegenstehenden  Privilegien  des  Adels 
und  des  Klems  mit  den  Waffen  der  Freiheit  und  Gleich- 
heit bekämpften.*  —  Der  Gedanke  der  Nationalität  war 
nicht  der  maflgebende  in  der  Revointion  und  die  Privi- 
legien der  beiden  oberen  Stände  standen  der  fransOsisehea 
Einheit,  die  in  allen  wesentliehen  Punkten  schon  während 
des  ulteu  Staatswesens  durch  das  Königtum  hergestellt 
war,  nicht  entgegen,  so  daß  der  Revolution  nur  eine  un- 
wesentliche Nachlese  übrig  blieb,  die  hauptsächlich  in  der 
völligen  Einverleibung  des  Elsaß  bestand. 

.Man  sollte  meinen,  daß  Stein  den  Anf&ngen  der  Be- 
wegung nicht  feindlich  gegeafibergeetanden  habe.  Wieviel 
verdankte  er  doch  der  fransöeischen  Nation  und  ihrer 
Kultur.  Von  Kindesbeinen  an  war  er  gelehrt  worden  sich 
in  ihrer  Sprache  aussndrttcken;  er  schrieb  sie  fast  so  ge- 
läufig wie  die  deutsche;  in  ihr  behandelte  er  mit  Eltern, 
Geschwistern  und  Freunden  die  intimsten  Angelegenheiten; 
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Tor  der  Epoche,  von  der  wir  hier  reden  wollen,  hentsen 
wir  nur  gans  vereinzelt  deutsche  Briefe  aus  seiner  Feder*. 
—  Umgekehrt  wflrde  ein  Schnh  daraus.  Gerade  diejenigen, 
welche  die  entschiedensten  Widersacher  der  Revolntion 

gewesen  sind,  haben  ihre  Briefe  meist  französisch,  sehr 
selten  deutsch  gesclirieben.  Sollen  wirklich  neben  Stein 
auch  Schulenburg-Kehnert  und  Marwitz  zu  Anhängern  der 
Revolutiou  gemacht  werden,  von  denen  jener  gesagt  hat^ 
er  schreibe  deutsch  grammatikalisch  fehlerhaft,  französisch 
richtiger  (Forsehungen,  XV,  388);  dieser  aber,  dafi  seine 
literarische  Bildung  zum  grMten  Teile  französisch  seL 
Friedrich  der  Orofie  hat  seine  gesamte  Korrespondenz  in 
französischer  Sprache  geführt.  Goethe  hat  zwar  fran- 
zösische Briefe  nur  zur  Übung  an  seine  Schwester  ge- 
schrieben, aber  doch  von  sich  bezeugt,  daß  er  eine  Kation 
nicht  hassen  könne,  der  er  einen  großen  Teil  seiner 
Bildung  verdanke.  Und  während  der  ganze  Adel  fran- 
zösisch nicht  nur  schrieb,  sondern  auch  sprach,  war  im 
Bttrgerstande,  der  mehr  oder  weniger  mit  der  Bevolution 
wenigstens  in  ihren  Anfängen  fljympathisiert  hatte,  die 
Kenntnis  des  Französischen  so  wenig  verbreitet,  da6  gegen 
Napoleons  Anweisung  nur  eine  geringe  Zahl  Bürger- 
licher in  den  Staatsrat  des  Königreichs  Westfalen  auf- 
genommen werden  konnte,  weil  nur  wenige  fähig  waren, 
französisch  zu  verhandeln.  Übri|Tens  hat  doch  auch  Stein 
am  9,  Juni  1792,  wie  Lehmann  selbst  (I,  140)  mitteilt,  ge- 
schrieben: »Den  Gebrauch  der  deutschen  Sprache  ziehe 
ich  dem  der  französischen  vor,  weil  es  unmöglich  ist,  in 
einer  fremden  Sprache  uneigentliche  AnadrQcke  und  Re- 
densarten zu  Tenneiden,  um  nicht  MiflTerstftndnisse  zu 
veranlassen,  und  weil  ich  gewohnt  bin,  ttber  emsthafte 
Gegenstände  in  meiner  Muttersprache  zu  denken.  Wenn 
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dann  LehmaDn  veiter  sagt,  wir  besftfien  nur  ganz  ver- 
einzelte deutsche  Briefe  ans  Steins  Feder,  wfirde  es 

richtiger  gewesen  sein  zu  sagen ,  wir  besäßen  nur  ganz 
verschwiodeDd  weoig  Briefe  überhaupt  aus  jener  Zeit 
YOQ  ihm. 

„Wir  kennen  ferner  aus  den  Berichten  über  seine  pol- 
nische Reise  die  Wirkung,  die  jene  beiden  Zauberworte 
Freilieit  und  Gleiclilieit  auf  ihn  ansQbten:  wie  entechieden 
vemrteilte  er  dort  die  Leibeigenschaft.'  —  Die  Stelle  aus 
dem  Berichte,  der  Ton  Stein  und  Rheden  1781  an  Heinitz 
Ober  eine  zu  ihrer  Ausbildung  im  Bergfach  ins  Königreich 
Polen  untemoromene  Reise  erstattet  wurde,  ist  von  Leh- 
mann (1,  43)  mitgeteilt.  Sie  lautet:  „Die  Volksmenge  ver- 
mehrt sich  hier  nicht  nach  denen  Gesetzen,  welche  <lio 
Natur  in  Ländern  beobachtet,  wo  Freiheit,  Gleichheit  in 
der  Verteilung  des  Vermögens  und  eine  Gesetzgebung, 
die  die  Rechte  der  Menschheit  beschotst,  ihre  Wirlcung 
beganstigen.*  Lehmann  hnllpfte  dort  an  diese  Mitteilung 
die  Bemerkung,  es  gewahre  eine  nicht  geringe  Oberrasehung, 
daraus  zu  entnehmen,  dafi  es  die  Rechte  der  Menschheit, 
dafi  es  Freiheit  und  Gleichheit,  also  die  Ideen  des  Jahr- 
hunderts gewesen  seien,  zu  denen  sich  die  beiden  adligen 
Jünglinge  bekannt  hiUten.  Es  kann  doch  Stein  nicht  des- 
halb, weil  er  sich  18  Jahre  vor  der  Revolution  mißbilligend 
Über  die  polnische  Leibeigenschaft  geäußert  hat,  zu  den 
Anhängern  der  Revolution  gerechnet  werden,  der  Revo- 
lution, die  mit  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  Ober- 
haupt nichto  zu  tun  hat,  da  die  Besserung  in  den  btuer- 
liehen  Verh&ltnissen  der  Zeit  vor  der  Revolution  angehört; 
die  hier  gebrauchten  Worte  Freiheit  und  Gleichheit  haben 
mit  den  Menschenrechten  nichts  zu  tun. 

,So  wenig  wie  die  Franzosen  von  1789  wollte  er  etwas 
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wissen  von  einem  uobeschränkteu  Königtum,"  —  Zu  denen, 
die  hiervon  nichts  wissen  wollten,  gehörte  vor  ulien»  Lud- 
irig  XVI,  selbst. 

,Er  leitete  ständisclie  Versammlungen  und  arbeitete 
mit  ihnen  zusammen."  -  StiUidisrlie  Versammlungen,  wie 
sie  in  einigen  Parzeilen  Westfalens  bestanden,  sind  von 
der  französischen  Revolution  Qberall  zertrQmmert. 

«In  Frankreich  war  jenes  freie  wirtschaftliche  System 
ersonnen,  das  dann  die  Constituante  ergriff  und  dem  Stein 
wenigstens  teilweise  beipflichtete."  —  Es  war  das  englische 
System,  mit  dem  sich  Stein  beschäftigte. 

„Wenn  er  sich  rühmte,  den  Ghausseebau  in  Westfalen 
ohne  eine  Frohnde  zustande  gebracht  zu  haben,  so  hatte 
er  das  Beispiel  Turgots  vor  Augen,  mit  dem  er  auch  in 
der  Wertschätzung  ständischer  Selbstverwaltung  aberein- 
fltimmte/  —  Letzteres  gewiß«  In  auffallender  Weise  er- 
innert der  Anfang  von  Turgots  Mdmoire  sur  lee  munid- 
palitto  (II,  504)  ,La  cause  du  mal  vient  de  oe  que  la 
nation  n*a  point  de  Constitution;  c'est  une  8oei6t6,  com- 
posöe  de  dilfdrents  ordres  mal  unis,  et  d'un  peuple, 
dont  les  membres  n'ont  eutre  eux  que  tres-peu  de  Mens 
sociaux  oü  par  cons(^quent  chacun  n'est  gu^re  oi  ru])e  que 
de  son  interet  jiarticulier  exclusif;  presque  persomie  ne 
s'embarasse  de  remplir  ses  devoirs  ni  de  conuattre  ses 
rapports  avec  les  autres'  etc.  an  die  Darstellung  Steins 
Uber  die  fehlerhafte  Organisation  des  Kabinets  (Wahl,  Zur 
Gesehiehte  von  Turgots  Munieipalitfttenentwurf  in  den 
Anoalen  des  Deutschen  Reichs  [1903],  867,  Note  3;  Wahl, 
Vorgeschichte  I,  248,  II,  43,  159.) 

„Noch  nach  Jahren  rechnete  er  Mounier  und  Bailly, 
Von  denen  der  eine  den  Schwur  im  Ballhause  beantragte, 
der  andre  ihn  zuerst  leistete,  unter  die  tugendhaftesten 
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imd  aufgeklArteftteii  Mflaner."  —  Es  «ftre  doch  gut  gewesen» 
wenn  der  gsnze  Pftisns  aus  dem  Briefe  Steins  an  den 
Prinzen  Lonis  Ferdinand  vom  17.  NoYember  1796  (PertsI, 
164)  mitgeteilt  wftre.    Die  weggelassene  Stelle  lautet, 

nachdem  gesagt  ist,  ein  gro6er  Mann  müsse  mit  der 
philosophischen  Geistes^\rt  die  Kraft  des  Charakters  ver- 
binden: „Es  war  Mangel  an  Charakter,  was  in  der 
Bevolution  die  tugendhaftesten  und  aufgeklärtesten  Männer 
gestürzt  hat,  wie  Mounier,  Bergasse,  Bailly,  selbst  unter 
den  GInmdlsten  Condoreet,  Boland." 

»Unter  den  fransösischen  Denkern  verehrte  er  besonders 
Montesqnieu,  der,  wie  man  weift,  den  Lehrsatz  von  der 
Trennnng  der  politischen  Gewalten  ausprägte  vnd  dem- 
jenigen Königtum  Verderben  und  Untergang  prophezeite, 
das  die  sUludischen  Rechte  zerstören  würde;  auch  in  der 
Constituante  war  eine  starke  Partei,  die  es  mit  Montesquieu 
hielt,  und  lange  genug  bat  es  noch  in  den  folgenden  Ver- 
sammlungen gewährt,  bis  seine  Theorie  ganz  preisiregeben 
war.*"  —  Darfiber  istdasNOtige  bereits  1, 64—68,  186—155, 
181—183,  und  U,  209  gesagt 

.Von  Jugend  auf  liebte  Stein  England.  Welche  Ein- 
wirkung ist  von  England  auch  in  dieser  Periode  auf 
Frankreich  ausgegangen",  oder  wie  es  fthnlich  II«  84 
lautet:  „Zu  dem  engliMlieii  Vorbilde  gesellte  sich  das 
französische  und  es  gab  wohl  nichts ,  was  natürlicher  ge- 
wesen wäre,  denn  wie  leicht  vollzog:  sich  der  Übergang 
wie  von  dem  altgermanischen  zum  englischen,  so  auch  von 
dem  englischen  zum  französischen  Verfassungsideale. "  — 
Es  ist  vielmehr  das  Charakteristischste  der  französischen 
Revolution  gewesen,  dafi  keine  einzige  englische  Eni- 
riehtang  mit  Aumahme  der  stark  französierten  Jury  nach* 
geahmt  ist 
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«Sogar  SU  der  von  dem  dritten  Stande  beaoapmchten 
Fobrersehaft  gab  es  eine  Analogie  in  den  Reden  und  Taten 

Steins:  er  rOhmte  den  Bflrgerstand  als  denjenigen,  der  dem 
Staate  die  aufgeklärtesten  und  tätigsten  Untertanen  gebe, 
er  wirkte  in  Landschaften,  wo  die  bürgerlichen  Interessen 
überwogen."  —  Wie  sich  aus  der  Verweisung  ergibt,  handelt 
ei  sich  hier  wieder  um  den  Bericht  über  Polen  aus  dem 
Jahre  1781,  wo  es  heidt:  «In  Polen  fehlt  der  ganae  mitt- 
lere oder  Bttrgerstand,  der  dem  Staat  die  au^eklärtesten 
und  t&tigsten  Mensehen  in  liefern  pflegt'  Aas  dieser  An* 
erkennnng  des  Bttrgentands  folgt  doch  niebt  dessen  Fobrer- 
sehaft oder  vielmehr  dessen  Alleinherrsefaaft,  wie  sie  in  der 
französischen  Revolution  erstrebt  worden  ist.  Ob  schon 
damals  in  Westfalen,  „die  bürgerlichen  Interessen  über- 
wogen," kann  um  m  mehr  auf  sich  beruhen  bleiben,  als 
eine  Vertretung  dieser  Interessen  in  der  Zusammensetzung 
der  landständischen  Corpora,  wo  es  überhaupt  eine  land- 
stftndisehe  VerÜsssong  gab,  keinen  oder  doeh  keinen  ge- 
nfigenden  Aasdroek  gefanden  hatte. 

.Endlich  stand  eins  der  radikalsten  von  den  modernen 
Gesetsen  Frankreiebs,  das  gegen  den  Papst  and  das  Kloster* 
wesen  gerichtete,  nicht  im  Widersprach  mit  der  Welt- 
anschauung Steins,  welche  durchaus  protestantisch  war. 
Wie  scharf  hat  er  sich  noch  viel  später  über  die  Klöster  ge- 
äußert." —  Über  Steins  religiöse  Weltanschauung  ist 
(11,200)  gehandelt.  Lehmann  selbst  gesteht  an  einer  andern 
Stelle  (11.  529),  dafi  die  Steinsehe  Kirchenpolitik  auf  das 
stArkste  von  der  franiOsischen  revolutionären  abgewichen 
sei,  da  die  Fransosen  die  Kirche  ebenso  geringgeschatit 
h&tten  wie  Stein  sie  bochgesebitst  habe.  Übrigens  gibt  es 
ein  gleichseitig  gegen  den  Papst  nnd  die  Klöster  gerichtetes 
Gesetz,  wie  man  doeh  nach  der  Fassung  annehmen  müßte. 
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nicht.  Die  gegen  die  KldBter  gerichteten  Gesetze  sind 
I,  162  nfther  bezeichnet.    Mit  dem  Qese^  gegen  den 

Papst  kann  doch  nur  die  Zivilkonstitutiou  des  Klerus  ge- 
meint sein. 

„Selbst  die  alilehnende  Haltung,  welche  Stein  gegen- 
über eiuem  der  Urheber  des  esprit  r^volutioonaire  einnahm, 
ivird  man  nicht  als  Beweis  von  Feindschaft  gegen  die  Ideen 
und  Mftnner  Ton  1789  ansehen  dflrfen.  Als  im  Jahre  1788 
das  postume  Werk  von  J.  J.  Rousseau,  die  Gonfessions, 
erschien,  schrieb  Steins  Freund  Rehberg  eine  strenge  Re- 
zension! Er  warf  dem  Autor  vor,  dafi  er  sich  nicht  nur 
gepen  die  btirgerliche  Gesellschaft,  sondern  auch  gegen  die 
höhere  und  lieiligere  VerpHiclituug  der  natürlichen  Ver- 
hultnisse  auffflehnt  habe."  Nach  Anführung  des  weiteren 
Inhalts  der  Uehbergischen  Rezension  heißt  es  ferner:  „Es 
ist  sehr  begreiflich,  daß  Stein  diese  Kritilc  für  das  Beste 
erltlftrte,  was  Ober  Rousseau  geschrieben  sei.  Er  selbst 
nannte  Rousseau  den  Mann  mit  einem  kranken  Herrn. 
Vergessen  wir  aber  nicht,  dafi  die  Rezension,  deren  Inhalt 
sich  Stein  aneignet,  auch  in  feurigen  Worten  den  Mann 
pries^  der  das  gefühlvollste  Gemfit besitze,  dessen  Empfindung 
sich  mit  unnachahmlicher  Stflrke  in  eiutuu  hinreißenden 
\  ortrage  ergoß.  Und  wenn  Stein  sellier  noch  vor  kurzem 
der  Umgang  mit  der  Natur  für  die  Bewahrung  der  Seelen- 
ruhe wichtiger  erschienen  war  als  alle  Grundsätze  der 
Moral,  wenn  er  der  Bureaokratie  mifitraute  und  der  Selbst- 
verwaltung vertraute  y  wenn  er  von  einer  Beteiligung  der 
Kation  an  der  politischen  Arbeit  die  Wirkung  erhoffte,  dafi 
sie  den  metapolitischen  Trftumereien,  dem  philosophisch  sein 
wollenden  Hin-  und  Herreden  ein  Ende  mache,  liegen  in 
alledem  nicht  ebenso  viel  Annäherungen  an  Rousseau? 
Kiu  Urteil  Steins  Uber  Bousseaus  politische  Schriften  haben 
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wir  nicht.*  —  Danach  wfirde  die  Annftherang  Steins 
an  Rousseau  erstens  darin  bestehen,  dafi  Stein  1783  — 

„vor  kurzem" ,  sagt  Lehmann  —  in  einem  Briefe  an  seine 
Schwester  Marianne  geäußert  hat,  der  Umgang  mit  der 
Natur  sei  für  die  Bewahrung  der  Seelenruhe  wichtiger  als 
alle  Grundsätze  der  Moral;  vielleicht  hat  Lehmann  an 
diesen  Satz  gedacht,  als  er  von  Äußerungen  sprach,  welche 
einer  angeblich  atheistischen  Vorperiode  angehören  sollten; 
politisch  kommt  auf  den  Natursinn  nichts  an.  Eine  zweite 
Ann&hemng  swisehen  beiden  wftre  das  gemeinsame  Hifi- 
trauen gegen  Bureaukratie  und  das  gemeinsame  Vertrauen 
zur  Selbstverwaltung,  eine  dritte  die,  dafi  beide  gehofft 
hätten,  die  Beteiligung  der  Nation  an  der  politischen  Arbeit 
werde  die  Wirkung  haben,  daß  dadurch  die  metaphysischen 
Träumereien ,  das  philo80])hi?ch  sein  wollende  Hin-  und 
llerredeu  ein  Kode  finde.    Gerade  gegen  Träumereien 
k  la  Rousseau  bind  die  Steinschen  Äußerungen  gerichtet. 
AnflfaUend  in  hohem  Grade  ist  es  aber,  dafi  Lehmann  seine 
BemOhungen,  Stein  und  Rousseau  nach  Möglichkeit  oder 
vielmehr  Ober  jede  Möglichkeit  hinaus  unter  einen  Hut  zu 
bringen,  an  die  Gonfessions  und  nicht  an  den  Contrat  sozial 
anknüpft;  seine  Motivierung,  dafi  wir  ein  Urteil  Steins 
tiber  Rousseaus  politische  Schriften  nicht  hätten,  trifT"t 
doch    die  Confessions  erst  recht,   da  es  nur  auf  eine 
ganz  künstliche  Weise  von  Lehmann   hergestellt  wird. 
Glaubt    Lehmann  wirklich,  daß  der  geringste  Zweifel 
darüber  bestehen  könnte,  wie  das  Urteil  Steins  Aber  den 
Contrat  sozial  gelautet  haben  würde?  Oder  soll  wie  bei 
den  Briefen  das  argumentum  ex  silentio  herhalten? 

«Ebensowenig"  —  wie  ein  Urteil  Steins  Uber  Ronsseaun 
politische  Schriften  —  „haben  wir  eine  gleichzeitige 
Äußerung  von  ihm  über  die  ersten  Jahre  der  großen 
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Umwälzung  io  Frankreich.  Sein  erstes  Wort,  das  ilir  gUt, 
entstammt  bereits  der  Zeit,  da  der  Adel  abgescbafit 
war,  da  neben  dem  dritten  Stande  auch  der  vierte  sich 
erhoben  hatte,  da  republikanische  Gesinnungen  durch- 
gedrungen waren,  da  das  monarchische  Genieinj?efOhl  des 
alten  Europas  Österreich  und  Preußen  in  einen  Krieg  wider 
das  revolation&re  Frankreich  geführt  hatte.  —  Für  die 
H Oglidikeit,  auf  welehe  Lehmann  hier  hinweist,  dafi  Stein 
wie  eine  atheistische,  so  aneh  eine  refolutlonAre  Periode 
gehaht  habe,  wfirde  die  Zeit  doch  sehr  susammenschrumpfen, 
da  schon  1789  der  Adel  abgeschafft  wnrde  nnd  mindestens 
seit  1790  das  Proletariat  sich  erhoben  hatte,  sodüß  Stein 
eigentlich  nur  über  den  Bastillesturm  in  Gemeinschaft 
mit  Campe  sich  hätte  freuen  können.  Dabei  ist  ganz  über- 
sehen, daß  es  von  Stein  nur  sehr  wenige  Briefe  überhaupt 
gibt  vielleicht  deshalb,  weil  er  kein  eifriger  Korrespondent 
war,  dafi  jedenfalls  sehr  wenige  von  diesen  Briefen  auf 
uns  gekommen  sind,  wie  denn  der  ganze  BriefwediBel  mit 
Rehberg  nnd  Heinits  fehlt,  wie  in  keinem  einzigen  der 
erhaltenen  Briefe  von  der  englischen  Reise  die  Rede  ist 
Soll  denn  wirklich  das  Urteil  jemandes  über  irgend  ein 
I)olitisches  Ereignis  nur  dann  geschichtlichen  Wert  haben, 
wenn  es  Zug  für  Zug  a  temjjo  abgegeben  wird! 

In  einer  Note  zu  dieser  Stelle  wird  noch  darauf  hin- 
gewiesen, daß  das  Beispiel  Klopstocks  und  Johannes  von 
Maliers  zeige,  «wie  viel  bei  einem  Urteil  ttber  die  fran* 
zOsiache  Revolution  anf  das  Datnm  ankomme.*  —  Klopstock 
war  ein  weltfremder  Poet  Was  aber  Johannes  von  MfiUer 
betrifft,  so  hat  Lehmann  selbst  an  einer  andern  Stelle 
(I,  890)  hervorgehoben,  wie  stark  die  Gabe  der  An- 
empfindung  bei  ihm  gewesen  sei.  Stein  war  doch  aber 
das  volle  Gegenteil  eines  Chamäleons. 
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Wie  aber  stellt  sich  Lehmann  zu  dem  Steinschen 

Manuskript  V 

Er  hat  als  Archivbeamter  schon  bei  der  Erwerbung 
Kenntnis  davon  erlangt,  er  hat  auch  bei  der  Ausarbeitung 
des  «Stein*  vollauf  Gelegenheit  gehabt,  es  an  seinem 
Wohnorte  zu  benutzen.  Aber  er  hat  znniehBt  nichts  getan, 
um  die  Benutzung  den  anderen  zu  erldehtem.  Er  erschwert 
sie  sogar. 

Im  Vorwort  zum  ersten  Bande  sjuicht  er  von  den 
1811  niedergeschriebenen  aDenkwürdigkeiteu"  und  nennt 
sie  ein  Juwel. 

Band  1, 80  wird  aus  den  «Denkwürdigkeiten*  folgender 
Satz  zitiert:  .Josephs  Ansichten  Uber  iufiere  Politik  waren 
irrig.  Er  verlor  den  bisher  von  Österreich  behaupteten 
Efaiflufi  in  Deutsehlandf  indem  er  durch  seine  Abrundungs- 
projekte  gegen  Baiem  allgemeines  Mißtrauen  erregte." 

Band  T.  14f>:  Stein  berichte  in  spincn  „Denkwürdig- 
keiten", alles  sei  im  Hauptquartier  zu  Cobleuz  Ende  1793 
mißmutig  gewesen  Ober  den  bisherigen  Kriegserfolg, 

Band  I,  147:  Bezeichnend  für  Stein  sei  es,  dafi  er  in 
seinen  »Denkwürdigkeiten*  seine  Mitwirkung  bei  den  Ver- 
handlungen mit  dem  Landgrafen  von  Hessen-Kassel  nicht 

mit  einer  Silbe  erwiUine. 

Band  I,  157  bezeichnet  er  die  „Denkwürdigkeiten*, 
ohne  sie  zu  nennen,  mit  der  Wendung  „um  mit  den  Worten 
zu  reden,  die  später  Stein  selbst  gebraucht  bat*.  £s  ist 
da  von  der  Herrschaft  Bobespierres  die  Rede,  der  den  hin- 
gerichteten König  »an  seinen  Verfolgern  und  an  der  ver- 
deitten  Nation  durch  StrOme  von  Blut  rftehte,  bis  er  selbst 
der  Holle  gereift,  ein  schenfiliches  Ende  nahm*. 

Auf  derselben  Seite  heißt  es,  wieder  ohne  dafi  die 
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.Denkwfifdigkeiten"  genannt  wftrden,  Stein  habe  noch  nach 
swei  Jahrzehnten  den  Krieg  in  der  Vendöe  geschildert, 
,wo  frommer  Landleute  religtdser  Enthusiasrnna  und  treue 
Anhänglichlceit  an  den  Thron  unter  Leitung  geistvoller  und 

heldenmütiger  Anführer  den  Kampf  mit  der  blinden  Wut 
blutgieriger  Gegner  und  ihrer  zahlreichen  Heere  rühmlich 
besunden". 

Nochmals  auf  derselben  Seite  wird  dann  aus  den 
„Denkwardigkeiten"  der  Sats zitiert:  »Sie  (die  Emigranten) 
waren  im  allgemeinen  Iftstig  denen  Einwohnern  durch  ihre 
Anmafiung«  wenig  geachtet  wegen  ihres  Leichtsinns,  ihrer 
Gehaltlosigkeit ;  der  größte  Teil  bewies  Resignation  in  eine 
Lage,  die  zu  Entbehrungen  jeder  Art  nötigte,  Gewandtheit 
und  Frohsinn  in  der  Trübsal". 

Band  I,  172  wird  aus  den  „Denkwürdigkeiten"  eine 
Stelle  zitiert:  ,Wie  unerwartet  schnell  wurde  alles  dieses 
nach  dem  Tbde  des  grofien  Königs  ganz  anders;  um  es 
zu  glauben,  muß  man  Augenzeuge  und  Zeitgenosse  ge- 
wesen sein/ 

lliuul  II,  »M}  werden  für  die  günstige  Beurteilung  des 
Kabinettsrats  Mencktii  vonseiten  Steins  die  „Denkwürdig- 
keiten" zitiert,  die  von  Peru  I,  17ü  wörtlich  reproduziert 
seien. 

Band  II,  51^  Note  3  wird  fftr  die  von  Stein  beab- 
sichtigte Adelsieform  auf  Steins  »Benkwardigkeiten"  yer- 
wiesen. 

Band  II.  58:{,  Not»»  ;i  werden  die  „Denkwürdigkeiten" 
für  Steins  Meinung  über  die  Unvollkoiiirncnlieit  der  Er- 
ziehungsanstalten während  der  Zeit  der  Aufklärung  zitiert. 

Band  II,  51KJ  ebenso  ans  Anlafi  von  Steins  Konflikt 
mit  der  Königin  Louise. 
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Erst  im  dritten  Bande  rückt  Lehmann  mit  dem  wahren. 
Titel  des  Steinscheu  Manuskripts  heraus ;  es  heißt  Band  III, 
98,  Note  3:  ,Der  Titel  des  Werks  lautet:  Geschichte  des 
Zeitraams  tod  1789—1799*. 

Aber  auch  hier  wird  nicht  verraten,  wo  das  Manuskript 
sieh  befindet. 

Es  ist  dann  im  dritten  Bande  noch  sweimal  davon  die 

Rede;  III,  116  wird  von  einem  die  „Denkwürdigkeiten* 
nocii  überbietenden  ungeheuren  Zugeständnisse  au  die  Re- 
gierung Frankreichs  vou  IT'.*:',  gesprochen,  worüber  später; 
und  III,  300  von  „dem  1811  verfaßten  Geschichtswerke". 

Von  allen  Lehmannschen  Zitaten  beziehen  sich  nur 
zwei  oder  drei  auf  Steins  Beurteilung  oder  Verurteilung 
der  französischen  BevoluUon.  Alle  fibrigea  auf  Steins  Be- 
urteilung oder  vielmehr  Verurteilung  preufiischer  Ver- 
hAltnisse,  so  daß  also  die  Darstellung  Steins  von  der 
französischen  Revolution  bei  Lehmann  so  gut  wie  Oberhaupt 
keine  Beachtung  gefunden  hat. 

Nun  hat  zwar  Lehmann  (III,  99 f.)  zugestanden,  dafi 
Stein  ^sehr  ungünstig**  über  die  französische  Revolution 
geurteilt  habe,  jedoch  zugleich  behauptet,  daß  die  Steinsche 
Darstellung  nicht  zu  „retten**  sei,  als  „teils  einseitig",  teils 
„geradezu  falsch".  Es  kommt  doch  aber  in  erster  Linie  nicht 
darauf  an,  welches  die  Meinung  Lehmanns  hinsichtlich  der 
Meinung  Steins  Aber  die  französische  Bevolution  sei,  sondern 
zunächst  nur  darauf,  wie  Stein  selbst  Ober  die  französische 
Revolution  geurteilt  habe.  Um  aber  das  Zugestftndnis,  daft 
Stein  „sehr  ungünstig"  geurteilt  habe,  zu  paralysieren,  soll 
nach  Leliuiaim  die  Steinsche  Revolutionsgeschichte  zum 
Zweck  des  Unterrichts  der  ältesten  Tochter  geschrieben  sein. 
Er  beruft  sich  dafür  auf  einen  Brief  Steins  an  die  Grflfin 
Brühl  vom  7.  März  1811  ,  bei  dessen  Erwähnung  Pertz 

▼oa  Meier.  Fnrni,  Kia&UM.  II.  10 
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(11, 022)  ein  Fragezeichen  gemacht  hat,  einen  Brief,  den  mau 
nur  aus  diesem  Zitat  kennt.  Die  Stelle  lautet:  je  »uis 
maintenant  oceupö  &  faire  ponr  Henriette  us  tableaa  hiBtoriqae 
de  1a  Involution  fran^aiae.  So  weit  geht  Lehmann  nicht,  dafl 
er  Stein  die  Tendens  nntersehObe,  die  ReTolntionsgeschiehte 
gegen  besaereB  Wissen  in  nsum  delphini  gef&lBcht  zu  haben. 
Er  sagt ,  die  Absieht  Steins  sei  nicht  etwa  „nnr*  die  ge- 
wesen, seine  Kinder  mit  Abscheu  gegen  die  verübten  llreuel 
zu  erfallen,  es  sei  „auch"  Steins  innere  Überzeugung  ge- 
wesen. 

Jedenfalls  würde  Stein  seinen  Zweck  gründlich  verfehlt 
haben,  da  kein  noch  so  gut  erzogenes  junges  M&dchen  es 
anqgehalten  haben  wflrde^  diese  breiten  Aoeffthrangen  über 
die  Stellung  der  MAchte,  Aber  die  Art  der  Kriegfbhmng, 
diese  statiatisehen  Tabellen  ftber  sieh  ergehen  zu  lassen. 
Was  freilieh  in  YoUem  Mafie  erst  dann  erkannt  werden 
kmn,  wenn  das  Werk  nicht  mehr  profanen  Blicken  ent- 
zogen, wenn  es  vielmehr,  was  schon  längst  liätte  geschehen 
sollen,  gedruckt  sein  wird. 

Ist  denn  überhaupt  das  „tal)leau  historique  de  la 
rövolution  fraugaise"  identisch  mitderBevolutionsgeaehichte? 
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Die  Beamtentätigkeit  Stedns  snr  Zeit  im 
alten  Staatswesens  (1780—1806). 


I.  Als  President  lon  Kriegs-  und  DomÄnenkaiiiiiicini. 

Wie  der  Eintritt  Steins  in  den  preufiisehen  Stanta- 
dienst  abgesehen  von  seiner  »hohen  Verehrung  Iftr  FHedrich 
den  Einzigen'  nicht  oluie  den  Minister  von  Heiniti, 
der  durch  seine  zweite  Verheiratung  mit  der  Steinsefaen 

Familie  verschwägert  war,  erfolgt  ist,  so  ist  es  auch 
dem  Einfluß  von  Heiuitz,  der  seit  1777  an  der  Spitze 
des  Berg-  und  Hüttendepartements  im  Generaldirektoriura 
Stand,  zuzuschreiben,  daß  Stein  seine  Beamtenlaufhaha  in 
diesem  technischen  Departement  begonnen  hat  £r  war 
darauf  nieht  vorbereitet,  er  hatte  sieh  in  Güttingen  1773 
bis  1777  aussehiießlieh  mit  der  Staats-  und  Reehtswissen- 
sehaft  und  mit  der  Gesehichte  und  den  Zustftnden  EnglaiidB 
beschäftigt;  sein  Ziel  war  damals  eine  Stelle  in  den 
Reichsgerichten;  er  war  seit  seinem  Abgange  von  Göttingen 
während  der  Jahre  1777 — 1780  auf  Reisen  gewesen,  einige 
Monate  in  Wetzlar  „um  den  Kamiiiergerichtsprozeß  keunen 
zu  lernen",  in  Mainz,  in  Kegensburg  .wegen  der  Reichstags- 
geschäfte", in  Wien  „wegen  des  Reichshofrats".  Er  wurde 

dann  ohne  jedes  Ezamen,  welches  damals  nur  fftr  die  all- 

16  ♦ 
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gemeine  Staatsverwaltung  galt,  im  Februar  1880  Referendar 
beim  Berg-  und  Hüttendeparteiiient  des  Generaldirektoriums 
in  Berlin.  „Ich  betrat  also",  wie  es  in  der  Vita  heifit, 
„eine  ganz  neue  Laufbahn,  sn  der  mir  alle  Vorkenntnisse 
fehlten;  sie  su  erlangen  war  mein  emster  VorsaU  und  ich 
begann  also  gans  neue  Stadien  durch  Besuche  der  CoUegien 
in  Berlin,  durch  Begleitung  des  Ministers  von  Heinits  auf 
seinen  Dienstreisen,  1780  durch  Oatfriesland,  Holland, 
Westfalen,  das  Mansfeldsehe,  1781  durch  West^  und  Ost- 
preußen, wo  ich  meinen  Rückweg  mit  dem  uai  hherigen 
Staatsniinister  von  Reden  über  Warschau.  Wilieka,  Krakau, 
durch  Schlesien  nach  Berlin  nahm,  und  durch  meinen 
J&brigen  Aufenthalt  1782  in  Freil)erg  und  einen  drei- 
monatlichen 1783  in  Clausthal."  Bei  solcher  gründlichen 
Auabildung  und  bei  der  Energie,  die  Stein  an  alles  setzte, 
was  er  betrieb,  ist  es  glaublich,  dafi  Alexander  von 
Humboldt  gesagt  haben  soll,  Stein  sei  einer  der  ersten 
Bergwerksicundigen  seiner  Zeit  gewesen,  wenn  es  auch  an 
einem  Nachweise  darüber  fehlt,  wo  diese  Äußerung  sich 
findet  (Lehmann,  „Knesel»eck  und  Schön",  02). 

Inzwischen  war  Stein  im  Mflrz  1782  im  Alter  von 
26  Jahren  zum  Oberl)ergrat  aufgerückt.  Zwei  Jahre  später 
ist  ihm  „die  Direktion  des  Bergwesens  und  der  Fabriken 
in  Westfalen*  übertragen  als  Direktor  der  koliegialiseh 
organisierten  Bergamter  zu  Wetter  und  IbbenbQren  und 
der  Bergwerkskommission  zu  Minden  mit  dem  Wohnsiti 
in  Wetter. 

Gleichzeitig  mit  der  Versetzung  nach  Wetter  ist  Stein 

aber  auch  in  die  allgemeine  Landesverwaltung  übernommen 
worden,  indem  er  damals  iSiix  und  Stimme  in  der  Kriegs- 
und DomAnenkamraer  in  Cleve  sowie  in  der  Kriegs-  und 
Domänenkammerdeputation  zu  Hamm  erhielt,  l^achdem 
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dum  1786  Hemitz  FiroTinmlminister  fttr  die  weetfiUischeii 
Gebietsteile  geworden  war,  wurde  Stein  Ende  1787  zweiter 

Direktor  dtr  clevischen  Kammer  und  auch  zweiter  Direktor 
der  Kammer  in  Hamm,  als  diese  damals  anstelle  der 
bloßen  Deputation  t  rrichtet  wurde;  er  wurde  im  Juli  1788 
erster  Direktor  der  cleveschen  Kammer  und  im  Milrz  1793 
Präsident  erst  der  märkischen,  im  Oktober  der  cleveschen 
Kammer;  er  wurde  endlich  im  Mai  1796  auch  Präsident 
der  minden-ravensbergischen  Kammer,  zu  der  aucüi  Tecklen- 
burg und  Lingen  geborten;  er  ttbersiedelte  damals  Ton 
Hamm  nach  Minden  und  erhielt  im  Juni  den  Titel  eines 
Oberpräsidenten. 

Als  Kammerpräsident  und  als  Oberpräsident  liat  Stein 
die  laufende  Verwaltung  in  ausgezeichneter  Weise  geführt; 
zu  einer  Refonntätigkeit  hätte  aber  selbst  ein  Mann  seines 
Kalibers  keine  genagende  Ellbogenfreiheit  gehabt.  Die 
Stellung  eines  Kammerpräsidenten  im  alten  Staatswesen 
war  eine  viel  gebundenere  als  die  eines  heutigen  Be- 
gierungsprftsidenten;  in  doppelter  Hinsicht  Erstens  wegen 
der  Zentralisation,  die  es  mit  sich  brachte,  dafi  jede 
Bagatelle,  jede  Bestallung  eines  TJnterbeamton,  jede  Zu- 
lassung zum  Examen  an  das  Generaldirektorium  oder  an 
den  König  selbst  gehen  mufite,  und  daß  diesen  Ent- 
scheidungen ohne  weiteres  Folge  gegeben  werden  mußte 
ohne  Gegenvorstellungen,  auf  die  hin  wenigstens  unter 
Friedrich  dem  Großen  Kassationen  von  Kammerpräsidenten 
vorgekommen  sind;  Stein  hat  deshalb  auf  alle  Weise  ge- 
sucht, Fühlung  mit  dem  Generaldirektorium  zu  gewinnen 
und  zu  erhalten;  er  ist  in  jenen  Jahren  sehr  häufig  in 
Berlin  gewesen.  Zweitens  wegen  der  kollegialischen  Ge- 
sehaltsbehandlung,  welche  jede  formelle  Präponderanz  des 
Präsidenten  ausschloß,  zumal  die  Beschlösse  yom  ganzen 
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Kollegiom  gefaflt  Warden,  nnd  es  eine  Gliederung  in  Ab- 
tefluDgen  nfeht  gab.  Nvn  hat  zwar  Schön  behauptet,  Fried- 
rich der  Große  würde  jeden  Kammerpräsidenten,  der  ihm 
gesagt  hatte,  er  sei  abvotiert  worden,  kassiert  haben ;  aber 
gerade  gegen  diese  von  mir  (Reform,  4(1)  wiedergegebene 
Äußerung  iSchöns  hat  Lehmann  Einspruch  erhoben  (II,  403» 
Note  1)  mit  den  Worten:  „Die  Behauptung  Schöne,  die 
Kammerprtsidenten  seien  stets  Prftfekten  gewesen,  ist 
evident  Idsch";  es  wOrde  das,  wie  es  an  einer  anderen 
Stelle  heifit,  «nirgends  sonst  bezeugt*.  Mit  solchen  Be- 
zeugungen ist  es  eine  eigene  Sache;  selbst  diejenigen,  die 
eine  derartige  Beobachtung  gemacht  haben,  pflegen  sie  doch 
nicht  aufzuschreiben  oder  gar  drucken  zu  lassen;  wie  ja 
die  Schönsche  Äußerung  durch  bloßen  Zufall  auf  uns  ge- 
kommen ist.  Man  wird  scheiden  müssen  zwischen  der  Praxis 
Friedrichs  des  Großen  und  der  seiner  beiden  Nachfolger; 
Friedrich  der  Grofie  setste  sehr  li&utig  ab,  die  beiden  Kach- 
folger  als  sehr  humane  Männer  nur  höchst  selten.  Übrigens 
wird  aus  dem  Jahre  1795  in  der  Tat  ein  Fall  berichtet, 
wo  Vin^e  als  Referendar  bei  der  kurmArkiscfaen  Kammer 
es  fertig  gebracht  hat,  daß  der  Prftsident  Oberstimmt 
worden  ist,  allerdings  in  der  Kammerjustizdeputation 
(Bodelschwingh,  87).  Stein  selbst  hat  ja  gesagt,  ein 
Kollegium  solle  geleitet,  nicht  deu  Peitschenhieben  eines 
Zuchtmeisters  preisgegeben  werden  (Lehmann  I,  190). 

In  der  Stellung  Steins  wurde  auch  nicht  das  geringste 
dadurch  geändert,  dafi  er  Obw^rlsident  wurde.  Denn  Ober- 
prftsident  war  damals  keine  Funktion,  sondern  lediglich  ein 
Titel.  Ber  Oberprftsident  im  alten  Staatswesen  war  keine 
Zwischeninstans.  Mit  der  Bezeichnung  wurden  solche 
Kammerpräsidenten  ausgezeichnet,  die  gleichzeitig  Präsi- 
denten mehrerer  Kammern  waren,  wie  MUnchow,  der 
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Präsident  der  schlesischen  Kammern  zu  Breslau  undGlogau; 
Domhardt,  der  Präsident  der  ostpreußischen  Kammer  zu 
Königsberg,  der  litthattischen  xtt  Gambiiiaeii ,  der  weet- 
inrenftisehenzii  Harienwerder;  spftter  Schroetter,  atePiftsident 
derselben  Kammern.  Der  Äusdmek  Oberprisident  war 
eigentlich  nur  eine  AbkOrzung.  Streng  offiziell  sagte  man 
Oberkammerprftsident;  die  Fftlle  sind  nicht  ralten,  wo  der 
von  Schreiberhand  im  Kouzept  gebrauchte  Ausdiuclv  Ober- 
präsident  in  den  von  Oberkammerprilsident  verändert  ist. 
Gerade  Stein  als  Präsident  der  Kriegs- und  Domänen kammern 
auCleve,  Hamm  und  Minden  hatsichmehrfachalsOberkammer- 
Präsident  bezeichnet  (Bericht  vom  3.  Juli  1802 ;  ebenso  im 
gedruckten  Desentralisationspatente  aus  demselben  Jahre). 

Stein  hat  aber  auch  tatsächlich  keine  Refonntfttigkeit 
entfaltet  Mit  allen  seinen  Vorgesetzten,  namentlicli  mit 
denjenigen  Ministem  des  Generaldirektoriums,  die  zn  seiner 
Zeit  an  der  Spitze  des  westfMisehen  Provinzialdepartements 
gestanden  haben,  mit  Schulenbuig,  mit  Heinitz  178(5 — 1802, 
mit  Hardenberg,  der  auf  Heinitz  während  eines  kurzen 
Zeitraums  gefolgt  war,  mit  Angeren  seit  IHo.i,  bis  Stein 
dessen  Kollege  im  Generaldirektorium  wurde,  hat  er  stets 
in  voller  Uarmonie  sich  befunden;  von  Opposition,  aneh 
nur  Ton  stiller  Opposition  findet  sieh  keine  Spur. 

Alles,  was  zur  Zeit  der  Steinschen  Verwaltung  in 
Westfslen  von  Reformmaflregeln  ins  Leben  getreten  ist, 
ist  nur  der  Abglanz  dessen  gewesen,  was  im  Zentrum  des 
Staats  für  den  Gesamtstaat  angeordnet  wurde;  alles,  was 
von  der  Zentralinstanz  nicht  durchgesetzt  wurde,  ist  auch 
in  "Westfalen  nicht  durchgedrungen.  Von  einer  Schule  west- 
fälischer Reformer  mit  Stein  an  der  Spitze,  die  eigentlich  nur 
die  reifen  Früchte  der  dortigen  vorgeschritteneren  Zustände 
zn  pflocken  gehabt  hätte,  kann  nicht  gesprochen  werden. 
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Unter  Friedrich  Wilhelm  II.  war  es  vorzugsweise  der 
TOD  Friedrich  dem  Großen  völlig  vernachlässigte  Chaussee- 
tan,  auf  den  man  sieb  warf.  Dabei  hat  aber  der 
König  persönlich  die  Initiative  ergriffen.  Schon  in  der 
Kabinettsorder  Tom  25.  Noyember  1786  war  dem  General- 
direktorinm  befohlen,  wegen  der  notwendigen  Verbeasening 
der  Wege  nnd  Straeten  Yorschlftge  zu  maehen.  In  der 
Kabinettsorder  vom  30.  Januar  1788  heiüt  es,  daß  einer 
guten  Landespolizei  angemessen  sei,  wenn  die  Haupt- 
straßen in  möglichst  guten  Stand  gesetzt  würden  CActa  des 
Kabinetts  Friedrich  Willielms  II.  betr.  Bau  von  Chausseen 
R  06,  216  D;  Acta  betr.  die  Verbesserung  der  Wege  und 
Landstrafien  im  Magdeburgischea  durch  Anlage  von 
GhansBeen.  Tit.  C.  X.  C.  II  Nr.  26).  Aue  der  InitiatiTe  des 
Königs  ist  die  Preisaufgabe  hervorgegangen,  welche  die 
Akademie  der  Wissensehaften  fiber  die  beste  KonsCniktion 
der  Chausseen  gestellt  hat  und  welche  1797  zur  Befriedi- 
gung der  Akademie  von  einem  Magdeburger  Fachmann  gelöst 
wurde  (Harnack,  Gescliic  hte  der  Kgl.  preußischen  Akademie 
der  Wissenschaften,  1,  (üT)).  Auf  der  Initiative  des  Königs 
beruht  wohl  auch  in  der  Hauptsache  der  frühe  Beginn 
des  Baues  der  Chaussee  von  Berlin  nach  Potsdam.  Ffir 
den  ganzen  Staat  ist  eine  General-ChauBseeban-Intendantur 
errichtet.  Überall  hat  man  sich  bemüht,  ans -den  damals 
im  Chausseebau  vorgeschritteneren  Landern,  aus  Sachsen, 
Hannover,  Brannschweig,  Techniker  zu  gewinnen. 

Alle  Proviuzialminister  sind  nattlrlich  mit  dem  grvißteii 
Eifer  auf  die  Idee  des  Königs  eingegangen,  ganz  be- 
sonders Schulcnhurg.  der  Chef  des  magdeburgisch-halber- 
stadtischen  Provinzialdepai'tements,  der  sich  schon  seit  1780, 
besonders  seit  1787  um  den  Bau  der  beiden  Chausseen 
von  Leipzig  aber  Halle  nach  Braunscliweig  und  von  Leip- 
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zig  Ober  Magdeburg  naeli  Hamburg,  susammen  43  Meilen, 
bemfiht  und  der  es  1788  durchgesetzt  hat,  dafi  zur  Be- 
aehleuuiguiig  deBChauBseebanes  im  Magdeburg-Halberstädti- 
zchen  eine  Leibrentenanstalt  errichtet  wurde. 

Die  Verdienste,  welclio  sich  Heinitz  und  Stein  um  den 
Chausseebau  in  Westfalen,  nanientlich  in  der  Grafschaft 
Mark  erworben  haben,  in  allen  Ehren;  aber  es  ist  auch 
außerhalb  Westfalens  gebaut,  überall  in  der  Hauptsache 
auf  Staatskosten.  £s  berührt  daher  seltsam,  daß  Leh- 
mann (I,  165)  schreibt,  daa  preufiiache  Heer  bediente  sich 
der  Strafien,  die  Stein  gebaut  hatte. 

Unter  Friedrich  Wilhelm  IIL  steht  die  Verbesserung 
des  Zustandes  der  Bauern  allen  anderen  Reformen  an  Be- 
deutung weit  voran.  Auch  dabei  handelt  es  sich  um  den 
Gesamtstaat.  Bei  den  Domänenbauern  ist  die  Reform  im 
Osten  wie  im  Westen  pr  lungen ,  nur  daß  es  im  Westen 
wenig  Domänen  gab.  Bei  den  Privatbauern  ist  sie  so  gut 
im  Westen  wie  im  Osten  damals  gescheitert,  nur  daß  es 
im  Osten  eine  Anzahl  adliger  Grundbesitzer  gab,  welche 
die  Erbuntert&nigkeit  freiwillig  aufhoben,  nicht  nur,  wie 
Lehmann  (I,  216)  meint,  «die  Bantzau»  Ahlefeldt,  Stolberg 
und  Bemstorff  im  westlichen  Deutschland  und  in  D&ne- 
mark,  der  Prinz  Ton  Oranien  und  der  Präsident  Auerswaldt", 
sondern  namentlich  auch  in  Ostpreußen ,  wo  neben  dem 
Präsidenten  Auerswaldt  auch  die  Dohna  und  zahlreiche 
andere  in  Betracht  kommen,  wähniid  von  den  Standes- 
genoitöcn  in  Westfalen  nichts  dergleichen  berichtet  wird, 
wie  denn  auch  Lehmann  (I,  216)  die  Frage  aufwirft,  warum 
nicht  Stein  selbst  die  eigenen  Hörigen  an  der  Lahn  und 
am  Rhein,  die  teilweise  noch  unter  der  Abgabe  des  Best- 
haupts seufzten,  freigegeben  habe.  Stein  gehörte  damals 
noch  gar  nicht  unter  die  Bauernbefreier,  Lehmann  selbst 
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(I,  212f.)  erzählt,  dnß  er  den  für  die  Bauernbefreiung 
äußerst  unganstigen  Bericht  der  Mindener  Regiening  mit 
dem  Bemerkoi,  er  enthalte  sehr  viel  Wahres,  an  das  6e- 
neraldiTektorium  gesandt  habe;  in  der  Vita  heifit  es,  er 
habe  eine  Milderang  in  der  Stellang  der  Eigenbeb5rigen 
gewollt,  jedoch  niebt  in  dem  revolutionären ,  alle  Rechte 
vernichtenden  Sinne.  Gerade  in  Sachen  der  Bauernbe- 
freiung ist  von  irgendwelcher  westfälischen  liiiti.tti\e  keine 
Rede;  Mftnner  wie  der  Kriegsrat  Hoffbauer  und  der  Amt- 
mann Schräder  hat  es  flberall  gegeben. 

Eine  weitere  Reform,  die  Neuordnung  der  Ressort- 
verhAltnisse  zwischen  Justiz-  und  Verwaltungsbehörden, 
war,  wie  bereits  dargelegt,  in  last  der  HAlfte  des  da- 
maligen Staatsgebiets  schon  darchgesetst,  als  sie  an  West- 
falen berankam.  Sie  ist  im  April  1803  in  Paderborn  und 
Münster,  im  September  1808  in  die  altwestfUliscben  Ge- 
bietsteile eingeführt.  Und  gerade  Stein  hatte  Bedenken 
dagegen,  Der  Sachverhalt  ist  bereits  in  meiner  Reform, 
R.  dargelegt.  „Der  Freiherr  von  Stein  in  seiner  un- 
gedruckten Denkschrift  über  die  Bildung  der  Landes- 
kollegien  im  Fürstentum  Mfinster  vom  2.  März  1803  äufierte 
sich  indessen  nicht  ganz  anbedenklich:  Indem  man  dem 
Justizkollegiom  die  Erkenntnis  in  allen  fiskaliseben  Sachen 
oder  in  allen  solchen  Sachen  Ikbertrftgt,  wo  wegen  Über- 
tretung in  das  Eammerressort  einschlagenden  Gesetze 
Untersuchung  und  Strafe  verhängt  wird,  so  muß  man 
solche  Maßregeln  treffen,  damit  das  Ansehen  dieser  Gesetze 
möglichst  aufrecht  erhalten  werde,  und  hierzu  scheint 
mir  das  schicklichste  Mittel  zu  sein,  wenn  man  denen  De- 
putierten der  Kammer,  welche  nach  §  15  des  Ressort- 
reglements bei  dem  Votieren  gegenw&rtig  sein  sollen,  ein 
wirkliebes  Votum  beilegt,  und  es  dem  Begierungsprftsi- 
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d«Dteii  zur  Pflicht  macht,  fiskalische  Sachen  nur  ftlteren, 
erfahrenen  und  mit  der  Landesver&flsung  bekannten  Rftten 

zuzuschreibeu.' "  Als  es  sich  nun  bei  Lehmann  um  die 
Stellung  Steins  zu  den  §§  34  i\\  der  Verordnung  von  1808 
handelt,  heißt  es  (11,442):  „Wieweit  sollte  künftighin 
gegen  Verfügungen  der  Kammern  der  Rechtsweg  zulässig 
sein?  Stein  nannte  wie  etwas  SelhstverstAndliches  das 
Reasortroglement,  nach  dem  er  selber  die  westfiUlsehen 
Annexionen  richtiger  die  s&mtlichen  westfiüischen  Landes- 
teile  seit  1802  verwaltet  hatte.  Dieses  mhte  anf  einem 
andern  Reglement,  dem  fflr  Nen-Ostprenfien ,  das  wesent- 
lich nach  den  Idccu  von  Suarez  ergangen  war;  immerhin 
hatte  Minister  Schroetter,  zu  dessen  Amtsbezirk  diese  Pro- 
vinz geborte,  damals  einip:ermaßen  mitgewirkt,  und  er 
konnte  jetzt  nichts  gegen  Steins  Anweisung  sagen."  Es 
erweckt  schon  völlig  falsche  Vorstellungen,  wenn  Tom 
Minister  von  Schroetter  gesagt  wird,  er  habe  »einlger- 
mafien''  beim  nenostpreuftischen  Reglement  mitgewirkt;  aber 
mag  auch  die  Abwägung  des  Verdienstes  von  Schroetter 
nnd  Snarez  auf  sich  beruhen  bleiben,  jedenfalls  wird  der 
Sachverhalt  vollstAndig  auf  den  Kopf  gestellt,  wenn  Lehmann 
weiter  behauptet,  Schroetter,  der  eigentliche  Urheber  der- 
jenigen Reform,  gegen  welche  Stein  liedenken  gehabt  hat, 
habe  „nichts  gegen  Steins  Anweisung  haben  können!" 
(Löning,  Gerichte  und  Verwaltungsbehörden  in  Branden- 
buTg-Preufien;  im  Verwaltnngsarchiv,  11,  438  ff.) 

Daß  die  Dezentralisation  der  allgemeinen  Staatsver- 
waltung vom  Zentrum  ausgegangen  ist,  versteht  sich  yon 
selbst  Schon  die  Finanxkommission  hatte  sich  damit  be- 
schäftigt. Die  treibende  Kraft  im  Generaldirektorium  bei 
dieser  Maßregel  war  der  Minister  von  Voß,  „der  Bruder 
einer  Maitresse  Friedrich  Wilhelms  IL",  wie  Lehmann 
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sagt.  Der  Minister  tod  Vofi  hatte  aber  in  den  letzten  Zeiten 
Friedrich  Wilhelm  IL  sich  zurOckgezogen  und  war  erst 
unter  Friedrieb  Wilhelm  IIL  wieder  eingetreten;  erst  von 
da  ab  datiert  seine  Bedeutung.  Er  ist  es  gewesen,  der 

in  seinem  Provinzialdepartemeut ,  Kurmark,  Noumark, 
Pommern  und  Sudpreußen,  mit  der  Dezentralisation 
voranging.  Übrigens  war  kein  Mensch  dagegen,  am 
wenigsten  die  Kammerpräsidenten  und  am  allerwenigsten 
Stein.  Aber  erst  1802  ist  in  Westfalen  die  Dezentralisation 
zur  Durehftthrung  gekommen  nach  allen  anderen  Provinzen; 
der  Entwurf  Steins  ist  eine  Abschrift  der  iQr  die  übrigen 
Landesteile  bereits  publizierten  Erlasse  (Acta,  betr.  die 
Reorganisation  der  Staatsverwaltung.  B  151,  Tit  XXI, 
Nr.  1,  fol.  242). 

Nun  sagt  zwar  Lelimann  (II,  231),  viel  wiclitiger  sei 
das  gewesen,  was  Stein  als  allgemeinen  Grundsatz  für  die 
Wirksamkeit  der  Kammer  proklamiert  habe;  sie  sollten 
berechtigt  sein,  |,nach  den  vorhandenen  Gesetzen  und 
sonstigen  Vorschriften  zu  verwalten,  ohne  bei  der  obersten 
Behörde  anfragen  zu  mttssen,  es  sei  denn,  dafi  eine  solche 
Anfrage  ausdrOcklich  vorbehalten  sei.  «Ist  hier  nicht, 
wenn  auch  nur  in  Beschrftnkung  auf  die  Bureaukratie  die- 
selbe große  Idee  ausgesprochen,  auf  der  das  englische 
Staatswesen  seit  der  l'mwälzung  von  ILhS.S  ruht,  daß  nÄm- 
lich  nur  das  Gesetz  herrschen  soll."  Erstens  hat  Stein  gar 
nicht  den  Grundsatz  proklamiert ,  daß  nur  das  Gesetz 
herrschen  soll,  da  er  nel)en  den  Gesetzen  auch  sonstige 
Vorschriften  nennt;  mit  vollem  Becht,  da  es  keinen  einzigen 
Staat  in  der  ganzen  Welt  gibt,  der  nur  durch  Gesetze 
regiert  wflrde,  auch  das  heutige  England  nicht.  Zweitens 
aber  will  Stein  gar  nicht,  dafi  die  Znstftndigkeit  der 
Kammer  dann  ohne  weiteres  gegeben  sei,  wo  Gesetze  oder 
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sonstige  Vorschriften  vorhanden  sind,  da  er  die  Zuständig- 
keit der  obersten  liehörde  auch  dann  zulJlßt,  wenn  sie  aus- 
drücklich Yorbehalten  sei.  Es  ist  also  mit  dieser  Zuständig- 
keitsbesUmmuDg  gar  nichts  gesagt 


Auch  bei  der  Beorganisation  von  Paderborn  nnd 
Monster  hat  Stein  sich  in  seinen  amtlieben  Sehranken  ge- 
halten. 

Alles  Wesentliche,  die  Einführung  des  Allgemoincn 
Landrechts,  der  Allgemeinen  derichtsordnuug,  des  Canton- 
regleraents ,  der  Accise ,  dieser  unter  gewissen  Modifika- 
tionen, der  Behördenorgauisatiou  sowohl  der  Kriegs-  und 
Dom&nenkammem  als  auch  der  Landräte  ist  von  Berlin 
ans  Tom  Generaldirektorium  nnd  dem  Justiiedepartement 
ohne  weiteres  angeordnet  worden. 

Im  Übrigen  war  fQr  die  westfälischen  und  nieder- 
sftchsischen  Entsehftdigungslande  eine  Kommission  eingesetzt 
zuerst  in  Hildesheim  —  spftter  wnrde  sie  nach  Berlin  ver- 
legt —  bestehend  unter  dem  Vorsitz  des  ältesten  Ministers 
des  Generaldirektoriums,  des  Grafen  Schulenburg,  aus  einer 
Anzahl  von  Räten  sowohl  des  Generaldirektoriums,  unter 
denen  Sack,  als  des  Justizdepartements.  Unter  dieser 
Hauptorganisationskommission  fungierten  zwei  Organi- 
sationskommissionen, die  eine  fOr  die  niedersftchsiscfaen 
Gebiete  unter  dem  Vorsitz  yon  Angern,  die  andre  fQr  die 
westfiUischen  unter  dem  Vorsitz  von  Stein.  Die  Steinsche 
Organisatiooskommission  war  wieder  eine  verschiedene 
ftlr  Münster  und  für  Paderborn;  die  Mitglieder  beider 
waren  durchweg  ausgezeichnete  Männer,  teils  früher 
münstersche  und  paderbomsche,  teils  altitreußische  Be- 
amte; in  der  mOnsterschen  Kommission  saßen  v.  Sobbe, 
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V.  Rappard,  von  WolfframsdorfF,  Ribbentrop,  Druffel,  FoTcken- 
beck;  iu  der  paderbornschen  Pestel,  Silberschlag.  Srhlechten- 
dahl.  Mit  diesen  Kommissionen,  namentlich  auch  mit  der 
HauptkommissioD,  wo  sein  Freund  Sack  die  Feder  führte, 
auch  mit  den  Berliner  Zentralbehörden  hat  Stein  immer 
auf  dem  besten  Fuße  verkehrt  Es  ist  nur  ein  Fall  bekannt, 
wo  er  andrer  Ansidit  gewesen  ist  als  die  Haaptkommisslon, 
in  der  Frage  der  Aceise,  sodafi  der  mfinstersehen  Kommission 
von  der  Haaptkommisslon  gesagt  wurde,  sie  möchte  sieb  nicht 
so  viel  mit  dem  Accisewesen  besehaftigen,  da  die  in  allen 
preußischen  Staaten  bestehende  Acciseverfassung  auch  in 
Münster  auf  jeden  Fall  eingeführt  werden  würde.  Es  ist 
auch  nur  ein  Fall  bekannt,  wo  Stein  andrer  Ansicht  ge- 
gewesen  ist  als  die  Zentralbehörde  in  Berlin,  in  der  Frage,  ob 
zwei  oder  drei  Kriegs-  und  Domänenkammern  in  den  west- 
iUisehen  Landesteilen  bestehen  sollten;  da  Sehulenburg 
denselben  Strang  sog,  sind  schliefilich  nach  beider  Wunsch 
drei  errichtet  worden,  wobei  sieh  Stein  »auf  den  Geist  der 
Dienstverfossung  des  prenfiisehen  Staates*  und  «auf  die  Hete- 
rogenitftt  der  Bevölkerung"  berief;  es  ist  damals  die  clevische 
mit  der  märkischen  Kammer  vereinigt,  diu  miudensche  be- 
stehen geblieben  und  eine  neue  Kammer  in  Münster  er- 
richtet worden,  zu  welcher  außer  den  beiden  Entschädigungs- 
landen, auch  einige  altpreußische  westfiüische  Parzellen 
gehörten. 

Vor  allem  war  Stein  einverstanden  mit  der  Ein- 
iührung  der  Landräte  nach  altpreuflischem  Muster,  mit 
denjenigen  Modifikationen,  wie  sie  im  abrigen  West- 
falen bestanden;  in  der  zweiten  eigenhändigen  Denkschrift 

über  die  Bildung  der  Polizei-  und  Finanzbehörden  für  das 
platte  Land  und  die  Mediatstftdte  des  Fürstentums  Münster 
hat  sich  Stein  in  folgender  Weit»e  darüber  geilußert:  «Die 
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Landr&te  werden  nach  der  in  der  ganzen  Monarchie  sub- 
sistierenden  Verfassttog  durch  s&mtliebe  Besitser  adliger 
Gtttor  ans  dem  angesesseDon  Adel  oder  in  dessen  Er- 
mangelung aus  filhigen  im  Lande  angesessenen  Subjekten 
gewfthlt,  dem  Kammercollegio  vorgesehlagen  und  nach  ge- 
fundener Qualifikation  von  des  Kdnigs  MajestAt  bestätigt. 
Der  Geschäftskreis  der  laiidrätlichen  Beliürden  im  all- 
gemeinen ist  Verwaltung  der  L.mdespolizei ,  des  Militär- 
wesens und  Aufsicht  Ober  das  Sttuerwesen,  die  öffentlichen 
Abgaben  und  Communitätsvermögen.  Nach  Analogie  der 
Verfassung  dieser  Monarchie  wQrde  man  die  festen  Ge- 
hälter usw.  besteben  lassen.*  Nur  wurde  die  Zuständigkeit 
der  Landräte,  wie  solches  bereits  in  Ostprenfien  geschehen 
war,  auf  die  Städte  ausgedehnt,  sodafi  das  Institut  der 
Steuerräte,  wie  es  damals  in  Ostpreuden  abgesehaift  wurde, 
in  Paderborn  nnd  Münster  ttberhaupt  nicht  zur  Einführung 
gelangt  ist. 

Für  die  Organisationskommissionen  handelte  es  sich 
wesentlich  nur  um  die  Unterbehörden  in  Stadt  und  Land. 
Von  der  Notwendigkeit  einer  möglichsten  Annfthertmg  an 
die  altpreufiischen  Zustände  auch  in  dieser  Beziehung  war 
Stein  so  tief  Oberieugt,  dafi  er  am  10.  Juni  1802  an 
Sehulenburg  schrieb,  er  werde  nur  solche  Vorschläge 
maehen,  welche  den  neuen  Erwerbungen  die  Teilnahme  an 
den  Vorteilen  der  preuflischen  Verfassung  verschafften,  und 
daß  er  sich  im  Berichte  vom  2.  Oktober  1802  dahin 
ausließ:  „Es  ist  unbegreiflich,  daß  in  einem  Lande,  welches 
zwischen  den  preußischen  Provinzen  einjjeschlossen ,  in 
diesen  überall  Beweise  einer  energievollen,  milden,  gesetz- 
lichen, kenntnisreichen  Verwaltung  findet,  solch  rohe  Be- 
griffs aber  diese  Verwaltung  herrschen*  (Ports,  I,  234 ff.) 

Anf  dem  platten  Lande  sind  die  Unterbehörden  in  der 
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bisherigen  Verfassung  verblieben.  Es  handelte  sich  im 
wesentlichen  nur  um  eine  Umgestaltung  der  SUdteordnung, 
die  namentlich  in  den  kleinen  mttnsterschen  Wickbolden 
hinter  der  Zeit  weit  zurQekgebliebeu  war.  Es  bestanden 
wie  aueh  vielfadi  im  iiiebtpreDfiiseheD  Weatialen  jfthriiche 
Emeuemng  der  Magistrate;  an  Stadtverordneten  fehlte  es 
fast  durchweg.  Die  Kommission  sehlug  daher  möglichste 
Oleiebstellung  mit  der  Ordnung  in  den  übrigen  preufiisehen 
Städten,  insbesondere  in  den  altwestphälischen  vor;  das  nach 
altwpstfJllischem  Muster  ganz  neuerdings  ergangene  rat- 
brtiisliche  Reglement  für  Snlnvelm  in  der  Grafschaft  Mark 
wurde  l>esonders  erwähnt.  Auch  auf  die  Stndteordnung  des 
A.L.R.  wurde  verwiesen ;  es  sollte  also  für  jede  einxelne 
Stadt  ein  rathäusliches  Reglement  erlassen  werden,  der 
Magistrat  hinfort  lebenslänglich  sein,  das  erste  Mal  durch 
Ernennung,  später  durch  Kooptation  gebildet  werden;  die 
Kompetenz  sollte  die  altpreufiische  sein,  die  Verwaltung 
wie  sonst  unter  der  Leitung  der  Staatsbehörden  stehen; 
es  sollten  Stadtverordnete  eingefülirt  werden  in  ziemlich 
geririier  Zahl,  der  Kleinheit  der  StÄdte  gemäß,  mit  alt- 
preußischer Zuständigkeit.  So  in  dem  von  Stein  eigen- 
händig geschriebeneu  Berichte  vom  12.  Juli  1803;  und 
danach  hat  man  sich  gerichtet. 

Lehmann  bemerkt,  dafi  bei  Perta  nur  die  Aktenstocke 
der  Zentralverwaltung  oder  der  Schulenburgschen  Haupt- 
kommission berücksichtigt  seien  und  daß  daher  aus- 
schlieBlich  von  diesem  Standpunkte  aus  die  Sache  dar- 
gestellt sei.  Aber  diesem  Übelstande  war  schon  ab- 
geholfen durch  die  Abhandlung  des  mttnsterschen  Staats- 
archivars Wilinans  „Der  Freiherr  von  Stein  und  die 
Organisation  der  Erbfnrstenttlmer  Münster  und  Paderborn 
in  den  Jahren  1S02 — 1804"  in  der  Zeitschrift  fttr  preußische 
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Geschichte  und  Landeskunde,  Jahrgang  X  (1873),  659 — 684. 
Eine  in  jeder  Beziehung  musterhafte  Arbeit,  die  alles 
Wesentliche  enthält,  die  aber  von  Lehmann,  nachdem  er 
30  Seiten  lang  über  diese  Zustände  sich  verbreitet  hat, 
mit  der  Bemerkung  abgefertigt  wird,  ,eiiiigeB  ezcerpiert  in 
dem  AnfBats  von  Wilmans*,  was  um  so  irrefahrender  ist, 
als  die  Exeerpte  ans  Wilmans  sieh  gar  nieht  ausschliefilieh 
auf  die  in  dieser  Note  beseiehneten  Aktenstflcke  besehiftnken. 

Lehmann  sieht  auch  bei  dieser  Gelegenheit  Stein  in 
▼oller  Reformtfttigkeit,  er  bemlt  sieh  dalBr  auf  den  Brief 
an  Sack,  wo  es  heifit:  „Man  vermeide  ja,  alles  generalisieren 
zu  wollen.  Man  blicke  nur  auf  das  linke  Rheinufer  und 
sehe  die  schrecklichen  Folgen  eines  solchen  Verfahrens* 
(X,  262),  Lehmann  führt  weiter  aus,  es  scheine  zwar  auf 
den  ersten  Blick,  als  wenn  Stein  nichts  Anderes  gewollt 
habe  als  seine  Kriegs-  und  Dom&nenrftte;  —  richtiger  als 
die  Mitglieder  der  Organisationskommission,  denn  die  neue 
Krieg»*  nnd  Bomftnenhammer  ist  erst  am  1.  Deiember  180S 
an  Stelle  der  Kommission  getreten  — ,  sehe  man  aber 
schärfer  sti,so  ergebe  sich,  daß  Stein  an  zwei  wichtigen  Stellen 
für  kommunale  Selbständigkeit  und  Berechtigung  der 
Bürgerschaft  eingetreten  sei.  Diese  Ausführungen  müssen 
an  Ort  und  Stelle  (I,  274  f.)  nachgelesen  werden. 

n.  Als  Minister  im  Generaldirektoriom. 

Die  Berufung  Steins  als  Nachfolger  Stmensees  Ende 
1804  zu  einem  der  Minister  des  Generaldirektoriums  hatte 
nicht  die  Bedeutung  eines  Systemwechsels.  Als  einer  der 
ältesten  nnd  zugleich  als  einer  der  tOchtigsten  Kanuner* 
Präsidenten  wurde  er  ernannt  Der,  welcher  neben  ihm 
hauptsächlich  in  Betracht  gekommen  war,  der  Geheime 
Oberfinanzr&t  y.  Borgstede,  hätte  ihn  an  Liberalismus  über- 
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troffBn;  es  gewinne  fast  den  Anschein,  als  ob  Stein  dem 
Adel  angenehm  gewesen  Bei,  bnt  Ranke  (Hardenberg,  IV, 

129)  geäußert. 

Nicht  als  Provinzialmiuister  ist  Stein  ins  General- 
direktorium gekommen,  obgleich  er  das  vorgezogen  hätte, 
sondern  als  Fachminister,  weil  nur  eine  solche  Stelle  durch 
den  Tod  Struensees  freigeworden  war.  £r  ist  aber  anch 
nicht  mit  einem  Male  in  dessen  ganzes  Beesort  eingetreten, 
da  ihm  am  27.  Oktober  nur  das  Aoeise-  und  Fabriken- 
departement Obertragen  wurde  und  erst  am  10.  November 
auch  die  Bank,  Seehandlung  und  Saleadministratlon,  und 
diese  Institute  nur  unter  der  Oberleitung  Schulenburgs. 
Stein  war  Finanzmiuister  für  die  indirekten  Steuern  und 
die  staatlichen  Geldinstitute,  zugleich  Minister  fttr  Handel 
und  Gewerbe. 

Stein  war  weit  davon  entfernt,  ein  Reformprogramm 
aufzustellen.  Im  Gegenteil,  er  fahlte  sich  informations- 
bedllfftig;  er  erklärte,  dafi  es  sein  erstes  und  fast  einziges 
Geschftft  sein  werde,  sich  aber  den  Zustand  des  Staates 
dnrch  Aktenlesen  und  OrtUehe  Untersuchung  zu  belehren; 
er  unternahm  deshalb  im  Sommer  1806  in  Begleitung  von 
Kuhnt  eine  ausgedehnte  Reise  nach  Süd-,  Neu-Ost-,  Ost- 
nnd  Westpreußen  und  oacli  Pommern  und  im  Sommer 
18()(3  eine  zweite  nach  Schlesien,  Magdeburg  und  Halber- 
Stadt. 

Über  die  «Operationen,  so  ich  vom  November  1804  bis 
im  September  1806  ▼omahm",  hat  sich  Stein  in  der  Vita 
schlicht  genug  ausgesprochen.  Er  erwfthnt  «die  Aufhebung 
aller  Binnen-  und  ProvinzialzOUe'*  und  die  Deckung  des 
Ausfalls  durch  eine  Erhöhung  der  Sahsabgabe.  Aber  er 
hat  da  nur  zum  Abschluß  gebracht,  was  längst  vorbereitet 
war.   Schon  Friedrich  Wilhelm  Ii  hatte  in  der  Kabinetts- 
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Order  vom  S9.  Jniii  1797  sieh  dalün  auBgeaproehen,  dafi 
die  Versehiedenheiten,  welche  ratione  der  Land-  und  Zoll- 
abgaben im  InBeren  des  Landes  stattfinden,  in  mehr  als 

einer  Rücksicht  zum  Nachteile  des  Binnenverkehrs  ge- 
reichten", daß  daher  angestrebt  werden  müsse,  „daß  ent- 
weder die  Binnenlandzölle  nicht  nur  in  den  Provinzen 
selbst,  sondern  auch  in  Absiebt  der  angrenzenden  ganz 
abgeschafft  würden,  sodaß  bloß  gegen  das  Ausland  Grenz- 
soUAmter  beizubehalten,  also  lediglich  und  allein  beim  Ein- 
gang ans  der  Fremde  ins  Land  und  beim  Ausgange  aus 
dem  Lande  nach  der  Fremde  an  verzollen  sei  oder  dafi 
wenigstens  in  jeder  Provinz  die  Binnenzölle  abgeeebaflft, 
folglich  aufler  der  oben  genannten  Verzollnngsart  nur  beim 
Ein-  und  Ausgange  aus  einer  Provinz  in  die  andre  die 
LaudzoUabgabe  beibelialtcn  wird."  In  der  Instruktion 
Friedrich  Wilhelms  III  für  die  Fiuanzkomniission  vom 
19.  Februar  1798  heißt  es:  „So  will  ich  durchaus  die  so 
l&stigen  als  unnützen  sogenannten  Landzölle  abgeschafft 
wissen,  die  eine  Provinz  gegen  die  andre  absperren,  drucken 
und  oneriren  und  wenig  einbringen.  Die  notwendigen 
Haupt-  und  Brückenzölle,  das  ist  etwas  Andres  und  die 
etwaigen  Privilegien  eines  Jeden  mflssen  dabei  wohl  aus- 
geglichen werden.*  Endlich  heiflt  es  hi  der  Order  vom 
17.  April  1800;  „Da  wir  zur  Beförderung  des  inneren 
Verkehrs  und  zur  Erleichterung  der  Untertanen  entsclilossen 
sind,  den  schon  längst  im  Werke  gewesenen  Plan  nitmlich 
im  Inneren  des  Landes  die  Landzölle  überall,  wo  dergleichen 
gegenwärtig  noch  befindlich  sind,  aufzuheben,  und  selbst 
beim  Landtransport  aus  einer  Provinz  in  die  andre  die 
Verzollung  abzuschaffen,  nunmehr  zur  Ausführung  bringen 
zu  lassen,  so  sollen  die  Grenzzölle  beibehalten  werden  und 

beim  Verkehr  mit  dem  Auslande  Zölle  weiter  erhoben 
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iroideB,*  im  ftlnrigeik  diflngt  der  KOnig  auf  Besehleiuiigmig 
dieser  Reform.  Das  Edikt  vom  26.  Dewmber  1805  geht 
in-  nichts  hinaus  Ober  das,  wosn  der  EOnig  sich  sehliefilich 
resigniert  hatte.  Der  §  1  dieses  Edikts  lautet:  Die  bis- 
herigen Landbinnenzölle  und  die  bei  dem  Übergang  von 
einer  Provinz  in  die  andre  zu  entrichtenden  Landzölle  in 
sämtlichen  alten  Provinzen  der  Monarchie  exklusive  Schlesien, 
Glatz  und  Franken  sollen  vom  1.  Januar  ISOf)  ab  auf- 
hören und  der  innere  Verkehr  soll  von  diesen  Provinz- 
vnd  LandbinneniöUen  gftnslieh  befreit  sein"  (NCC  XI,  3078). 
Es  kommt  wenig  darauf  an,  ob  Stein  das  Edikt  schon 
fertig  Torgefunden  hat  (Roscher,  729;  SchmoDer,  83;  Hintse, 
429;  Paul  WitUchen,  Forschungen,  Band  18  (1905),  224; 
Freymark,  Die  Reform  der  preufiisehen  Handels-  und  Zoll-, 
Politik  von  1800—1820,  Jena  1897).  Jedenfalls  ist  Stein 
es  geweseu,  der  die  Frucht  geptiUckt  hat,  so  reif  sie  auch 
schon  war. 

Stein  erwähnt  in  der  Vita  femer :  „Verminderung  der  un- 
nlltsen  Schreiberei  bei  den  oberen  Behörden,  .indem  ich  eine 
grofie  Masse  von  unnfitsen  Papierkram  gans  einstellte  und  die 
Selbstftndigkeit  der  Provinsialstellen  vermehrte.*  Es  handelt 
sieh  dabei  um  das  Reglement  für  die  Prorhisiallaeeise-  und 
Zoll-,  auch  Gonsumptionssteuerdirektionen  betr.  AbkQrzung 
des  Geschäftsbetriebs  in  Accise-  und  Zollsachen  vom  7.  März 
1805  (NCC  IX,  2901).  Es  war  das  nur  die  Anwendung 
der  in  der  allgemoineii  Staatsverwaltung  bei  den  Kriegs- 
und Domänenkammern  bereits  durch gefahrten  Dezentrali- 
sation auf  diesen  speziellen  Verwaltungszweig.  Bei  jener 
Mafiregel  hatte  Stein  noch  nicht  im  Vordergrande  ge- 
standen, weil  er  noch  nicht  Minister  war,  als  Minister 
führte  er  sie  in  seinem  eigenen  Ressort  sofort  durch.  Nichts 
entsprach  mehr  seiner  innersten  Neigung. 
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In  der  Vita  heißt  es  sodann:  ^Trennung  der  Salz- 
fabrikation von  der  Erhebung  der  Salzabgabe;  die  erstere 
ward  als  ein  technologisches  Geschäft  dem  Bergwerks- 
departement  überwiesen,  die  Erhebung  aber  mit  der  Ver- 
waltung der  übrigen  Consumptionsabgaben  verbunden; 
hierdurch  erhielt  man  eine  betrftefatlieh  Ersparnng  an  den 
Hebungskoeten."  Erat  1796  var  die  gesamte  Geschäfis- 
fnhrnng  hinsichtlich  des  Salswesem.  in  der  General-Sabs- 
Administration  Tereinigt  worden;  diese  Mafiregel  wurde 
jetzt  rückgängig  gemacht  (ruhliaindum  betr.  die  Aulhebung 
der  SalzadiiiiDistration  vom  14.  Mai  1805.  NCC  XI,  2941; 
Forschungen,  VIII  (1804);  Schwemann,  Freiherr  von  Heinitz 
als  Chef  des  Salzdepartements  1786— 179G). 

Stein  erwähnt  weiter  in  der  Vita:  ,Die  Aeeisetarife 
der  Provinsen  Ost-  nnd  Wes^»reafien  wurden  dem  Interesse 
der  groflen  Stftdte  angemessen  gemacht"  (Pnblicandum 
wegen  Einfbhrung  des  nenen  Aeeisetarife  in  AltOstpreufien 
und  Litthauen,  auch  in  Westpreuflen  und  dem  Netze- 
Distrikt  vom  22.  Mai  1807 ,  NCC.  XII  351  und  Tarif  de 
eod.;  XII  ;i57— <;51.   Forschungen  VIII  (1894),  448). 

Die  Errichtung  des  statistischen  Bureaus  im  Frühjahr 
1805,  die  Wiedervereinigung  der  Accise-  und  Zollbehörden 
mit  den  Kriegs-  und  Domänenkammem ,  eine  natürliclie 
Folge  der  Aufhebung  der  Begie,  die  in  einzelnen  Provinzen 
bereits  durchgeführt  war  (Instruktion  Tom  5.  Mai  1806, 
KCC.  Xn,  151  ff.)  werden  in  der  Vita  abergangen.  Henror- 
gehoben  wird  nur  noch  der  Anfang  der  Einfflhmng  der 
englischen  Verbesserungen  bei  der  Wollfabrik,  den  Ma- 
schinenspinnereien und  Tuchseherereien,  die  Anlage  einer 
großen  Baumwollspinnerei  in  Berlin,  sowie  ein  Plan  „zur 
Gleichsetüung  der  indirekten  Steuerverfassung  in  Süd- 
und  Neu-Ostpreußen  und  zur  Ablösung  vieler  verderblicher 
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Lokalabgaben  dieses  Landes",  der  nach  der  Bereisung  der 
Provinzen  Süd-,  Neiiost-.  Ost-  und  Westpreußen  und 
Pommern  entworfen  war;  endlich  ein  Plan  zur  Beform 
der  Bank. 

Lehmann  behandelt  diese  Epoche  sehr  ausführlich 
(I,  319—388)  und  sagt  an  anderer  Stelle:  «Er  tat^  in  die 
höchste  Behörde  des  Staats  hemfen,  was  er  Termochte, 
um  die  gebundenen  Verhältnisse  des  Ostens  den  freieren 
des  Westens  anzugleichen*  (II,  32). 
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EiBleitoBg. 

Max  Lehmann  behauptet  nicht  nur,  da6  Stein  der 
Revolution  sympathisch  gegenübergestanden  habe,  sondern 
anch  daß  er  sich  von  ihren  Ideen  und  Einrichtungen  bei 
seiner  praktischen  Tätigkeit  habe  leiten  lassen,  daß  Steins 
Beformgesetzgebung ,  wenn  auch  zum  Teil  auf  alt- 
geimanischen  Vorbildern  beruhend,  doch  zu  einem  sehr 
erheblichen  Teile  unter  dem  Einflüsse  der  fransösisehen 
BevoIntioD,  insbesondere  der  Gesetzgebung  der  Constituante 
gestanden  habe. 

Es  heifit  II,  85—88:  ,Er  folgte  den  Franzosen  in  mehr 
als  einer  Benennung  (wie  z.  B.  Kultusministerium,  Section, 
Municipalität,  ComnuinitiU),  er  folgte  ihnen  aber  auch  in 
den  Ideen ,  Principien  und  Institutionen.  Er  stellte  zwar 
kein  wohlgeordnetes  Verzeichnis  der  Menschen-  und 
Bürgerrechte  auf,  aber  das  von  ihm  mit  solchem  Nachdruck 
fOr  die  l^ation  geforderte  Recht,  ihre  Angelegenheiten 
selbst  zu  verwalten,  seUofl  eben  so  sehr  das  ganze 
patriarehalisGhe  und  patrimoniale  System  des  alten  Preuflens 
aus,  wie  es  im  Grunde  alle  Bargerreehte  enthielt  War 
es  nicht  die  Sprache  der  Mensehenreetate,  wenn  er  gegen 
UnterdrackuDg  und  ffir  Freiheit,  Selbständigkeit,  Eigenthum  , 


204 


8.  Abachnitt.  Die  Befonn  Stabil. 


SchatE  der  Gesetze  mne  Stimme  erhob?  Er  stimmte  mit 
den  Franzosen  flberein  in  der  Tendenz  auf  Emaneipation 
des  Banemstandes,  auf  Befreinng  von  Gewerbe  und  Handel, 

auf  Egalisiruiig  der  Steuern,  in  dem  Princip  der  Ein- 
kommensteuer, in  der  Trennung  von  Justiz  und  Ver- 
waltung, in  der  Beseitigung  der  Patrimonial-Gerichtsbarkeit, 
in  der  Abneigung  gegen  die  Zünfte,  in  der  Annahme  des 
territorialen  Eintheilungsprincips  für  die  Verwaltung  wie 
für  die  Gerichtsbarlteit  glicht  minder  in  der  CentraiiBierung 
dessen,  was  dem  Staate  und  der  Bureaukratie  Terbleiben 
sollte,  also  in  der  Organisation  der  Ministerien,  der  Auf- 
hebung der  Binnenzölle  und  der  Errichtung  von  Grftnz- 
zöllen,  der  Greirung  einer  Oeneral- Staats -Gasse.  FQr 
letztere  citirte  er  geradezu  die  Protokolle  der  National- 
versammlung; das  einzige  Mal,  daß  er  sich  in  der  Nassauer 
Denkschrift  auf  das  französische  Beispiel  berief.  Kr  hätte 
es  auch  sonst  gekonnt  und  gemußt,  aber  man  begreift, 
daft  er  nicht  in  den  Ruf  eines  Revolutionft»  kommen  wollte. 
Wenn  er  die  Competenz  der  Iftndlichen  und  der  städtischen 
Gemeinden  völlig  gleich  und  sehr  reichlich  bemafi,  so  lag 
darin  eine  doppelte  starke  Ann&herong  an  die  Gesetz- 
gebung der  Gonstituante,  die  den  Schwerpunkt  der  Ver- 
waltuug  in  die  unteren  Kegionen  verlegte  und  den 
Unterschied  zwischen  Stadt  und  Land  aufhob.  Hier  eben 
war  es,  wo  er  eine  wörtliche  Fntlt  linung  aus  dem  eonstitu- 
tiven  französischen  Gesetze  über  die  Municipalitfiten  vor- 
nahm, demselben,  welches  er  schon  1803  studirte.  Nehmen 
wir  endlich  hinzu,  daß  er  sich  so  oft  auf  die  Nation,  die 
Nationalität,  die  National- Angelegenheiten  beruft,  daS  er 
auch  einer  fremden  Nationalität  das  Ihrige  zukommen 
lassen,  da6  er  von  politischen  Rechten  des  Klerus  nichts 
wissen  will,  daB  die  bflrgerlichen  Gemeinden  das  Kirchen- 
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vermögen  verwalten  sulkui,  daß  in  der  ganzen  langen 
Denkschrift ,  die  der  Gegenstand  unserer  Betrachtungen 
ist,  nur  recht  selten  vom  Könige  geredet  wird,  so  ist  es 
bewiesen :  auch  Stein  war  ergriifi:>n  voa  den  Ideen,  die  man 
herkömmlich  nach  dem  Jahre  1789  benennt." 

aFreilich,  er  gab  Bich  ihnen  nicht  hin.  Er  wollte  ne 
soziuagen  ermäßigen«  er  wollte  eine  Combination  Ewisehen 
ihnen  einerseits,  den  ftberlieferten  Zttst&nden  PreuBens  und 
den  protestantischen  Idealen  Deutsehlands  andrerseits. 
Die  Constituante,  hingenommen  von  der  Idee  der  Nationalität, 
mißtrauisch  gegen  Alles,  was  deren  Wirksamkeit  beein- 
trächtigen konnte,  hatte  alle  historischen  Eintheilungen 
des  französischen  Staats,  vor  Allem  die  Provinzen  beseitigt 
und  an  ihre  Stelle  die  Departements  und  Districte  gesetzt; 
Stein  liefi  Provinzen  und  Kreise  bestehen,  brachte  sie  in 
die  engste  Verbindung  untereinander  und  mit  den  Ge- 
meinden ,  erweiterte  ihre  Wirksamkeit  Die  Constituante 
ließ  die  Reichsstände  aus  Urwahlen  hervorgehen;  die 
Consequenz  der  Steinschen  Vorschläge  fährte  zu  einer 
Wahl  von  Seiten  der  Provincial-Landtage :  etwa  so  wie  die 
Union  der  sieben  Provinzen  ihre  General-Staaten  gebildet 
hatte  oder  wie  Turgot  seine  MunicipalitÄten  einander 
unterordnen  wollte.  Die  Constituante  hob  den  Adel  auf; 
Stein  ließ  ihn,  wenn  auch  mit  stark  geschmälerten  Be- 
fugnissen fortdauern.  Sie  starzte  die  bestehende  Verfassung 
der  rftmisehen  Kirche  um;  er  wollte  sie  regeneriren,  Sie 
gab  den  niederen  Verbänden,  den  Gommunen,  Cantons, 
Districten  und  Departements  so  viel  Rechte,  daß  män  sie 
mit  kleinen  Republiken  vergleichen  konnte;  er  wahrte  dem 
Staate  ein  Aufsichtsrecht.  Sie  beseitigte  den  Unterschied 
zwischen  städtischen  und  ländlichen  Gemeinden;  er  ließ 
ihn,  immerhin  stark  ermäßigt,  bestehen.  Sie  duldete  die 
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BuTeankratie  nur  anf  der  obersten,  er  ancb  auf  der  mittleren 
Stufe  der  Venraltnng.  Sie  braehte  mit  einem  Seblage  die 
bis  dahin  politisch  fut  rechtlosen  Bewohner  Franlcreichs 

in  den  Vollbesitz  weitgehender  Befugnisse ;  er  wollte  seine 
Landsleute  die  Rechte,  die  er  ihnen  zugedacht,  erst  nach 
und  nach  genießen  lassen.  Sie  formulierte  das  neue  Staats- 
recht, das  alte  grundsätzlich  negirend,  als  eine  Art  Offen- 
barung in  der  „Constitution" ;  er  wollte  die  Reform  durch 
Spezial-Gesetse  bewirkeD,  welche  die  Gontinuität  mit  dem 
bisherigen  Rechte  wahrten.  Sie  unterlieft  es  zwar  nicht 
gftnslich  von  Pflichten  sn  reden,  formulirte  aber  über- 
wiegend Rechte;  er  wollte  umgekehrt  Tor  allem  die  Arbeit 
der  Borger  am  Staate,  die  Rechte  begegnen  bei  ihm  fast 
als  die  Begleiterscheinungen  der  Pflichten.  Sie  behandelte 
Staat  und  Nation  als  etwas  Fertiges  und  ordnete  den  Staat 
der  Nation  unter;  er  ließ  dem  Gedanken  einer  Eutwickelung 
Raum,  unterschied  zwischen  besser  und  geringer  ver- 
anlagten, yorgeschritteneD  und  zurfickgebliebenen  Nationen, 
Perioden  des  Aufstiegs  und  des  Verfalls,  und  der  Staat 
war  ihm  ein  Erzieher:  was  doch  wiederum  eine  An- 
nAhemng  an  das  altQberliefsrte  Staatsideal  einsehliefit 
Bei  der  Constituante  tritt  die  moralische  Tendenz  sehr 
zurück,  bei  Stein  dominirt  sie.* 

Auf  beides  kommt  Lehmann  verschiedentlich  zurtlck. 
Auf  die  Nachahmung  der  französischen  Revolution  II,  552, 
indem  er  behauptet,  im  Jahre  1808  sei  das  Triumvirat  — 
zwischen  Stein,  Scharnhorst  und  Gneisenau  —  geschlossen 
worden,  welches  die  Geschicke  Deutschlands  bestimmt  habe, 
bis  die  feindliehe  Kugel,  die  den  einen  dahinraffte,  es 
lAste;  die  drei  hfttten  sich  zusammengefunden,  nicht  nur 
in  dem  Entschlufi,  das  Vaterland  zu  befreien,  sondern 
auch  in  der  Wahl  des  wichtigsten  der  Mittel,  die  das  be- 
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wirken  sollten  in  der  Nachahmung  des  revolutionären 
Frankreichs. 

Gneisenau  hat  sich  über  sein  Verhältnis  zur  französischen 
Revolution  daiiin  geäußert:  „Ich  habe  seit  1790  so  sehr 
leindfielig  gegen  die  französische  Revolution  gedacht", 
«Stets  bin  ieh  Yom  Jahxe  1790  an  ein  Feind  der  fran- 
lOBisehen  Bevolntion  gewesen',  er  hat  von  seinem  seit 
1790  gleicbbidbenden  Hafi  gegen  alle  Phasen  der  fran- 
sOsisehen  ReTolntion  »von  der  Termehten  franiteisehen 
ReTOlution"  gesprochen  (Delbrück,  Gneisenau,  V,  87,  93, 
100,  105,  278). 

Und  Scharnhorst! 

Auf  die  Nachahmung  der  Revolution  und  zugleich  auf 
die  Modifikation  dieser  Nachahmung  mit  Rücksicht  auf 
preußische  Verh&ltnisfle  bezieht  sich  die  Stelle  III,  5: 
»Stein  wollte,  ohne  die  Eigenart  des  prenfiischen  Staats 
ganz  preiszugeben,  ihn  soweit  vmgestalten, .  dafl  er  einer 
der  Träger  des  deutsch-nationalen  Gedankens  werden  kOnne, 
und  dies  meinte  er  am  sichersten  zu  bewirken,  wenn  er 
ihm  jene  von  Napoleon  als  ideologisch  und  jakobinisch 
verworfenen  Institutionen  französischen  Ursprungs  oder 
Gepräges  einbildete."  Nur  in  den  letzten  Jahren  seines  Lebens 
(III,  481)  sei  er  von  der  Bahn,  bei  der  Reformierung  des 
preußischen  Staats  zwischen  dessen  ÜberlieferuDgen  und 
den  Ideen  yon  1789  zu  vermitteln,  abgewichen,  er  habe 
▼on  da  ab  die  Vermittelnng  sehr  zu  Ungunsten  der  Ideen 
Ton  1789  vorgenommen.  Yersehiedenee  habe  dabei  zu- 
sammengewirkt: .Die  romantische  Ader,  die  während  des 
Osterreichischen  Exils  in  ihm  zu  sehlagen  begonnen  habe, 
die  Wiederberührung  mit  dem  heimatlichen  Boden  im 
Westen,  die  hundert  teure  und  mächtige  Erinnerungen  in 
ihm  wachgerufen ;  der  religiöse  Glaube,  der  durch  den  ans 
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Wunderbare  streifenden  Umsdilag  dee  Jahres  1812  Ratio- 
nalismus und  Naturrecht  vollends  diskreditiert  gefunden 

hübe;  die  Hingebung,  die  im  Freiheitskriege  nicht  nur 
die  Bürger  uud  Bauern,  sondern  auch  der  Adel  der  preu- 
ßischen Provinzen  bekundet  habe;  vielleiclit  am  meisten 
der  Jahre  lündurcli  fortgesetzte  Kampf  gegen  die  Fran- 
zosen, TOD  dem  auch  ihre  Ideen,  eben  die  von  1789,  be- 
troffen seien.'' 

Um  diese  letzten  Zeiten  handelt  es  sich  hier  ttberhaapt 
nicht,  da  Stehi  seit  1815  niemals  gesetzgeberisch  und  nur 
als  Marsehall  des  westfitlischen  Provinziallandtags  politisch 
tätig  gewesen  ist.  Sehr  spftt  in  den  Staatsrat  bwufen,  hat 
er  sich  trotz  der  dringenden  Mahnungen  Gneiseaaus  und 
andrer  von  den  Beratungen  ferngehalten. 

So  sehr  ist  Lehmann  von  der  RiclitiL^keit  seiner  An- 
nahme von  der  Nachahmung  der  französischen  Revolution 
durch  die  Steinsche  Reformgesetzgebung  durchdrungen, 
dafi  er  sich  schliefilich  im  Kreise  dreht;  weil  Stein  bei 
ziemlich  allen  seinen  Reformgesetsen  Beschlasse  der  Con- 
stituante benutzt  habe,  sei  es  undankbar  Ton  ihm  gewesen, 
in  seiner  Reyolutionsgeschichte  die  Constituante  so  un- 
gflnstig  darzustellen;  in  seiner  Leidenschaft  sei  ihm  jene 
Tatsache  entfallen. 

Lehmann  liat  l)ereits  Anhänger  gefunden;  für  Hugo 
Preuß,  der  Lehmann  nicht  nur  überallhin  folgt,  sondern 
ihn  noch  überbietet,  ist  Steins  "Wirksamkeit  nichts  andres 
gewesen  als  die  Quintessenz  der  großen  Ideen  von  1789; 
Stein  habe  die  Erkenntnis  gehabt,  daß  die  politische  Wieder- 
geburt nur  im  Geiste  der  Ideen  von  1789  möglich  gewesen  sei 
(Preuß,  Die  Entwicklung  des  deutschen  St&dteweseiui,  190d). 

Schon  bisher  hatte  man  gewußt,  dafl  Stein  bei  Ab- 
fassung der  Nassauer  Denkschrift  Gesetze  der  französiBchen 
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BeTolntion  vor  sieh  gehabt  habe,  und  sie  rar  Naeh- 
abmuiig  empfohlen  habe.  Aber  um  was  handelte  es 
sieh  dabei?    Es  heiflt  in  der  Nassauer  Denkschrift: 

^Die  Einrichtung  der  französischen  Haupt-  und  Staats- 
kasse scliemt  mir  zweckuiaiiij^  und  nachahmungswert.  Sie 
war  der  Gegenstand  ausführlicher  Untersuchungen  und 
Verhandlungen,  die  sich  in  den  Procös  verbaux  de 
l'Assemblöe  ^'ationale,  T.  41,  67,  09  und  die  gegenwärtige 
Einrichtung  in  Almanac  Imperial  pro  1807  pag.  170  findet." 
Stein  empfiehlt  deshalb  an  Stelle  der  bisherigen  7  Kassen 
die  Errichtung  einer  Hanptkasse,  in  welche  sftmtHche  Ein- 
nahmen fliefien,  aas  welcher  sftmtliche  Ausgaben  erfolgen 
usw.  (Ports,  I,  423).  Von  einer  Nachahmung  der  Ideen 
von  1789  kann  doch  dabei  keine  Rede  sein,  wenigstens 
waren  das  revolutionäre  Ideen,  die  von  Napoleon  akzeptiert 
waren;  Ideen,  die  Burke  schou  vor  der  Revolution  aus- 
gesprochen hatte. 

Jetzt  durch  Lehmann  erfährt  man ,  daß  Stein  in  den 
finanziellen  Verhandlungen  mit  Napoleon  zu  Anfang  des 
Jahres  1808  sich  nicht  nur  bereit  erklärt  habe,  in  allen 
Fragen  der  auswärtigen  Politik  mit  dem  Kaiser  sn- 
sammeniugehen,  sondern  audi  versucht  habe,  ihm  den 
Glanben  beizubringen,  dafi  ee  in  der  imierea  Politik  nicht 
anders  stehe.  „Er  liefi  ihn  auf  die  Übereinstinunung 
zwischen  der  modernen  Verwaltnng  Frankreichs  und 
der  in  Preußen  geplanten  Reform  aufmerksam  machen. 
Nicht  unrichtig,  aber  auch  nicht  die  ganze  Wahrheit. 
Und  Stein  sah  sich  genötigt,  sein  Gewissen  durch  ab- 
schwächende Zusätze,  das  eine  mal  ,en  parti',  das 
andre  Mal  ,au  temps  que  les  circonstances  et  la  position 
du  pays  Tadmet'  zu  salvieien;  einige  Äußerungen  blieben 
ftbrig,  die  man  nicht  auf  die  Goldwage  legen  dOrfe. 
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Sie  waren  dazu  bestimmt »  dem  Kaiser  zu  schmeicheln." 
Wenn  das  die  Absicht  war,  konnte  es  sieh  doch  bei 
dem  gaoien  Vorgang  um  die  Ideen  von  1789  nur  in  dem 
Sinne  handeln,  wie  sie  YOn  Napoleon  akseptiert  waren. 
Man  sieht  von  neuem,  dafi  Stein  das  Zeug  zum  Diplomaten 
fehlte. 

Schön,  was  Lehmann  nicht  erwfthnt,  ist  der  erste  ge- 
gewesen,  der  das  Dogma  von  der  Nachahmung  der  Gesetz- 
gebung der  Constituante  durch  die  Steinsche  Reformgesetz- 
gebung aufgestellt  hat.  Nicht  daß  Schön  sich  dessen  in 
der  entscheidenden  Zeit  bewußt  gewesen  wäre.  Erst  im 
Jahre  1840  hat  er  aus  Thiers  „mit  Erstaunen  und  hoher 
Freude  ersehen,  dafl  das  Resultat  der  ersten  National- 
versammlung mit  unseren  gesetslichen  Bestimmungen  in  den 
Jahren  1807—1815  fibereinstimme'  (Brief  Schöne  an  den 
Minister  von  Kamptz,  6.  April  1840;  Aus  den  Papieren  IV, 
586  —  wo  aueh  der  Passus  vorkommt:  «der  Verstand, 
dieser  notwendige  Hausknecht  der  Vernunft").  Wie  das 
den  obertläclilichen  Bemerkungen  Thiers  tlber  die  Gesetz- 
gebung der  Constituante  herausgelesen  werden  kann,  ist 
unbegreiflich. 

Bei  allen  Verhandlungen  über  irgend  eins  der  Stein- 
sehen  Beformgesetze  ist  niemals  weder  von  Stein  selbst 
noch  von  einem  seiner  Mitarbeiter  auch  nur  mit  einer 
Silbe  davon  die  Bede  gewesen.  Aber  es  steht  nicht  alles 
in  den  Akten,  man  könnte  sich  geniert  haben,  die  Nach- 
ahmung offen  einsugestehen;  Stein  könnte  mfindliche  Ver- 
haltungsbefehle  gegeben  haben  oder  er  könnte,  ohne  es 
zu  merken,  durch  seine  teilweise  sehr  radikalen  Räte  auf 
diesen  "Weg  geführt  sein.  Auch  Lehmann  ist  nicht  durch 
arcbiviilische  Forschungen,  durch  die  Entdeckung  neuer 
Quelien,  sondern  lediglich  durch  eine  Vergleichuug  der 
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Steinsehen  Gesetze  mit  denen  der  Censtitnante  zu  seinem 

Ergebnisse  gelangt 

Die  Aufp;abe  ist  mithin,  die  Lehiiuum.sche  Vergleichung 
zu  prüfen,  die  sftnitliclieu  Gesetze  und  Gesetzentwürfe  der 
Steinschen  Zeit  daraufhin  anzusehen,  ob  und  inwieweit 
sie  französische  Kachahmuiig  oder  aus  preußischer  Wurzel 
hervorgegangen  sind. 

In  zwei  Fftllen  soll  eine  Nachahmung  bereits  während 
des  alten  Staatswesens  stattgefunden  haben. 

Da«  wo  von  den  angeblichen  Beformbestrebungen  Steins 
bei  der  Annexion  von  MOnster  die  Rede  ist,  sagt  Lehmann 
(1,276):  „Das  Merkwürdigste  in  dem  Gutachten  Steins  ist  die 
Idee.  Magistrat  und  Stadtverurdnete  zahlenmäßig  zu  be- 
grenzen und  sie  ohne  Rücksicht  auf  bestehende  Statuten  und 
Privilegien  in  ein  festes  Verhältnis  zurGesamtziflfer  der  Stadt- 
bevölkerung zu  bringen.  Nur  an  einer  Stelle  war  bisher 
dieser  Gedanke  verwirklicht  worden,  im  revolutionären 
Frankreich;  kein  Zweifel,  dag  Stein  ihn  von  dorther  ttber- 
nommen  hat  Aufmerksam  las  er  die  Gesetze  derer,  welche 
er  sonst  so  heftig  bekämpft  hat,  und  fand  kein  Arges  da- 
bei, sie  nachzuahmen,  wenn  das  Wohl  des  eigenen  Staats 
es  tu  fordern  schien.* 

Ist  das  ernsthaft  gemeint  V  War  dabei  das  Wohl 
Preußens  enga<:iert,  handelte  es  sich  niclit  vielmehr  um 
etwas,  was  so  oder  so  geordnet  werden  konnte,  ohne  daß 
irgend  ein  staatlicher  Vorteil  oder  Nachteil  daraus  ent- 
standen wäre?  Niemand  würde  ein  „Arges**  darin  gefunden 
haben,  wenn  hier  wirklich  nachgeahmt  worden  wäre.  In 
welchem  Liebte  erscheint  aber  Stein,  wenn  er  die  ganze 
übrige  revolutionäre  Munizipalverfassung  auf  sich  beruhen 
liefi  und  nur  diese  Bagatelle  rezipierte?  Was  blieb  denn 
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Übrig,  wenn  es  sich  um  eine  für  mehrere  Städte  gemein- 
same Ordnung  handelte,  als  die  Statuten  und  Privilegien 
der  einselnen  Stadt  miberOeksicbtigt  za  lassen?  Und  das 
war  noch  nicht  einmal  der  Fall,  da  die  meisten  oder  alle 
diese  Stftdte  bisher  noch  gar  keine  Stadtverordneten  ge- 
habt hatten.  Es  lag  doch  auch  nicht  im  Geiste  der  fran- 
zösischen Kerolntion,  die  Zahl  der  Stadtverordneten  der 
Zahl  der  Magistratsmitgiiciler  höchstens  gleichzustellen, 
wie  in  den  firößeren  Städten,  während  sie  in  den  kleineren 
niedriger  als  die  der  Magistratsraitglieder  bemessen  wurde. 
Es  lag  auch  nicht  im  Geiste  der  Städteordnung  von  1808, 
welche  zwar  die  Zahl  der  Stadtverordneten  nach  der  Zahl 
der  Einwohner  verschieden,  aber  unter  allen  Umstanden 
ganz  vnvergleichfich  höher  anordnete  und  welche  anfier- 
dem  zwar  die  Zahl  der  Stadtverordneten  nach  der  Gröfie 
der  Städte  normierte  —  obrigens  dabei  der  Autonomie 
jeder  Stadt  einen  Spielranm  lassend  — ,  aber  ein  festes 
Verhältnis  der  Zahl  der  Stadtverordneten  zu  der  Zahl  der 
Magistratsraitglieder  nicht  kannte,  sondern  dies  dem  Be- 
dürfnisse und  der  Autonomie  jeiler  Stadt  tiherließ. 

Der  zweite  Fall  ist  folgender:  Lehmann  schreibt 
(I,  365):  „Stein,  dessen  Blick  nicht  durch  die  Landesgrenze 
beschr&nkt  wurde,  war  es  gar  wohl  bekannt,  dafi  die  Fran- 
zosen seit  einigen  Jahren  eine  Zentralstelle  fttr  amtliche 
Statistik  besaOen;  hinter  ihnen  sollten  fortan  die  Deutschen 
nicht  zoradLStehen;  er  fafite  den  Plan,  ein  statistisches 
Bureau  auch  in  Preuflen  zu  errichten."  „Schon  der  Name,* 
heifit  es  in  einer  Note,  „beweist  die  Entlehnung,  die  fran- 
zösische Behörde  hieß  Bureau  de  statistique.** 

Lelimann  spricht  hier  nicht  von  der  französischen 
Revolution,  sondern  von  Frankreich  Oberhaupt;  er  sagt 
nur,  dafi  die  Franzosen  seit  einigen  Jahren  eine  solche 
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Zentralstelle  besessen  hfttten.  Und  in  der  Tal,  mag  man 

nun  annehmen,  daß  mit  dieser  Zentralstelle  das  von  Necker 
errichtete  Bureau  de  renstMgneinent  (Levasseur,  La  popu- 
lation  fran^aise,  I,  58)  oder  das  im  Jahre  1800  unter 
Mitwirkung  von  Lucien  Bouaparte  errichtete  Bureau  de 
statistique  gemeint  sei,  welches  erst  eine  dauernde  Organi» 
sation  der  amtlichen  französischen  Statistik  herbeigefQhrt 
hat;  mit  der  eigentliehen  Revolution  hat  diese  Angelegen- 
heit nichts  zu  tun;  die  Revolution  hat  aueh  hier  nur 
serstOrt,  denn  die  Versuche  Lavotsiers  von  1790,  die 
nötigen  Unterlagen  fftr  die  Neugestaltung  der  Steuern  su 
beschaffen,  sind  ohne  amtliche  ITnterstQtznng  geblieben. 
In  allen  vorwärtsstrebendeii  europilischen  Staaten  ist  im 
ganzen  18.  Jahrhundert  mit  großem  Eifer  Statistik  ge- 
trieben. In  keinem  Lande  melir  als  in  Preußen;  fttr  un- 
entbehrlich hat  Friedrich  der  Große  bei  seinen  staatswirt- 
schaftlichen Reformen  in  Landwirtschaft  und  Industrie  die 
Kenntnis  der  wiritlichen  Zust&nde  des  Landes  gehalten; 
die  schon  vom  Grofien  KurfOrsten  begonnenen  Populations- 
listen,  deren  Aufstellung  seit  1734  unterblieben  war,  lieft 
er  1747  fttr  die  fehlenden  Jahre  erg&nzen  und  wieder  auf- 
nehmen; zu  der  Populationstatistik  kamen  Tabellen  Ober 
den  Viehstand,  die  Getreideproduktion,  Ober  Handel  und 
Gewerbe.  Für  ein  Land,  welches  nicht  fortschritt.  z,  B. 
für  das  damalige  Hannover  war  dergleichen  allerdings 
unnütz,  und  gegen  nichts  hat  sich  der  Zorn  Rehbergs  mehr 
gerichtet  als  gegen  den  Wert,  der  in  Preußen  der  Statistik 
beigelegt  wurde;  sie  war  ihm  noch  verhaßter  als  Etats 
und  Rechnungskontrolle.  An  einer  Zentralstelle  hat  es 
wfthrend  des  ganzen  18.  Jahrhunderts  wie  in  den  ttbrigea 
Lftndern,  so  aueh  in  Preußen  gefehlt,  aber  schon  die  Finanz- 
kommission hatte  1798  eine  Anregung  Inr  deren  Errichtung 
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gegeben.  Wie  schon  bemerkt,  bat  Stein  dieee  Mafinahme 
seiner  MinistertAtigkeit  in  der  Vita  gar  nicht  erwähnt; 
das  PreuBische  Statistische  Bureau  datiert  anch  seinen  Auf- 
schwung erst  Ton  1810,  nachdem  Hoffiniann  an  die  Spitse 
getreten  war.  Aueb  das  statistische  Bureau  ist  auA 
preußischer  Wurzel  entsprossen.  So  ist  auch  der  Sach- 
verhalt von  allen  denjenigen  aufgefaßt,  die  vor  Lehmann 
darüber  geschrieben  haben;  keiner  liat  von  einem  Einfluß 
Frankreichs  etwas  gewußt  (Annalen  der  preußischen  Staats- 
wirtschaft und  Statistik,  II  (1805),  3ö2ff.;  Engel,  in 
der  Zeitschrift  des  Königl.  Preuß.  Stat.  Bureaus,  I  (1860), 
Sff.j  Boeckh,  Die  geschichtliche  Entwicklung  der  amtliehen 
Statistik  des  preufi.  Staates  (1863),  160  fL;  Blenck,  Das 
Kgl.  PrenS.  Stat  Bureau  im  ersten  Jahrhundert '  seines 
Bestehens,  1805—1905). 

Lehmann  (I,  3(37)  kann  sich  nicht  versagen,  auch  bei 
dieser  Gelegenheit  seiner  Abneigung  gegen  tieu  Adel  die 
Zügel  schießen  zu  lassen;  ein,  wie  noch  besonders  hervor- 
gehoben wird,  adliger  Landrat  —  alle  Landräte  waren 
damals  adlig  —  habe  über  die  Veröffentlichung  der  Gdter- 
preise  »weidlich  geschimpft".  Wie  nun  aber  aus  der 
eigenen  Darstellung  Lehmanns  hervorgeht,  hat  Stein  diesem 
Geschimpfe  des  adligen  Landrats  durchaus  recht  gegeben'; 
was  der  Zusats  Lehmanns  heifien  soll,  dafi  das  »wohl  nicht 
ganz  freiwillig*  geschehen  sei,  bleibt  unklar. 

I.  Die  wirtselnllfclteliew  Waftnalimen. 

1.  Das  Agrarwesen. 
Das  Edikt  vom  9.  Oktober  1807  „betreffend  den  er- 
leichterte Besits  und  den  freien  Gebrauch  des  Grund- 
eigentums sowie  die  personlichen  Verhältnisse  der  Land* 
bewohner"  behandelt,  ohne  daß  dies  in  der  äußeren  Ge- 


Digitized  by  Google 


4.  Kapitel.   Die  Steiuscben  Gesetze  und  Gesetzentwürfe.  275 


fltaltung  des  Edikts  weiter  hervortrftte,  cwei  ganz  ▼er- 
schieden e  Materien. 

Den  weitaus  größten  Raum  iieliniin  (liejcnigcn  Be- 
stimmungen ein,  welche  auf  den  erleichterten  Besitz  und 
den  freien  Gehrauch  des  Grundeigentums  sich  beziehen; 
sie  stehen  auch  voran.  Danach  sollte  ohne  besondere  Er- 
laubnis —  nur  hinsichtlich  der  Erwerhsfähigkeit  der  Juden 
bat  es  bei  den  besonderen  Gesetzen  sein  Bewenden  —  der 
Edelmann  snm  Besitz  bargerlicher  und  bäuerlicher,  der 
Bttrger  und  Bauer  zum  Besitz  adliger  Gftter  bereehtigt 
sein;  es  sollten  femer  alle  VorzQge,  welche  bei  » Güter* 
Erbschalten*  der  adlige  vor  dem  borgerlichen  Erben  gehabt 
hatte,  sowie  die  durch  den  persönlichen  Stand  begrQndeten 
EinschriiukuiigeD  und  die  Suspension  gewisser  gutsherr- 
licher Rechte  wegfallen:  es  sollten  die  adligen  Güter  durch 
erleichterte  Aufhebung  der  Lehnseigenscliaft,  der  Familien- 
stiftungen und  Familieniideikommisse  den  anderen  Gütern 
möglichst  angenftbert  werden;  es  sollte  endlich  der  bis- 
herige Unterschied  unter  den  Ständen  auch  hinsichtlich 
des  Gewerbebetriebes  beseitigt  werden,  so  dafl  der  Edel- 
mann ohne  Nachteil  seines  Standes  berechtigt  sein  sollte, 
bürgerliche  Gewerbe  zu  treiben,  während  der  Bürger  und 
der  Bauer  aus  dem  Bauern-  in  den  Bfirgerstand  und  aus 
dem  Bürger-  in  den  Bauemstand  übertreten  könnte;  ohne 
daß  dadurch  in  der  subjektiven  Befugnis  zum  Gewerbe- 
betrieb irgend  etwas  geändert  würde. 

Damit  war  die  ständische  Gliederung  des  A.L.R.,  die 
Identifizierung  der  drei  Erwerbsstände  mit  den  drei  Gebarts- 
ständen, die  kastenartige  Absonderung  der  Stände  von  ein- 
ander, die  nur  ausnahmsweise  den  Übergang  von  einem 
Stande  in  den  andern  zuliefi,  aufgehoben,  so  dafi  das 

politische  Testament  mit  einem  gewissen  Bechte  sagen 
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konnte,  da6  die  Disbannonie  im  Vollie  aufgehoben,  dafi  der 
Kampf  der  Stände  untereinander  ▼emicbtet  und  gesetslicb 
die  MAgliebkeit  aufgestellt  sei,  dafi  jeder  im  Volke  seine 

Kräfte  frei  entwickeln  kOnne. 

(lowiß  ein  Fortschritt,  zumal  wenn  man  bedenkt,  daß 
in  Sachsen  der  Ausschluß  der  Bauern  vom  Erwerb  der 
Rittergüter  noch  im  Publicandum  vom  15.  Noveniher  1816 
aufrecht  erhalten  wurde  und  daß  der  5.  s&chsische  rrovinzial- 
landtag  von  1838  sich  mit  einer  Vorlage  zu  befassen  hatte 
wegen  Aufhebung  des  in  den  altsftchsiscben  Landesteilen  noch 
bestehenden  Verbots  des  Erwerbs  von  RittergQtem  durch 
Personen  vom  Bauemstande  (Kab.  Ord.  vom  7.  Februar  1845)w 

Aber  diese  Beseitigung  des  Ständestaats  hatte  nur 
wirtsehaftlfehe,  nicht  auch  politische  Polgen.  Nur  hinsiebt- 
lich  des  Krwerbs  und  des  Besitzes  von  Grundeigentum 
sowie  hinsichtlich  des  (u  werbebetriebs  kam  die  Zugehörig- 
keit zu  einem  der  drei  Stände  hinfort  niclit  woiter  in  Frage. 

Wie  es  einst  Gründe  wirtschaftlicher  Natur  gewesen 
waren,  die  das  bisherige  System  geschaffen  hatten,  jene 
Arbeitsteilung  unter  den  sozialen  Gruppen,  wonach  dem 
Adel  und  den  Bauern  der  Betrieb  des  Ackerbaus,  dem 
BOrgerstande  die  Verarbeitung  und  Verfeinerung  der  Natur- 
erzeugnisse sowie  der  Handel  zustehn  sollte,  sodafi  dem 
Adel  keine  Konkurrenz  durch  das  bflrgerliche  Geld  ge- 
macht, den  bargerlichen  Gewerben  aber  das  Kapital  nicht 
durch  den  Ankauf  sei  es  adliger,  sei  es  bäuerlicher  Güter 
entzogen  werden  sollte,  so  waren  es  auch  jetzt  wieder 
Gründe  wirtscliaftlicher  Natur,  welche  zur  Aufhebung  dieser 
Beschränkungen  geführt  haben. 

Dieselben  Gründe,  welche  bisher  schon  fQr  die  Dis- 
pensationen maOgebend  gewesen,  fahrten  jetzt  zur  Auf- 
hebung der  landrechtlichen  Normen.  Es  drücke  auf  den 
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Wert  der  adligen  Gttter,  hatten  Klewitz,  SehOn  nnd  Stftge- 
mann  schon  bei  den  Vorbereitungen  geltend  gemacht,  dafl 
nur  der  Adel  sie  erwerben  dfirfe;  die  Kab.  Ord.  Tom 

23.  August  1807,  das  Edikt  in  nuce,  stellt  die  Maßregel 
als  eine  wahre  Wohltut  für  den  armen  zahlreichsten  Teil 
des  landhegütertPü  Adels  dar;  der  Eingang  zum  Edikt  selbst 
hob  die  nachteiligen  "Wirkungen  hervor,  welche  die  bis- 
herigen Beschränkungen  auf  den  Wert  des  Grundeigentums 
und  den  Kredit  der  Grundbesitzer  gehabt  hätten. 

Eine  politische  Tendenz  gegen  den  Adel  hat  das  Edikt 
nicht  gehabt,  denn  die  politischen  Vorrechte  der  Ritter- 
goter,  die  ortsobrigkeitliche  Gewalt,  die  Patrimonialgerichts- 
barkeit und  die  gutsherrliche  Polizei,  das  Kirchenpatronat, 
das  Jagdrecht,  die  Teilnahme  eines  jeden  Rittergutsbesitzers 
an  den  Land-  und  Kreistagen,  die  Gruiulsteuerbefreiung, 
wo  sie  bestand,  blieben  aufrecht  erhalten.  Nur  daß  der 
Kreis  derjenigen  erweitert  wurde,  die,  wenn  sie  llittergüter 
besaßen  oder  erwarben,  an  diesen  Vorrechten  teilnahmen, 
daß  kein  Unterschied  in  der  politischen  Rechtsstellung 
zwischen  den  Rittergutsbesitzern  der  Yorschiedenen  Stände 
mehr  gemacht  wurde,  da6  die  bargerlichen  und  biluerlichen 
Rittergutsbesitzer  in  diesen  Vorrechten  den  adligen  völlig 
gleichgestellt  wurden.  Ein  einheitliches  Staatsbfirgerrecht 
war  also  nicht  hergestellt,  der  Adel  als  Stand  nicht  ab- 
geschafft, sondern  nur  gewissermaßen  erweitert.  In  allen 
Gesetzen  und  Gesetzentwürfen  der  Reformperiode,  wo  es 
sich  um  irgend  eine  Beteiligung  der  Nation  an  oilentlichen 
Geschäften  handelte,  zumal  in  den  ständischen  Entwürfen 
Steins,  hat  mau  diese  niemals  auf  einer  andern  Grundlage 
aufbauen  wollen  als  auf  der  der  drei  geschichtlichen  Stände. 
Behielt  doch  der  Adel  als  solcher  und  ohne  Racksicht  auf 
Grundbesitz  sein  ständisches  Eheieeht,  ohne  dafi  die  bttrger- 
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liehen  Ritteigutsbesitzer  daran  beteiligt  wurden ;  nur  gleiebes 
Gommerdnm  war  hergestellt «  nicht  gleiches  Gonnnbium. 
Mit  der  Nachahmung  der  französischen  Revolution, 

die  dem  Adel  gleich  zu  Anfang  alle  politischen  Rechte  ge- 
nommen hatte  und  bald  darauf  auch  das  Eigentum  nahm, 
ist  es  also  nichts.  Lehmanns  Behauptung,  daß  St^m  den 
Adel  im  Oktoberedikt  mit  beschränkterem  Rechte  habe 
bestehen  lassen  wollen,  ist  also  unrichtig  und  nur  darin 
hat  er  recht,  daß  das  Edikt  dadurch,  daß  es  die  Ritter- 
güter vorbehaltlos  kftuflich  machte,  die  Axt  an  die  Wurzel 
der  Patrimonialgerichtsbarkeit  gelegt  habe.  Oanz  in  Über^ 
einstimmung  mit  Marwitz,  der  schon  damals  gesagt  hat:  Ge- 
richtsbarkeit, Felizei,  Kirehenpatronat  mOsse  früher  oder 
später  von  der  Scholle  gelöst  werden,  denn  auch  diese 
seien  nun  für  jeden  hergelaufenen  Kerl,  der  Geld  habe, 
käuflich  geworden  (Lehmann,  IL  -'?58,  368;  Marwitz,  I,  299). 

Die  andre  Materie,  die  durch  das  Edikt  geregelt  wurde, 
dort  nur  einen  kleinen  Raum  einnehmend,  von  der  aber 
gewöhnlich  allein  die  Rede  ist,  betrifft  die  ])er85nlichen 
Verhältnisse  der  Landbewohner  d.  h.  der  Erbuntertänigen 
auf  den  Rittergütern.  Auch  sie  erfolgte  nach  den  Eingangs- 
moti^en  in  der  Absicht,  den  durch  den  Krieg  gesunkenen 
Wohlstand  wiederherzustellen  und  zu  heben,  dem  der  Imb- 
herige  Zustand  insofern  hindernd  entgegengestanden  habe, 
als  der  Wert  der  Arbeit  dadurch  verringert  sei. 

Die  Regulierung  ist  aber  nicht  erfolgt  wie  früher  auf 
den  Domänen,  hinsichtlich  deren  es  sich  1807  nur  noch 
um  die  Nachholung  von  Einzelheiten  handelte.  Denn  während 
die  Erbuntertänigen  auf  den  Domänen  neben  der  persön- 
lichen Freiheit^  wenn  sie  ansäfiig  waren,  Befreiung  tou 
den  bäuerlichen  Lasten  und  Eigentum  ohne  Entgelt  er- 
halten hatten,  wurde  den  Erbuntertänigen  auf  den  Ritter- 
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gtttern  dureh  das  Edikt  von  1807  nur  persönliche  Freiheit, 
LOenng  des  Bandes,  das  sie  his  dahin  an  die  Rittergüter 
gekDflpft  hatte,  und  nichts  weiter  enteil;  ftr  diejenigen 

Erbuntertänigen,  welche  Landgüter  zu  erblichem  Kecht 
innehatten,  sofort,  für  alle  übrigen  mit  Martiui  1810;  von 
diesem  Termin  an  sollte  es  nur  noch  freie  .Menschen  i^^ehen 
oder,  wie  das  politische  Testament  dies  ausdrückt:  ,der 
letzte  Rest  der  Sklaverei,  die  Erbuntertänigkeit,  ist  ver- 
nichtet nnd  der  festeste  Grund  jedes  Throns,  der  Wille 
freier  Menschen,  ist  g^rttndef*  Nicht  Kofi  nnd  Reisige  usw. 

Das  war  doch  nur  fOr  diejenige  Klasse  der  Erbnnter- 
tänigen  von  Bedeutung,  die  bis  dahin  als  Gesinde  auf  den 
Rittergütern  gedient  hatten.  Denn  sie  waren  nun  nicht 
mehr  verpflichtet,  solche  Dimte  m  leisten,  vielmehr  be- 
rechtigt, ühoe  Loskaufsgeld  das  Gut  zu  verlassen.  Selbst 
für  sie  war  die  P'reizügigkeit  ein  Geschenk,  von  dem  sie 
nur  selten,  schon  wegen  der  Mangelhaftigkeit  der  damaligen 
Kommunikationsnüttel,  Gebrauch  machen  konnten;  in  der 
Regel  blieben  sie  in  ihrem  bisherigen  Arbeitsverhältnis, 
nunmehr  gegen  den  landesablichen  Lohn  freier  Tagelöhner, 
der  in  der  Regel  wie  bisher  in  natura  gewfthrt  wurde;  nur 
gerieten  sie  jetzt  in  Gefahr,  yom  Arbeitgeber,  der  keine 
Untersttttzungspflicht  mehr  hatte,  auf  die  StraSe  gesetzt 
zu  werden. 

Die  Verhältnisse  derjenigen  Erbuntertftnigen  aber,  die 
als  bäuerliche  Wirte  auf  den  bäuerlichen  Höfen  ansässig 
waren,  sind  durch  das  Edikt  oftenhar  verschlechtert. 
Sie  konnten  zwar  gleich  dem  Gesinde  ihr  Verhältnis  zum 
Rittergute  nunmehr  lösen,  konnten  den  Hof  verlassen,  wenn 
sie  glaubten,  ihre  Kräfte  auf  andre  Weise  besser  verwerten 
zu  können  als  durch  die  Bewirtschaftung  der  mit  gutsherr- 
lichen Abgaben  stark  belasteten  HOfe.  Denn  alle  dinglichen 
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VerpflichtungeD ,  alle  Prästationen ,  welche  ihnen  auch  als 
freien  Leuten  vermöge  des  Besitzes  eines  Grundstücks  oder 
vermöge  eines  Vertrags  oblagen,  alle  Hand-  and  Spann- 
dienste, alle  GellUle  nnd  Zinsiablungen,  auch  alle  geriehts- 
herrlichen  Leistungen  blieben  fortbestehen.  In  dem  Edikt 
stand  von  deren  Anfhehnng  keine  Silbe;  und  diejenigen 
Bauern,  namentlich  in  Schlesien,  welche  dergleichen  aus 
dem  Edikt  herausgelesen  hatten,  wurden  zu  ihrem  Schaden 
eines  Andorn  belehrt  (Verordnung  wegen  der  in  Schlesien 
entstandtuen  Mißverständnisse  über  die  Dienstleistungen 
der  Bauern  gegen  ihre  Gutsberrscbaft  vom  24.  Oktober  1810 
(N.C.C.  XII,  1077). 

Mit  Zu>timmuDg  der  Gutsherren  konnten  diese  Real- 
lasten natOrlich  abgelöst  werden;  gegen  deren  Willen  aber 
nicht;  davon  war  erst  im  politischen  Testamente  die  Rede. 
Es  ist  auch  damals  keine  Verbesserung  in  den  Besita?er- 
hUtnisaen  herheigefohrt,  es  ist  durch  das  Edikt  kein  un- 
erbliehes  Recht  in  ein  erbliches  verwandelt  worden. 

So  sehr  auch  rein  formell  betrachtet  schon  die  bloße 
Gewährung  der  persönlichen  Frcilitit  einen  Eingriff  in  die 
jura  quaesita  der  (Julshernn  bedeutete,  so  wurde  doch 
dieser  Eingriff  von  den  berechtigten  Verletzten  akzeptiert, 
weil  durch  das  Edikt  ihnen  materiell  große  Vorteile  ge- 
boten wurden.  Denn  jedem  Gutsbesitzer,  der  es  f&r  vorteil- 
haft hielt,  war  nunmehr  erlaubt,  die  vorhandenen  Bauer- 
hftfe,  nicht  nur  diejenigen,  welche  im  letzten  Kriege  wüst 
geworden  waren,  sondern  schlechthin  alle,  nicht  nur  in 
eine  einzige  bftnerliche  Besitzung  zusammenzuziehen,  sondern 
auch  mit  (lein  (liito  selbst  zu  vereinigen.  Der  Bauernschutz 
war  gefallen,  Ks  galt  das  sogar  von  erblich  besessenen 
Bauernhöfen  sobald  das  Recht  des  bisberi^'cn  Besitzers 
durch  Veräußerung  an  die  Gutsberrscbaft  oder  auf  einem 
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andern  gesetzlichen  Wege  erloschen  war.  Kar  bedurfte 
es  in  allen  diesen  Fftllen  der  Zustimmung  der  Kriegs-  nnd 

Domänenkammern.  Wie  aber  der  westpreußische  Kammer- 
prilsideut  Broscovius  acht  Tage  nach  dem  Erhiß  des  Edikts 
schrieb:  „Man  überlasse  alles  dem  freien  Verkehr;  in 
Norfolk  war  auch  einmal  der  Kleinbesitz  vorherrschend, 
die  kleinen  Besitzer  wurden  ausgekauft,  verwandelten  sieh 
in  P&cbter,  und  alle  gewannen  dabei,  alle  waren  zufrieden; 
sollten  die  grofien  Besitzungen  nicht  mehr  Yorteilhaft  sein, 
so  werden  dort  wieder  kleine  Besitzungen  entstehen*. 
Von  diesem  Köhlerglauben  an  die  Richtigkeit  der  Theorie 
▼on  Adam  Smith  wardie  Mehrzahl  der  damaligen  preufiischen 
Verwaltungsbeamten  durchdrungen. 

Bei  der  Verbesserung  der  Lage  der  Doiiiäuenbaueru 
war  das  ethische  Prinzip  maßgebend  gewesen.  Beim  Erlaß 
des  Edikts  von  1807  war  es  das  nationalökonomische  des 
free  trade,  des  Freihandels  in  Grundeigentum,  obgleich 
man  hätte  wissen  können ,  daß  das  Prinzip  in  England 
bereits  vor  Smith  zur  gänzlichen  Vernichtung  des  bäuer- 
lichen Grundbesitzes  gefahrt  hatte. 

Soweit  hatte  sich  der  Bauemschutz  niemals  erstreckt, 
dafi  die  zeitigen  Inhaber  der  Höfe  dadurch  in  ihrer  persön- 
lichen Rechtsstellung  gesichert  gewesen  wären.  Jeder 
einzelne  konnte  vielmehr  auch  hei  erblichem  Recht  auS 
bestimmten  Grtlinden  entsetzt  werden.  Davon  war  aber 
ein  sehr  sparsuuer  (iebrauch  gemacht  worden,  denn 
es  hatte  an  jedem  Motiv  gefehlt,  diese  Maßregel  gegen 
andre  als  unttlchtige  und  liederliche  Wirte  anzuwenden. 
Wenn  aber  der  Hof  nicht  wiederbesetzt  zu  werden  brauchte, 
wenn  er  zum  Bittergute  geschlagen  werden  konnte,  war 
dadurch  der  an  sich  natürlichen  Vergrößerungssueht  TOr 
und  Tor  geöffnet. 
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Bas  Edikt  von  1807  bat  nicht  nur  kein  Verdienst  am 
nnsern  heutigen  Bauernstand,  sondern  es  hat  die  ge- 
fährlichste Lage  geschaffen,  in  der  er  sich  jemals  befanden 
hat  und  der  er  unfehlbar  zum  Opfer  gefallen  sein  würde, 
wenn  nicht  von  der  rechtlich  freigegebenen  Disposition 
über  das  Bauernland  üitsilchlich  nur  in  geringem  Umfange 
Gebrauch  gemacht  wäre,  weil  es  bei  der  allgeiueinen  wirt- 
schaftlichen Depression  jener  Jahre  an  Kapital  fehlte,  an 
Kaufgeld  und  Betriebsmitteln,  um  die  Vergrößerung  der 
Rittei^ter  ins  Werk  zu  setzen,  und  wenn  nicht  nach  vor- 
hftltnism&fiig  kurser  Zeit  die  Hardenbergsche  Gesetzgebung 
eingegriffen  hätte,  deren  Verdienst  es  ist,  ohne  Wieder- 
einfQhmng  des  Bauemschutzes  und  ohne  formelle  Be- 
seitigung des  Systems  der  freien  Konkurrenz  im  GQterhandel, 
durch  das  Regnliernngsedikt  von  1811  die  bäuerlichen 
Besitzverhilltnisse  dauernd  befestigt  zu  haben. 

Man  hegreift  bei  dieser  Sachlage  nicht,  wie  Schön  im 
Testamente  dazu  kommt,  das  Edikt  als  „ein  erstes  Funda- 
mentalgesetz unseres  Staats",  als  „habeas  corpus  Akte** 
zu  bezeichnen;  und  ebensowenig,  wie  Marwitz  behaupten 
kann,  «dafi  die  Ideologen  und  Philosophanten  von  der 
Garonne  bis  zum  Niemen  ein  Loblied  angestimmt  hätten*. 
Das  einzig  richtige  Urteil  hat  Sehamweber  gefällt,  ein 
Itauptmitarbeiter  bei  der  Hardenbergschen  Agrargesetz- 
gebung, als  er  einen  Zeitungsartikel  Schroetters  Tom  August 
1808  vier  Jahre  später  in  fol^^emler  Weise  glossierte. 
„Schroetter:  Durch  die  Aufheltung  der  Erbuntertäuigkeit 
wurden  hunderttausend  Familien  in  die  natl^rlichen  und 
unveräußerlichen  Rechte  der  Menschen  wieder  eingesetzt. 
Schamweher:  Das  heißt,  sie  wurden  von  Bauern  zu  Tage- 
löhnern herabgesetzt.  —  Schroetter:  Es  ist  niemand  mehr  für 
seine  ganze  Lebenszeit  an  die  Erdscholle  gebunden.  Scham- 
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Weber:  Nein,  denn  er  muß  sich  das  Wegjagen  gefallen  lassen." 
Oder  v-ie  Knapp  es  ausdrückt  :  „Der  Gesetzgeber  hiltte  sieh 
sagen  sollen,  daß  die  Freiheit  allein  ihren  Mann  nicht  nährt, 
daß  man  die  Mittel  hätte  gewähren  mtissen,  um  in  der 
Freiheit  zu  leben,  daß  die  Bauern  Landbesitzer  hfttten 
bleiben  mftssen,  wahrend  sie  tatsAchlich  Tagelöhner  wurden.** 


Stein  hat  mit  dem  Edikt  wenig  za  tun  gehabt  Alle 
Vorarbeiten-  waren  ohne  ihn  geschehen ,  es  lag  fertig  da, 

als  er  in  Memel  eintraf.  Um  ihm  die  Ehre  und  die  Ver- 
antwortlichkeit zu  tiberlassen,  wollte  man  es  so  unmittelbar 
vor  seiner  Ankunft  nicht  vollziehen.  Nur  in  einer  Hinsicht 
hat  er  materiell  eingegriffen,  indem  er  in  Übereinstimmung 
mit  der  frtlheren  Ansicht  des  Königs,  während  die  An- 
sichten von  Schroetter  und  Schön  divergierten,  fttr  die  Aus- 
dehnung auf  den  ganzen  Staat  sich  entschied. 

Nirgends  ist  die  Entstehung  des  Edikts,  der  Anteil 
der  beiden  Schroetter,  Schöns,  Stftgemanns,  Morgenbessers, 
Bejvm  nach  dem  Grundsätze  suum  cuique  besser  dar- 
gestellt als  von  Friccins  (Der  bürgerliche  Zustand  des 
preußischen  Staates  nach  dem  Tilsiter  Frieden.  Hinter- 
lassene  Schriften.  202,  308). 

In  den  70er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  hat  Lehmann 
für  die  Urheberschaft  Steins  einen  Kampf  geführt,  bei 
welchem  Schön  derart  mißhandelt  wurde,  daß  eine  Reaktion 
nicht  ausgeblieben  ist.  Wenn  man  doch  damals  statt  des 
Streites  nach  dem  Urheber  den  Inhalt  und  die  Tendenz 
des  Edikts  mehr  gewfirdigt  hfttte. 

Stein  ist  mit  der  Grundtendenz  des  Edikts  nicht  ein- 
verstanden gewesen.  Er  wollte  die  freie  Disposition  der 
Grundherren  beschrankt  wissen,  dem  Eigennutz  der 
Reicheren  und  Gebildeteren  Greuzeu  ziehen,  das  Eiuzieheu 
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des  Batternlands  zum  Rittergut  Terhindern.  Aus  seiner 
loitiative  ist  deshalb  die  Verordnung  vom  14.  Februar  1806 
fttr  die  Provinzen  Ostpreußen,  Litthauen  und  Westpreufien 
we^en  Zusammenziehung  bftuerlicher  Grundsttteke  und  der 

Verwendung  derselben  zu  Vorwerksland  hervorgegangen, 
zur  Instruktion  für  die  Kriegs-  und  Domilnenkamniern; 
eine  Verordnung,  die  nicht  nur  von  Scliroetter  und  Stein, 
sondern  auch  vom  Könige  unterzeichnet  wurde,  so  daß  sie 
dem  Edikt  gleichwertig  ist  Danach  soll  das  aus  mehreren 
neugebildete  Bauerngut  nicht  Ober  ein  gewisses  Mafi  gro6 
werden,  für  das  zum  Rittergut  eingezogene  Areal  aber  das 
gleiche  Areal  zur  Bildung  von  Erbzin»-,  Erbpachtgflteni 
oder  eigentflmlichen  Besitzungen  verwendet  werden.  Die 
unter  dem  nachfolgenden  Ministerium  ergangenen  beiden 
Verordnungen  vom  27.  März  1809  ftlr  das  Herzogtum 
Schlesien  und  die  Grafschaft  Glatz  und  vtun  P.  Januar  1810 
für  die  Provinzen  Kur-Neumark  und  Pommern  stimmen 
ganz  oder  fast  wörtlich  mit  der  Steioschen  Verordnung 
vom  14.  Februar  1808  überein. 

Es  ist  anzunehmen,  dafi  Stein  weitergehen  wollte. 
Schon  in  der  Nassauer  Denkschrift  verlangt  er  für  den 
Bauernstand  nicht  nur  persönliche  Freiheit,  sondern  auch, 
dafi  der  unterhabende  Hof  nebst  Inventarium  dem  Bauern 
gehöre;  gutsherrlicfae  Abgaben  und  Dienste  sollen  fort^ 
bestehen  bleiben,  so  daß  der  Pflichtige  Bauer  bei  der 
Nichtzulilung  seines  Hofes  entsetzt  wird;  sie  sollen  nur 
nicht  erhöht  und  der  Betrag  soll  durch  Urbarien  fest- 
gesetzt werden.  Von  einer  Ablösung  ist  hier  noch  keine 
Rede,  aber  in  einem  Briefe  Schroetters  au  Stein  vom 
15.  September  1808  heifit  es,  dafi  die  Ablösung  sämtlicher 
Dienste  und  Naturalleistungen  neben  der  Regulierung  der 
GomeinheitBteilungen  und  der  Beseitigung  von  Vorspann  und 
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FonragelteferuDg  „im  Werke"  sei.  Das  politische  Testament 

hält  zwar  die  Frohndeu  an  sich  für  kein  Übel,  fordert 
aber  die  Möglichkeit  ihrer  AblösuD^. 

Ist  nun  das  Edikt  vom  9.  Oktober  1H()7  eine  Nach- 
ahmung der  französischen  Revolution  gewet^eii  V 

Früher  war  das  die  Meinung  von  Lehmann  nicht.  Im 
«»Knesebeck  und  Schön"  (1875),  105  heißt  es:  .Das  Edikt 
verdankt  setnen  Ursprung  nicht  einem  plötzlichen,  nn- 
Termittelten,  von  aufien  gegebenen  Impulse,  es  ist  der 
Sehlufistein  einer  stetigen,  auf  dem  Boden  des  prenfiischea 
Staates  Tollzogenen  Entwicklung,  deren  Anfang  älter  ist 
als  die  Fennnlimng  der  nn veräußerlichen  Menschenrechte." 
Und    ferner   287:   „Auch   die  Biiuerneiiiauzipation  war 
nicht  ausschließlich  ein  Produkt  der  UngKlckszeit  nach 
Jena.    Diese  Katastrophe  gab  nur  den  letzten,  allerdings 
wirksamsten  Impuls,  um   eine  bereits  begoouene  Ent- 
wicklung zum  Abschluß  zu  bringen.    Irre  ich  nicht,  so 
läfit  sich  das  Gleiche  von  einer  Anzahl  andrer  Reformen 
auf  irirtschaftlichem  und  geistigem  Gebiete  nachweisen. 
Durchaus  zn  brechen  ist  mit  der  hergebrachten  Auffiissnng 
der  preußischen  Geschichte,  welche,  um  das  Licht  der 
Epoche  nach  dem  Tilsiter  FHeden  desto  heller  erscheinen 
zu  lassen,  auf  die  vorangehen  den  Dezennien  die  tiefsten 
Schatten  legt.    Jede  Reform,  welche  gelingt,  beweist  eben 
dadurch,  daß  sie  vorbereitet  war,  selbst  die  gewalttätigste 
und  radikalste  aller  Umwälzungen  hat  nur  die  innerste 
üatur  des  Volks  zu  Tage  gel)racht,  welches  sie  unternahm/ 
Jetzt  sucht  er  al)er  doch  einen  gewissen  Zusammen- 
hang mit  der  französischen  Revolution  herzustellen  und 
Stein,  obgleich  er  mit  dem  Edikt  so  wenig  wie  möglich  zn 
tun  hat,  auch  in  dieser  Hinsieht  zu  einem  Nachahmer  der 
französischen  Revolution  zu  machen. 
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Schon  als  von  der  beabsicbtigteD  Befreiung  der  Bauern 
in  Westfalen  wfthrend  Steins  dortiger  VenraltnngBtfttigkeit 
die  Rede  ist,  heifit  es  bei  Lehmann  (I,  217):  »Die  Ver* 
Sammlung,  welche  die  Fundamente  des  neuen  Frankreichs 

legte,  hatte  von  denselben  Ideen,  die  jetzt  Stein  bewegten, 
ausgehend  die  Beziehungen  zwischen  Herrn  und  Hörigen 
gelöst."  Er  verkennt  dann  zwar  die  tiefer  liegenden  Unter- 
schiede der  beiderseitigen  Müßiegeln  nicht.  Aber  Stein 
habe  doch  nicht  anders  als  die  Assembl^e  Constituante  und 
der  Konvent  dem  Staate  das  Recht  zugesprochen,  diese 
Verhältnisse  durch  ein  Gesets  zu  regeln,  und  nur  verlangt, 
dafi  die  zu  einem  solchen  Gesetze  konstitutionsmäfiig  er» 
forderliehen  Förmlichkeiten  beobachtet,  dafi  also  die  Stande 
darttber  befragt  worden.  Stein  sagt  abrigens  in  der  Vita 
zum  Jahre  1796:  „Endlieh  wurde  die  Milderung  der  Eigen- 
behörigkeit  in  Betracht  genommen,  jedoch  nicht  in  dem 
revolutionären,  alte  Rechte  vernichtenden  Sinne." 

Als  dann  von  dem  Inhalte  des  Edikts  selbst  die  Rede 
ist  (II,  290),  wird  zunächst  ausgeführt,  daß  in  der  ganzen 
Welt  die  Hörigkeit  und  Leibeigenschaft  schon  vor  der  fran- 
zösischen Revolution  abgeschafft  oder  gemildert  sei,  dann  aber 
fortgefahren :  «Am  nächsten  liegt  wieder  der  Vergleich  mit 
Frankreich,  die  Tendenz  war  dieselbe  haben  und  drQben. 
Mit  Blindheit  h&tte  man  geschlagen  sein  mttssen,  um  zu 
verkennen,  welche  Annäherung  an  den  Gedanken  der 
Gleichheit  eben  dies  Gesetz  einschloß.  Dennoch  bleibt  der 
Unterschied  beträchtlich."  Es  wird  dann  ganz  sachgemäß 
ausgeführt,  wie  groß  der  Unterschied  zwischen  den  Be- 
schlüssen des  4.  August  1789  und  dem  Edikt  vom  9.  Ok- 
tober 1807  sei. 

Um  aber  dennoch  das  Edikt  mit  der  französischen 
Revolution  in  Verbindung  zu  bringen ,  heifit  es  (II,  274) : 
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,Sie  (oAmlicb  die  Urheber  des  Edikts)  lasen  in  den  Zei- 
tungen die  nene  Verfassung  des  Herzogtums  Warschau, 
welche  die  Hörigkeit  auflioh;  sie  hörten  von  deu  Brüdern 
Schroetter  die  Besorgui.s  äußern,  daß  ein  Teil  der  Be- 
völkerung in  das  befreite  Land  auswandern  möchte ;  das- 
selbe, nur  mit  einigem  Pathos  —  das  gerade  an  dieser  Stelle 
kaum  vorhanden  ist  —  erklärte  Schön:  wenn  man  auch  von 
aller  Pflieht  abstrahiere,  so  erfordere  schon  die  Politik,  etwas 
zu  tun,  damit  den  Treuen  kein  schlechteres  Los  als  den 
üntrenen  zuteil  werde."  Lehmann  kommt  nochmals  auf  die 
Angelegenheit  zurück  (II,  290)  und  behauptet  zwar  nicht, 
dafi  das  Edikt  eine  polnfsebe  Nachahmung  sei ,  er  tadelt 
aber,  daß  Preußen  sich  von  Warschau  habe  überholen 
lassen. 

Die  Warschauer  Verfassungsurkunde  enthält  nichts 
weiter  als  im  Art.  4  den  Satz:  L'esciavage  (Leibeigensehaft) 
est  aboli;  tous  les  citoyens  sont  6gaux  devant  la  loi; 
r^tat  des  paysans  («der  Personen*,  wie  es  in  deutschen 
Übersetzung  heifit)  est  sous  la  protection  des  tribunauz. 
Alles  Weitere  ist  erst  in  der  Verordnung  vom  21.  De- 
zember 1807  wegen  Aufhebung  der  Erbuntertanigkeit 
enthalten  (Laube,  Oesetzsammlung  des  vormaligen  Herzog- 
tums Warschau  aus  dem  Polnischen  fibersetzt,  Posen, 
181 Ö,  28  tf ),  die  also  dem  preußischen  Edikt  nachfolgt. 
In  dieser  Warschauer  Verordnung  fehlt  alles,  was  auf  das 
freie  Commercium  unter  den  Stenden  sich  bezieht,  also 
der  größere  Teil  des  preußischen  Edikts.  Das  ist  indessen 
insofern  ohne  Bedeutung,  weil  für  Warschau  schon  durch 
die  Einftthrung  des  Code,  die  in  der  Verfassungsurkunde 
vorgeschrieben  war,  dieser  Punkt  als  erledigt  gelten  konnte. 
Daher  besteht  auch  diese  Verordnung  nur  aus  5  Artikeln, 
etwa  ebenaovielen  wie  das  preufiisehe  Edikt  fiber  die  Auf- 
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hebuDg  der  preufifschea  Erbuntertftniglceit  enthUt  Der 
Inhalt  aber  ist  insofern  ein  andrer,  als  es  sich  nicht  nm 
Aufhebung  der  preafiischen  Erbuntertftnigkeit,  sondern  der 
römischen  Sklaverei  haodelt,  mit  der  eine  völlige  Erwerbs- 
und ProzeßuiiliUii^keit  verbunden  war  {\.  I^)rünneck,  XI,  10<>, 
109,  128,  141).  Von  Zwanpsgesindedieiist,  üebundenlieit  an 
die  Scholle,  Losl(aufsti(>ld  wur  aucli  hier  keine  Rede  mehr; 
auch  hier  konnten  sie  als  freie  Leute  wegziehen;  wie  es 
scheint  sofort,  auf  bloße  Anzeige  beim  Grundherrn  hin,  nur 
dafi  sie  dann  das  Wirtachaf  tsgerftt  und  die  Aassaat  abliefern 
mnfiten ;  die,  welche  bleiboi  wollten,  durften  bei  ErfOllung 
der  bisherigen  Pflichten,  die  nicht  gesteigert  werden  durften, 
wahrend  eines  Jahres  nicht  zum  Abziehen  gezwungen  werden; 
▼on  Bauemsehutz  war  also  auch  jetzt  keine  Rede,  wie  ein 
solcher  ja  auch  bis  dahin  nicht  bestanden  hatte.  Schie- 
mann  hat  ganz  recht,  daß  tatsächlich  die  Bauern  Zeit- 
pächter auf  Gnade  geworden  seien,  daß  sie  nichts  gewonnen 
hätten  als  das  Recht,  nach  Willkür  weggejagt  zu  werden 
(Schienianu,  Geschichte  Bufilands  unter  Nikolaus  I.,  1, 100; 
Knapp,  I,  205). 

Die  Behauptung,  daß  die  BQcksicht  auf  Polen  hei  den 
Beratungen  Ober  das  preußische  Edikt  eine  Rolle  gespielt 
habe,  ist  richtig.  In  der  Tat  steht  im  Schlußberichte 
der  Immediatkommission  vom  17.  August  1807  (Klewitz, 
Schön,  Stägemann):  ^dazu  kommt,  dafi  nach  neueren 
Nachrichten  im  benachbarten  Herzogtum  Warschau  die 
Erbuuiei tauigkeit  aufgehoben  ist."  Es  heißt  femer  in 
dem  Berichte  Schroettei-s  von  demselben  Tage:  „Die  Guts- 
untertftnigkeit  ist  aufzuheben  schon  <ieshalb,  weil  dies 
im  Großherzogtum  Warschau  durch  die  Constitution  ge- 
schehen ist  und  also  die  Untertänigen  aus  Preußen  dahin 
entweichen*"  Es  heißt  endlich  in  der  Kabinettsorder  vom 
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3.  September  1807,  die  Aufhebung  sei  durch  die  Schritte 
der  benachbarten  Regierung  zur  dringenden  Notwendigkeit 
geworden  (Knapp,  II,  152,  155,  160). 

Merkwfirdig  ist  die  Besorgnis  einer  Abwandening  naeh 
Polen  um  so  mehr,  als  schon  zur  Zeit  FHedrieh  Wilhelm  I. 
davon  die  Rede  gewesen  ist  und  wirklich  Entweiehnngen  von 
Erbvntertftnigeny  seihet  von  ansässigen  DomAnenhanem,  ans 
Prenfien,  Pommern  and  der  Mark  wfthrend  des  18.  Jahr- 
hunderts vorgekommen  sind.  Es  muß  also  entweder  in 
Polen  Gegenden  gegeben  haben,  wo  die  Erbuntertftnigkeit 
nicht  bestand  oder  wo  die  Verhältnisse  wegen  Verödung 
des  Landes ,  wegen  Fruchtbarkeit  in  den  Weichsel- 
niederungen tatsächlich  bessere  gewesen  sind  (Knapp  I,  63, 
118;  II,  3,  10,  27,  44,  Knapp,  Die  Landarbeiter  in  Knecht- 
schaft und  Freiheit  86). 

Aber  Lehmann  beklagt  nicht  nnr,  dafl  sich  Prenfien 
von  Warschau  habe  Aberholen  lassen,  sondern  auch,  dafi 
PtenBen  nnr  um  wenige  Wochen  dem  Königreich  West- 
falen zuvorgekommen  sei  (II,  100). 

Der  Artikel  13  der  westf;Uisclien  Verfassungsurkunde 
lautet:  Alle  Leibeigenschaft  (tout  servage),  welcher  Natur 
sie  auch  sein  und  wie  sie  heißen  möge,  ist  aufgehoben, 
indem  alle  Einwohner  dieselben  Kechte  genießen  sollen. 

Das  Dekret  vom  23.  Januar  1808  (I.  225)  unterschied 
in  zwei  Titeln  die  aus  der  Leibeigenschaft  herrührenden 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  von  den  auf  den  Grund- 
stöcken haftenden.  Abgeschafft  wurden  nicht  nur  die  per- 
sönlichen Dienste  oder  Frohnden,  welche  jemandem  nur 
deshalb  obliegen,  weil  er  Vasall  sei  oder  einen  bestimmten 
Ort  bewohne,  sondern  auch  diejenigen,  welche  zwar  in  Hin- 
sicht auf  den  Besitz  eines  (iriiiidstlicks  zu  leisten,  aber  so 
unbestimmt  sind,  daß  sie  von  der  Willkür  dessen,  der  sie  zu 
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fordern  hat,  abhängen,  wie  der  Gesindedienst,  die  Ein» 
wiUigung  nur  Verheiratung,  zur  Niederlassung  der  Kinder, 
das  Recht  anf  den  Nachlafi  (Besthaupt,  Mortuarinm).  Da- 
gegen blieben  bestehen  das  Obereigentnm,  und  die  aus  dem- 
selben llieflenden  Rechte,  wie  die  Einwilligung  der  Ober- 
eigentflmer  su  Veräuflerungen,  Verkaufen,  ZerstQckelungen, 
Belastungen,  die  Abgabe  des  sogenannten  Weinkaufs  bei 
Pesitzveränderungen :  sowie  auch  diejenigen  Dienste  und 
Abgal)en,  welche  sich  als  Preis  der  Überlassung  des  nutz- 
baren Eigentums  herausstellten,  also  alle  Zinsen,  Renten, 
Zehnten,  Geld-  und  JSaturalabgaben  aller  Art,  Hand-  und 
Spanndienste,  vorausgesetzt,  daß  die  Zahl  der  Tage  und 
der  Umfang  der  Arbeit  genau  bestimmt  waren.  Da  nun 
alsbald  viele  Prozesse  entstanden  namentlich  Uber  die  Un- 
bestimmtheit der  Dienste,  so  wurde  das  frühere  Dekret 
durch  das  vom  27.  Juli  1809  (VI,  147  ff.)  dahin  erl&utert, 
dafi  aufgehoben  sein  sollten  die  Lebns-,  Gericbtsfolgen  und 
die  Jagdfrohiuleii,  soweit  sie  ungeuiessen,  während  die  be- 
messenen sowie  die  Land-  und  Gemeindefrohnden  aufrecht 
erhalten  wurden. 

Die  Ablösbarkeit  der  nicht  aufgehobenen  Dienste  und 
Orundabgaben  war  im  Prinzip  schon  durch  das  Dekret  vom 
23.  Juni  1808  festgestellt,  wurde  aber  erst  durch  das  Dekret 
vom  18.  August  1809  (VI,  291  ff.)  nfther  bestimmt  Es  ist 
nicht  viel  davon  Gebrauch  gemacht.  Da  besonders  Aber 
die  Ablösung  der  Zehnten  zahlreiche  Streitigkeiten  ent- 
standen, hat  das  Dekret  vom  7.  September  1810  (IX,  15  ff.) 
für  die  Zehutenablosung  neue  Erleichterung  gebracht. 
Endlich  enthält  das  Dekret  vom  25.  .luli  1811  (X,  399  ff.) 
Ergänzungen  Ober  die  Ablösung  der  Veranderungs-  und 
Laudemialgebahren  sowie  Uber  das  Heimfallsrecht. 
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2.  Die  Oewerbefrelheit. 

Die  Kabinettsorder  vom  7.  April  1800  bestimmte,  daö 
die  Behauung  der  Feldsteine  keinem  Innungszwang  unter- 
worfen sei,  Tielmehr  von  jedem,  der  sich  damit  befassen 
wolle,  bewirkt  werden  könne. 

Die  Verordnung  vom  4.  Mai  1806  wegen  des  freien 
Betriebes  der  Leinen-  und  Bamnwollwebereien  in  Ost-, 

"West-  und  Keuüstprrußen  verordnete:  „Alle  Garn züclmer-, 
Leineweberzünfte,  Gilden  und  Innungen  hören  gäuzlich 
auf;  die  Leinen-  und  Baumwollweherei  sowie  die  Weberei 
aller  Waren,  deren  Aufzug  ganz  oder  zum  Teil  aus  Leineu- 
oder  Baumwollgarn  besteht,  ist  ein  durchaus  freies,  an 
keine  Zunft,  Gilde  oder  Innung  gebundenes  Gewerbe  so- 
wohl für  die  Bewohner  der  Stftdte  als  auch  des  phitten 
Landes." 

Das  Patent  vom  23.  Januar  1808  wegen  Aufhebung  der 
bisherigen  Besehrftnkungen  bei  dem  Handel  mit  Mühlsteinen 

in  Rflcksicht  der  Provinzen  Ost-  und  WestpreuSen  lautet: 
„Bei  der  Schwierigkeit,  die  Provinzen  Ost-  und  W^estpreußen 
mit  den  houotigten  Mtihlensteinen  aus  den  inländischen 
Steinbrüchen  zu  versehen,  haben  wir  beschlossen,  zur  Be- 
förderung der  Mehl-  und  Graupenfabrikation  das  bisher 
bestandene  MUhlensteinregal  in  Rücksicht  der  gedachten 
Provinxen  aufzuheben."  Daher  wird  jedem  nicht  nur  die 
Zubereitung  von  Mühlsteinen  aus  Feldsteinen,  sondern  auch 
der  freie  Handel  mit  in-  und  ausländischen  Mahlsteinen 
gestattet;  bei  der  Einfuhr  dnd  nur  noch  die  im  Accise* 
tarif  Tom  22.  Mai  1806  verordneten  Aedsegeftlle  mafi- 
gebend.  Auf  dieses  Patent  wird  Bezug  genommen  im  Patent 
wegen  Aufhebung  der  Beschränkungen  des  Mühlsteinhandels 

in  der  Kurmark,  Neumark  und  Pommern  vom  20.  März  1809. 

19* 
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Das  Edikt  vom  29.  Marz  1808  für  Ostpreußen,  Litthauen, 
Ermeland  und  den  Marienwerderschen  landrätlichen  Kreis 
betrefifend  die  Mtthlengerechtigkeit  und  die  durehgftDgige 
Aufhebung  des  MQUenzwaiigeB  verldlit  jedem  EigentUmer 
die  Befognis  zum  Anlegen  von  Mfttalen  aller  Art  (§§  1—6) 
und  gewfthrt  sogleich  eine  Entsehftdigong  für  die  bisher 
Zwnnpbereditigten  vermöge  einer  Abgabe,  welehe  die  Mahl- 
pflichtigen für  die  erlangte  Mahlfreiheit  erlegen  mfissen 
(§§  7—14).  Den  Schluß  bilden  allgemeine  und  Strafbe- 
stimmungen 15 — 18).  Auf  dieses  Edikt  wird  Bezug  ge- 
nommen im  Edikt  vom  29.  März  1809  betreflFend  die  Auflösung 
des  Zunftverbandes  der  Müller  in  Ostpreußenund  Litthauea 
samt  dem  Ermelande  und  dem  Marienwerderschen  Kreise. 

Die  Verordnung  vom  24.  Oktober  1808  mgen  Auf- 
hebung des  ZunUswanges  and  Verkauf smonopols  der  Bftcker-, 
Sehlftehter-  und  HOkergewerbe  in  den  Städten  der  Frovins 
Ost-  und  Westpreufiens  und  Litthauens  hebt  die  Höker- 
zUnfte  gänzlich  auf,  Iftfit  die  BMer^  und  ScblftchtersQnfte 
als  Gewerkschaften  bestehen  macht  es  jedoch  von  der 
freien  "Willkür  eines  jeden  Gewerksgenossen  abhängig,  ob 
er  Mitglied  der  Gewerkschaft  bleiben  oder  sein  Gewerbe 
ohne  Verbindung  mit  derselben  betreiben  wolle,  wie  es 
auch  Tom  Belieben  des  Gewerks  abhängt,  ob  es  ihn  auf- 
nehmen will  oder  nicht;  jeder  st&dtische  Einwohner  ohne 
Unterschied  des  Standes  und  Geschlechts  erhält  die  Be- 
fugnis sum  Verkauf,  zum  Schlachten,  zum  Backen,  zum 
Feilhalten  von  Lebensmitteln  aller  Art;  es  ist  zwar  eine 
Konzession  erforderlieh,  bei  deren  Erteilung  aber  nur  die 
allgemeinen  Polizeigesetze  zu  berücksichtigen  sind  ohne 
Nachweis  der  Gewerbequalifikation  oder  eines  bestimmten 
Vermögens;  jeder  Konzessionierte  kann  Gehtilfen  und 
Lehrlinge  nach  seinem  Willen  annehmen.  Kicbt  nur  der 
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Zunftzwang  ist  aufgehoben,  sondern  auch  das  Zwangs-  und 
VerkaufsmoQopol  der  B&cker  und  Schlächter;  jeder  kAiui 
TOm  platten  Lande  oder  aus  anderen  Städten  alle  Gattungen 
TOD  Flei&eh,  Brod  und  Lebensmittelii  in  die  StAdte  ein- 
führen; den  Grofiliindlern  und  Kauflenten  wird  gestattet, 
ihre  Vorräte  im  kleinsten  Detail  an  die  Eonsnmenten  und 
Zwischenhändler  zu  verkaufen.  Als  Folge  dieser  Gewerbe- 
freibeit  h5rt  die  YerUndliehkeit  der  Bäcker  und  Schlächter 
auf,  täglich  frisches  Brod  und  Fleisch  zum  Verkauf  zu 
stellen;  auch  fallen  mit  dem  1.  Januar  1800  alle  bisherigen 
Viktualien-Taxeu  weg,  sodaß  es  jedem  Verkäufer  von  Brod. 
Fleisch  und  anderen  Lebensmitteln  freistellt,  diese  Waren 
in  beliebiger  Gröfie,  Gestalt  und  Mischung  feil  zu  halten. 

Die  Verordnung  vom  18.  November  1808  über  den 
Auf-  und  Verkauf  fär  die  Provinzen  Ostpreufien,  West- 
preufien  und  Litthauen  erlaubt  unter  Aufhebung  des  Edikts 
vom  17.  November  1747  einem  jeden,  sowohl  Produkte  als 
auch  Fabrikate,  welche  von  Landleuten  angefertigt  werden, 
überall  auf  dem  platten  Lande  nicht  nur  unmittelbar  selbst, 
sondern  auch  durch  einen  dritten  zu  kaufen  und  zu  ver- 
kaufen vorbehaltlich  gewisser  Beschriiukungen  für  die  Städte 
unter  Freigabe  des  Wassertransports. 

Das  sind  die  unter  Stein  vor  und  nach  der  Katastrophe 
getroffenen  Maßregeln. 

Gewerbefreiheit  ist  also  eingeführt:  einerseits  für  die 
Textilindustrie,  nämlich  fflr  die  Herstellung  von  Leinen- 
und  BaumwoUenstoffen,  die  schon  damals  einen  so  grofien 
Umfang  genommen  hatte,  da6  der  handwerksmäßige  Be- 
trieb tatsächlich  in  den  fabrikmäßigen  obergegangen  war; 
andrerseits  für  die  Emährungsgewerbe,  weil  man  glaubte, 
daß  das  System  der  freien  Konkurrenz  billigere  Preise  zur 
Folge  haben  werde :  dahin  gehört  schon  die  Freigebung  des 
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Handels  mit  Mühlsteinen  und  die  Aufhebung  des  Mühlen- 
regals und  des  MOhlenzwaiiges,  beides  zur  Förderung  der 
Mehlproduktion ;  es  gehört  dahin  außerdem  die  FreigebuDg 
des  Höker-,  Bäcker-  und  Schlächtergewerbs  und  dea  bo- 
genaDDten  Vorkaufs,  letsteres  insofern  als  man  annahm, 
dafi  der  Zfrisehenhandel  mehr  als  der  bidierige  direkte 
Verkehr  zwischen  den  Iftndliehen  Prodnsenten  und  den 
städtischen  Konsumenten  die  Waren  yerbilligen  werde;  dem 
Volke  sollte,  wie  es  im  politischen  Testamente  heißt,  die 
Befugnis,  seine  ersten  LebensbedOrfhisse  sich  selbst  zu 
bereiten,  wiedergegeben  werden.  Übrigens  hat  Stein,  so 
schweigsam  er  sonst  in  der  Generallionferenz  zu  sein  pflegte, 
doch  gerade  bei  der  Beratung  über  die  Freigebung  des 
Bäckergewerbes  am  5,  Oktober  1808  sich  nicht  ganz  zu- 
versichtlich geäußert,  indem  er  sagte,  daß  in  Hamburg 
nach  der  Freigebung  swar  das  Gewicht  sich  gebessert  habe, 
dafi  aber  in  Absicht  der  Gftte  der  Vorteil  zweifelhaft 
sei.  Die  Freigebung  der  Emahrungsgewerbe  bezog  sieh 
aber  nnr  auf  diejenigen,  die  es  mit  den  ersten  Lebens- 
bedfirfoissen  zu  tun  hatten,  nicht  auch  auf  die  Herstellung 
oder  den  Verkauf  von  Getränken,  nicht  auf  Brauereien 
und  Scbankwirtschaften,  nicht  auf  Konditoreien. 

Für  alle  sonstigen  Gewerbe,  für  die  eigeDtlichon  Hand- 
werke, für  die  Bekleidungsgewerbe,  für  Schuster,  Schneider, 
Kürschner,  Hut-,  Mützen-  und  Handschuhmacher,  für  die 
Bauhandwerker,  Maurer,  Zimmerleute,  Tischler,  Schlosser, 
Glaser,  Klempner,  Dachdecker,  auch  für  Drechsler  und 
Buchbinder  usw.  ist  alles  beim  Alten  geblieben. 

Es  sind  das  Mafiregeln,  wie  sie  in  der  prenfiisehen  Ge- 
werbegesctzgebung  im  Unterschiede  von  der  Gewerbegesetz- 
gebung der  anderen  deutschen  L&nder  während  des  18. 
Jahrhunderts  mehrfach  getroffen  sind,  sobald  man  sich  über- 
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sottgt  hatte,  daB  die  verAnderten  Verbftltoisse  die  Beseitigung 
der  YorhaDdeDen  Sehranken  erfordere.  In  der  Finanz- 
kommission und  bei  den  Beratungen  zum  A.L.K,  sowie  bei 
den  Vorschlägen  Schroetters  zum  Retablissement  von  Ost- 
preußen ist  mau  viel  weiter  gegangen,  indem  die  generelle 
Aufhelmng  der  Zünfte  zur  Diskussion  gestellt  wurde-,  an 
einigen  dieser  Maßnahmen  ist  schon  vor  Steins  Eintritt 
gearbeitet  worden.  Übrigens  ist  das  Patent  vom  23.  Januar 
1808  wegen  des  Handels  mit  Mahlsteinen  und  das  Edikt 
yom  29.  Mftrs  1808  wegen  Aufhebung  der  MQhlengerechtig- 
keit  und  des  MOhlenzwanges  gar  nicht  von  Stein  unter- 
schrieben,  der  damals  in  Berlin  war. 

Lehmann  behauptet  nun,  daß  Stein  sehr  viel  weiter 
habe  gehen  wollen.  Schon  vor  18uü  habe  er  sich  bitter 
und  wegwerfend  tlber  den  Zunftgeist  geäußert,  als  es  sich 
um  die  Konzession  zur  Verwertung  einer  neu  erfundenen 
Metall  komposition  gehandelt  habe,  gegen  welche  die 
Berliner  (iewerke  der  Gelbgießer  und  der  Gürtler  prote- 
stiert hatten  (I,  301).  Im  Jahre  1806  habe  er  an  Hoym  ge- 
schrieben, eine  weise  Staatsverwaltung  müsse  bemflht  sein, 
den  Geist  der  Innungen  zu  zerstören,  und  den  Kodex  von 
Verordnungen,  den  Habsucht  und  Unwissenheit  geschmiedet, 
zu  vernichten  (I,  363).  Lehmann  schliegt  schon  aus  der 
beabsichtigten  Ausdehnung  des  Gewerbebetriebes  auf  das 
platte  Land,  daß  dieses  notwendig  zur  Aufliebung  der 
Zünfte  und  zur  Gewerbefreiheit  geführt  haben  würde, 
während  doch  die  auf  dem  platten  Lande  schon  da- 
mals zugelassenen  Gewerbe  durch  Anschluß  an  die  in 
den  benachbarten  St&dten  bestehenden  Zünfte  zunftm&fiig 
betrieben  werden  mufiten;  wie  es  auch  im  Gegensatz  zu 
der  Annahme  Lehmanns  in  Hannover  keine  Gewerbe- 
freiheit auf  dem  platten  Lande  gegeben  hat.  Lehmann 
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ist  endlich  überzeugt,  daß  Stein  die  Gewerbefreibeit 
proklamiert  hätte,  wenn  er  nicht  zu  den  Verhandlungen 
mit  Daru  gereist  wÄre;  die  Tmmediatkomraission  sei  mit 
Schroetters  Vorschlag  einer  sachlich  und  provinziell  «be- 
schräukten"  wirtschaftlichen  Reform  einverstanden  gewesen, 
habe  auch  die  Gleichstelliuig  der  Abgaben  des  platten 
Landes  und  der  St&dte  empfohlen,  zugleich  aher  geraten, 
damit  his  zum  Abzüge  der  Fhmzosen  sn  warten;  dem 
Gewicht  dieser  Gründe  habe  sich  Stein  nicht  entziehen 
können.  »In  seinem'  Biographen  erwecken  diese  Worte 
Empfindungen  des  Schmerzes.  Wie  viel  großartiger  wäre 
doch  seine  Laufbahn  geworden,  wenn  nicht  die  Wechselfälle 
der  auswärtigen  Politik  die  Realisiruug  der  Reformideen 
verzögert,  wenn  nicht  die  Probleme  der  Diplomatie,  ftlr 
welche  er  nun  einmal  nicht  geschatfen  war,  ihn  seinem 
eigentlichen  Berufe  entfremdet  hätten"  (U,  492). 

Bie  §§  34  und  50  der  erst  nach  Steins  Rttcktritt  er- 
lassenen, von  Friese  verfaßten  Regierungsinstruktion  vom 
26.  Dezember  1808  kommen  selbstverständlich  nicht  in 
Betracht. 

Soweit  geht  Lehmann  doch  nicht,  dafi  er  in  den  Steinschen 
Hafinahmen  eine  Nachahmung  der  französischen  Revolution 
sfthe,  die  gleich  im  An&ng  mit  doktrinärem  Absolutismus 
die  schrankenloseste  Gewerbefreiheit  proklamiert  hatte. 
Was  es  heifit,  die  fhinzOsische  Revolution  auf  diesem  Ge- 
biete wörtlich  nachzuahmen,  hat  drei  Jahre  später  Harden- 
berg gezeigt. 
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IL  Die  Behörden. 

1.  Die  Zentralbehörden. 

Lehmann  behauptet,  daß  beim  Organisationsplaii  TOm 
28.  November  1807,  bei  der  auf  diesem  Plane  teilweise 
beruhenden  Verordnung  Tom  24.  November  1808  betreffend 
die  ver&nderte  Verfassung  der  obersten  Verwaltung»* 
behOrden  in  der  preufiischen  Monarchie,  daß  also  auch  bei 
der  Verordnung  vom  16.  Dezember  1808,  soweit  diese  mit 
jener  nicht  publizierteu  Verordnung  übereinstimmt ,  das 
französische  Gesetz  vom  27.  April /25.  Mai  1701,  Loi  portant 
Torganisation  du  minist^re  vielfach  zum  Vorbilde  gedient 
habe. 

Von  Stein  ist  nichts  überliefert,  woraus  man  schließen 
könnte,  daß  er  mit  Bewußtsein  aus  dieser  Quelle  geschöpft 
habe.  Und  gerade  weil  er  sich  in  der  Nassauer  Denkschrift 
fbr  die  Zentralisierung  des  Eassenwesens,  also  für  eine 
im  Vergleich  untergeordnete  Frage  auf  die  Protokolle  der 
NalionalversammluDg  berufen  hat,  ist  es  sehr  unwahr- 
scheinlich, daß  er  die  Benutzung  der  Arbeiten  der  Con- 
stituaute  in  viel  wichtigeren  Fragen  verschwiegen  haben 
sollte. 

Auch  alle  diejenigen,  und  es  ist  eine  sehr  große  Zahl, 
die  bei  der  Beurteilung  des  von  Altenstein  verfaßten 
Organisationsplans  mitgewirkt  haben,  sind  sich  einer 
solchen  Nachahmung  nicht  bewußt  gewesen;  bei  aller 
Ansfbhrliehkeit  der  abgegebenen  Gutachten  und  Voten 
henicht  Uber  das  firanzösiflche  Oesets  altum  Silentium. 
Auch  Schön  hat  nichts  davon  gemerkt,  er  hat  es  erst  nach 
langen  Jahren  aus  Thiers  erfahren,  aus  Thiers,  der  selbst 
kein  Wort  darttber  gesagt  hat,  auch  dergleichen  nicht  sagen 
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koDiite,  da  er  weder  die  finuisMsdie  noeli  die  preufiisehe 

Gesetzgebung  kannte. 

Indessen,  wenn  auch  in  den  Akten  nichts  darüber 
steht,  vielleicht  wollten  sie,  Stein  an  der  Spitze,  darüber 
Dicht  sprechen,  weil  sie  keine  Lust  hatten,  in  den  Ruf  von 
RevolutioDären  zu  kommen,  wie  Lehmann  einmal  andeutet. 

Wie  in  allen  FftUen,  wo  Lebmann  eine  Nachahmung 

der  französischen  Revolution  behauptet,  schließt  er  das 
auch  hier  aus  einer  Ver^leichung  der  Revolutionsgesetze 
mit  den  Steinschen  lielormgesetzen. 

Das  Gesetz  Tom  27.  April /25.  Mai  1791  ebenso  wie 
daa  sp&tere  Ministerorganisationsgesets  vom  10.  Ven- 
d6miaire  IV,  welches  sieh  nnr  durch  Weglassung  des  auf 

das  Königtum  Bezüglichen  von  jenem  unterscheidet, 
während  im  Obrigen  wörtliche  Übereinstimmung  herrscht, 
ist  eins  von  denjenigen  Gesetzen  der  Constituante, 
welche  in  Übereinstimmung  mit  der  Verfassung  von  1791 
den  Zweck  verfolgten ,  das  formell  bestehen  gelassene 
Königtum  materiell  zu  vernichten.  Die  Minister  sind 
nicht  mehr  Organe  des  Königs,  sondern  der  National» 
versammlnng,  welcher  sie  j&hrlich  und  auf  Erfordern 
Reehensdiaft  ablegen  mflssen,  welche -erklären  kann,  dafi 
sie  ihr  Vertrauen  nicht  mehr  hätten,  welche  allein  eine 
strafrechtliche  Verfolgung  herbeiführen  kann,  die  eine 
sofortige  Suspension  vom  Amte  zur  Folge  hat  (Art  27. 
28,  ai,  32). 

In  dieser  Hinsicht  das  französische  Gesetz  sternen- 
weit  von  den  Steinschen  Tendenzen  entfernt. 

Aber  vielleicbt  liegt  die  Nachahmung  darin,  dafi  der 
Organisationsplan  usw.  die  Provinzialminister  beseitigt  hat. 
In  Freuden  war  daran  schon  lange  gearbeitet.  W^nn  hier 
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Oberhaupt  eine  französische  Nachahmung  vorläge,  so  wäre 
sie  nicht  der  französischen  Revolution,  sondern  dem  anciea 
regime  zu  danken.  Denn  die  administrative  Einheit  in  der 
MinisterialinatADZ  ist  schon  seit  Ludwig  XIV.,  eigenUicb 
noch  froher,  erreicht  Als  Ladwig  XIV.  nach  MaariDS 
Tode  die  ZQgel  in  die  eigne  Hand  nahm,  gab  es  ein 
MiniBterinm,  welches  neben  den  Trftgem  der  beiden  alten 
Zentraläniter,  dem  Kanzler  fQr  die  Justiz  und  dem  Kon- 
trolleur der  Finanzen,  ans  vier  Staatssekretären,  einem  fOr 
die  auswärtigen  Angelegenheiten,  einem  für  den  Krieg, 
einem  de  hi  uiaison  du  roi,  du  clergö  et  de  la  marine,  und 
einem  pour  les  affaires  h  la  religion  pr6tendu  reforme  be- 
stand. Am  Todestage  Ludwigs  XV.  gab  es  sechs  ministerielle 
Departements,  von  denen  die  vier  Staatssekretäre  der  eine 
die  auswärtigen,  der  zweite  die  Kriegssaehen,  der  dritte 
das  königliche  Haus,  den  Klerus  und  das  reformierte 
Kifdienwesen,  der  vierte  die  Marine  hatte  (Ck>mte  de 
Lu^y ,  Les  secrdtairs  d*6tat  depnis  lenr  Institution  jusqu* 
k  la  mort  de  Louis  XV.,  Paris  1881;  Les  origines  dn 
pouYoir  ministäriel  en  France,  p.  V— VIII,  392,  418  ff., 
420—541,  602  ff.). 

Durch  die  Revolution  ist  daran  nichts  geändert;  ^Les 
ministres"  heißt  es  im  Art.  4  des  Gesetzes  von  1791, 
„seront  au  nombre  de  six  savoir :  le  ministre  de  la  justice, 
le  ministre  de  Tint^rieur,  le  ministre  des  conthbutions  et 
des  revenues  publiques,  le  ministre  de  la  guerre,  celui  de 
la  marine  et  celui  des  affaires  ötrsngöres." 

Nur  in  einer  Beziehung  weist  das  Gesetz  yon  1791  eine 
Änderung  auf.  Es  war  ein  Ministerium  des  Innern  hinzu- 
gekommen, das  bis  dahin  weder  in  Frankreich  noch  in  Prenfien 
unter  diesem  Namen  bestanden  hatte  (Lehmann  III,  284). 

Gewissermaßen  war  ein  solches  Ministerium  doch 
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schon  im  ancien  rögime  Frankv^elis  vorhanden  gewesen; 

unter  den  Abteilungen  des  Staatsrats  gab  es  eine,  welche 
abwechselnd  conseil  du  dedans  uud  conseil  des  d^pdches 
genauut  wird.  „L'introduction  de  cet  ^l<!'ment  nouveau", 
heißt  es  bei  Lu^ay  420,  „datait  du  mois  octobre  1757,  lea 
attributions  comprenaient  tout  ce  qui  concernait  Tadmini- 
Btration  intörieure  du  royaume";  Lu^ay  beruft  sich  auf 
eine  gleichseitig  (1757)  erscbienene  Schrift,  in  der  es  heifit: 
,C*est  dans*  le  conseil  des  döptehes  que  Ton  a  trait6  lea 
affaires  nintörieures"  du  royaume*. 

Wie  Oberall,  so  hatte  sieh  auch  in  Frankreich  die  innere 
Verwaltung  verhältnismäßig  am  spätesten  entwickelt,  in 
England  ist  erst  seit  1781  ein  Home  Departement  eingerichtet. 

Zum  Beweise  der  Nachahmung  in  Preußen  durch  den 
Organisationsplan,  die  Verordnung  vom  24.  November  1808 
und  das  PubUeandum  vom  16.  Desember  1808  beruft  sich 
Lehmann  auf  die  Zahl,  die  Abgrenzung  und  die  Benennung 
der  Ministerien,  und  auf  die  Titel  der  Ministerialbeamten. 

Es  ist  zunächst  nicht  richtig,  wenn  Lehmann  behauptet 
(I,  410),  daß  68  die  Constituante  gewesen  sei,  welche  die 
Ressorts  so  abgegrenzt  habe,  wie  es  Stein  jetzt  wollte. 

Es  ist  aber  auch  femer  nicht  richtig,  daß  Stein  in  der 
Benennung  der  Ministerien  der  französischen  Kevdution 

gefolgt  sei;  Lehmann  beruft  sich  dafflr  auf  zweierlei. 

Erstens  darauf,  dafi  Stein  sein  viertes  Ministerium 
nicht  nach  den  Finanzen,  wie  in  Preufien  herkömmlich, 
sondern  nach  den  öflientlichen  Einliommen  habe  nennen 
wollen.  Allerdings  heifit  das  franzOsisehe  Ministerium  in  dem 
Gesetze  von  1791  minist&re  des  contribuUons  et  des  revenues 
publiques,  und  ebenso  in  der  Steinsehen  Denkschrift  vom. 
April  1806,  sowie  im  Altensteinsehen  Organisatioasplan  vom 
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28.  November  1807,  in  dem  aber  sonst  stets  vom  Finanz- 
minister  die  Bede  ist;  nicht  aber  in  der  Verordnong  von 
1808;  wie  man  anch  in  Frankreich  bald  Ton  dem  nn- 
sntreflbnden  Ausdrucke  zarttckgekommen  ist,  indem  schon 
das  vom  Convent  erlassene  zweite  Ministerorganisations- 
gesetz den  Ausdruck  des  tinances  hatte,  der  insofern  besser 
paßt,  als  das  Finanzministerium  doch  nicht  ausschließlich 
mit  den  Einnahmen  zu  tun  hat.  Kr  beruft  sich  zweitens 
(II,  86  ,  391,  393)  darauf,  daß  Stein  dem  geistlichen 
Departement  nach  französischem  Vorbilde  den  Namen 
Knltnsministerium  habe  geben  wollen  und  dafi  das  Steinsche 
ünterrichtadepartement  Tergleiehbar  etwa  mit  der  napoleoni- 
sehen  UniTorsitä  dasu  bestimmt  gewesen  Bei,  das  gesamte 
Bildungs-  und  Eniehungswesen  zu  Tereinigeo;  ein  Kultus- 
ministerium ist  weder  in  den  beiden  französischen  Minister- 
organisationsgesetzen noch  von  Stein  geschaffen;  in  Frank- 
reich wurden  die  auf  die  Zivilkonstitution  des  Klerus  und 
die  auf  Unterrichts-  und  Erziehungswesen  bezüglichen  Ge- 
schäfte, letztere  provisorisch,  dem  Ministerium  des  Inneren 
übertragen;  in  Preußen  wurden  sie  im  Orgauisationsplan 
von  1807  und  in  der  Verordnung  von  1808  auf  zwei  ver- 
schiedene  Departements  des  Ministeriums  des  Innern 
vertdlt 

Es  ist  aber  weiter  nicht  richtig,  daß  die  Departements- 
einteilung der  Ministerien  auf  französische  Vorbilder  zu- 
rfickzuffihren  sei,  was  Lebmann  vom  Departement  der 
Polizei  und  dem  Departement  fQr  Handel  und  Gewerbe 

behauptet  (II  :H88,  389). 

Was  die  allgemeine  Polizei  betrifft,  so  gibt  Lelimann 
selbst  zu,  daß  der  Umfang:  des  französischen  Departements 
de  la  police  g^närale  de  Tempire  .kleiner  gewesen"  sei. 
liicht  nur  kleiner.    Denn  das  preufiische  Departement 
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umfaßte  neben  der  sogenannten  Sicherheitspolizei  ge- 
radezu alles,  was  man  früher  in  Preußen  Polizei  genannt 
hatte,  d*  h.  die  gesamte  innere  Verwaltung,  wie  anch 
die  Kriegs-  und  Domftnenkammera  von  diesem  De- 
partement besonders  ressortieren  sollten;  es  ist  also  nicht 
richtig,  wenn  Lehmann  meint,  das  Departement  habe  kein 
Gegenstflek  in  der  alten  prenfiisehen  Verwaltung  gehabt. 
Übrigens  ist  in  Frankreich  durch  das  Gesetz  vom  12.  Nivose 
IV  ein  besonderes  Ministerium  pour  la  police  gt  iK^'rale  ge- 
schaffen, welches  seitdem  mehrmals  unterdrückt  und  wieder- 
hergestellt ist.  Das  französische  Departement  du  commerce 
et  de  rindustrie  hat  sich  wie  das  preußische  auch  auf  Land- 
wirtschaft erstreckt;  außerdem  im  Unterschiede  vom  Organi- 
sationsplan von  1807  und  der  Verordnung  von  1808  auf 
Bausachen;  Lehmann  bemerkt  dazu,  Stein  habe  erwogen, 
ob  es  nicht  zweekmäfiig  sei,  das  fransOsische  Beispiel  su 
befolgen  und  die  Bauverwaltung  selbständiger  zu  stellen; 
Stein  hat  nur  erwogen,  ob  das  Baudepartement  selbständig 
gestellt  werden  sollte.  Durch  Dekret  vom  22.  Juni  1811 
ist  ein  besonderes  Ministerium  des  manufactures  et  du 
commerce  errichtet  worden. 

Übrigens  läge  keinesfalls  eine  Nachahmung  der  beiden 
Ministerorganisationsgesetze  der  Revolution  vor;  denn  in 
beiden  wird  swar  die  Zust&ndigkeit  jedes  Ministeriums 
genau  umgrenzt,  aber  ohne  dafi  von  einer  weiteren  Glie- 
derung in  Departements  irgendwie  die  Rede  wftre;  die 
gesetsgebende  Gewalt  hat  das  in  Frankreich,  selbst  in  da^ 
maliger  Zeit,  als  eine  Sache  angesehen,  die  der  Exekutive 
Oberlassen  werden  mOsse^ 

Eins  aber  ist  von  Lehmann  völlig  tibersehen:  die 
Selbständigkeit  der  Departements  und  ihrer  Direktoren, 
der  Geheimen  Staatsräte  gegenüber  den  Ministem,  wie  sie 
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in  Preafien  damals  eiogefttbri  wurde,  in  Frankreich  aber 
nicht  bestand.  Die  Abteilungsdirektoren,  die  Geheimen 
Staatsrate  hatten  nach  dem  Organisationsplan  von  1807 
und  der  Verordnung  von  1808  und  auch  nach  dem 
Publieandum  vom  16.  Dezember  1808  die  Genehmigung  des 
Ministers  nur  in  den  Fällen  einzuholen  wo  er  selbst  einer 
unmittelbaren  königlichen  Autorisation  oder  Bestimmung 
bedurfte,  außerdem  eine  Anzeige  nur  bei  erheblichen 
neuen  Einrichtungen  und  Operationen  zu  erstatten, 
wenn  solche  entweder  auf  mehrere  Departements  Einfluß 
haben  oder,  wie  der  Ausdruck  heifit,  „gewagt"  sind 
oder  wenn  es  sich  um  Besetzung  von  Ratsstellen  handelt, 
endlich  die  Hauptetats  einzureichen.  Nur  insofern  mflssen 
sie  den  Anordnungen  des  Ministers  Folge  leisten,  als  den 
Ministem  solche  ausdrfleklich  vorbehalten  sind ;  sie  konnten 
jedoch  in  erhebliehen  Fftllen  auf  die  Entscheidung  des 
ganzen  Ministeriums  resp.  des  Staatsrats  provozieren;  sie 
waren  endlich  verpHiclitet,  wenn  sie  von  der  Nichtgenehraigung 
ihres  Rats  durch  den  Minister  üble  Folgen  erwarteten, 
ihre  Bedenken  schriftlich  beim  Könige  zu  äußern. 

Das  Ministerium  des  Innern  bestand  ans  sieben  Departe- 
ments, an  deren  Spitze  Geheime  Staatsrate  standen. 
Wilhelro  von  Humboldt  seit  dem  20.  Februar  1809  an 

der  Spitze  der  Sektion  des  öffentlichen  Unterrichts  im 
Ministerium  des  Innern  hat  an  den  Minister  des  Innern, 
Grafen  Dohna,  fast  niemals  berichtet,  an  Dohna  und 
Altenstein  nur,  wenn  er  Geld  haben  wollte,  in  der  Regel 
unmittelbar  an  den  König;  seinen  Abschied  (Gesuch  vom 
29.  April  1810,  Erteilung  am  22.  Juni  1810)  hat  er  in  der 
Hauptsache  nur  deshalb  genommen,  weil  künftig  die  Ge- 
heimen Staatsrftte  zwar  in  den  Angelegenheiten  ihres 
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Ressorts  ein  volles,  im  übrigen  aber  nur  ein  Votum  con- 
sultativum  haben  sollten,  (Gesammelte  Werke  X,  244 ff., 
283  ff.). 

Nieht  einmal  die  Faeheiiiteiliiiig  war  so  streng  durch- 
gefUirt,  wie  man  wohl  glaubt;  in  maneben  Departements 
wurden  die  GescbRfte  nach  Gegenständen  bearbeitet,  aber 

nicht  in  allen;  von  den  drei  SUiatsrilteu  im  Departement 
der  Domänen  und  Forsten  bekam  der  eine  die  Sachen  aus 
Preußen,  der  andere  die  aus  der  Mark  und  Pommern,  der 
dritte  die  aus  Schlesien;  von  den  beiden  Staatsräten  im 
Departement  der  direkten  Steuern  sollte  der  eine  die  Sachen 
aus  Preufien  und  aus  Pommern,  der  andere  die  aus  den 
Marken  und  aus  Schlesien  bearbeiten;  Ton  den  fOnf  Staats- 
räten im  Departement  für  indirekte  Steuern,  Acdse-, 
Zoll*,  Salz-,  Stempelsachen,  wurden  dem  ersten  die 
Sachen  aus  Ost-  und  Westpreuflen  und  aus  Pommern,  dem 
zweiten  die  aus  der  Kur-  und  Neuroark,  dem  dritten  die 
aus  Schlesien  übertragen;  der  dritte  sollte  zugleich  die 
generellen  Stempelsacben ,  der  vierte  die  generellen  Salz- 
sachen,  der  fünfte  das  allgemeine  Rechnungswesen  zu  be- 
arbeiten haben;  in  den  Departements  der  allgemeinen  Polizei 
und  ftlr  Handel  und  Gewerbe  sollten  die  Sachen  teils  nach 
Provinzen,  teils  nach  Gegenständen  unter  die  Staatsräte 
verteilt  werden;  ebenso  die  Geschäfte  des  Justizdeparte- 
ments unter  die  drei  Geheimen  Oberjustizräte.  Es  war 
das  auch  gar  nicht  anders  möglich«  Nirgends  ist  bis  auf 
den  heutigen  Tag  das  Faebsystem  mit  doktrinärer  Ein- 
seitigkeit durciigeluhit  worden. 

Der  Organisationsplan  von  1807,  die  Verordnung  vom 
24.  November  1808  und  die  vom  16.  Dezember  1808  hatten' 
eben  eine  ganz  Obertriebene  RQeksicht  auf  die  Traditionen 
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des  alten  Staatswesens  genommen.  Die  nene  Zentral- 
behdrde  war  das  alte  Generaldirektorium ,  wie  auch  Stein 

in  der  Nassauer  Denkschrift  an  dein  alten  Namen  fest- 
gehalten und  in  den  Benurkuugeu  zum  Altensteinschen 
Organisationsplan  erklärt  hat,  daß  sich  für  das  (Jeneral- 
direktorium  vieles  sagen  lasse,  indem  das  meiste  nicht  an 
der  Verfassung,  sondern  an  den  Personen  gelegen  habe, 
während  doch  das  Umgekehrte  der  Wahrheit  sehr  viel  näher 
käme  (Reform  der  Yerwaltungsorganisation,  177—188). 

Endlich  hält  Lehmann  (II,  384)  auch  hinsichtlich 
der  Titulatur  der  Ministerialbeamten ,  die  bis  dahin  im 
Geiieraidirektorium  Geheime  Oberfinanz-  und  (leheime 
Finanzräte  geheitk'u  hatten  uud  die  nunmehr  Cieheime 
Staatsräte  und  Staatsräte  heißen  sollten,  „eine  Einwirkung 
der  französischen  Revolution  nicht  far  ausgeschlossen"; 
.freilich  nahm  in  Frankreich  der  conseiller  d*ötat  eine 
hdhere  Stellung  ein*.  Nicht  nur  eine  höhere,  sondern  eine 
total  andere.  Die  französischen  Ministerialbeamten  haben 
niemals  den  Titel  eonseillers  d*6tat  geführt,  am  aller- 
wenigsten während  der  Revolntion ,  wo  es  einen  Staatsrat 
gar  uiciit  gab.  Lehmann  gibt  übrigens  zu,  daß  die  Ver- 
änderung der  Titulatur  sich  „auch"  aus  den  preußischen 
Verhältnissen  gut  erklären  lasse. 


Auch  der  französische  Staatsrat  ist  von  Stein  nicht 
nachgeahmt  worden. 

Weder  der  des  anden  regime  noch  der  napoleonische. 

I>er  dse  ancien  rögime  bestand  aus  den  Prinzen  und 
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hervorragenden  Mitgliedern  der  beiden  oberen  Stände;  er 
wftr  tätig  entweder  als  Plenom  oder  in  AbteilungcD ,  die 
im  großen  und  ganzen  den  Ministerien  entsprachen;  dieser 
Staatsrat  ist  durch  die  Revolution  abgeschafft.  Zwar  kennt 
das  Gesetz  vom  27.  April  1701  neben  dem  Miiiisterconseil 
oder,  wie  es  oitiziell  heißt,  dem  conseil  du  roi  noch  einen 
conseil  d'6tat,  in  der  Weise,  daß  der  conseil  du  roi 
mit  den  gewöhnlichen  Geschäften  der  Exekutive  zu  tun 
hat,  während  der  conseil  d'^tat  für  die  wichtigsten  dieser 
Geschäfte,  far  Veto  u.  dgl.  (Art  16,  17)  zuständig  ist 
Aber  diese  beiden  Behörden  bestanden  aus  genau  denselben 
Personen,  dem  Könige  und  den  Ministern,  es  gab  keinen 
einzigen  Staatsrat,  der  nicht  Minister  war,  nur  dafi  im 
Mintsterconseil  die  Minister  unter  fdch  zu  sein  pflegten, 
während  im  Staatsrat  der  König  not  wendig  anwesend  sein 
mußte;  ein  Sachverhalt,  der  von  Faustin-Ht?lie  (220  u.  291) 
dahin  formuliert  wird:  das  Gesetz  von  1701  erkenne  die 
Notwendigkeit  eines  Staatsrats  an,  „niais  en  le  cnmposant 
uniquement  des  ministres  eile  ne  le  distiuct  pas  du  conseil 
des  ministres  et  par  consöquant  eile  le  rend  nul".  Der 
napoleonische  Staatsrat  ist  sowohl  hinsichtlich  der  Zu- 
sammenstellung —  nur  dafi  an  Stelle  des  Adels  und  der 
Geistlichkeit  das  höhere  Beamtentum  getreten  war  —  als 
auch  hinsichtlich  der  Zuständigkeit  in  der  Hauptsache 
lediglich  eine  Wiederherstellung  der  gleichnamigen  Insti- 
tution des  ancien  regime  gewesen  (I,  190). 

Im  preußischen  alten  Staatswesen  war  der  Staatsrat 
nichts  andres  als  die  Gesamtheit  der  Minister  aus  deu  drei 
obersten  Staatsbehörden:  dem  Kabinettsministerium,  dem 
Generaldirektorium,  dem  Justizstaatsrat  Was  Stein  wollte, 
war  die  Wiederherstellung  dieses  Staatsrats,  von  dem  er 
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fUaehlich  aimahm,  dafi  er  unter  den  froheren  Herrsehem 
eine  grOfieie  Bedentnng  gehabt  habe.  Stein  wollte  ein 
kollegialiBebes  Ministerium  unter  dem  Yorsitse  des  Kdnigs; 
er  wollte  das  deshalb,  um  die  königliche  Gewalt  einzu- 
sehrftnlrett,  weil,  wie  ersieh  ausdrOckte,  der  einzelne  Minister 
gegenüber  dem  Könige  zu  schwach  sei;  ohne  daß  er  jedoch 
beabsichtigt  hätte,  den  König  an  die  Mehrheits-  oder  an 
die  eiustiinmigen  Beschlüsse  seiner  Minister  zu  binden. 
Dieser  Plan  scheiterte  an  der  Abneigung  des  Königs;  er 
wQrde  aber  auch  gescheitert  sein  nn  der  tatsächlichen  Un- 
möglichkeit, einen  Staat  mit  den  Aufgaben,  wie  sie  schon 
damals  yorhanden  waren,  und  selbst  von  dem  geringen 
Umfange  des  preufiischen  Staats  nach  Tilsit  auf  solche 
Weise  zu  regieren;  die  Sitzungen  sollten  ja  täglich  statt- 
finden; das  hätte  aber  nicht  ausgereicht,  sie  hätten  per- 
manent sein  müssen  Tag  und  Nacht  Das  war  der  Stsats- 
rat  des  Organisationsplans  von  1807.  Erst  in  letzter  Stunde 
als  er  schon  zum  Rücktritt  entschlossen  war,  hat  sich 
Stein,  um  die  Hand  im  ^^piele  zu  behalten,  zur  Errichtung 
eines  vom  Ministerium  verschiedenen  Staatsrats  entschlossen, 
wie  aus  der  Verordnung  vom  24.  November  1808  und  aus 
dem  Berichte  Tom  28.  Oktober  zu  ersehen.  Es  war  das  eine 
Art  von  Yerlegenheits-Staatsrat;  er  sollte  bestehen  aus 
den  18jährigen  Prinzen,  aus  den  ffinf  Ministem,  aus  dem 
Geheimen  Staats-  und  Kabinettssekretär,  aus  den  neun 
Geheimen  Staatsräten  und  aus  einer  beliebigen  Zahl  Ton 
durch  königliches  Vertrauen  Berufenen:  „die  Minister, 
welche  künftig  ihre  Stelle  mit  Einwilligung  des  Königs 
niederlegen,  sitzen  als  Geheime  Staatsräte  mit  Beibehaltung 
ihres  Ranges  im  Staatsrate".  Dieser  Staatsrat  sollte  zu- 
ständig sein  für  Gegenstände  der  Gesetzgebung,  für  Sachen, 
welche  das  Allgemeine  der  Verwaltung  betreffen;  welche 
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ein  gemeinsames  Interesse  für  verschiedene  Hauptd^ar- 
tements  haben  oder  welehe  «wischen  verschiedenen  De- 
partements streitig;  sind  fflr  solche,  welche  dem  Staatsrate 

überwiesen  werden,  sei  es  durch  den  König,  sei  es  durch 
Gesetz;  für  Gegenstände  endlieh,  welche  der  Genehmigung 
des  Königs  Mürfen,  und  solche  gab  es  damals  außer- 
ordentlich viel.  Es  ist  deshalb  ganz  unbegreiflich,  wie 
Lehmann  (II,  ()04)  behaupten  kann,  daß  sich  Stoiii  bei 
diesem  Staatsrate  „abermals  an  das  Muster  Frankreichs 
gehalten  habe" ;  doch  jedenfalls  nicht  an  das  revolutionäre, 
welches  den  Staatsrat  abgeschafft  hatte,  aber  auch  nicht 
an  das  napoleonische  Institut,  schon  deshalb  nicht»  weil  hier 
den  Ministem  die  Mitgliedschaft  prinzipiell  untersagt  war. 


Von  einer  Nachahmung  der  französischen  Revolution 
bei  der  Beseitigung  oder  vielmehr  Umgestaltung  des 
Kabinetts,  wie  sie  im  Organisationsplan  von  1807  und  in 
der  Verordnung  von  1808  geplant  war,  könnte,  so  sollte 
man  meinen,  schon  deshalb  füglich  nicht  die  Bede  sein, 
weil  die  französische  Revolntion  gar  nicht  in  der  Lage 
war,  ein  Kabinett  abzusehafien  oder  umzugestalten,  Denn 
im  französischen  ancien  regime  hat  es  kein  solches  gegeben. 
lu^besondere  haben  die  durch  Gesetz  vom  27.  April  1791 
abgeschafften  Secrdtaires  du  roi  du  grand  College  und  die 
Officiers  de  la  Chancellerie,  l)ei(le  Kategorien  beim  Justiz- 
ministerium, keine  solche  Stellung  gehabt.  Der  französische 
Absolutismus  war  eben  anders  gestaltet  als  der  preußische; 
eine  Selbstherrschaft  wie  die  Friedrich  Wilhelms  I  und 
Friedrichs  d.  Gr.  haben  Ludwig  XIV  und  XV  nienuda  ge- 
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Übt,  auch  nicht  nachdem  Ludwig  XIV  nach  dem  Tode 
Mazarins  ItKil  erklärt  hatte:  j'ai  resolu  dVtre  h  l'avenir 
mon  premior  ininistre.  Der  Uiiifaiig  der  (ieschäfte,  die  der 
persönlichen  Mitwirkung  des  Königs  bedurften,  ist  in 
Frankreich  stets  um  vieles  geringer  gewesen  als  in  Preußen. 
Weder  in  Frankreich  noch  irgendwo  sonst  hat  es  ein  Kabinett 
im  preußischen  Sinne  gegeben.  Dieses  war  ein  spesifisches 
Produkt  der  preuBischen  Geschichte. 

Aber  vielleicht  hat  der  (leist  der  französischen  Revo- 
lution über  diesen  Dingen  gesehweltt.  Und  das  ist  in  der 
Tat  die  Ansicht  von  Lehmann ;  er  behauptet  einen  Anklang 
an  die  Ideen  von  1780  und  beruft  sich  dafür  auf  den  Art.  Iti 
der  Menschenrechte  dabin  lautend:  Toute  soci^  dans 
laquelle  U  garantie  des  droits  n'est  pas  assurto  ni  la 
Separation  des  pouvoirs  d^terminte,  n*a  point  de  Constitution. 
Stein  habe  die  oberste  Gewalt,  «wenn  auch  nicht  sofort", 
swisehen  dem  Monarchen  und  der  'Nation  teilen  wollen, 
das  ergebe  sich  schon  aus  der  Aprildenkschrift.  Die  Nation 
erscheine  zwar  nicht  als  Souverain,  aber  doch  als  .Regu- 
lator" des  öffentlichen  Wesens  und  als  staathildende  Kraft. 
Das  Verbot  an  die  Kabinettsräte,  dem  König  Vortrag  zu 
halten,  sei  gleichbedeutend  mit  einem  an  den  König  er- 
gehenden Verbote,  sich  außer  seineu  Ministem  andere  Rat- 
geber zu  suchen,  eine  Neuerung,  die  dem  Prinzip  der  ab- 
soluten Monarchie  diametral  entgegengestanden  habe  (Leh- 
mann, I,  409,  452). 

In  der  Tat  niciit  nur  der  absoluten  Monarchie,  sondern 
jeder  wahren  Monarchie.  Die  Leliniauusche  Argumentation 
fällt  schon  dadurch  in  sich  zusammen,  daß,  wie  Lehmann 
selbst  zugibt,  Stein  weit  davon  entfernt  war,  dem  Könige 
die  freie  Ernennung  und  Entlassung  der  Minister  zu  ent- 
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ziehen,  die  ja  sogar  iu  der  Verfassung  der  Constituante  und 
im  Ministergesetz  von  1790  dem  Könige  formell  belassen  war. 
Und  was  h&tte  Stein  an  die  Stelle  setsten  sollen  1  Doch 
nicht  das  parlamentarische  System  zu  einer  Zeit,  wo  es 
ein  Parlament  in  Preußen  Überhaupt  nicht  gab  und  Stein 
gar  nicht  darauf  versesssen  war,  ein  solches  sofort  ein- 
zuführen, obgleich  der  KOoig  nichts  dagegen  gehabt  hätte. 
Bann  hätte  es  sich  also  um  eine  Staatsverfassung  gehandelt, 
wie  sie  in  der  Welt  noch  niemals  vorgekomiiieu  war,  wo 
der  Schwerpunkt  der  Staatsgewalt  in  das  Kollfgiuin  der 
vom  Könige  ernauuten   und  entlaßbareu  Minister  gelegt 
wäre,  welches  den  König  hätte  ahvotiren  können,  sodaß 
an  Stelle  des  monarchischen  Absolutismus  ein  büreaukratl- 
scher  getreten  wäre.  Uuter  allen  Umständen  hätte  es  doch 
der  KOnig  bei  allem  Eingehen  auf  Steins  angebliehe  Pläne 
in  der  Hand  gehabt,  den  kflnstlichen  Bau  dadurch 
Uber  den  Haufen  zu  werfen,  dafi  er  den  als  Kabinetts- 
rat mafigebenden  Beamten  zum  Minister  gemacht  hätte. 
Und  das  ist  tatsächlich  geschehen;  auf  Steins  eigenen 
Vorschlag  ist  der  inzwischen  zum  Kammergerichtsprftsidenteu 
ernanute  (leheime  Kabinettsrat  Beyme  zum  Justizmiuister 
in»  Ministerium  Alteustein-Dohna  ernannt  worden ;  mit  diesem 
Ministerium  ist  Beyme  damals  zurückgetreten,  und  ist 
später,  was  in  Preuden  zu  den  größten  Seltenlieiten  gehört, 
nochmals  Minister  geworden,  Minister  far  die  Gesetzes- 
reviaion  am  S.November  1817;  er  ist  zwar  mit  Humboldt 
und  Boyen  1819  aus  dieser  Stellung  zurackgetreten,  hat 
aber  mit  kurzer  Unterbrechung  bis  zu  seinem  1835  erfolgten 
Tode  dabei  weiter  mitgewirkt. 
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2.  Die  ProTliiBlalbehOrden. 

In  noch  bOherem  Ma6e  als  die  Umgestaltung  des  zen- 
tralen Verwaltungsorganisraus  wurzelten  die  Regierunj^en, 
wie  die  Kriegs-  und  Domäiicnkaninicrn  jetzt  genannt  wurden, 
nach  dem  Organisationsphin  von  isii?  und  nach  der  Ver- 
ordnung vom  2»i.  Dezember  18U8  wegen  verbesserter  Ein- 
richtung der  Provinzial -Polizei-  und  Finanzbehörden, 
im  altpreußischen  Boden.  Uiuaichtlich  der  Organisation 
unterschieden  sieh  die  Regierungen  von  den  Kriegs-  und 
Domänenkammem  nur  durch  zweierlei:  durch  die  Zerlegung 
der  bis  dahin  nur  als  Plenum  fungierenden  Behörde  in 
die  beiden  Abteilungen  nach  den  Ressorts  des  Innern  und 
der  Finanzen,  und  aufierdem  durch  die  nur  ganz  vereinzelt 
zur  Verwirklichung  gelangt«  Zuziehung  von  landständischen 
Repräsentanten.  Die  Zuständigkeit  war  zugleich  einge- 
schränkt und  erweitert ;  beides  für  einen  Teil  des  Staats- 
gebiets schon  während  des  alten  Staatswesens  sowohl  durch 
Wegfall  der  Kammerjustiz  als  auch  mittelst  der  Spolien 
der  alten  Justizbehörden,  der  damaligen  Regierungen; 
die  darüber  hinaus  im  Jahre  1808  erfolgte  Erweiterung 
war  eine  so  umfassende,  dafi  die  Regierungen  geradezu 
die  einzigen  Provinzialverwaltuugsbehörden  waren,  indem 
es  neben  ihnen  weder  Konsistorien  noch  Provinzialschul- 
kollegien  noch  Provinzialsteuerdircktioncn  noch  General- 
komiiiissionen  gab.  Eine  Erweiterung,  die  sich  nach  wenig 
Jahren  als  feiilsani  erwiesen  hat. 

Alles  das  steht  mit  der  provinziellen  Rebördenorgani- 
sation  des  revolutionären  und  napoleonischen  Erankreichs 
in  vollstem  Gegensatz.  Mit  beiden  Gesetzgebungen  in- 
Bofsm,  als  es  sowohl  neben  den  Departements-  und  Distrikts- 
direktoren  als  auch  neben  den  Prftfekten  eine  Menge  Spe- 
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zialbehörden  gab,  fflr  die  direkten  und  indiiekten  Steuern, 
for  die  DomAnen  und  Forsten,  fotr  Berg-,  Hatten-  und  Sa- 
linenwesen,  für  GewftBser,  BrQcken  und  ChausBeen;  alle 
diese  Behörden,  bureaukratisch  organisiert,  mit  General- 
direktoren an  der  Spitze  und  mit  einem  Stabe  von  Bureau- 
beamten, mit  Direktoren  und  Inspektoren  iii  den  Provirzeu, 
was  alles  iu  Westfalen  getreulich  nacbj;ealnnt  wurde,  wäh- 
rend es  doch  in  Preußen  auch  später  nur  sehr  unvollstilndig 
nachgeahmt  ist.  Mit  dem  revolutionären  Frankreich  hin- 
sicht1i(  Ii  der  Organisation  insofern,  als  sämtliche  Mitglieder 
der  Depaitements-  und  Distriktsbehdrden  gewählt  wurden, 
auf  kurze  Zeit  gewfthtt,  während  in  Preufien  selbst  die 
landständischen  Repräsentanten  nicht  gewählt,  sondern 
ernannt  wurden,  und  zwar  aus  den  drei  historischen 
Ständen.  Die  Gesehäftsbehandlung  sowohl  in  Preufien  wie 
im  revolutionären  Frankreich  eine  kollegialische,  war  in 
Preußen  alten  Rechts,  im  revolutionären  Frankreich  da- 
gegen eine  völlige  Neuerung,  sodaß,  wenn  von  Nachahmung 
überhaupt  gesprochen  werden  soll ,  die  Kollegialität  eine 
Nachahmung  Preußens  seitens  der  Revolution  sein  müßte. 
Zu  dem  napoleonischen  Frankreich  besteht  hinsichtlich  der 
Organisation  insofern  der  vollste  Gegensatz,  als  die  in 
Frankreich  abgeschaffte  Kollegialität  in  Preufien  sogar  auf 
das  Begierungspräsidium  erstreckt  wurde.  Was  die  Zu- 
ständigkeit betrifft,  so  ist  in  Frankreich  während  der  Re- 
▼olution  die  weite  Zuständigkeit  der  Verwaltungsbehörden 
in  Justizsacheu  weit  über  das  preußische  Maß  bestehen  ge- 
bliel>en;  Napoleon  hat,  als  er  die  Kollegialität  in  der  aktiven 
Vei-waltung  beseitigte,  dafür  die  quasikollegialen  Behörden 
der  administrativen  Justiz  geschalten. 

Lehmann,  der  das  alles  unberacksichtigt  läßt,  verweist 
dafür,  daß  bei  der  preufiisehen  Organisation  dennoch  das 
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reTolutionSre  Franlcreich  Vorbild  gewesen  sei,  auf  zweierlei : 
erstens  darauf,  daß  die  Jji;  :il  und  öO  der  Gcscliäftsinstruktion 
für  die  Regierungen  vom  2»).  Dezember  1808  halb  an  die 
Erklärung  dov  Menschenrechte  anklängen,  zur  andern  Hälfte 
an  die  Einleitung  des  A.L.II.;  während  er  ein  andermal 
ihre  ÜbereiDStimmung  mit  Adam  Smith  betont.  Diese 
Übereinstimmiing  mit  Adam  Smith  ist  sogar  eine  wörtliche, 
wie  das  neuerdings  durch  den  gegenQberstehenden  Abdruck 
der  Stelle  aus  der  Whealth  of  Nations  (IV,  2)  mit  den 
beiden  Paragraphen  der  Geschftftsinstruhtion  von  1808  dar- 
getan worden  ist  (Zimmermann ,  Geschichte  der  preußisch- 
deutschen  Handelspolitik,  1892,  :M),  In  der  Geschichte 
der  Gesetzgebung^  ist  dergleichen  wohl  nur  dies  einzige 
Mal  vorgekommen. 

Die  zweite  Stelle,  in  der  Lehmann  (H,  r>M2)  eine  „An- 
näherung an  die  Maximen  der  französischen  Patrioten  von 
1793"  behauptet,  bezieht  sich  auf  die  Entlaßbarkeit  der 
Beamten.  Die  den  Beamten  günstigen  Bestimmungen  des 
AX.R.  Teil  II,  TIt  10,  §§  98  fil,  welche  die  Entlassung 
sehr  erschwerten,  seien  bereits  durch  die  Kabinettsorder 
vom  28.  November  1797  modifiziert.  An  sie  knüpfe  nun 
Stein  an  mit  einem  Behagen,  das  zeige,  wie  tief  ihm  die 
Abneigung  gegen  die  Schreiber  im  Blute  gesessen  habe. 
In  dem  Frankreich  des  ancien  regime  war  die  Stellung  der 
Beamten  für  diejenigen  Kategorien,  nanientiieh  in  der  Justiz 
und  in  der  städtischen  Verwaltung,  die  ihre  Stellungen 
gekauft  hatten,  eine  sehr  gesicherte;  auch  während  der 
Revolution  war  anfangs  die  Beamtenentlafibarkeit  deshalb 
«ehr  erseh  wert,  weil  die  Mitglieder  der  Departements-  und 
Distriktsdirektorien  gewAhlt  wurden;  Napoleon  hat  dann 
4larin  grandlieh  Wandel  geschaffen;  mit  ihm  also  wfirde 
sich  Stein  in  Übereinstimmung  befinden;  wenn  es  sich 
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nicht  bei  der  ganzen  Sache  nur  um  eine  gelegentliche 
Anfierung  handelte,  die  sieh  noch  nicht  zu  einem  Gesetz- 
entwurfe verdichtet  hatte  (Reform  der  Verwaltungsorgani- 
sation,  215—252). 

HL  Die  Stftdteordnnng. 

Schon  in  den  preußischen  .lahi  huelit  in  hat  Lehmann 
darauf  hingewiesen:  daß  im  Geheimen  Staatsarchiv  neuer- 
dings ein  Aktenband  des  Generaldirektoriums  über  die 
Stadteordnung  aufgefunden  sei,  und  im  Vorwort  zum  zweiten 
Teile  heißt  es:  „Noch  mehr  vom  Glttck  begünstigt  wurde 
ich  bei  der  Scbildemng  des  Ursprungs  der  Städteordnung. 
Hier  fanden  sieh  gänzlich  unbekannte  Korrespondenzen  und 
Protokolle,  mit  deren  Hilfe  dann  die  auffallend  starke  An- 
lehnung der  preuflischen  Reformer  an  die  Ideen  von  1789 
festgestellt  wurde."  Daraufhin  ist  ganz  allgemein  selbst 
von  einem  so  liervorra^fenden  Forscher  wie  llintze  (Stein 
und  der  preußische  Staat,  in  der  historischen  Zeitschrift, 
Bd.  \U  [1905],  441)  an^^enonimen  wttrden,  daß  in  diesen 
neu  aufgefundenen  Quellen  Verhandlungen  oder  Äuße- 
rungen sich  fänden,  aus  denen  die  Vorbildlichkeit  der 
französischen  Revolution  far  die  Städteordnung  sich  ergebe. 
Das  Geheime  Staatsarchiv  weifi  ein  Lied  davon  zu  singen, 
mit  welchem  Eifer  und  mit  welcher  Nachhaltigkeit  die  Ein- 
sieht in  solche  Aktenstacke  verlangt  worden  ist.  Aber  in 
keinem  einzigen  Aktenstücke  des  Geheimen  Staatsarchiv», 
weder  in  denen,  auf  die  Lehmann  Bezug  genommen  hat, 
noch  in  den  bisher  bekannten  ist  davon  auch  nur  mit  einem 
Sterbenswörtchen  die  liede. 

Aber,  wie  schon  niolirfach  gesagt  wurde,  es  steht  eben 
nicht  alles  in  den  Akten,  und  das  Verdienst  des  Geschichts- 
forschers ist  ein  viel  grOfieres,  wenn  er  seine  rechtshistori- 
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sehen  Vergleichungeu  statt  sie  aus  den  Akten  direkt  zu 
entnehmen,  auf  den  Inlialt  der  Gesetze  selbst  stützen  kann. 
Denn  jede  Kechtsvergleichung  setzt  eine  intensive  wissen- 
schaftliche Arbeit  voraus.  Und  Max  Lehmann  ist  der 
erste  gewesen,  der  diese  Methode  mit  Bezug  auf  die 
Gesetzgebung  der  französischen  Revolution  und  die  Steinsche 
Gesetzgebung  befolgt  hat« 

Diese  Methode  hat  ihm  in  zwei  Fullen  zu  einer  Ent- 
deckung verhelfen. 

Zunächst  hat  sich  aus  einer  Vergleichung  der  Städte- 
ordnun^f  zwar  nicht  mit  einem  der  Iran/ösischen  Munizipal- 
gesetze, aber  mit  einem  der  konstitutiom  llcn  (lesetze  des 
revolutionären  Frankreiclis  ergeben,  daß  der  Artikel  110 
der  Städteordnung  die  wörtliche  Übersetzung  aus  zwei 
französischen  Revolutionsgesetzen  ist.  Im  Artikel  110  der 
Stidteordnung  heifit  es  hinsichtlich  der  Stadtverordneten : 
.Sie  sind  berechtigt,  alle  diese  Angelegenheiten  ohne 
Rftcksprache  mit  der  Gemeinde  abzumachen,  sie  bedorfen 
dazu  weder  einer  besonderen  Instruktion  oder  Vollmacht 
der  Bfirgerschaft,  noch  sind  sie  verpflichtet,  derselben  Ober 
ihre  Beschltlsse  Rechenschalt  zu  geben.  Das  Gesetz  und 
ihre  Wahl  sind  ihre  Vollmacht,  ihre  Überzeugung  und  ihre 
Ansicht  vom  gemeinen  Besten  der  Stadt  ihre  Instruktion, 
ihr  Gewissen  aber  die  Behörde,  der  sie  deshalb  Rechen- 
schaft zu  geben  haben.  Sie  sind  im  vollsten  Sinne  Ver- 
treter der  ganzen  Borgerschaft,  mithin  so  wenig  Vertreter 
des  einzelnen  Bezirks,  der  sie  gewfthlt  hat,  noch  einer  Kor- 
poration, Zunft  etc.,  zu  der  sie  zuf&llig  gehören." 

Und  es  heifit  in  dem  Gesetze  vom  22.  Dezember  1789/ 
8.  Januar  1790  im  Artikel  84  hinsichtlich  der  Volks- 
reprftsentanten:  L'acte  d'ölection  sera  le  seul  titre  des 
fonctions  des  repr^seutants  de  la  uatiuu;  la  libertö  de  leur 
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snfirage  ne  peut  6tre  g6iite  par  aucun  mandatparticaUer; 
ebenso  in  der  Verfassung  von  1791  tit  1  cap.  1  sect.  3 
art.  7:  Les  reprfeentants  nommös  dans  les  d^partementa 

ne  seront  pas  repr^sentants  d'un  d^i)artement  particulier, 
mais  de  la  nation  eiiti^re  et  il  ne  pourra  lour  i-tre  (lünn6 
aucun  mandat.  .^o  auch  in  der  Direktorial  Verfassung :  Les 
iiKMiihres  du  corps  l^gislatif  ne  sont  pas  re]ir(^'sentants  du 
(h^partemeut  qui  les  a  nomm^,  mais  de  la  nation  entiere 
et  il  ne  pent  lui  6tre  doon^  aucun  maodat  (Tit.  V  art.  52), 
In  der  französischen  M unizipalgesetzgebong  findet  sich  ein 
solcher  Artikel  nicht 

Offenbar  hat  yon  hier  aus  das  Prinzip  spftter  seinen 
Eingang  nicht  nur  in  die  StAdteordnung  von  1808,  sondern 
auch  in  alle  spftteren  StAdte-  und  Gemeindeordnungen, 
in  die  konstitutionellen  Verfassungen  vieler  Einzelstaaten, 
inslx'sondere  in  die  preußische  Verfassung  und  in  die 
iMinideutsche  Bundes-  und  in  die  Reicbsverfassung  ge- 
funden. 

Es  war  das  ein  völlig  neues  Trinzip  auch  für  Frankreich. 
Denn  die  Abgeordneten  der  Nationalversammlung  von  allen 
drei  St&nden  sind  noch  Mandatare  ihrer  Wähler  gewesen, 
deren  mandat  impöratif  die  von  den  W&hlerachalten  be- 
schlossenen cahiers  waren,  wie  auch  Calonne  die  Abgeordneten 
nieht  als  plt  uipotentiaires,  sondern  als  porteurs  d'instructiona 
bezeichnet  hat.  Und  wenn  wirklich  die  französische  Re- 
volution nach  dem  Bilde  von  Rousseau  gemacht  wäre,  würde 
es  dabei  verblieben  sein.  Denn  da  die  volonte  gc^'u^rale  so 
viel  wie  möglich  auf  direkten»  Wege  hergestellt  und  so 
wenig  wie  möglich  auf  dem  indirekten  der  Repräsentation 
hat  er  als  n6gligence,  incurie  und  stupiditö  des  englischen 
Volks  getadelt,  dafi  es  seine  Vertreter  sieben  Jahre  lang 
tun  lasse,  was  sie  wollen,  wfthrend  es  dodi  nur  auf  den 
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Willen  der  Auftraggeber  ankomme,  nichts  aber  auf  das 
per86n1iche  sentiment  der  Abgeordneten,  welche  vielmehr  die 
erteilte  Instruktion  genau  befolgen ,  den  Wählern  Rechen- 
schaft ablegen  müßten  (C<m>i(iriiitiuns  sur  Polo^nie,  VIII  'M)7, 
375).  Wieder  ist  es  Sirvrs  gewest^n.  der  auch  diesem  Satze 
zum  Siege  verholten  hat.  Wenn  man  einmal  keine  reine, 
sondern  lediglich  eine  repräsentative  Demokratie  haben 
wollte,  blieb  gamichts  übrig  als  die  Repräsentanten  auf 
ihre  eigne  Überzeugung  zu  stellen,  sie  von  den  Weiterungen 
mit  den  W&hlem  unabhängig  zu  machen.  Wenn  sie  aber 
nicht  mehr  die  Organe  ihrer  W&hler  waren,  so  wurden  sie 
ohne  weiteres  Vertreter  des  ganzen  Volles.  Aus  praktischen 
Erwägungen  ist  man  auch  in  England  allmftblich  dahin 
gelangt;  schon  Montesquieu  (XI,  (3,  145)  hat  sich  gegeu 
Instruktionen  (ikliirt. 

Für  Deutscliland  war  da^  Prinzip  gleichfalls  neu.  Die 
Landstände,  wo  sie  uocli  bestanden,  wie  in  vollster  Kraft 
in  Württeml»erg  und  Mecklenburg,  kommen  dafür  nicht  in 
Betracht,  da  die  Mitglieder  in  der  Kegel  nicht  gewählt 
wurden,  sondern  zu  eigenem  Rechte  erschienen,  sei  es  kraft 
personlichen  Rechts,  sei  es  von  Amtswegen.  Die  alten  Stadt- 
verfassungen aber  beruhten  auf  der  Anschauung,  dafi,  wo 
eine  Mitwirkung  der  Borgerschaft  bei  der  Stadtverwaltung 
Uberhaupt  bestand,  diese  normalerweise  von  der  Gesamtheit 
der  Bürgerschaft  geübt  werden  müsse,  und  daß  eine  Ver- 
tretung durch  Wahlen  nur  ein  Notbehelf  sei.  So  namentlich 
im  A.L.R..  Teil  II.  Tit.  8,  §  III :  J)er  Regel  nach  werden 
gemeinschaftliche  Angelegenheiten  nicht  in  allgemeinen 
Versammlungen  der  ganzen  Bürgerschaft,  sondern  nur  mit 
den  Repräsentanten  derselben  verhandelt."  In  den  Fällen, 
wo  solches  notwendig  ist,  mflssen  die  Repräsentanten  nach 
§  112  mit  den  Vorstehern  der  ZOnfte  und  flbrigen  in  der 
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Stadtgemeinde  befindlichen  Korporationen  soivie  diese  hin- 
wiederum ein  jeder  mit  den  Mitgliedern  seiner  Zunft  oder 
Korporation  Rttdcspraehe  nehmen. 

Schon  aus  praktischen  Gründen  müßte  jede  aus  Wahlen 
hervorgegangene  Vertretung  von  Instruktionen  völlig  ent- 
bunden werden.  Wie  Auerswald  schon  hei  seinen  Vor- 
schlrigon  zur  Organisation  eines  jährlichen  (ienerallandtags 
für  Oslpreußeu  und  Litthauen  vom  20.  Mai  1808  (Lehmann, 
»Knesebeck  und  Schön",  203)  ausgeführt  hat,  kann  keine 
Instruktion  vollständig  sein,  weil  die  Kommittenten  un- 
möglich Ton  allem,  was  zum  Vortrag  kommen  könne,  frflh 
genug  vorher  zu  unterrichten  seien,  noch  viel  weniger  die 
Grfinde  voraussetzen  könnten,  womit  die  Antiftge  unter- 
stotst  oder  angegriffini  würden,  und  weil  In  den  meisten 
Fällen  die  Deputierten  auf  den  Mangel  der  Instruktion 
sich  beziehen  würden;  alle  Frucht  der  Aufklärung  durch 
Del)atten  würde  verloren  gehen,  Männer  von  Talent  würden 
nicht  leicht  die  Rolle  eines  bloßen  Sprachrohrs  übernehmen 
wollen,  die  Intelligenz  würde  daher  gerade  von  derjenigen 
Korporation  ausgeschlossen  sein,  welche  alle  Intelligenz 
des  Landes  vereinigen  sollte. 

So  richtig  und  so  notwendig  auch  jener  Satz  vom 
theoretischen  wie  vom  praktischen  Standpunkte  aus  ist, 
80  soll  man  sich  doch  hüten,  seine  praktische  Tragweite 
zu  ühersehfttzen.  Wie  so  viele  allgemeine  Prinzipien, 
welche  durch  die  französische  Revolution  formuiii  it  und 
in  Kurs  gebracht  sind,  so  beruht  auch  dieses  Prinzip  auf 
idealistischer  Grundlage.  Denn  es  war  Idealismus,  wenn 
angenommen  wurde,  daß  politische  Körperschaften  unter 
Zurückdrängung  der  sei  es  individuellen,  sei  es  korpora- 
tiven Sondennteressen  das  Gemeinwohl  zur  Richtschnur 
ihres  politischen  Handelns  nehmen  würden.  Das  wider- 
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Streitet  der  menscbliehen  Natur,  den  gegebenen  Realitäten. 

Was  man  politische  Parteien  nennt,  sind  im  letzten  Grunde 
wirtschaftliche  Gruppen,  die  ihre  Interessen  geltind  zu 
machen  suchen.  Das  ist  in  der  ganzen  Welt  so,  auch  in 
den  Vereinigten  Staaten,  in  der  Union  wie  in  den  Kinzel- 
staaten  (Bryce,  I,  li»2,  544).  Jeder  Abgeordnete  vertritt 
faktisch  nur  deigenigen  Interessentenkreis,  der  bei  der  Wahl 
gesiegt  hat;  auch  ohne  jede  Instruktion  marschiert  er  mit 
einer  gebundenen  Marschroute  bei  seinem  Reden  und  bei 
seinen  Abstimmungen.  Man  spricht  ganz  offen  von  Ver- 
tretern der  agrarischen  Interessen,  von  Vertretern  der 
Industrie,  der  Baumwollindustrie,  der  Eisenindustrie.  Die 
Städter  hehaupten,  daß  die  Agrarier  —  Großgrundbesitzer 
und  Bauern  —  dem  puren  Eigennütze  liuldi^ten.  indem 
sie  ilire  Vermögensintere^-x  ii  über  die  Interessen  der  Ge- 
samtheit setzten;  die  Agrarier  behaupten  genau  (hisselbe 
von  den  Städtern,  sie  wollten  sich  auf  Kosten  des  platten 
Landes  emfthren  lassen;  Agrarier  undSt&dter  machen  der 
Sozialdemokratie  den  Vorwurf,  da0  sie  die  einseitigen  In- 
teressen *der  Arbeiter  auf  Kosten  des  Gesamtinteresses 
verfolge.  Freihändler  und  SehutzzOllner  glauben  fllr  das 
allgemeine  Wohl  zu  kftmpfen.  Alle  zusammen  sind  über- 
zeugt, daß  gerade  ihre  spezifischen  Interessen  die  allge- 
meinen seien  und  halten  —  die  Mehrzahl  in  voller  Auf- 
richtigkeit —  ihr  eigenes  Wohl  für  das  der  Gesamtheit. 
Das  Zentrum  unterscheidet  sich  nur  darin,  daß  in  ihm  die 
verschiedensten  wirtschaftlichen  Gruppen  vertreten  sind  und 
dafi  schon  innerhalb  der  Partei  ein  Kompromiß  zwischen 
ihnen  zustande  zu  kommen  pflegt. 

Das  alles  tritt  vorzugsweise  zutage  bei  den  Repräsen- 
tanten lokaler  Gruppen,  insbesondere  bei  den  Stadtver- 
ordneten. Um  so  mehr  als  diese  &st  nur  mit  materiellen 
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Interessen  zu  tun  haben,  v&hrendim  Landtag  wie  im  Reichs- 
tag Angelegenheiten  auswärtiger  Politik,  die  Organisation 
der  Justiz  und  Verwaltung  und  andre  Fragen  einen  breiten 
Raum  einnehmen.  In  viel  höherem  Mafie  als  der  preufiische 
oder  der  Reichshaushaltsetat  im  Land-  und  Reichstag  steht 
der  städtische  Haushalt  im  Mittelpunkt  bei  den  Besclilüssen 
der  Stadtverordneten,  nicht  nur  hei  dessen  Feststellung, 
sondern  auch  im  Verlauf  des  Etatsjalires .  wo  die  nieisteu 
Sitzungen  mit  Beratungen  ttber  Moditikationen  des  Etats 
oder  mit  sonstigen  Fiuanzfragen  erfüllt  sind.  Als  es  den 
Stftdten  noch  freistand,  sich  ein  beliebiges  Kommunalstener- 
system  auszudenken,  also  darOber  zu  heschliessen,  ob  die 
kommunalen  Zuschläge  auf  die  Einkommensteuer  oder 
auf  die  Grundsteuer  oder  auf  die  Gewerbesteuer  gelegt 
werden  sollten,  hat  sich  ergeben,  daß  da,  wo  die  Mehrzahl 
der  Bevölkerung  und  der  Vertretung  aus  Grundbesitzern 
bestand,  etwa  in  kleinen  Ackerstädten  niemals  die  Grund- 
steuer, daß  da  wo  sie  aus  Gewerbtreibenden  bestand,  nie- 
mals die  Gewerbesteuer,  und  daß  da,  wo  sie  aus  ]{entiers 
und  Beamten  bestand,  niemals  die  Kinkomniensteuer  her- 
angezogen ist  (Gneist,  in  der  Sitzung  des  Abgeordneten- 
hauses Tom  3.  Mai  1861,  stenographische  Berichte  1041; 
er  ist  beiläufig  darauf  zurackgekommen  in  der  Sitzung 
▼om  9.  November  1869).  Dabei  sind  wiederum  die  meisten 
im  besten  Glauben  gewesen,  innerlich  ftberzeugt  von  der 
Gerechtigkeit  ihrer  Sache,  wenn  sie  die  Lasten  auf  die 
Schultern  der  Minoritftten  abwälzten.  Noch  jetzt,  wenn  eine 
kommunale  Biersteuer  eingeführt  werden  soll  und  es  den 
Bierbrauern  und  Schankwirten  gelungen  ist.  einige  aus  ihrer 
Mitte  in  die  Stadtverordnetciivcrsaninilung  zu  bringen, 
ptlegen  diese  wie  die  Liöwen  gegen  die  Einfuhrung  der  Bier- 
Steuer  SU  kämpfen.  Wenn  es  sich  um  eine  Stadterweiterung,  um 
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Anlage  eines  neuen  Viertels  handelt,  ist  deijenige  Baeker- 
oder  Fleischermeister,  dem  das  die  Kundschaft  verderben 

würde,  eiitscliiediMi  daf^tgt'U  und  sagt  wolil  gar:  ich  kann 
doch  nicht  gegen  mein  eigenes  Interesse  stininieii.  \Venn 
es  sicli  um  die  Pflasterung  der  Str,tl5*'n  im  nächsten  Jahre 
handelt,  wiederholt  sich  di<'seibe  Erscheiaungf  hie  und  da 
verdeckt  durch  vorherige  Kompromisse  in  der  vorbereiten- 
den Kommission.  Auch  bei  der  Frage  der  städtischen 
Ausgaben,  der  Verwendung  kommunaler  Mittel  2u  gemein- 
natzigen  Zwecken  zeigt  sich  das;  eine  Majorit&t  von  Klein- 
bürgern hat  hie  und  da  die  Errichtung  und  Verbesserung 
von  Realschulen  nicht  nur  zum  Nachteil  von  Gymnasien, 
sondern  auch  zum  Nachteil  von  Elementarschulen  hegünstigt. 
Das  alles  hilugt  nicht  mit  dem  Dreiklassenwahlrecht  zu- 
sammen, da  in  jeder  der  drei  Klassen  die  Interessen  ver- 
schieden sind  und  genau  diesell)e  Erscheinung  auch  da  sieh 
zeigt,  wo  ein  anderes  Wahlsystem,  etwa  das  allgemeine 
gleiche  direkte  oder  ein  auf  Hausbesitz  und  Gewerbebetrieb 
basiertes  besteht. 

Nun  ist  es  richtig,  daB  in  ftu6ersten  Fällen  ein 
solcher  Artikel  dazu  dienen  kann,  im  Munde  eines  tem- 
peramentvollen Redners  das  Gewissen  dieses  oder  jenes 
zu  schärfen.  Aber  im  grofien  und  ganzen  handelt  es  sich 
hier  um  eine  jener  Normen,  die  ebenso  gut  hätten  weg- 
bleiben können,  ohne  daß  die  städtischen  Angelegenheiten 
sich  irgendwie  anders  entwickelt  haben  würden.  Es  ist 
das  einer  jener  „rhrasenartikel"  (Bismarck,  Gedanken  und 
Erinnerungen,  II,  (i8),  der  etwa  auf  derselben  Höhe  steht 
wie  jener  andere  Importartikel:  „Die  Wissenschaft  und 
ihre  Lehre  ist  frei".  Auch  in  der  Fassung  haftet  ihm  etwas 
Phraecnhaftes  an.  Das  Gewissen  ist  doch  keine  Behörde 
usw.  (Rieker,  Die  rechtliche  Natur  der  modernen  Volks 

Ton  X«i«r.  FHuu.  Blaflflm.  II.  21 
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Vertretung,  in  Zeitschrift  fOr  Literatur  und  Geschiebte  der 
Staatswissenschaften,  II«  14). 

Lehmann  wird  auch  darin  recht  haben,  daß  er  diese 
Anleihe  bei  der  revolutiuiKir.  n  Gesetzgebung  Frankn  irlis 
auf  den  radikalen  Polizoidirektor  Frey  in  Königsberg  zu- 
rückführt, von  dem  er  behauptet,  daß  sich  einige  seiner 
Denkschriften  wie  französische  Broschüren  von  1789  läsen, 
und  der  wie  kein  zweiter  an  der  Abfassung  der 
Städteordnung  mitgewirkt  hat  Eingestanden  bat  er  es 
nirgends.  Ob  Stein  dabei  Mitwisser  gewesen  sei,  ist  doch 
nicht  so  sieber,  wie  Lehmann  annimmt;  etwas  Schriftliches 
liegt  darQber  nicht  vor;  und  wenn  auch  beide  in  demselben 
Hause  gewohnt  haben  und  deshalb  leicht  eine  brevi  manu 
Mitteilung  der  benutzten  Revolutionsgesetze,  sowie  eine 
mündliche  Verständigung  möglich  gewesen  wilre.  so  ist 
das  doch  nicht  sehr  wahrscheinlich.  In  seinei  lievolutions- 
geschichte  hat  Stein  sich  auch  über  die  Verwaltungs- 
gesetzgebung  der  Constituante  ausgesprochen ;  er  behauptet 
von  den  Departements-  und  Distriktsdirektorien,  daß  sie 
fehlerhaft  verfafit  und  von  einem  verderblichen  Geiste  be- 
herrscht gewesen  seien,  er  nennt  die  Munisipalit&ten 
ohnm&ehtige,  aum  Teil  Obel  wollende,  unabhängige  Re- 
publiken ,  von  deren  Wahlen  sich  alle  Gutgesinnten  fem- 
go halten  hätten .  die  nur  durch  Schrecken,  Gewalt  und 
alle  Rftnke  verderblicher  Demagogen  hätten  zusauimen- 
gehaiten  werden  können,  (ierade  in  den  Akten  über  die 
Städteordnung  (Acta  betr.  Organisation  der  Muuizii>al- 
verfassung  1808—1810.  liep.  151,  A.  fol.  r>.S)  da,  wo  von  Er- 
richtung einer  Gendarmeric  die  Rede  ist,  hat  Stein  die 
Bemerkung  gemacht:  »Die  fatale  französische  Nachahmung 
mu6  man  vermeiden*.  Nachweisbar  hat  sich  Stein  nur  ein 
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einziges  Mal  mit  der  frauzosischen  Geuieiudegesetzgebung 
befaßt:  im  Jahre  lS2t>,  worüber  später. 

Koch  in  einem  zweiten  Falle  ist  eine  Bestininiung 
eines  Revolutionsf^esetzes,  diesmal  eines  Munizipalgesetzes, 
in  die  St.-0.  ziemlich  wörtlich  Obernommen  worden.  Die 
§§  72  und  78  der  St-0.  lauten:  ,Die  Wahl  der  Stadtver- 
ordneten wird  in  den  verschiedenen  Bezirken  der  Stadt 
bewirkt  Die  Wahl  nach  Ordnungen,  Zflnften  und 
Korporationen  wird  aufgehoben.  Die  stimmfhhigen  Bürger 
wirken  lediglich  als  Mitglieder  der  Stadtgemeinde  ohne 
alle  Beziehung  auf  Zünttc.  Staud,  Korporation  und 
Sekte".  Der  Art.  7  des  französischen  Munizipalgesetzes 
vom  14./lh<.  Dezember  17S1»  lautet:  „Les  assembl^es  ne 
pourront  se  former  par  mötiers,  professions  et  corporations 
mais  par  quartiers  et  arrondissements\  Dabei  ist  nur  zu 
bemerken,  daß  auch  frfiher  da,  wo  eine  Repräsentation  in 
den  preufiisehen  Städten  bestand  und  wo  diese  nicht 
kooptiert  oder  gar  vom  Magistrat  ernannt,  sondern  wo  sie 
gewählt  wurde,  nicht  immer  durch  die  ZOofte,  wenigstens 
nicht  ausseblieSlicb  durch  diese,  sondern  auch  nach  räum- 
lichen Verbilnden,  Stadtvierteln  usw.  gewählt  worden  ist 
(Hann.  Verf.-  u.  Verw.  Gesch.  II,         ir»l,  WA). 

Weitere  Nachahmungen  sind  von  Lehmann  zwar  be- 
hauptet, aber  entweder  nicht  bewiesen  oder  ohne  jede  Be- 
deutung. 

Was  zunächst  die  preußische  Dreiteilung  der  Städte 
nach  der  Einwohnerzahl  in  große,  mittlere  und  kleine  be- 
trifft, so  ist  diese  allerdings  im  alten  Preußen  unbekannt 
gewesen:  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  es  keine  all- 
gemeine St.-0.  gab,  sondern  alles  auf  den  Reglemeots  und 
Statuten  jeder  einzelnen  Stadt  beruhte,  auf  die  auch  das 

A.L.R.  bei  seiner  subsidiären  allgemeinen  Öt.-O.  verwiesen 
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hat;  in  diesen  Beglements  und  Statuten  wurde  natfirlicb  auf 
die  Gröfie  der  St&dte  BOekBicht  genommen.  Das  französische 

Vorbild  aber  könnte  doch  nur  in  dem  Edikt  Ludwigs  XV  von 
176.")  gesuclit  Mcrden  ( Isambert,  lU'ciu  il  g^iieral  des  aiiciennes 
lois  franraises,  XXII.  ■['■'>[),  um  Kdikt  welches  von  Lcliiiiatiii 
als  eiii^  derjenigen  Gesetze  des  ancien  rt'gime  hezeiclinet 
wird,  die  dem  Gedanken  der  R(  volution  sehr  nahe  ge- 
kommen seien.  Aber  im  Edikt  selbst  steht  nichts  davon 
und  in  der  Ausfahrungsverordnung  vom  Mai  1765  nichts 
von  einer  Dreiteilung,  sondern  nur  von  einer  Zweiteilung 
(Wahl,  I,  174).  Auch  die  revolutionäre  Gesetzgebung 
abgesehen  davon,  dafi  die  Städte  dabei  als  solche  gar 
nicht  in  Betracht  kommen,  kennt  nur  eine  Zweiteilung 
in  (iemeindtn  von  unter  und  von  über  5000  Einwohner,  wo- 
bei es  sich  jedoch  nur  um  eine  verschiedenartige  Regulierung 
untergeordneter  Verhältnisse  handelt  (Loi  sur  les  muui- 
cipaliU^s  1-1./18.  Dezember  17«9  Art.  24,  41,  58). 

Weiter  bezeichnet  es  Lehmann  als  eine  Nachahmung 
der  französischen  Revolution,  dafi  wie  in  Frankreich  durch 
die  Staatsverfassung,  so  in  Preufien  durch  die  Stftdteordnung 
Stellvertretung  eingefOhrt  sei.  Daran  ist  richtig,  daß  Stell- 
vertreter im  preußischen  alten  Staatswesen  nirgends  anzu- 
treffen sind,  bei  der  geringen  Bedeutung  der  Beprftsentation 
überhaupt.  Aber  im  französischen  Munizipalgesetze  vom 
14. /IH.  Dezember  1789  fehlen  sie  auch.  Es  handelt  sich 
also  um  keine  Nachahmung  von  Kommune  zu  Kommune, 
sondern  von  Staat  zu  Kommune.  Für  Staatswahleu  waren 
aber  in  Frankreich  Stellvertreter  schon  in  dem  Wahlgesetze 
fQr  die  Constituante,  in  der  Ordonnance  royale  portant 
röglement  pour  l'ölection  des  ötats  gönöraux  vom  24.  Januar 
1789  Art.  48  eingeffthrt;  sie  sollten  dem  Wortlaute  nach 
nur  dann  gewählt  werden,  wenn  die  Wahl  auf  einen  Ab* 
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weseoden  gefallen  war,  Ober  dessen  Annahme  keine  Gewifi- 
heit  bestand;  eine  große  Zahl  von  Wahlversammlungen  hat 

aber  darütier  hinaus  Stellvertreter  gewählt;  eine  könig- 
liche Verorduuiifit  vom  8.  Mai  hat  das  gut  geheißen,  die 
Ziilnssung  der  Stellvertreter  aber  mir  auf  den  Fnll  des 
Todes  des  Deputierten  beschrankt,  nicht  auf  den  Fall  sonstiL'er 
Bebindening,  wie  Krankheit  oderAbweseuheit ,  und  auch 
Vorschrifteu  für  den  Fall  gegeben,  wenn  kein  Stellvertreter 
gewählt  war.  Im  Staatswahlgesetze  vom  22.  Dezember  1789/ 
8.  Jannar  1790  Sektion  I  Art.  38  heifit  es,  dafi  supplöants  ge- 
wählt werden  sollten  „ögal  au  tiers  de  celui  des  repr^sentants 
ä  Tassembl^e  nationale  pour  remplacer  ceuz-ci  en  cas  de 
mort  ou  de  dömission",  was  in  der  Hauptsache  durch  die 
Verfassung  vom  ;l  September  1701  Tit.  :l  Kap.  1  Sect.  3 
Art.  1  wiederholt  woideu  ist.  In  der  preußischen  StAdte- 
ordnung  ij  71  heißt  es:  Damit  aber  durch  Todesfilllc,  lang- 
wierige Krankheiten  und  (leschäftsreisen  die  Anzahl  der 
Stadtverordneten  nicht  vermindert  werden  möge,  so  werden 
ebenso  viele  Stellvertreter  gewählt  als  der  dritte  Teil  der 
nenerwählten  Stadtverordneten  ausmacht."  Hier  liegt  eine 
Nachahmung  oflfonbar  vor,  aber  sie  ist  doch  von  sehr 
geringer  Bedeutung.  Die  Stellvertretung  ist  außerdem  in 
Frankreich  schon  in  der  Verfassung  von  1795  wieder  fallen 
gelassen ;  in  Preußen  allerdings  erst  viel  später.  In  England 
und  in  Amerika  hat  es  Stellvertreter  niemals  c:e'j;ehen. 

Nacli  dem  französischen  Gesetze  vom  22.  Dezt  iiilser  17S!»/ 
8.  Januar  17*.M)  sur  les  ('dections  et  sur  les  administrations 
wird  für  die  Ausübung  des  aktiven  Wahlrechts  auch  hia- 
sicbtlich  der  Munizipal  wählen  die  Vollendung  des  25.  Lebens- 
jahres erfordert  Lehmann  legt  nun  Wert  darauf,  dafi  das 
Alterserfordemis  fttr  Magistratsmitglieder,  welches  im  Ent- 
würfe auf  30  Jahre  festgesetzt  war,  unter  Steins  Billigung 
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in  der  Städteordnung  auf  25  Jahre  herabgesetzt  sei. 
Aach  wenn  hier  wirklich  eine  bewußte  Nachahmung  des 
reTOlutionftren  Frankreichs  stattgefunden  haben  sollte,  war 
es  denn  der  MQhe  wert,  dergleichen  und  andres  mehr  von 
derselben  Beschaffenheit  an  die  große  Glocke  zu  schlagen? 
War  denn  das  französische  Wahlrecht  und  das  Wahlrecht 
der  preußischen  Städteordnung  nicht  im  übrigen  so  ver- 
schieden von  einander  wie  nur  irgend  niö;^licli  V 

Wie  bei  der  Abfassung  der  Steinsclien  Revolutions- 
geschichte nicht  nur  die  pia  fraus  niangelxnid  gewesen  sein 
soll,  um  der  Tocliter  Haß  und  Verachtung  gegen  die  fran- 
zösische Revolution  beizubringen,  sondern  ,auch"  die  eigene 
Überzeugung  Steins,  so  verkennt  Lehmann  nicht,  daß  bei 
der  Nachahmung  der  französischen  Revolution  durch  die 
Städteordnung  von  1808  »auch**  Unterschiede  beständen; 
er  gibt  sogar  zu,  daß  die  Städteordnung  von  1808  „keine 
Copie*  der  französischen  Munizipalverfassung  sei.  Er  sieht 
vielmehr  iu  ihr  eine  Kuiiil»iiiation  von  Ideen  der  Assemhk'ü 
Constituante  mit  Ideen,  wie  sie  in  Preußen  teils  noch  beständen 
teils  bestanden  hittten.  In  den  weiteren  Ausführungen 
kommt  aber  die  preußische  Vergangenheit  zu  kurz.  Er  gibt 
eigentlich  nur  zu,  daß  einzelne  Ausdrücke  wie  Magistrat, 
Stadtrat,  Ratsherr,  Ratsverwandte,  K&mmerer,  Syndikus, 
Repräsentant  dem  älteren  Recht  entnommen  seien.  Er 
bebt  selbst  das  nicht  hinreichend  hervor,  wie  sehr  wenigstens 
in  äußerlicher  Beziehung  die  Städteordnung  von  1808  mit 
Teil  II  Tit  8  §§  1—178  des  A.L.R.8  zusammenhängt  Die 
Städteordnung  des  A.L.R.  war  wie  das  A.L.R.  überhaupt 
kein  einheitliches,  aber  doch  gemeines  subsidiäres  Hecht. 
Sie  sollte  kein  neues  Keclit  Schäften;  die  besondere  \er- 
fassung  jeder  Stadt,  ihre  Statuten  und  rnvilegien,  ilire 
ratbäuslicheu  Reglements  sollten  bestehen  bleiben.  Die 
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Stftdteordnung  des  AX.R.  war  daher  keine  Reform  ge- 
wesen, aber  ein  Ausdruck  des  durcbsehnittlicb  Bestehenden, 
woraufhin  sie  von  den  zuständigen  Stellen  auf  dab  ein- 
gehendste geprüft  worden  ist  Sie  war  gewissermafien  ein 
Lehrbuch  des  preußischen  Stadtrechts  und  insofern  eine 
i^eiir  wichtige  Vonirbeit  für  die  Uefdiiii.  als  iiuiiiuL'hr  fest- 
stand,  was  in  den  jircußi^chcn  StiidttMi  durclisrliiiittlich 
rechtens  war.  Der  er.ste  von  Wilkens  im  üsti)reußischen 
Departement  ausgearbeitete  Entwurf  schloß  sich  in  den 
ersten  vier  Titeln  —  von  den  Städten  im  allgemeinen,  von 
den  Bürgern  und  dem  Bürgerrechte,  von  den  Scbutisver- 
wandten,  von  den  Stadtgemeinden  —  nicht  nur  in  der 
Reihenfolge,  sondern  auch  im  wesentlichen  Inhalte  dem 
A.L.R.  völlig  an,  gfib  das  aber  bei  den  folgenden  Titeln 
auf,  schon  deshalb,  weil  im  A.L.R*.  die  Materie  von  den 
Stadtgemeinden  mit  der  von  den  Korporationen  in  so 
enge  Verbindung  gebracht  war.  daß  bei  der  weiteren 
Beobachtung  der  Reihenfolge  ein  für  den  Bürger  ganz 
unverständliches  Werk  entstanden  sein  würde.  Dennocli 
wollte  Schön  und  das  von  ihm  l)eiu'rrsclite  General- 
departement die  Kombination  zwischen  den  Texten  der 
Stidteordnung  und  des  A.Ii.R.  weiter  durchgeführt 
wissen,  in  der  Weise,  dafi  man  dem  AX.R.  genau  folge 
und  die  Abweichungen  und  Zns&tze  hinter  jedem  Paragraphen 
bemerke.  Aber  dieser  unpraktische  Vorschlag  wurde  auf 
Antrag  des  ostpreuBischen  Departements  in  der  General- 
konferenz verworfen,  indem  der  Wegfall  aller  landrechtlichen 
Zitate  beschlusi^en  wurde  und  man  sich  damit  begnügte, 
im  Eingänge  und  am  Schlüsse  inittt  Is  der  kassatoi  ischen 
Klausel  die  Aufbebung  der  zuwiderlaufenden  laudrechtlichen 
Stellen  auszusprechen. 

Nur  in  formeller  Hinsicht  hängt  die  Stildteordnung 
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von  180S  in  ihr  >n  ersten  Stadien  mit  dem  A.L.R.  zusammen. 
Materiell  war  sie  von  Anfang  an  ein  dorch  und  dureh 
selbständiges,  ein  ganz  und  gar  neues  Werk.  Niemals  im 
ganzen  Laufe  der  preußischen  Gesetzgebungsgeschichte  ist 
von  den  Doktrinen  der  sogenannten  historischen  Schule, 
▼on  den  Theorien  Savignys,  Puehtas,  Stahls  und  aller 
übrigen,  uud  auili  von  der  englischen  (lesetzgebungspraxis, 
die  nur  stückweise  zu  Werke  geht,  starker  aligewichen  als 
damals.  Niemals  hat  man  sich  so  sehr  von  der  Maxime 
Immer  langsam  vorau  uder,  wie  Bismarck  es  ausgedrückt 
hat,  „quieta  non  movere von  der  Anknüpfung  an  das 
Bestehende,  von  der  Verbesserung  in  Einzelheiten,  von  dem 
Aufbau  von  unten  her  usw.  mehr  entfernt  als  damals.  Die 
Städteordnung  von  1808  war  ein  völliger  Neubau,  bei  dem 
die  Veigangenheit  nur  insofern  in  Betracht  kam,  als  seit  fast 
einem  Jahrhundert  mit  den  Machtmitteln  dieses  absoluten 
Staates  die  gänzliche  Verlotterung  des  städtischen  Wesens  be- 
seitigt, Üniiiuug  geschaffen  und  dadurch  der  Boden  bereitet 
war,  auf  dem  ein  Neubau  erfolgen  konnte.  Dabei  war  es  von 
großer  Bedeutung,  daß  der  Schöpfer  der  Städteordnung, 
denn  der  bleibt  Stein  trotz  aller  Mitarbeiter,  gar  keine 
städtischen  Beziehungen  hatte.  Kein  noch  so  liberaler 
BOrgermeister  hätte  die  Städteordnung  Ton  1808  geschalFen. 
Es  gehörte  ein  Reichsfreiherr  dazu,  dem  der  Magistrat 
gerade  so  wenig  am  Herzen  lag  wie  die  Stadtverordneten. 
Wer  daran  zweifelt,  möge  sich  die  Art  und  Weise  be- 
trachten, in  der  ein  Vierteljahrhundert  später  in  Hannover 
bei  der  Verbesserung  der  stüdtischen  Verfassung  verfahren 
ist.  Stüve  glaubte  die  Selbstverwaltung  gepachtet  zu 
haben  und  sah  sich  vorzugsweise  als  den  legitimen  Successor 
Steins  an,  er  hat  in  der  Denkschrift,  welche  im  Frühjahr  1^4<.> 
an  die  Ständeversammlung  gelangte,  die  Nassauer  Denkschrift 
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geradezu  kopiert.  Aber  er  war  eia  bfirgermeisterlicber 
Autokrat,  dem  die  mittelalterliche  Osnabrfieker  Stadtverfaa- 
sung  bezQglich  der  Stellang  des  Magistrats  ganz  recht  war, 
so  daß  er  deren  Umgestaltung  bis  zum  Jahre  1848  zu  ver- 
zugern wußte,  um  (lunu  unter  (ieni  Zwange  der  damaligen 
Verhältnisse  einen  Entwurf  vorzuleLren.  w<d('lier  eine  Koide 
der  preußischen  Stildteorduung  von  1S((8  oder  noch  mehr 
der  von  1831  war,  diesen  aber  später  in  den  Hauptpunkten 
fallen  zu  lassen.  Stove  hat  bis  zum  letzten  Augenblicke 
im  Gegensatz  zu  seinen  damaligen  Kollegen,  insbesondere 
im  Gegensatz  zum  Justizminister,  die  städtische  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit zu  retten  gesucht  und  er  hat  es  geschehen 
lassen,  da6  die  beiden  organisatorischen  Kardinalpunkte 
seines  eigenen  Entwurfs:  die  Wahl  der  Magistratsmitglieder 
ausschließlich  durcli  die  Stadtverordneten  und  die  peri- 
odische Wiederwahl  Iteseitigt  wurden,  so  daß  noch  heute 
dort  die  Magistratsuiitgiieder .  wenigstens  die  iiesoldeten, 
auf  Lebenszeit  und  von  einer  gleichen  Zahl  von  Stadt- 
verordneten und  Magistratsmitgliedern  gewühlt  werden 
(H.  V.  u.  Y.Gesch.,  besonders  II,  460  ff.,  504  ff.,  55G 11.). 

Eine  Nachahmung  der  französischen  Revolution  ist  die 
Steinsche  Stftdteordnung  nicht.  Eine  Stftdteordnung  der 
französischen  Bevolution  gab  es  ja  überhaupt  nicht  nach- 
zuahmen, denn  eine  Städteordnung  hat  die  Revolution  nicht 
hervorgebracht ,  sondern  eine  Gemeindeordnung  gleichmäßig 
f{\r  Stadt  und  Land.  Und  diese  gleiclimäßige  Ordnung  aller 
Gemeinden  ge-chah  nicht  aus  Zweckmilßigkeits-,  sondern  aus 
prinzipiellen  (irUnden,  sie  beruhte  auf  den  Ideen  von  1789. 
Als  Konsequenz  der  Gleichheit  hat  man  mit  revolutionärem 
Elan  die  Egalisierung  vollzogen.  Sie  war  theoretisch 
gerechtfertigt  wie  sie  vom  praktischen  Standpunkte,  von 
dem  der  Zweckmäßigkeit  aus,  falsch  war.   Das  von  der 
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IrgislativeD  Schere  fQr  grofie  und  kleine  Gemeinden  ohne 
Rücksicht  auf  den  Wachs  zugeschnittene  Gewand  war 
natOrlieh  far  die  Städte  zu  eng,  fbr  die  Dörfer  zu  weit. 
.Le  Mgislateur  frangais  ä  rinverse  de  ses  pr^döoesseurs 
avant  1789  en  France,  au  rebours  de  tous  les  R'gislateurs 
avant  et  aprös  1789  hors  de  France,  contre  tous  les 
enseignenu'iits  de  l  ex|ieiieiice,  coutre  Tövidence  iiiAine  des 
choses,  11  K'fusf  do  ronstatcr  (jircii  France  il  y  a  au  inoins 
deux  espect's  (riioimucs,  oeiix  de  la  ville  et  ceux  de  la 
campagne,  partaut,  deux  types  de  soci^t6  locale.  Iii  commune 
urbaine  et  la  commune  rurale ;  il  n'a  pas  touIu  teuir  compte 
de  cette  diif^rence  capitale:  il  a  8tatu6  pour  le  Fran^ais 
en  g6n6ral,  pour  le  citoyen  en  soi,  pour  des  hommes  fictife, 
si  rMuits  que  nulle  part  le  Statut  qui  leur  convient  ne 
peut  convenir  k  des  hommes  r^els  et  complets*  (TainOi 
Les  origines  de  la  France  «onteinpuraine.  Le  regime 
moderne,  I.  413). 

Diis  Gesetz  vom  10.  Brumaire  II  (31.  Oktober  1793) 
hat  sogar  die  in  der  Verfa>snng  und  in  den  (je.-et/.en  noch 
vielfach  gebrauchten  Ausdrucke  „ville  et  campagne,  ville, 
bou^,  paroisse,  communaut6  de  campagne"  verboten,  in 
der  Weise,  dafi  nur  noch  der  Ausdruck  commune  gebraucht 
werden  sollte.  Haben  doch  einige  Kommunen  damals  neue 
Kamen  angenommen,  die  indeß  bald  wieder  verschwunden 
sind  (Aulard,  Les  noms  des  commnnes  pendant  la  rövolution, 
in  R6v.  franc;.,  XXXIV,  227). 

Hinsichtlich  des  Inhalts  der  revolutionären  fran- 
zösischen (lesetze  und  <ler  Steinscheu  Städteordnung  be- 
stehen Unterschiede,  wie  sie  fuudameütaler  gar  nicht 
gedacht  werden  können. 

Zunächst  hinsichtlich  der  Zuständigkeit. 

Diese  ist  allerdings  sowohl  durch  die  französische 
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Revolntion  als  auch  dureh  die  Steinsehe  StAdteordnung 
erheblich  eingesehrankt 

in  Frankreich  und  in  Prenfien»  im  Übrigen  Deutsch- 
land, in  Italien  und  in  Flandern,  nur  nicht  in  England 
waren  die  Stildte  wiUirend  des  iMittolalters  Stauten  im 
Staate  geworden  mit  Gericlitsliaikeit  iiiul  Polizei,  mit 
Münzrecht  und  ZoU^^ereclitigkeit,  mit  dem  l'atrouat  über 
Kirchen  und  Schulen. 

In  Frankreich  war  ihnen  die  Gerichtsbarkeit  schon  im 
18.  Jalirhuudert  im  großen  und  ganzen  genommen;  die 
Polizei  wurde  in  der  Revolution  zwar  prinzipiell  f&r  die 
administration  gßnörale  de  T^tat  in  Anspruch  genommen, 
aber  zugleich  und  zwar  im  vollsten  Umfange  auf  die  damals 
kollegialisch  organisierten  städtischen  Obrigkeiten  über- 
tragen, in  der  Weise,  daß  der  Staat  für  keinen  einzigen 
Fall  die  Ausübung  durch  seine  eignen  Organe  sich  reser- 
vierte (Gesetz  vom  11.  r)ezeml)er  1780,  Art.  49).  Daran 
hat  auch  Napoleon  nichts  geändert .  nur  daß  an  Stelle 
der  Kollegien  ein  einzelner  Beamter  und  an  Stelle 
der  Wahl  Ernennung  trat.  Nichts  übrigens  hat  die  Be- 
strebungen auf  die  Wahl  der  Maires  so  lange  hintangehalten 
wie  der  Umstand,  dafi  sie  zugleich  unter  allen  Umstanden 
Polizeidirektoren  sind. 

In  Preufien  stand  den  StAdten  die  Zivil-  und  Strafgerichts^ 
barkeit  erster  Instanz  zu,  sowie  die  freiwillige  Gerichts- 
barkeit mit  Einschluß  des  Vonnundschafts  und  Hypotheken- 
weseus.  In  diesem  Umfan^re  wunle  jedoch  die  (lerirhtsbarkeit 
wenigstens  in  den  größeren  Stiidten  nicht  vom  Magistrate 
selbst,  sondern  von  einer  besonderen  Abteilung  desselben, 
dem  Stadtgerichte,  geübt.  Vom  Magistrate  als  solchem, 
als  Vorsteher  der  Bfirgersehaft  wurde  nach  Teil  II  Tit.  8 
§  128  A.LJt.  auch  die  Ortspolizei  wahrgenommen.  |In 


Digitized  by  Google 


332 


3.  Abschnitt.   Die  Reform  Stcius. 


diesen  beiden  Fiinktionen,  Gerichtsbarkeit  und  Polizei 
in  dieser,  wie  mnn  heute  sagen  wQrde,  obrigkeitliehen 
VerwaltuDg  lag  damals  der  Schwerpunkt  der  stftdti- 

sclien  Verwaltung  überhaupt.  Das  war  das,  was  den 
Magistraten  Kraft  und  Ansehen  gab,  das  war  aber  zu- 
gleich einer  der  Gründe,  weshalb  die  Städte  scharf  be- 
aufsichtigt wurden,  und  namentlich  bei  der  Bestellung  ihrer 
Beamten  sich  in  einer  starken  Abhängigkeit  von  der 
Staatsgewalt  befanden.  Diese  weitgehende  Kompetenz  der 
Stftdte  im  alten  Staatswesen  wurde  nun  durch  die  Steinsche 
St&dteordnung  stark  eingeschrftnkt.  Die  Gerichtsbarkeit  ist 
ihnen  damals  ganz  genommen.  Als  sogenannter  flbertragener 
Wirkungskreis  ist  ihnen  nur  die  Besorgung  derjenigen 
staatlichen  Funktionen  geblieben,  zu  denen  der  Staat  in 
jedem  geschlossenen  Mittelpunkte  der  Bevölkerung  eines 
Organs  bedarf,  die  lliilt>leistungen  hvi  den  direkten 
Staatssteuern,  bei  der  Verwaltung  des  niederen  Schulwesens 
und  die  örtliche  Polizeiverwaltung.  Über  nichts  ist 
man  sich  bei  den  Verhandlungen  über  die  Städteordnung 
so  klar  gewesen  wie  darttber,  dafi  die  Polizei  vom  Staate 
in  die  eigne  Hand  genommen  werden  mflsse.  Es  gab  indessen 
unter  den  Reformern  dennoch  eine  doppelte  Richtung.  Die 
Polizei,  sagte  Schön,  der  auch  in  dieser  Hinsicht  der 
radikalste  war,  ist  Tom  Kommunalwesen  der  Städte  so 
verschieden  wie  die  höchste  Gewalt  vom  Volke;  wer  die 
Polizei  an  einem  Orte  verwalten  soll,  wer  das  Geschäft 
der  höchsten  Gewalt  da  wahrzunehmen  hat.  hängt  allein 
von  dieser  ab,  und  es  scheint  nicht  ratsam,  darüber  etwas 
zu  versprechen;  der  Stadtsekretär  oder  irgend  jemand 
sonst  in  der  Stadt  kann  tauglicher  zu  der  Polizeiverwaltung 
sein  als  der  Bfirgermeister  oder  ein  Mitglied  des 
Magistrats.  (Akten  des  Generaldepartments  Städte-Polizei' 
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Sachen,  Generalia  Tit  VI,  Sect.9  A  Rep.  151 A.)  Aber  dies 
Übermaß  von  Doktrin  hat  bei  Mftmiem  wie  Frey,  Sack, 
Staegemann  keinen  Anklang  gefunden;  ol)gIeich  auch  sie 
durchaus  Oberzeugt  waren,  daß  die  Polizei  Staatssache  sei, 
folgerten  sie  daraus  nur.  daß  der  Staat  jederzeit  und 
tiberall  das  l^rht  Imlien  müsse,  eigne  staatliclie  Polizei- 
verwaltiiiii^cii  eiiizurichteD,  daß  aber  da,  wo  dies  nicht  für 
nötig  gehalten  werde,  den»  Magistrat  vorbehaltlich  jeder- 
zeitigen Widerrufs  die  Ausübung  übertragen  werden  könne. 
Und  60  ist  es  geschehen.  Während  nach  Teil  II  Tit.  8 
§  128  A.L.R.  die  Ortspolizei  dem  Magistrate  ganz  all- 
gemein zugestanden  hatte,  hing  es  nach  §  166  der  Städte- 
ordnung  Yon  der  Regierung  ab,  ob  sie  sich  des  Magistrats 
als  einer  Behörde  des  Staates  ex  jure  delegato,  wie  Stein 
selbst  sagte,  für  die  örtliche  Polizeiverwaltung  bedienen 
oder  ob  sie  eine  besondere  königliche  Pülizeidirektiüu 
einrichten  wolle. 

Von  der  Errichtung  königlicher  Polizeidirektinnen 
hat  der  Staat  während  der  Reiormperiode  in  großem 
Umfange  Gebrauch  gemacht;  nicht  nur  iu  Berlin,  Königs- 
berg, Breslau,  Stettin,  sondern  auch  in  Potsdam, 
Frankfurt,  Brandenburg;  in  Stargard,  Eolberg,  Stolp, 
Anklam,  Demmin;  in  Brieg,  Glatz,  Neifie,  Schweidnitz, 
Glogau  und  Liegnitz;  in  Memel,  Elbing,  Landsberg  an  der 
Warthe  sind  damals  königliche  Polizeidirektionen  errichtet. 
Nur  auf  die  in^trnhligsten  lütten  der  Stiidto  sind  Creutz- 
burg,  Havelschwenlt,  Ljunieck.  Lublinitz,  Striegau,  Kosel, 
liirschberg.  Köslin  und  Swiuemünde  damit  verschont 
geblieben.  Denn  es  waren  sehr  erhebliche  Lasten,  welche 
die  StiUite  durch  die  Errichtung  der  königlichen  Polizei 
yerwaltung  zu  tragen  hatten.  Der  §  167  der  Städte- 
oidnung  ordnete  an:  ,Da  die  Ortspolizei  jeder  Stadt 
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hauptsächlich  fttr  die  Sicherheit  und  das  Wohl  der 
städtischen  Einwohner  tätig  ist,  so  liegt  der  Stadtgenieinde 

auch  ob,  die  Kosten,  welclie  die  Ki  lialtun^f  des  nötigen 
Polizeipersonals  und  die  nach  der  Disposition  der  Polizei- 
behörde erforderlichen  Aostaltea  uotweudig  machen,  auf- 
zubringen. 

Insbesondere  waren  die  Gehälter  der  königlichen  Polisei- 
direktoren  recht  beträchtlich,  da  der  in  Stettin  1800  Taler 
und  200  Taler  fQr  Pferde,  der  in  Stargardt  und  der  in 

Kolberg  je  1000  Taler,  der  in  Stolp,  Anklani  und  Demmin 
je  8Uf»  Taior  erhielt.  Für  Frankfurt  a.  0.  war,  wie  als 
Kuriüsum  mitgeteilt  werden  mag,  von  einer  Seite  her 
((iruner)  der  damalige  dortige  Professor  Karl  Friedrich 
Eichiiorn  unter  Beibehaltung  der  Professur  in  Aussicht 
genommen! 

In  den  Städten,  wo  die  Ortspolizei  delegiert  wurde, 
solke  sie  vom  Magistrate  gehandhabt  werden,  wenn  auch 

die  besondere  Verantwortliclikeit  des  Bürgermeisters  be- 
tont wurde:  jedfMifalls  hatte  es  die  Regierung  in  der 
Hand,  einen  Bürgel nnister  nicht  zu  bestätigen,  weil  sie 
ihm  die  Verwaltung  der  Polizei  nicht  zutraute,  oder  auch 
beim  Wechsel  dieses  Amts  zwar  die  Bestätigung  zu  ge- 
währen, aber  die  Polizeiverwaltung  zu  gleicher  Zeit  an 
sieb  zu  nehmen. 

Nach  der  Stildteordnung  von  1831  konnte  die  Über- 
tragung entweder  an  den  Magistrat  od(M  an  den  Bürger- 
meister geschehen,  l'nd  aueli  l)ei  der  Neuordnung  der 
ländlichen  Polizei  Verwaltung  wurde  daran  festgehalten, 
daß  der  Amtsvorsteher  ernannt  wird,  wobei  den  Selbst- 
▼erwaltungskörpem  ein  gewisses  Mitwirkungsrecht  ge- 
wahrt ist 
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Lehmann  hat  unter  diesen  Umstftnden  gewissermaßen 

reclit,  wenn  er  wiederholt  behauptet.  Stein  habe  die  Koiii- 
j)etenz  fOr  Stadt  und  Land,  für  Magistrat  und  Schulzen 
ganz  gleicli  bemessen.  Nur  nicht  in  dem  Sinne,  daß  dadiirci) 
die  l)(»rfer  auf  den  Stand  der  Stiidti'  ^'chohM'n  wilren,  sondern 
umgekehrt,  daß  dadurch  die  Stiidte  auf  den  Stand  der 
Dörfer  herabgedrackt  wurden.  Wie  auch  Stttve  der  Ansicht 
gewesen  ist,  daß  Stftdte  ohne  Polizeigewalt  blofie  Dörfer 
seien. 

Theoretisch  war  dadurch  die  Zuständigkeit  weit  be- 
messen, zuniul  bei  dein  preußischen  Verwaltungsjrrundsatze, 
daß  nicht  bloß  die  Städte,  sondern  auch  Koniniuualverbände 
aller  Art  ihre  Tätigkeit  gerade  so  weif  ausdehnen  dürfen, 
wie  ihre  Mittel  reichen,  da£  also  im  vollen  Gegensatz  zu 
England  auf  dem  Gebtete  der  inneren  Verwaltung  fireie 
Konkurrenz  zwischen  dem  Staate  und  den  Gemeinden 
herrscht. 

Praktisch  konnte  jedoch  von  dieser  weiten  Zuständig- 
keit wenig  Gebrauch  gemacht  werden.  Schon  wegen  der 
Kleinheit  der  damaligen  Städte.  Denn  Städte  mit  über 
10000  gab  es  1808  in  der  ganzen  Kurmark  außer  Berlin 
nur  drei:  Potsdam  mit  13000,  Frankfurt  mit  12000, 
Brandenburg  mit  10000,  und  die  meisten  kleinen  oder 
mittleren  Städte  waren  nicht,  was  sie  nach  der  land- 
rechtlichen Definition  hätten  sein  sollen,  Sitze  des  Hand- 
werks und  der  Gewerbe,  sondern  in  der  Hauptsache  Sitze 
des  Ackerbaus  wie  die  Dörfer,  AckerstlUite.  Dazu  kam  noch 
der  allgemeine  wirt-i  hattliclie  NCrtall.  der  es  hinderte, 
auch  nur  für  die  eh'nientarsten  koninuinalen  Bedürfnisse, 
für  Beleuchtung.  Pflaster  usw.  materielle  Aufwendungen 
in  irgend  erheblichem  Mafie  zu  machen.    Was  von 
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früher  noch  vorbanden  war,  wurde  nur  mangelhaft  im  Stande 
gehalten,  man  lebte  von  den  Stiftungen  früherer  Zeiten. 

Und  wie  groß  ist  erst  hinsichtlich  der  Organisation 
der  Unterschied  zwischen  Frankreich  und  Preuflen. 

Ffir  jede  städtische  Organisation  kommen  drei 
Kardinalpunkte  in  Betracht;  erstens  die  Zusammensetzung 
der  Bürgerschaft  und  denientspreclu  iid  die  Zusammen- 
setzung der  ?t;ifitvernrdne!tnvi'2 Sammlung;  zweitens  die 
Bildung  des  Magisti ats ;  dritteus  das  Verhältnis  der  beiden 
städtischen  Organe  zu  einander. 

Die  Zusammensetzung  der  Bürgerschaft  ist  das,  worauf 
im  Grunde  alles  andere  beruht  Und  gerade  in  dieser 
Hinsicht  gehen  die  französische  Bevolution  und  die  Stein- 
sehe  Städteordnung  diametral  auseinander. 

In  Frankreich  war  das  Recht  zur  Teilnahme  an  den 
Angelegenheiten  der  Städte  oder  vielmehr  der  Gemeinden 
ein  Ausfluß  des  allgemeinen  Staatsbürgerrechts;  es  stand 
daher  das  Stimmrecht  in  der  Gemeinde  allen  denen 
zu,  welche  für  den  gesetzgehenden  K<>ri>er,  für  die  l)e- 
partements-  und  Distriktsorgane .  für  die  Kirclienauiter, 
für  die  Oflizierstellen  der  National^arde  zu  wühlen  hatten 
vorausgesetzt,  daß  sie  ein  Jahr  lang  in  der  Gemeinde 
wohnhaft  gewesen  waren,  was  aber  auch  fUr  die  anderen 
Wahlen  erforderlich  war;  also  allen  denen,  welche  eine 
direkte  Staatssteuer  im  Werte  von  drei  Arbeitstagen  ent- 
richteten; es  gab  in  Frankreich  Schutzverwandte  nur  in 
dem  Sinne,  als  die  Passivborger  darunter  verstanden 
werden.  Audi  liinsichtlich  der  WiUilhnrkeit  bestand  keiner- 
lei Untersclned  zwischen  Staat  u\h\  ( ifmeiiHle;  nur  daß  die 
Komniunalwalilen  direkt  erfül^rtt  ii,  wahrend  für  die  ^Vahlen 
der  Abgeordneten  usw.  die  Vermittlung  durch  Wahlmänner 
erforderlich  war. 
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Dagegen  gab  es  in  der  Steinschen  Stiultcordnung  im 
engsten  Anschluß  au  das  A.L.R.  ein  sjieziHsch  stiUltisohes 
Bürgerrecht.  Der  Frwerb  diost^s  Bürgerrechts  war  aller- 
dings sowohl  nach  dem  Landrecht  als  auch  nach  der  Städte- 
ordnung sehr  leicht,  da  es  niemandem  verweigert  werden 
durfte,  der  in  der  Stadt  sich  niedergelaasen  hatte  und 
unbescholtenen  Wandels  war  (AX.R.  Teil  II,  Tit  8,  §  17; 
St.O.  §  17),  und  weder  Grundbesitz  noch  Vermögen  ver- 
langt wurde.  Im  Unterschiede  von  der  Stttvesehen  Stftdte- 
ordnung,  die  wenigstens  von  denjenigen  Personen,  denen 
das  Wohnrecht  in  der  Stadt  nicht  zusteht,  den  Nachweis 
verlangte,  daß  sie  nach  aller  Wahrscheinlichkeit  ihren 
Unterhalt  in  der  Stull  nachhaltig  finden  könnten.  Aber 
tatsächlich  war  die  Bür^M-rscliaft  sowolil  nach  dem  Land- 
recht als  auch  nach  der  Städteordnuug  nur  ein  sehr  kleiner 
Teil  der  stadtischen  Einwohnerschaft  aus  dem  einfachen 
Grunde,  weil  der  weiten  Ausdehnung  des  Rechts  auf  den 
Erwerb  des  Bürgerrechts  nur  eine  sehr  begrenzte  Ver- 
pflichtung dazu  gegenfiberstand.  Verpflichtet  zum  Bfirger- 
werden  waren  nach  dem  Landrecht  nur  die  Gewerbetreiben- 
den gewesen,  da  die  landrechtliche  Stftdteordnung  genau 
in  derselben  Weise  auf  die  Gewerbe  begründet  war  wie  die 
Landgemeindeordnung  auf  deu  Ackerbau.  ISur  in  einzelnen 
Statuten  wurde  zum  BUrgersein  auch  der  Hausbesitz  er- 
fordert. Die  Städteordnung  unterscheidet  sich  nur  dadurch 
vom  Landrecht,  daß  aufier  den  Gewerbetreibenden  auch  die 
Hausbesitzer  Bürger  sein  müssen.  Es  war  zwar  damals 
vorteilhaft,  Bürger  zu  sein,  denn  die  st&dtischen  Lasten,  die 
sie  vorzugsweise  trugen,  waren  gering,  da  in  der  groflen  Mehr- 
zahl der  SUdte  die  Einkünfte  des  KftmmereivermOgens  zur 
Bestreitung  der  geringen  Ausgaben  hinreichten  und  auch  die 
Ißchtbürger,  die  Sdiutzverwandten,  wiewohl  in  geringerem 
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Mafie  zu  den  Kommnnalabgaben  herangezogen  wurden. 
Auch  stand  den  Bürgern  im  Gegenaats  zu  den  Schutz- 
verwandten  die  Teilnahme  am  BOrgervermOgen  und  dessen 
Intraden  zu;  auf  die  st&dtisehe  Gemeindeweide  konnten 

die  Borger  ihre  Schweine  und  Kohe  treiben;  zu  Borger- 
preisen  d.  h.  gegt'ii  eine  gau/,  geringe  Taxe  erhielten  sie 
Steine  aus  den  städtischen  Steinbrüchen,  Ziegel  aus  den 
{Städtischen  Ziegeleien,  Torf  aus  den  städtischen  Torf- 
mooren, vor  allem  Holz,  nicht  allein  Brenn-,  sondern  auch 
Bauholz  aus  den  städtischen  Forsten.  Wie  weit  es  die 
Bftrger  in  der  Kunst,  sich  auf  Kosten  der  fibrigen  Ein- 
wohner zu  bereichern,  in  deqjenigen  Lindem  gebracht 
haben,  wo  die  Staatsgewalten  niemals  dazwischen  gefahren 
sind,  ergibt  sich  aus  den  Zustftnden  in  Hannover  (H.  V. 
u.  y.Gesch.,  U,  423).  Trotzdem  erwarben  das  st&dtische 
BOrgerreeht  nur  solche,  welche  es  erwerben  mufiten,  also 
diejenigen,  welche  ein  Haus  besaßen  oder  eins  erwerben 
wollten,  da  die  Berichtigung  des  Besitztitels  erst  erfolgte, 
nachdem  der  Bürgerbrief  vorgelegt  war;  ferner  diejenigen, 
welche  als  Gewerbetreibende  sich  etablieren  wollten,  ob- 
gleich die  Bürgereigenschaft  für  sich  allein  noch  keine 
Befugnis  zum  Gewerbebetriebe  mit  sich  brachte,  dazu  viel- 
mehr eine  besondere  Eonzession  erforderlieh  war,  bei  der 
die  Zunft,  der  Magistrat,  die  Polizei  mitzusprechen  hatten. 
Auch  nach  der  Steinschen  Stftdteordnung  war  die  BQrger- 
Bchaft  tatsftchlich  nur  ein  verh&ltnismllfiig  kleiner  Teil  der 
städtischen  Einwohnerschaft,  haftete  ihr  etwas  Spießbürger- 
liches an,  liestaiifi  sie  in  der  H.iiii)tsarhe  aus  Gevatter 
Schneider  und  Haiidsrliuhinaclier.  im  Gniiide  aus  denst  lben 
Menschen,  die  schon  nach  dem  Landrecht  in  Zünfte  geordnet 
die  Bürgerschaft  gebildet  hatten.  „Wegen  des  guten  Bei- 
spiels" wollte  sieh  der  Staatsrat  Knuth,  wie  er  am  7.  April 
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1809  an  Stein  schrieb,  in  Berlin  als  Borger  aufnehmen 
lassen;  aber  solche  guten  Beispiele  haben  noch  nie  einen 
durchschlagenden  Erfolg  gehabt,  wie  noch  heute  in 
Hannover  su  beobachten  ist  (H.      u.  V.Gesch.,  II,  5G9). 

Sowohl  nach  der  Steiosehen  als  auch  nach  der  Stttve- 
schen  Städteordnuug  niulUe  dein  Magistrate  von  den  Bür- 
gern ein  Eid  geleistet  werden,  der  nach  der  Steinschen 
Städteordnuug  nur  die  VerpHichtung  enthielt,  die  StAdte- 
ordnung  aufrecht  zu  erhalten  und  das  Beste  der  Stadt  nach 
Kräften  zu  befördern  (§  25),  der  aber  in  der  Stüveschen 
St&dteordnung  noch  dahin  verschärft  ist,  dafi  die  Aufzu- 
nehmenden den  vorgesetzten  Behörden,  namentlich  dem 
Magistrate  Gehorsam  leisten  wollen;  eine  Bestimmuni^  die 
in  die  jetzt  geltende  hannoversche  Stftdteordnung  wörtlich 
fibergegangen  ist  und  ebenso  viel  Sinn  oder  ebenso  wenig 
Verstand  hat,  wie  wenn  ein  derartiger  Huldigungseid  dem 
Landrate  geleistet  werden  müßte. 

Mit  dieser  Bürgerscliaft  im  weiteren  Sinne  war  aber 
die  Bürgerschaft,  die  das  Stimmrecht  in  stiultischen  An- 
gelegeobeiteo  hatte,  nicht  identisch.  Auch  nach  der  Stein- 
schen Städteordnung  zerfiel  diese  an  sich  schon  eng  be- 
grenzte BOrgerscbaft  nochmals  in  zwei  Klassen.  Stimm- 
berechtigt waren  nur  diejenigen  Bfirger,  welche  entweder 
mit  st&dtischen  Grundstöcken  angesessen  waren  oder  ein 
Einkommen  je  nach  der  Gröfie  der  Stadt  von  150 — 200 
Tklero  nachweisen  konnten,  sodafi  der  nnangesessene Bfirger, 
der  ein  solches  Einkommen  nicht  hatte,  des  Stimmrechts 
entl)ehrte.  Von  einer  Plutokratie  konnte  dabei  nicht  füglich 
die  Rede  .sein,  da  eine  Lehmhütte  genügte,  auch  wenn  sie 
noch  so  verschuldet  war,  auch  jeder  Tagelöhner,  der  ein 
EinkommeD  von  150  Talern  hatte,  von  dem  man  schon 

damals  nicht  recht  leben  konnte,  zum  politischen  Bfirger- 

22* 


Digitized  by  Google 


340 


8.  Abeehaitt  Die  Refinm  Stein«. 


tum  zagelaasen  werden  mnfite,  wenn  er  die  Gebühren  be- 
zahlte. Nur  die  ganz  Annen  waren  ansgeschlossen.  Auch 
nach  den  beiden  hannoverschen  Stidteordnungen,  der 
Siflyeschen  und  der  jetzt  geltenden  ist  die  Stimmfähigkcit 
an  einen  Zensus  gebunden.  Das  passive  Wahlrecht  war 
noch  dadiiich  bescbrilnkt,  daß  zwei  Drittel  der  Stadtver- 
ordneten Hausbesitzer  sein  mußten. 

Was  die  Bildung  des  Afa^iistrats  betrifft,  so  wurde 
dieser  nach  A.L.II,  als  Träger  der  ortsobrigkeitliehen 
Gewalt  in  der  Regel  nicht  von  der  Bürgerschaft  oder  den 
etwa  vorhandenen  Stadtverordneten  gew&hlt,  sondern  ent- 
weder durch  Kooptation  des  Bfagistrats  selbst  oder  von 
Staatswegen  bestellt.  Nachdem  durch  Wegfall  der  eignen 
Gerichtsbarkeit  und  der  eignen  Polizei  der  obrigkeitliehe 
Charakter  des  Magistrats  auf  diejenigen  Hfilfeleistungen 
beschränkt  war,  die  er  als  Organ  des  Staates  bei  der  Ver- 
waltung staatlicher  Hoheitsrechte  in  Polizei-,  Militär-, 
Steuer-  und  Schulsachen  zu  leisten  hatte,  wurden  nach  der 
Städteordnung  von  1808  die  Wahlen  der  Magistrats- 
mitglieder den  Stadtverordneten  und  ihnen  allein  Über- 
lassen unter  Vorbehalt  des  staatlichen  Best&tigungsrechts 
und  mit  der  Modifikation,  dafi  in  den  sogenannten 
Großstädten  die  Bürgermeister  aus  drei  von  der  Stadt- 
verordnetenversammlung Prftsentierten  vom  Könige  ernannt 
wurden.  Daraus,  dafi  der  Magistrat  nur  noch  die  Gemeinde- 
angelegenheiten zu  verwalten  hatte,  wurde  eine  doppelte 
Folgerung  gezogen.  Krstens,  daß  nur  diejenigen  Magistrats- 
mitglieder für  ihre  Amtsführung  entschädigt  werden  sollten, 
welche  ihre  Zeit  derselben  ganz  widmeten;  zu  diesen  aber 
wurden  nur  gerechnet  die  Bürgermeister,  die  Kämmerer, 
die  Syndici,  in  großen  Städten  zwei  gelehrte  Stadräte  und, 
wo  es  nötig  schien,  ein  Stadtrat  ffir  das  Baufach,  wahrend 
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io  den  kleinen  Stidteu  4 — 6  Ratsmänner,  in  den  mittleren 

7 — 12  Ratsherren  in  den  größeren  12—15  Stadträte  ohne 
Besoldung  in  Aussicht  gcuuinnien  wurden.  Zweitens,  daß 
slUiitliche  Magistratsniitglietler  nicht  mehr  auf  Lebenszeit, 
sondern  nur  auf  Zeit  gewählt  werden  sollten,  in  der  Kegel 
nur  auf  (>  Jahre,  indem  nur  fiir  die  Syndici  und  für  die 
gelehrten  Stadträte  sowie  für  den  bauverständigen  Stadtrat 
die  Wahlperiode  12  Jahre  betrug;  damit  es,  wie  im  Con- 
dnanm  der  Generalkonferenz  gesagt  wurde»  der  BQrger- 
Bchaft  leichter  gemacht  werde,  im  Falle  der  Unzufriedenheit 
eine  Verändemng  zu  treffen. 

FQr  das  gänzlich  verftnderte  Verhältnis  der  beiden 
städtischen  Organe  zueinander  ist  der  Umstand  in  hohem 
Grade  bezeichnend,  daß  in  der  Steinschen  Stiidteordnung 
der  Titel  von  den  Stadtverordneten  dem  von  den 
Magistraten  vorangeht,  was  auch  in  allen  späteren 
preußischen  Städteordnungen  der  Fall  ist,  während  man 
Bich  in  üannoTer  unter  St&ve  nicht  zu  dieser  Konsequenz 
hat  entschliefien  können. 

Im  A.L.R.  war  von  dem  Magistrat  sehr  auBftthrlich, 
Ton  den  Stadtverordneten  nur  ganz  sporadisch  die  Rede 
gewesen.  Nicht  dafi  der  Magistrat  damals  allmächtig  ge- 
wesen wäre.  In  viel  höherem  Mafie  als  vielfach  angenommen 
wird,  war  der  Magistrat  auch  nach  A.L.IJ.  hinsichtlich 
der  stiidti  i  luMi  Vermögensverwaltung  an  die  Zustimmung 
der  Bürgerscliaft  oder  der  Repräsentanten  gebunden.  Die 
darauf  bezüglichen  Paragraphen,  Teil  II  Tit.  8,  lauten, 
§  147:  „Die  Repräsentanten  sind  befugt,  über  alles,  was 
die  Verwaltung  der  Stadtgfiter,  im  Gleichen  die  Einziehung 
und  Verwendung  der  Einkünfte  betrifft,  von  dem  Magistrate 
Nachweis  und  Erläuterung  zu  fordern."  §  158:  nDie  Zu- 
ziehung und  Einwilligung  der  Bürgerschaft  ist  notwendig. 
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wenn  Kammergfiter  oder  Gereclitigkeiteii  Teitnflert,  in 
Erbpacht  aasgetao,  Terpftndet  oder  mit  Dienstbarkeiten 

belegt  oder  neue  Schulden  auf  die  Kilimnerei  gemacht 
werden  sollen,  die  aus  den  Kämniereieinkünften  ohne  Ab- 
bruch der  übrigen  nötigen  Ausgaben  nicht  fjetilgt  werden 
können."  §  154:  „Die  Einwilligun«  der  Kepräseutanten 
allein  ist  in  dergleichen  Fällen  nicht  hinreichend,  sondern 
diese  mttssen  dartlber  mit  den  verschiedenen  Klassen  der 
BUrgerschaft  Rficksprache  nehmen  und  sich  von  denselben 
mit  schriftlichen  ErUftningen  versehen  lassen."  §  156: 
,An  Orten,  wo  die  Ansfillle  aus  der  Kftmmerei  dnreh  Bei- 
träge der  Bfirgersehaft  ans  ihren  eignen  Mitteln  getragen 
und  ergänzt  werden  müssen,  muß  die  Bürgerschaft  durch 
ihre  Repräsentanten  bti  der  Rechnungslegung  des 
Kämmerers  zugezogen  werden." 

Da  nun  die  StiUlteordnung  von  IHos  im  Eingang  als 
ihren  Zweck  bezeichnet,  der  Bürgerschaft  eine  tätige  Mitr 
Wirkung  auf  die  Verwaltung  des  Gemeinwesens  beizulegen, 
oder  wie  es  Ranke  einmal  ausdrQckt:  ,der  Zweck  der 
St&dteordnung  war,  dem  bloß  mit  den  Angelegenheiten 
des  Privatlebens  beschäftigten  Tun  und  Treiben  eine  hdhere 
Richtung  an  geben*  (Ranke,  Hardenberg,  IV,  152),  hat  sie 
in  richtiger  Erkenntnis  der  Sachlage  mit  den  allgemeinen 
Bürgerversamnilungen  gebrochen  und  der  Gesamtheit  der 
Bürger  nur  nocli  die  Wahl  der  Vertreterschaft  belassen, 
aber  zugleich  in  die  Beschlüsso  (liescr  Vertreter  den 
Schwerpunkt  der  Stadtverwaltung  gelegt,  die  ja  nur  noch 
auf  die  Verwaltung  der  wirtschaftlichen  Angelegenheiten 
der  Stadt,  auf  die  Verwaltung  des  städtischen  Vermögens 
und  der  stAdtischen  Finanzen,  auf  die  Herstellung  von 
Wohlfahrtseinrichtungen  sich  beschränkte.  Nicht  nur  zur 
Mitwirkung  bei  gewissen  bestimmten  Geschäften  wie  bei 
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Yerftußerungen  oder  Anleihen,  wo  schon  naeh  A.L.R.  die 
Znstimninng  der  BOrgerschaft  notwendig  gewesen  war, 
sondern  zu  einer  prinzipiellen  Mitwirkung  bei  allen  Ge- 

sehaften,  zn  einer  fortdauernden  Kontrolle  der  ganzen 
Geschäftäiührung  des  Magistrats  waren  die  Stadtverord- 
neteu  berufen  und  nur  die  Ausführung  ihrer  Beschlüsse  war 
ihnen  versagt.  Der  Magistrat  aber  hatte  nicht  das  Recht, 
solche  Beschlüsse  seiner  Beurleiluug  zu  unterziehen,  war 
vielmehr  verpflichtet,  sie  auch  gegen  seine  I  berzeugung  zur 
Ausführung  zu  bringen,  er  war  nur  das  willenloee  Exeliutiv- 
organ  der  Stadtverordneten.  Es  bestand  keinerlei  Dualismus, 
sondern  die  strikte  Unterordnung  des  einen  Organs  unter 
das  andre;  von  Streitigkeiten  zwischen  Magistrat  und 
Stadtverordneten  und  von  Einrichtungen  zur  Sehlichtung 
solcher  Streitigkeiten  konnte  keine  Rede  sein.  Der  Magistrat 
hatte  nicht  einuial  die  Ausführung  in  vollem  Umfange 
Denn  es  heißt  in  der  Stadteordnung  §§  174  und  175:  „Der 
Magistrat  ist  die  ausführende  Ikliörde:  er  hat  aber  ohne 
unmittelbare  Teilnahme  von  Bürgern  nur  die  allgemeine 
Leitung  der  ganzen  Verwaltung  des  Gemeinwesens  und 
di€|)enigen  speziellen  Geschäftszweige  abzumachen,  wobei  es 
nicht  auf  eigne  Administration  oder  fortwfthrende  Lokal- 
aufsieht, sondern  hauptsächlich  auf  Gesetzes-  und  Yer- 
lasaungskunde  ankommt  Alle  Angelegenheiten  aber, 
womit  Administration  verbunden  oder  die  wenigstens  an- 
haltende Aufsicht  und  Kontrolle  oder  Mitwirkung  an  Ort 
und  Stelle  bedürfen,  werden  durch  Deputationen  und 
Kommissionen  besorgt,  welche  aus  einzelnen  oder  wenigen 
Magistratsmitgliedern ,  dagegen  größtenteils  aus  Stadt- 
verordneten und  Borgern  bestehen,  die  von  der  Stadt- 
verordnetenversammlung  gewählt   und  vom  Magistrat 
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bestätigt  werden. Weiter  kann  doch  die  Selbstverwaltung 
der  Bürgerschaft  nicht  ausgedehnt  werden. 

Vergleicht  man  damit  den  Organismus  der  französischen 
Gemeinden  nach  dem  Munizipalgesetae  vom  14./18.  De- 
zember 1789,  80  ergibt  sich  folgendes:  Anstelle  der  beiden 
preußischen  städtischen  Organe  gab  es  deren  in  Frankreich 
vier.  Dem  preufiischen  Magistrate  entsprach  im  allgemeinen 
das  Corps  municipal,  bestehend  nach  der  Größe  der  Ge- 
ineiiKlo  aus  A — 21  Mitgliedern,  welches  aber  im  Unterschiede 
von  Preußen  durch  die  mit  der  Bürgerschaft  identische 
Einwohnerschaft  gewählt  wurde;  wie  in  Preußen  auf  kurze 
Zeit;  im  Unterschiede  von  Preu&en  ohne  jede  Besoldung  und 
im  weiteren  Unterschiede  von  Preußen  ohne  jede  staatliche 
Bestätigung.  Das  Corps  mnnicipal  hatte  als  das  eigentliche 
Exektttivorgan  aber  alle  wichtigeren  Dinge  zu  beschließen. 
Es  war  aber  nicht  das  einzige  Exekntivorgan.  Denn  die 
laufende  Verwaltung  wurde  durch  ein  weiteres  Organ  he- 
sorgt,  das  sogenannte  Bureau,  welches  in  allen  Gemeinden 
über  500,  also  iu  allen  Städten,  aus  einem  vom  Corps 
municipal  auf  ein  Jahr  aus  seiner  Mitte  gewäiilten  Aus- 
schüsse, d.  h.  aus  dem  dritten  Teile  von  dessen  Mit- 
gliedern bestand,  also  auch  kollegialiäch  organisiert  war, 
während  in  den  kleineren  Gemeinden,  in  denen  das  Corps 
municipal  nur  drei  Mitglieder  zählte,  der  Maire,  der  sonst 
bloßer  Vorsitzender  war,  die  laufende  Verwaltung  zu  ver- 
sehen hatte;  in  beiden  Fällen  hatte  dieses  zweite  Exekntiv- 
organ kein  ponvoir  propre,  sondern  fungierte  nur  als  Agent 
des  Corps  municipal,  wie  auch  die  Geschäftsverteilung  auf 
die  beiden  Exekutivorgane  bei  der  Unbestimmtheit  der 
gesetzlichen  Normen  wesentlich  vom  Corps  municipal 
abhing. 

Den  preußischen  Stadtverordneten  entsprach  das  Conseil 
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göD^al  de  la  eommuoe,  aber  in  wesentlich  Tonehiedener  Zu- 
sammensetzung und  von  wesentlich  veracbiedener  Zuständig- 
keit. Das  Gonseil  g^nöral  bestand  Dämlich  aus  dem  Coipe 
municipal  und  der  doppelten  Zahl  von  Notabein,  die  nach 
demselben  Stimmrecht  wie  das  Corps  municipal  gewählt 
wurden.  Was  aber  die  Zuständigkeit  betiiHt,  so  hatte  diese 
frauzüsiselie  Stadtverordneteuversanunlung ,  das  Conseil 
g^n^ral,  mit  (IcrBesteliung  der  beiden  Kxekutivorgaoe  nichts 
zu  tun,  da  das  Corps  municipal  von  den  Aktivbürgern,  das 
Bureau  aber  vom  Corps  municipal  gewählt  wurde,  soweit 
dabei  Uberhaupt  von  Wahl  die  Bede  war,  da  eine  solche 
nur  in  den  grOfieren  Gemeinden  stattfand.  Nur  insofern 
war  die  Zuständigkeit  der  französischen  Stadtverordneten 
dieselbe  wie  die  der  preußischen,  als  sie  bei  Erwerb  und 
VeräuBerung  von  Immobilien,  bei  aufierordentliehen  Auf- 
lagen, bei  Kontrahierung  von  Anleihen,  bei  Vornahme  von 
öflFentlichen  Ari)eiten,  bei  Prozessen  mitwirken  mußten. 
Aber  das  war  für  Preußen  keine  französische  Isuchahmuug, 
sondern  im  wesentlichen  altes  Kecht. 

Und  wie  es  neben  dem  Corps  municipal  ein  engeres 
Organ  gab,  so  gab  es  neben  dem  Conseil  g^nöral  noch  ein 
weiteres,  das  Corps  de  commune,  die  Gesamtheit  der 
Aktivborger,  welche  vom  Conseil  gönöral  berufen  werden 
mufiten,  wenn  es  von  einer  Anzahl  von  Aktivbfirgem,  in 
Gemeinden  Ober  400  Seelen  von  150  Aktivbargern ,  ver- 
langt wurde. 

Größer  können  doch  die  Verschiedenheiten  nicht 
gut  sein. 

Schließlich  kommt  l)ei  einer  Vergleichung  zweier  Ge- 
meindeordnungen noch  die  staatliche  Aufsicht  in  Betracht. 
Schon  nach  A.L.R.  war  die  Bevormundung  keine  absolute. 
Teil  II,  Tit.  8,  §  149:  „Das  Vermögen  der  Kämmerei  steht 
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unter  Oberaufsicht  des  Staates*.  §  150:  «Der  Staat  ist 
berechtigt,  darauf  zu  sehen,  dafi  dieses  Vermögen  ordentlich 
Terwaltet  und  die  EinkOnfte  davon  zweckmifiig  verwendet 
werden/  §  151:  „Aufier  den  FMIen,  wo  nach  dem  Ge- 
setze von  Koiporationen  und  Gemeinden  ülHihaupL  die 
Genehmignnf^  der  vom  Staate  vorgesetzten  Beliörden  zu 
den  Verhandlungen  einer  StadtgeuieiiKie  in  Ausehung  ihres 
Vermögens  erfordert  wird,  ist  diese  Genehmigung  in  allen 
Fällen  notwendig,  wo  das  Kämmereivermögen  mit  einer 
Kapitalschuld  belastet  werden  soll."  Der  §  108  des  An- 
hangs zu  §  151:  .Betrifft  der  Gegenstand  eines  Prozesses 
KftmmereiverniOgen,  so  ist  Genehmigung  der  Kriegs-  und 
DomAnenkammer  zur  Anstellung  der  Klage  oder  zur  Er- 
klärung darüber  dergestalt  wesentlich,  dafi  der  Mang«) 
derselben  eine  Nullitftt  des  ganzen  Verfahrens  bewirkt.* 
§  152:  „Wie  weit  es  auch  bei  Verpachtungen  der  Kämmerei- 
güter und  Gerechtigkeiten .  bei  außerordentlichen  Holz- 
verkäufen, hei  Verfügung  über  Aktivkapitalien  einer  Be- 
willigung bedürfe,  bleibt  in  Fnnangelung  spezieller  Vor- 
schriften den  Provinzialgesetzeu  überlassen." 

Nach  der  StAdteordnung  von  1808  abte  nach  §  2  der 
Staat  seine  Aufsicht  dadurch  aus,  dafi  er  die  gedruckten 
Rechnungsextrakte  oder  die  Öffentlich  darzulegenden  Rech- 
nungen der  St&dte  Ober  die  Verwaltung  ihres  Gemeinde- 
vermögens einsah,  die  Besehwerden  einzelner  Borger  oder 
ganzer  Abteil uugi  ii  über  das  Gemeinwesen  entschied,  neue 
Statuten  bestätigte  und  zu  den  Wahlen  der  Magistrats- 
mitglieder die  Genehmigung  erteilte.  Mithin  mußten  nach 
§  148,  wenn  bei  der  Rechnungsprüfung  durch  die  Re- 
präsentanten Unrichtigkeiten  vorgefunden  oder  Bedenklich- 
keiten erwogen  wurden,  denen  nicht  sofort  abgeholfen  wird, 
sie  hei  der  höheren  Instanz  zur  Untersuchung  und  Be- 
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riehtigung  angezeigt  werden.  Der  Oberrechenkammer  tind 

die  SUUite  niemals  unterworfen. 

Der  stadtische  Haushaltsetat  \vurde  der  Aufsichts- 
behörde noch  nicht  einmal  zur  Einsicht  vorgelegt.  Die 
Städte  konnten  ohne  Anfrage  ihr  gesamtes  (irundvermögen 
veräußern,  wie  das  tatsächlich  geschehen  ist,  namentlich 
mit  den  Wäldern,  das  Bürgervermögen  an  die  Nutznießer 
TerteUen,  Anleihen  7on  beliebiger  Höhe  aufnehmen,  wie  sie 
auch  vOUig  autonom  ihr  Abgabenwesen  regelten. 

Das  französische  Munizipalgesetz  vom  14./18.  Dezember 
1789  bestimmt  Art.  56:  .Quant  k  Texerdce  des  fonctions 
propres  au  pouvoir  municipal,  toutes  les  d^libörations  pour 
lesquelles  la  convocation  du  conseil  g^n^ral  de  la  commune 
est  neeessaire,  suivant  l'art.  54  ci-dessus,  ne  pourront  6tre 
ex('>cut(^es  qu'avec  l'approbation  de  Tadministration  ou  du 
directoire  de  d^partement,  qui  sera  donn^e,  s'il  y  a  lieu, 
8ur  l'administration  ou  du  directoire  de  district."  Zu  den- 
jenigen Sachen  aber,  die  nach  Art.  &4  der  Zusammen- 
bemfnng  des  conseil  gönöral  de  la  commune  bedQrfen, 
also  auch  der  staatlidien  Genehmigung  bedürfen,  gehören 
der  Erwerb  oder  die  Veräufiemng  von  Grundeigentum,  die 
AuferleguDg  von  aufierordentlichen  Abgaben,  die  Kontra- 
hierung von  Anleihen,  die  Übernahme  öffentlicher  Arbeiten, 
die  Führung  von  Pl■ozes^en  und  anderes. 

Das  franzusisclie  Munizipalgesetz  bestimmt  außerdem 
Art.  57  :  „Ton??  les  comptes  de  la  regie  des  bureaux  munici- 
paux,  apres  qu'ils  auront  re^us  par  le  conseil  municipal, 
seront  vöriüös  par  Tadministration  ou  le  directoire  de 
district.  et  arröt^s  döfinitivement  par  radministration  ou  le 
direetoire  de  döpaitement,  sur  Tavis  de  eelle  de  district  ou 
de  Bon  directoire." 

Und  da  behauptet  Lehmann  am  Schlüsse  seiner  drei 
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Bände,  als  er  das  Jahr  1848  in  die  Betrachtung  hineinxiebt, 
auf  einer  seiner  letzten  Seiten  (III,  507) :  »Man  weifi,  iveiche 
Rolle  in  jener  Bewegung  Magistrat  ond  Stadtverordnete 
gespielt  haben;  erinnern  wir  uns  daran,  wie  stark  gerade 

bei  der  Städteordnung  der  Einfluß  der  ravolutionären  Ge- 
setzgebung Frankreichs  gewesen  war/ 

lY.  Die  Eatwflif e  mr  ümgestattoBir     Kreis-,  Poliiei- 

and  C^meindeTerfassung  des  platten  Landes. 

Soviel  steht  unzweifelhaft  fest,  daß  während  vor  1806 
nur  eine  Reform  der  Patrimonialgerichtsbarkeit,  der  Ge- 
richtebarkeit  im  engeren  Sinne,  geplant  war,  jetzt  nicht 
nur  bei  Stein,  sondern  auch  beim  Könige  die  Absicht  ob- 
waltete, die  Patrimonialgerichtsbarkeit  mit  Einschluß  der 
Ortspolizei,  die  ganze  ortsobrigkeitliehe  Gewalt  der  Ritter- 
gOter  zn  beseitigen.  Bei  Stein  wirkte  das  Motiv  mit,  da6 
im  Westen  Kinrichtung  gar  nicht  oder  nur  vereinzelt 
bestand,  beim  Könige  gab  das  monarchische  Empfinden  und 
die  Sorge  für  uoparteiisclie  Justiz  den  Ausschlag. 

In  der  Nassauer  Deukschrift  vom  Juni  1807  heißt  es : 
»An  die  Stelle  der  Patrimonialgerichte,  die  im  Prinzip  und 
der  AusfOhrung  fehlerhaft  sind,  werden  Kreisgerichte  ge- 
bildet* Im  Zeitungsartikel:  .Der  Justiz  steht  eine  wesent- 
liche Verbessening  bevor  durch  die  Aufhebung  der  Patri- 
monialgerichtsbnrkeit,  deren  Dasein  einer  wohlgeordneten 
Justizverfassung  wiilei sprach  und  weder  mit  dem  Wohl  des 
Einzelnen  noch  des  (ianzen  verträglich  ist."  Im  i)olitischen 
Testiimente:  ^1)  Regierung  kann  nur  von  dor  höchsten 
Gewalt  ausgehen.  Sobald  das  Recht,  die  Ilaudluugeu  eines 
Mituntertans  zu  bestimmen  und  zu  leiten,  mit  einem  Grund- 
stttck  ererbt  und  erkauft  werden  kann,  verliert  die  höchste 
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Gewalt  ihre  Wftrde  und  im  gekrftnkten  Untertan  wird  die 
Anbinglichkeit  an  den  Staat  geschwächt  Nur  der  Eünig 
sei  Herr,  insofern  diese  Benennung  die  Polizeigewalt  be- 
zeichnet, und  sein  Recht  übe  nur  der  aus,  dem  er  es  jedes- 
mal übt  I  trügt.  Es  sind  schon  Vorschlüge  zur  Ausführung 
dieses  Prinzips  von  Seiten  des  (leneraldepartenients  ge- 
macht. 2)  Derjenige,  der  Recht  sprechen  soll,  hänge  nur 
von  der  höchsten  Gewalt  ab.  Wenn  diese  einen  Untertan 
nötigt,  da  Recht  zu  suchen,  wo  der  Richter  vom  Gegner 
abhängt  dann  schwächt  sie  selbst  den  Glauben  an  ein  nn- 
ersehfltterliches  Recht,  zerstört  die  Meinung  von  ihrer  hohen 
Wflrde  und  den  Sinn  fbr  ihre  unverletzbare  Heiligkeit.  Die 
Aufhebung  der  Patrimonia^urisdietion  ist  bereits  eingeleitet* 
In  der  Kab.  Ord.  vom  25.  November  18<)8,  durch  welche 
der  König  den  Kanimergerichtsprasidenten  Beyme  zum 
Großkanzler  und  einzigen  Justizminister  ernannte,  heißt 
es:  „Die  Geheiuiräte  Morgenbesser  und  Friese  'haben 
bereits  den  Auftrag  einen  Plan  zur  Aufhebung  der 
Patrimoniayurisdiction  ftlr  das  Königreich  'Preußen  auf- 
zustellen, und  ich  trage  Euch  auf,  diesen  Plan  zu 
prüfen  und  nach  dessen  Genehmigung  von  mir,  dessen 
Ausführung  und  Generalisierung  zu  veranlassen.  —  Ich 
bin  Willens  die  Pelizeigewalt  nicht  femer  von  dem 
Besitze  eines  Grundstücks  abhängen  zu  lassen.  Die  Polizei 
soll,  wie  in  den  anderen  Staaten  geschieht,  nicht  von  den 
Gutsbesitzern,  somlein  von  Orts-  und  Kreispolizeibehordeu 
verwaltet  werden,  dabei  wird  es  möglich  werden,  den  Orts- 
und Kreisbehörden  die  Eotscheidiing  der  wenig  wichtigen 
Justizfälle  zu  überlassen."  Bassewitz  (IV,  Ü3U)  bemerkt 
ausdrücklich,  dafi  sich  diese  Kab.-Ord.  zwar  in  den 
Beymeschen  Papieren  nicht  gefunden  habe,  dafi  sie  aber 
bereits  bei  Preufi,  III,  531  (1833)  nach  einer  von  Beyme 
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gelieferten  Abschrift  gedruckt  sei ;  daher  ist  die  Annahme 
von  Beseler  (Die  Justizgesetzgebnng  unter  Friedrich 
Wilhelm  III,  Preafiische  Jabrbfleher,  XV,  1865,  159),  sie 
sei  bisher  noch  nicht  bekannt  gewesen,  unrichtig;  der  Ab- 
drnek  bei  Beseler  enthftit  noch  einen  knnsen  Sats  ftber 
die  (iohalts-  und  Wohnuiigsverhältnisse  ikyuies,  sonst 
gegenüber  Preuß  und  Hassewitz  ein  paar  Druckfehler. 

.stein  in  dem  lirii  fe  an  Bcyme  vom  2.  Januar  1800 
empfiehlt  ihm  den  Plan  wegen  Bildung  der  ländlichen 
Kommunalbehörden  und  wegen  Aufhebung  der  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit. In  der  weiteren  Kab.-Ord.  vom  11.  Febraar 
1809  (Bassewitz,  IV,  681)  auf  den  Bericht  Beymes  wegen 
Übernahme  der  Geschäfte  vom  28.  Februar  1808  heifit  ee: 
.Ich  genehmige  es  ganz  und  sehe  es  sehr  gern,  dafl  Ihr 
die  Gesehftfte  des  Justizdepartements  Obemommen  und  des- 
halb mit  dem  Kanzler  v.  Schroetter  Euch  in  nähere  Korre- 
spondenz gesetzt  habt,  auch  die  Revision  der  Straf-  und 
Schuldeiige^etze  bearl)eitet,  und  dem  Plane  zur  Aufhebung 
der  Patrimonialgerichtsbarkeit  sowie  zur  Einrichtung  der 
Orts-  und  Kreisbehörden  für  Polizei  und  Gerichtsptlege 
£ure  Aufmerksamkeit  widmet." 

Noch  unterm  20.  Februar  1812  ist  ein  königlicher  Be- 
fehl ergangen,  bei  der  Yerftufierung  der  DomAnen  und  geist- 
lichen Güter  die  Jurisdiktion  nicht  mitzuver&ufiem,  sodafi 
diese  dem  Staate  erhalten  blieb. 

Konsequent  wftre  es  gewesen,  auch  das  Patronatsrecht 
aufzuheben.  Indessen  ist  davon  nirgends  die  Rede;  nur 
Leiimaim  (II,  behauptet,  daß  das  wenigstens  Steins 
Absicht  gewpH'ii  sei,  indem  er  sich  dafür  auf  einen  Privat- 
brief Steins  an  Schroetter  vom  10.  Mai  18(i8  beruft.  Viel- 
leicht derselbe  Brief,  der  II,  o'27  erwähnt  wird,  dort  aber 
nicht  vom  10.  sondern  vom  16.  Mai  datiert  wird,  wo  Stein 
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allerdings  das  Patronaterecht  ebenso  wie  die  Patrimonial- 
gerushtsbarkeit  als  eine  Anomalie  bezeichnet,  aber  alles 
den  Bestimmungen  des  geistlichen  Departements  anheim- 
stellt, „welches  vielleiclit  geraten  finden  dürfte,  den  Ge 
meinden  eino  Konkurrenz  Ix  i  der  Prcdigerwahl  unter  an- 
gemessenen Modifikationen  einzuräumen wie  solche  übrigens 
nach  A.L.R.  bereits  bestand. 

Selbst  hiuüichtiich  der  Aufhebung  der  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit im  engeren  Sinne  fehlt  es  nicht  ganz  an 
gegenteiligen  Äufierungen. 

Auffallend  ist  zunächst  die  Äußerung  Steins  in  der 
Nassauer  Denkschrift,  wonach  die  Mediststädte  nur  soweit 
von  dem  EinfluB  der  Grundherren  befreit  werden  sollen, 
als  dieser  nachteilig  sei.  Denn  so  leicht  wie  liOhmann 
(II,  80),  der  annimmt,  Stein  habe  dabei  wahrscheinlich  eine 
Entschädigung  dieser  Städte  an  die  Grundherren  im  Auge 
gehabt,  wird  inau  darüber  nicht  wegkommen. 

Aber  die  Kabinettsorder  vom  30.  Koveniher  1^^08  an 
den  Burggrafen  zu  Dohna  auf  Schlodien  und  Schlobitten 
und  an  die  übrigen  Einsassen  des  Mohrungschen  Kreises 
(Bassewitz,  IV,  629)  sagt  geradzu:  «Die  Aufhebung  der 
Patrimonialgerichtsbarkeit  ist  in  diesem  Augenblick  noch 
keine  beschlossene  Sache;  mit  der  bisher  bestehenden  guts- 
herrliehen Polizeiaufsicht  auf  die  Outseinsassen  hftngt  die 
Patrimonialgerichtsbnrkeit  keineswegs  zusammen*"  Auf  die 
Vorstellung  der  vor-  und  liiiitcrponimerscheu  Laudstände 
gegen  die  Aufhebung  der  Patrimonialgerichtsbarkeit  vom 
2.  März  1800  wunle  am  28.  April  18U9  ein  ähnlicher  Be- 
scheid erteilt  (Bassewitz,  IV,  632). 

Es  handelte  sich  nur  darum,  was  an  die  Stelle  treten 
sollte. 

Fflr  Lehmann  (II,  506)  „liegt  die  Frage  nahe,  weshalb 


Digitized  by  Google 


352 


8.  Abschnitt.   Die  Keform  Steins. 


befolgte  Stein  nieht  auch  hier,  wie  er  es  in  den  Städten 
tat,  das  fransOsische  Beispiel?* 

Wenn  Stein  dem  franzOsisdien  Beispiel  der  Constituante 

hätte  folgen  wollen ,  wäre  die  Sache  freilich  sehr  einfach 
gewesen:  Organisation  jeder  Zwerggemeinde  nach  all- 
gemeinem Stimmrecht;  Über  den  Ortsgemeinden  weder 
Kreis  noch  Provinz.  Wenn  Stein  aber  nur  in  der  Weise 
dem  französischen  Beispiele  hätte  folgen  wollen,  wie  er  es 
bei  der  St&dteordnung  getan  hat,  wAre  es  mit  der  Kach- 
ahmnng  nicht  weit  her  gewesen;  sie  hatte  sich  dann  nur 
anf  Nebendinge  nnd  Äu6erliehkeiten  beschrankt  Jedenfalls 
ist  Lehmann  der  Ansicht,  dafi  Stein  bei  seinen  Planen  für 
die  Verwaltungsorganisation  des  platten  Landes  einem 
revolntionftren  Vorbilde  nieht  gefolgt  sei.  Und  er  weifi 
auch  den  Grund  dafür:  „Wahrscheinlich  hielt  er  die  sozialen 
Gegensätze  auf  dem  Lande  für  zu  groß,  um  der  egalisieren- 
den Gesetzgebung  der  Revolution  unterworfen  zu  werden." 
In  der  Tat  ist  auch  in  deu  Verhandlungen,  die  unter  Stein 
über  diese  Frage  stattgefunden  haben,  von  der  Nachahmung 
der  Gemeindeverfassung,  der  Constitoante  niemals  die  Rede 
gewesen. 

Hier  stand  man  vor  steileren  Stufen.  Stein  selbst 
hat  sieh  Aber  das  neu  zu  Schaffende  nur  sehr  unbestimmt 
ausgesprochen.  In  der  Nassauer  Denkschrift  ist  blofi  das 

eine  völlig  klar,  wie  die  Justiz  in  der  Lokalinstanz  dem- 
nächst organisiert  werden  sollte;  an  Stelle  der  Patrimonial- 
gerichte  sollten  Kreis^'erichte  treten;  jedoch  oftenbar  keine 
nach  allgemeinem  Stimmrecht  auf  kurze  Frist  gewählte, 
ohne  eigentlichen  Instanzenzug.  Bezüglich  der  Verwaltung 
aber  gibt  Lehmann  selber  zu  (II,  72),  dafi  Stein  sich 
«weniger  prftzis  darüber  geäußert  habe";  was  ihn  aber 
nicht  abhält,  die  verwegensten  Folgerungen  Ar  Organisation 
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und  Zuständigkeit  der  EinzelgemeiDdeo  und  der  KommuneD 
höherer  Ordnnng  ans  den  paar  Worten  zn  sieben.  Die 
Worte  in  der  Nassauer  Denkschrift  lauten  nimlieh:  „Die 

schlesische  Verfassung;  der  Schulzen  und  Gerichte,  denen 
man  Dorf-  und  Feidpolizei,  Ausführung  der  l.iiidesherrlichen 
Befehle  und  gewisse  Zweige  der  untereri  Gerichtsbarkeit 
beigelegt  hat.  scheint  mir  für  ländliche  Kommunen  sehr 
zweckmäßig;  die  Geschäfte,  welche  den  Dorfgerichten  wie 
den  Magistraten  in  den  Städten  unter  Aufsicht  der  Provinz- 
kollegien abertragen  werden,  sind  Verwaltung  des  Gemeinde- 
▼ermftgens,  der  zum  öffentlichen  Unterricht,  Wohlthätigkeit 
und  sonstigen  Offentliehen  Kommunitätsbedarfhissen  be- 
stimmten Anstalten,  Verwaltung  gewisser  Zweige  der  nie- 
deren Gerichtsbarkeit,  z.  B.  Bagatellsachen,  Feldfrevel, 
usw.,  örtliche  Polizei."  Ks  war  das  tibrigens  nicht  nur  die 
schlesische  Landgemeindeverfassung,  sondern  die  des  ganzen 
Staats  n;ir]i  A.L-R. ;  ob  Stein,  wie  Lehmann  meint,  für 
freie  Schulzen  wähl  gewesen  ist,  mag  dahingestellt  bleiben. 
Auch  über  die  Verfassung  der  Kommunen  höherer  Ordnung, 
die  Kreis-  und  Provinzialverfassung,  von  denen  in  den  Ge- 
setzen der  Constituante  kein  Wort  steht,  hat  Stein  sich 
nur  unbestimmt  geäufiert.  Der  Kreis  sollte  nicht  von 
einer  kollegialisehen  Behörde,  sondern  vom  Landrat  mit 
Beteiligung  des  Kreistags  regiert  werden.  Welches  Organ 
in  der  Provinzialinstanz  die  eigentliche  Verwaltung  führen 
sollte,  bleibt  vollends  unklar.  Was  die  Zusammensetzung 
der  Kreis-  und  Provinziallandtage  betrifft,  so  soll  „die  Teil- 
nahme sämtlichen  Besitzern  eines  bedeutenden  Eigentums 
jeder  Art  gewährt  werden";  nur  diesen  also,  kein  all- 
gemeines Stimmrecht;  aber  auch  „keine  auf  kümmerlichen 
und  schwachen  Elementen  beruhende  Herrschaft  weniger 
Gutsbesitzer*  soll  errichtet  werden.  Wie  wenig  es  ihm  aber 
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dabei  um  einen  radikalen  Schritt  zu  tun  war,  zeigt  der  Um- 
stand, dad  auf  den  Kreistagen  die  adligen  Gutebesitzer  ak 
solebe  erscheinen  sollten,  also  viritim  ohne  Wahl,  und  neben 
ihnen  gewählte  Deputierte  der  städtischen  und  Iftndlichen 
Kommunitäten.  Die  ZusammensetzuDg  der  ProTinzialland- 
tage  sollte  der  der  Kreistage  nachgebildet  werden ;  nur  daß 
auf  ihneu  kein  Mitglied  zu  eigenem  Uechte  erscliien,  sondern 
nur  die  Deputierten  der  Kreistage,  wobei  die  Wählbarkeit 
an  einen  höheren  Zensus  geknüpft  war. 

Der  Organisatiousplan  vom  November  18u7  enthält 
Uber  die  Verfassung  des  platten  Landes  rein  gar  nichts, 
sodaß  es  ein  ungenauer  Ausdruck  Lehmanns  ist  (II,  271), 
«er  wundere  sich,  so  wenig  von  der  Selbstverwaltung  darin 
zu  finden*. 

Der  erste,  der  mit  bestimmten  Vorschlagen  hervor- 
getreten Ist,  war  Vincke.  Biese  Vorsehl&ge  bestanden  in 

einer  nahezu  vollständigen  VerpHauzuag  des  englischen 
Selfgovernment  auf  i)reußischen  Boden ;  in  der  Einsetzung 
von  Friedensrichtern,  denen  der  alte  angesehene  Titel  Land- 
räte beigelegt  werden  sollte,  in  großer  Zahl,  15  im  Oberbar- 
nimer  Kreise,  die  am  besten  vom  Könige  ernannt  wfirden, 
▼onugsweise  aus  Orundeigentamem  von  nicht  zu  geringem 
Einkommen:  Fftehtem,  Schulzenhofsbesitzem,  Predigern, 
OherfOrstem,  Kapitalisten,  Kaufleuten;  Advokaten  und 
Justizbeamte  wurden  ausdracklieh  ausgeschlossen.  Diesen 
Landr&ten  sollte  als  einzelnen  die  Polizei  und  Polizei- 
gerichtsbarkeit, die  Zivilgerichtsbarkeit  in  gewissen  Fällen, 
ohne  an  bestimmte  Bezirke  gebunden  zu  sein,  zustehn ;  sie 
sollten  zugleich  in  ihrer  Vereinigung  aus  dem  ganzen  Kreise 
nach  Art  der  englischen  Sessions  die  obere  Instanz  und  das 
Organ  filr  gemeinsame  Angelegenheiten  bilden.  Die  Schulzen 
sind  ganz  nach  dem  Muster  der  englischen  Constables  ge- 
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formt  und  weitleu  von  der  KreisvereiDigung  ernannt.  Als 
Vertretung  der  Landgemeiuden  gibt  es  eine  Versammlung  der 
größeren  Grundbesitzer,  der  Meistbeerbteu,  zu  denen  viel- 
leicht auch  die  ZeitpSchter  mit  langer  Paehtzeit,  nach 
Analogie  der  westlUiBchen  Erbentage  angelassen  werden 
sollen. 

Stein  im  Schreiben  an  Schroetter  Tom  27.  Juni  1808 
fand  die  sofortige  Ausfohmng  des  Yinckesehen  Plans  be- 
denklich; aber  er  hielt  ihn  einer  ganz  vorzüglichen  Auf- 
merksamkeit wert,  er  wollte  ihn  soviel  wie  möglich  schon 
jetzt  in  Ausführung  bringen,  damit  man  sicli  der  Erreichung 
des  Zieles  künftig  immer  mehr  nähere.  Er  gab  sodann 
die  Direktive  für  einen  vom  Ostpreußischen  Departement 
auszuarbeitenden  neuen  Plan.  Die  Landräte  sollten  bei- 
behalten werden;  es  mfifiten  ihnen  jedoch  Kreisdeputierte 
in  gröfiter  Anzahl  als  Geholfen  beigegeben  werden,  allen- 
falls mit  konkurrierender  Gewalt,  einige  Geschäfte  seien 
dem  Landrat  ausschlieBlich ,  andere  mit  Teilnahme  der 
Kreisdepntierten  zu  übertragen.  Auch  hinsiehtlidi  des 
Schulzenwesens  war  Stein  einverstanden,  indem  er  aus- 
drücklich auf  die  englischen  Cdnstables  im  Gegensatz  zur 
franzöt^ischen  (lendarmerie  verwies. 

Infolge  dieses  Schreibens  hat  Schroetter  zwei  Ent- 
würfe vorgelegt ,  den  vom  13.  Oktober  1808  und  den  vom 
24.  November  1808;  dieser,  eine  £rpnznng  des  andern, 
handelte  ttber  die  Organisation  der  OrtsbehOrden  auf  dem 
platten  Lande,  die,  wie  Schroetter  eingesehen  hatte,  in 
dem  vom  18.  Oktober  zu  kurz  behandelt  war. 

Aus  der  Verbindung  der  beiden  EntwOrfe  ergibt  sich 

nun  folgendes  Bild.  Hinsichtlich  der  Ortsverwaltung  ist  zu 

scheiden  Kommunal-  und  Polizeiverwaltung;  behufs  der 

KommunulverwaltuDg  findet  keine  Vereinigung  von  Land- 

23* 
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gemeinden  und  Gutsbezirken  statt,  jedes  Dorf  mit  seiner 
Feldmark  bildet  einen  natürlichen  Gemeindebezirk ,  Ritter^ 
gttter  und  Domänen  mit  ihren  Leuten  bleiben  gesondert; 
nur  ganz  kleine  Ortschaften,  solche  mit  nicht  aber  drei 

Feuerstelleu ,  sollen  mit  andern  vereinigt  werden;  Organ 
für  die  kommunalen  Angelegenheitea  lier  Landgemeinde  ist 
teils  die  Gemeindeversammlung,  teils  der  Schulze  mit  zwei 
Geschworenen,  welche  in  der  Regel  nicht  gewählt  werden. 
Als  Polizeibezirke  gelten  alle  Dörfer  von  über  5<)  Seelen 
mit  allen  dazugehörigen  Rittergütern  oderDom&nen,  während 
Dörfer  unter  50  Seelen  sowie  einzeln  belegene  H5fe  und 
Grundstücke  entweder  untereinander  oder  mit  einem  be- 
nachbarten Polizeibezirk  vereinigt  werden;  m  allen  den- 
jenigen Polizeibezirken,  in  welchen  Rittergüter  oder  Vor- 
werke sich  befinden,  steht  den  Guts-  und  Vorwerksbesitzem 
die  Ortspolizeiverwaltung  ohne  weiteres  zu,  in  der  Weise, 
dafi  sie  unter  melirercn  Guts-  oder  Vorwerksl)t'sitzern 
von  sechs  zu  sechs  Jahren  wechselt,  daß  sie  in  ge- 
wissen Fällen  der  Behörde  einen  Stellvertreter  zu  präsen- 
tieren haben,  sodafi  also  nur  da^  wo  keine  Ritter- 
güter oder  Vorwerke  im  Polizeibezirke  sieh  befinden, 
die  Polizei  dem  Schulzen,  die  Polizeigeriehtsbarkeit  wie 
auch  die  Zivilgerichtsbarkeit  dem  aus  dem  Schulzen  und 
zwei  Geschworenen  bestehenden  Schulzenamte  zusteht. 
Hinsiclitlieh  der  Bestellung  zum  Schulzen  und  Scliulzen- 
amtc  haben  nur  da ,  wo  die  bäuerlichen  Grundstücke  zu 
Erbrecht  besessen  werden,  die  Bauern  der  höheren  Behörde 
zwei  Subjekte  zur  Auswahl  zu  präsentieren.  Über  den 
Gütern  und  den  Gemeinden  erheben  sich  Bezirke  von 
höchstens  8000  Seelen  oder  8  Quadratmeilen,  wobei  die 
Trennung  der  Rittergüter  von  den  dazugehörigen  Gemdn- 
den  nur  insoweit  zu  vermeiden  ist,  als  diese  Dörfer  mit 
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dem  Gute  zusammenhängen.  Diesp  Bezirke  sind  lediglich 
Verwaltungsbezirke  und  nicht  zugleich  Kouimunalverbände; 
das  einzige  Organ  des  Bezirks  ist  der  Kreisdeputiertei  der 
US  mehreren  vom  Kreistage  Präsentierten  aus  Großgrund- 
besitzern oder  reichen  Kapitalisten,  Gewerbetreibenden  auf 
drei  Jahre  ernannt  wird;  er  ist  der  unmittelbare  Vor- 
gesetzte und  Kontrolleur  der  Ortspolizei,  die  nächste  Be- 
schwerdeinstanz, er  verwaltet  die  Landespolizei  und  wacht 
über  die  Befolgung  der  Landc?gesetze .  hat  auch  die  vor- 
läufige Straffestsetzung  vorbelialtlich  der  Berufung  auf  die 
Justiz,  er  ftihrt  endlich  die  Aufsicht  über  die  Kommunal- 
verwaltung, aber  nur  soweit  es  sich  um  Aufrechthaltung 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  bandelt.  Endlich  die  Kreis- 
verwaltung; gleichzeitig  Staats-  und  Kommunal  Verwaltung, 
gleichmäßig  Stadt  und  Land  umfassend,  mit  höchstens 
350  Quadratmeilen  und  45000  Seelen;  die  Besetzung  des 
Landratsamts  erfolgt  nach  denselben  Grundsätzen  wie  die 
der  Kreisdeputiertenstellen,  Besoldung  ßOO  Taler;  das  zweite 
Organ  war  die  Kreisdirektion,  bestehend  unter  dem  Vor- 
sitze des  Laudrats,  welcher  den  Stichentscheid  hatte,  aus 
sämtlicheu  Kn-isdeputierten ,  mit  jährlich  vier  Sitzungen; 
das  dritte  ist  der  Kreistag,  über  dessen  Zusammensetzung 
nichts  bestimmt  wurde,  zuständig  fttr  die  Kontrolle  der 
gesamten  Kreisverwaltung  insbesondere  auch  der  Reeh- 
nungsentlastung,  sowie  fttr  Übernahme  neuer  Lasten.  Die 
Begierung  ist  die  vorgesetzte  Behörde  der  Kreisdirektion, 
des  Landrats  und  der  Kreisdeputierten  (Reform  der  Ver- 
waltungs-Organisation.  857  flF. ;  besonderes  387  fT.). 

Der  Schroettersch»^  Plan  war  aus  den  preußisclieu 
Zuständen  heraus  gel)oren.  Es  sollten  Wahlen  stattfinden, 
wo  sie  bis  dahin  schon  stattgefunden  liatten.  wie  bei  den 
Landräten,  und  wo  sie  bis  dahin  noch  nicht  stattgefunden 
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hatten,  wio  bei  den  Schulzen;  es  sollte  aber  das  Wahlrecht 
hinsichtlich  der  Landr&te  hinfort  nicht  auf  den  Adel  be- 
scbrftnkt  bleiben,  sondern  auch  auf  andere  freie  Insassen 
des  platten  Landes  ausgedehnt  werden.  Es  sollte  auch 
bei  der  Bestellung  der  UnterbehOrden  ffir  die  Polisei 
auf  dem  platten  Lande  der  Nation  ein  Anteil  gew&brt 
werden. 

Über  diesen  Plan  hat  sich  am  14.  November  und 
18.  Dezember  1^0<s  Scliön  und  am  10.  und  25.  März  isuO 
Vincke  geäußert  (Reform  300 — 413).  Schön  namens  des 
Generaldepartements  nennt  den  Plan  des  Ostpreußischen 
Provinmldepartements  ^ein  in  vieler  Hinsicht  sehr  gutes 
Werk",  aber  er  hatte  doch  vieles  an  ihm  auszusetsen  vom 
Staudpunkte  eines  gesehichtslosen,  rein  abstrakten,  aber 
nicht  liberalen,  sondern  illiberalen  Doktrinarismus  aus, 
namentlich  was  die  Bestellung  der  Polizeibehörden  und 
die  Verbindung  (]er  Polizei-  und  Kommunalgeschäfte  betrifft, 
ohne  zu  w;igen,  alle  Konsequenzen  zu  zielien  :  eine  Negation 
der  Grundprinzipien  der  Städteordnung  sowie  aller  wahr- 
haften Selbstverwaltung,  die  seitdem  in  Preußen  zur  Aus- 
fahrung  gekommen  sind. 

Vincke  hat  nochmals  für  englische  Nachahmung  plädiert. 

Das  vorläufige  praktische  Ergebnis  aller  dieser  An- 
strengungen ist  die  Eabinettsorder  vom  30.  März  1809. 
Dem  Ministerium  Altenstein -Dohna  fehlte  es  an  der 
geistigen  Kraft  un<l  an  der  Energie,  um  aus  diesen 
Ansätzen  Resultate  zu  ziehn;  man  war  auf  <lie  Ueform- 
maßregeln  xor  der  Reform,  auf  den  Schroetterschen  „ander- 
weiten Organisatioosplan  für  die  vier  Altpreußischen 
Kammer-Departements*  vom  7,  März  18üt>  zurückgedrängt, 
und  glaubte  nicht  einmal  diesen  im  ganzen  Umfange  durch- 
fohren  zu  können. 
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Stein  selbst  hat  an  rtpn  Verhandlungen  im  Oktober 
und  Dezember  180!^  nicht  teilgenommen,  was  aber  auch 
in  der  „Reform  der  Yerwaltungsorgauisation"  nicht  be- 
hauptet ist,  wie  aus  Lehmaim  II,  510,  Note  2  geschloasen 
werden  könnte. 

Lehmann  schweigt  sieb  über  diese  Entwürfe  völlig 
aus,  sie  existieren  fflr  ihn  nicht;  was  um  so  wunderbarer 
ist,  als  er  sich  über  die  Entwürfe  Rhedigers,  eines  doktri- 
nären Projektmachers,  eines  Schreckens  für  jeden  Forscher, 
der  ihm  in  den  Akten  begegnet,  und  über  Steins  Stellung 
dazu  ausführlich  verbreitet. 

Ein  fertiger  Plan  lag  also  nicht  vor;  wenn  es  auch 
ein  Leichtes  gewesen  wilre,  wie  bei  der  Städteordnung  die 
158  Nummern  Schroetters  in  eine  Verordnung  mit  Para- 
graphen umzugiefien.  Aber  die  Entwürfe  hatten  noch 
längst  nicht  alle  Stadien  durchlaufen,  sie  hatten  vor  allem 
der  Generalkonferenz  noch  nicht  vorgelegen,  und  Schön 
als  deren  Sprecher  hatte  große  Bedenken  erhoben. 

Jedenfalls  war  das  Projekt  kein  solches,  das  eine  Ent- 
feudalisierung  liewirkt  oder  sich  gar  in  den  Bahnen  der 
Städteordnung  liewegt  haben  würde. 

Zur  Aufstellung  einer  Landgemeindeordnung,  etwa 
nach  dem  Muster  der  Städteordnung,  ist  es  überhaupt 
nicht  gekommen.  Was  für  das  gewöhnliche  Verständnis 
das  nächstliegende  zu  sein  scheint,  trat  vor  dem  praktischen 
Blicke  Steins  und  seiner  Umgebung  in  den  Hintergrund. 
Denn  eine  vergleichsweise  freie  Landgemeindeverfassung 
hat  auch  während  der  Feudalzeit  bestanden.  Sie  diente 
zwar  zunächst  nur  den  wirtschaftlichen  Zwecken  der  Ge- 
meinden, sie  war  al'cr  sehr  wohl  injstautie,  bei  einigen 
Korrekturen  (Schulzeuwahl)  auch  für  die  allmählich  ent- 
stehenden öffentlichen  Aufgaben  zu  genügen. 
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Die  Landgemeinden  gleichen  sich  in  der  ganzen  Welt; 
in  den  französischen  des  18.  Jahrhunderts  hat  Tocqueville 
(I,  71)  mit  Erstannen  die  Grandzilge  der  in  den  Vereinigten 
Staaten  wiedergefunden. 

T.  Die  Pline  mr  HerbelfUiroiig  einer  laiidstiiidiieheii 

Tertesimg. 

Als  einen  Beweis  der  Hinneigung  Steins  zur  fran- 
zösischen Revolution  hat  Lehmann,  wie  bereits  bemerkt, 
den  Umstand  hingestellt,  dafi  Stein  in  seiner  Stellung  als 
KammerprUsident  mit  Standen  zu  tun  gehabt  und  sich 
dessen  gefreut  habe.  Aber  in  dieser  st&ndiseben  Verfassung 
traten  die  Städte  gegen  den  Adel  weit  zurück,  wüIhlikI 
der  Bauernstand  ganz  fehlte  (II,  117,  Ii!»).  Jedenfalls 
herrschte  in  den  Landstäudm  der  westlichen  Gebiete  ein 
Äußerst  exklusiver  (ieist,  wie  sie  sich  beim  Erlaß  des  A.L.R., 
im  Unterschiede  von  den  gleichfalls  befragten  Ständen  der 
östlichen  Proyinzen,  namentlich  der  Kur-  und  Neumark, 
gegen  die  Zulftssigkeit  der  Ehen  von  Adligen  nicht  nur  mit 
Personen  des  niederen,  sondern  auch  des  höheren  Barger- 
standes erklärt  haben,  weil  dadurch  Wuchergeist  und  Un- 
treue einziehen  wttrde,  weil  die  auf  dem  westfälischen 
Frieden  beruhenden  Verfassungen  der  adligen  Stifter  unter- 
gralten  würden,  und  weil  dadurch  die  Gleichmachung  aller 
Stände  nach  der  tlieorotisciien  Modephilosophie  der  Zeit 
herbeigeführt  werden  würde,  die  in  Frankreich  die 
schlimmsten  Folgen  gehabt  habe.  Inwieweit  Stein  diese 
ständische  Verfassung  habe  reformieren  wollen,  ist  aus 
seinen  Äußerungen  nicht  klar  zu  ersehen;  im  Berichte 
vom  17.  Januar  1803  hat  er  fQr  Cleve-Mark  die  Erhöhung 
des  Werts  der  Rittergüter  behufs  der  Landtagsfähigkeit  von 
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0000  Talern  auf  20000  Taler  ror^eschlagen;  Lehmann 
(I,  Note  3)  meint  freilich,  daß  liier  sieher  ein  Schreib- 
fehler vorliepe;  das  wl\re  doch  aber  nur  dann  einigermaßen 
plausibel,  wenn  es  sicii  statt  um  die  Ziffern  0000  und  20  00U 
um  die  Ziffern  vou  Ooo  und  (iOOO  oder  um  öOOÜ  und  ÜOOOÜ 
gehandelt  hätte;  ein  Schreibfehler  ist  hier  um  so  unwahr- 
scheinlicher, als  ein  Rittergut  im  Werte  von  20000  Talern 
eine  Rente  von  000  Talern  ergibt  und  dieser  Betrag  mit 
der  von  Stein  ffir  die  Münstersehe  Landtagsfthigkeit  vor- 
geschlagenen Rente  von  500  Talern  eiuigermafien  Oberein- 
stimmt, während  es  docli  sehr  unwahrscheinlich  ist,  daß 
Stein  für  den  einen  Landesteil  eine  Rente  von  r)«i()  Talern, 
für  den  andern  eine  solche  von  180  Talern,  die  sich  bei 
dem  Kapitals  wert  vou  üOUO  Talern  ergeben  würde,  vor- 
geschlagen hätte. 

Auch  in  Paderborn  und  Münster  wollte  Stein  das 
ständische  Wesen  beibehalten ;  er  schrieb  an  Sack,  der  die 
rechte  Hand  Schulenhurgs  bei  der  Reorganisation  war: 
,Ich  hoffe,  man  wird  die  alte  deutsche  Verfassung,  die  anf 
Grundeigenthum  gebaut  war,  und  die  sieh  in  Westphalen 
erhalten  hat,  nicht  umstürzen;  ich  muß  dringend  bitten, 
die  stäu{lis(  he  Verfassung  vorlilufig  zu  belassen,  sie  hat  in 
Westphalen  das  Zutraneu  der  Kin^esesseuen  und  durch  sie 
erhält  die  LandesverwaUung  ein  Mittel,  die  Eingesessenen 
mit  dem  Geist  und  den  Absichten  ihrer  Maßregeln  bekannt 
zu  machen,  ein  Mittel,  sich  die  Kenntnisse  und  Erfahrungen 
der  grofien  Grundbesitzer,  der  nicht  in  Diensten  und  nicht 
bei  den  oberen  Kollegien  stehenden  Geschäftsleute  zu  eigen 
zu  machen  und  zu  benutzen,  ein  Mittel,  das  Publicum  in 
Verbindung  mit  der  Landes- Administration  selbst  zu  er- 
halten." Und  als  ob  es  daran  noch  nicht  genug  wäre, 
heißt  es  weiter :  ,Der  Deutsche  uud  insbesondere  der  West- 
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phälinger  ist  ganz  zu  einer  solchen  Verfassung  geeignet; 
er  hat  die  zur  Behandlung  der  Geschäfte  in  öffentlicher 
Versammlung  nöthige  Ruhe,  Ordnungsliebe,  Aubänglichkeit 
an  Formen,  Herkommen."  Um  dann,  wie  bereits  früher 
erwfthnt,  fortzufahren :  »Der  windige  Franzose  mufi  mit  der 
Peitsche  eines  Ludwigs  XI.,  Ricbelieus.  Ludwigs  XIV.  ge- 
führt werden;  ihn  entschädigt  befriedigte  Eitelkeit  fOr 
alles  sonstige  Übel  sehlechter  Verwaltung:  ehemals  die 
Ehre,  der  Unterthnn  des  größten  Königs  zu  sein,  jetzt  das 
Luftgebild  der  Gleicliheit." 

Leliiii;iiiii,  als  (T  auf  die  Zusammensetzung  der  Stände 
iu  den  Kutschädigungslauden  zu  sprechen  kommt,  nachdem 
er  gesagt  hat .  daß  die  von  Stein  erstrebten  Stände  keine 
Kopie  der  in  Wahrheit  vom  Staatsoberhaupte  ernannten 
sogenannten  Repräsentation  im  Staate  Bonapartes  sein 
sollten,  fthrt  fort:  «Eine  Frage,  die  sich  nahe  berührte 
mit  dem  sozialpolitischen  Problem,  das  seit  den  Tagen  der 
Assemblöe  Constituante  die  abendlftndische  Welt  Oberhaupt 
besehilftigtc.  Je  tiefer  man  in  die  Geschichte  jener  Zeit 
eindringt,  desto  mehr  überraschtes,  zu  sehen,  wie  gewaltig 
die  franzosischen  Vorgänge  fortdauernd  auch  auf  Deutsch- 
laud  einwirkten."  Aber  im  weitern  setzt  er  dann  aus- 
einander, dafi  Stein  nicht  das  allgemeine  Stimmrecht, 
sondern  die  stftndische  Gliederung  in  Adel  und  Städte  ge- 
wollt habe,  in  der  Weise,  dafi  unter  Adel  alle  großen 
LandeigentQmer  verstanden  seien,  dafi  also  die  bürger- 
liehen Besitzer  großer  Güter  auf  den  Landtagen  Sitz  und 
Stimme  haben  sollten.  Von  der  Zulassung  der  Bauern, 
so  sein  .Nie  im  Geiste  Steins  war,  kann  d<»cli  nach  dessen 
Worten  und  Taten  nur  iiisofi  rn  die  Rede  sein,  als  sie  im- 
stande waren,  eine  Grundrente  von  500  Talern  nach- 
zuweisen (Lebmann,  II,  250—200,  bes.  251—253).  Wie 
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also  bei  diesen  Vorschlägen  keine  Nachahmung  Bonapartes 
Btattgefunden  hat,  so  ist  auch  keine  der  Revolution,  ips- 
besondere  der  Ck>n8titiiante  naehweisbar. 

Aber  nach  der  Behauptung  Lehmanns  soll  Stein  auch 
zur  Zeit  seiner  weltgeschichtlichen  Wirksamkeit  bei  seinen 
ständi^(:hen  Bestrebungen  dem  Beispiele  der  französischen 
Kevolutiou  gefolgt  sein. 

Zum  Beweise  dafbr  beruft  er  sieb  auf  gewisse  Vor- 
gänge auf  dem  Ostpreufiiscben  Generallandtage  vom  2. — 17. 
Februar  1808/ 

Zunächst  muß  auch  hier  wieder  wie  bei  der  btädte- 
Ordnung  darauf  hingewiesen  werden,  daß  es  nicht  neu  auf- 
gefundene Aktenstocke  gewesen  sind,  aus  denen  Lebmann 
seine  Ansieht  Aber  die  AbbAngigkeit  der  Steinseben  Gesetz- 
gebung von  der  franzOsiseben  Revolution  gescbOpft  bat. 
Aus  einer  Stelle  im  Vorwort  zum  zweiten  Bande  könnte 
das  geschlossen  werden.  Es  beifit  da:  „Die  AnfscblOsse« 
die  teils  diese  archivali sehen  Studien,  teils  die  lUnutzung 
der  neuen  Literatur  gewährten,  sind  allen  Abschnitten  zu 
Statten  gekommen.  Ebenso  tritt  der  ostpreußische  General- 
Landtag  von  1H08  mit  den  ständischen  Gegensätzen  und 
konstitutionellen  Zusagen,  die  er  ausloste,  und  der  wichtigen 
Steuer,  die  er  annahm,  erst  jetzt  in  das  gebflbreude  Licht" 
Im  vollen  Gegensatz  dazu  mufi  festgestellt  werden,  dafi 
die  Ansichten  Lehmanns  Ober  den  ostpreufiiscben  Landtag 
und  dessen  Hinneigung  zur  Revolution  ebenso  wenig  wie 
l>ei  der  Städteordnung  auf  arrhivalisciien  Studien  oder  auf 
der  Benutzung  der  neuen  Literatur,  sondern  wietler  ledig- 
lich auf  einer  Vergleichung  des  Inhalts  jener  Verband- 
lungen mit  Vorgängen  der  französischen  Revolution  be- 
ruhen. 


Digitized  by  Google 


3Ö4 


^  Abschnitt.  Die  Beform  Stdn». 


Schon  in  der  Abhandlung  über  den  TJrsprnng  der 

preußischen  P'inkoninionsteuer  (Preußische  Jahrbücher  Bd. 
Iu3  (1901),  31)  beißt  es:  „Noch  einmal  gedenken  wir  der 
französischen  Entwicklung,  die  wie  verschieden  auch  ihr 
Endergebnis  war,  doch  unaufhörlich  ÄDalogien  darbietet. 
Die  ersten  Beratungen  der  Constituante  waren  durch  die 
Frage  der  Stimmordnang  par  ordre  ou  par  t6te  beherrscht 
worden.  Jetzt  fragte  Pr&sident  Auerswald,  der  zum  kdnig- 
licben  Kommissar  auf  dem  Generallandtage  bestimmt  war, 
bei  Stein  an,  wie  abgestimmt  werden  solle.  Nach  dem 
geltenden  Landschaftsregleraent  mußten  die  Stimmen  nach 
der  Zahl  der  zur  Landschaft  gL'hori^'cu  Departements 
(Angerburg,  Mehrungen.  K(»niixs})f rg)  berechnet  werden. 
Auerswald  schlug  vor,  daß  es  dabei  sein  Bewenden  behalten 
möge,  auch  nachdem  nunmehr  die  Kompetenz  der  Ver- 
sammlung auf  allgemeine  Landesangelegenheiteu  erstreckt 
sei;  die  EOlmiscben  Deputierten  sollten  gegenober  den  drei 
Adelsstimmen  eine  Stimme  fQr  sich  fahren.  Stein  war  da* 
gegen.  Man  halte  es,  verfftgte  er  an  seinen  vortragenden 
Rat,  fOr  besser,  dafi  in  Landesangelegenheiten  Yiritim  ge- 
stimmt werde,  indem  auf  diese  Weise  das  Gutachten  jedes 
Einzelnen  deutlich  ausgedrückt  und  bekannt  werde  und  es 
nicht  durch  eine  Nfiijoritjlt  in  den  kleinen  Unterabteilungen 
der  Departements  verschwinde.  Auf  der  Stelle  aber  fahrte 
das  weiter.  Wie  in  allen  Versammlungen  des  ständischen 
Zeitalters  waren  auch  im  ostpreuBischen  Landtage  die  De> 
putierten  an  die  Instruktion  ihrer  Auftraggeber  gebunden 
gewesen:  Stein  machte  diesem  Zustande  ein  Ende.  Die 
Deputierten,  bestimmte  er  weiter,  könnten  ttberhaupt  sich 
nicht  an  Instruktionen  der  Kreise,  von  denen  sie  gewählt 
werden,  binden,  indem  sonst  alle  Stimmfreibeit  und  der 
Nutzen  einer  Generalversammlung  hinwegfalle,  sonder  jeder 
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sei  verpflichtet  und  berechtigt  seine  Meinung  nach  seiner 
Einsieht  und  Überzeugung  freimatig  vorzutragen  und  ab- 
zugeben." 

Im  „Stein*  ist  Lehmann  verschiedentlich  darauf  zu- 
rück gekommen.  Er  beklagt  schon  bei  den  bauernfreuiul- 
lichen  Beh^trebungeu  des  alten  Staatswesens,  daß  die  Kabinetts- 
räte nicht  bereits  zu  Ende  der  17f<»er  Jahre  auf  den  nahe- 
liegenden Gedanken  gekommeu  seien,  das  französische  Bei- 
spiel von  178S nachzuahmen,  die  Kölmer  in  den  ostpreußiscben 
Landtag  zu  berufen,  die  Stimmen  der  borgerlichen  Deputierten 
zu  verstärken  und  durch  das  doublement  du  tiers  den 
Widerstand  des  Adels  zu  brechen  (II,  58). 

Als  es  sich  dann  aber  um  den  Ostpreufiischen  General- 
landta^  von  1808  handelt,  macht  er  zunächst  darauf  auf- 
merksam, daß,  wie  einst  in  Frankreich  vor  der  Berufung 
der  ötats  {jr^nöraux,  mit  der  finanziellen  Frage  sich  die 
coustitutiouülle  vereinigt  habe;  dann  aber  heißt  es:  „Gleich- 
zeitig verwirklichte  Stein  eine  Idee,  die  bereits  von  seinen 
nächsten  Amtbvorgängern  in  der  Zentralverwaltung  vor- 
geschlagen war  und  wieder  an  das  Beispiel  Frankreichs 
erinnert*  Es  bezieht  sich  das  auf  die  KOlmer,  denen 
Stein  jetzt  das  Recht  verschafft  habe,  dafi  sie  in  jedem 
Kreise  einen  Deputierteh  zum  Generallandtage  wählen 
sollten;  niclit  lan^^e  darauf  sei  der  Kreis  der  bürgerlichen 
"Wähler  des  platten  Landes  noch  erweitert,  indem  auch 
die  Doniänru-Krbpächter  das  Wahlrecht  bekommen  hätten. 
Lehmann  gibt  zwar  zu,  daß  trotzdem  die  bürgerlichen 
Stimmen  sehr  gering  gewesen  seien,  fährt  aber  fort:  Den- 
noch war  es,  wenn  wir  Kleines  mit  Großem  vergleichen 
dftrfen,  eine  Mafiregel,  die  sich  in  derselben  Richtung  be- 
wegte wie  das  von  der  französischen  Krone  —  also  nicht 
von  der  Revolution  —  verfQgte  doublement  du  tiers  des 
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Jahres  17Sb''  (II,  18s.  iw).  In  uoch  viel  größerem  Maße 
sei  der  deutsche  Staatsmann  in  die  Fußstapfen  der  Consti- 
tuante getreten  bei  der  Frage  der  Abstimmung;  in  doppelter 
Weiae  sei  er  der  Revolution  gefolgt,  nicht  nur  darin,  daS 
an  Stelle  der  Abstimmung  nach  Landschaftsbearken  die 
nach  KOpfen  getreten  sei,  sondern  auch  darin,  daß  die  Ab- 
Stimmung  nicht  wie  bis  dahin  an  Instruktionen  ge- 
bunden sei. 

Als  dann  Auerswald  in  seiner  Eröffnungsrede  „ein 
ruhiges  Hinsehen  auf  das  Wohl  des  (lan/en,  verbunden 
mit  freiwilliger  Aufopferung  jeder  einseitigen  rrivaUinsicht, 
sobald  diese  den  Beifall  der  Mehrheit  der  Landesmitglieder 
nicht  far  sich  hat",  der  Versammlung  ans  Herz  legt,  bricht 
Lehmann  in  die  Worte  aus:  „Welche  grundstOrzenden  Er* 
eignisse  hatten  geschehen  müssen,  wenn  i^  diesem  ers- 
monarchischen  Preufien  der  Vertreter  des  Königs  ermahnte, 
sich  dem  Willen  der  Mehrheit  zu  unterwerfen.  War  das 
etwas  Anderes,  als  was  1780  in  Frankreich  gefordert  und 
durchgesetzt  wurde?"  (II,  2oH). 

Jawohl  es  war  etwas  Anderes ;  drnn  so  lange  es  ständische 
Versammlungen  gegeben  hat,  so  ist  doch  fUr  die  Beschluß- 
fassung jedesmal  die  Mehrheit  maßgebend  gewesen,  nament- 
lich die  Mehrheit  in  den  Kurien,  sofern  nicht  jura  singu- 
lorum  in  Frage  kamen. 

An  einer  Stelle  hat  Lehmann  selbst  die  Nachahmung 
der  Revolution  durch  Stein  wesentlich  eingeschränkt;  es 
heißt  da  (II,  217):  in  Frankreich  sei  alle  Macht  an  die 
ständische  Versannnlung  gekommen  dergestalt,  daß  die 
Krone  nur  deit  n  Beschlüsse  zu  ratitizieren  gehabt  habe, 
w&hrend  in  Preußen  uüw. 

Was  aber  hat  das  alles  mit  dem  ostpreußischen  General- 
landtage von  1808  zu  tun  V 
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Es  war  ja  gar  kein  wirklicher  Landtig,  wie  er  über 
das  A.L.R.  sich  gutachtlich  hatte  vernehmen  lassen,  wie 
er  noch  1798  wegen  Aufhebung  der  ErbunterUnigkeit  ab- 
gebalten war,  wie  er  1818  die  Initiative  fttr  den  Unab- 
hftngigkeitskampf  ergriffen  hat 

Der  Generallandtag,  um  den  es  sich  hier  handelt,  war 
das  1788  geschaffene  Organ  der  ritterschaftlichen  Kredit- 
genossenscliaft  der  Provinz,  eines  Land-  oder  landschaft- 
lichen Kredit-,  eines  rfandbri«'finstituts.  Lehmann  (II, 
2!isi  sagt  ganz  riditig:  „Im  Jahre  17ö8,  als  die  ostpreußischen 
liittergutsbesitzer  nach  dem  Muster  der  übrigen  Provinzen 
eigene  Pfandbriefe  erhielten,  waren  ihre  zur  Verwaltung 
dieses  Kreditsystems  gew&hlten  Reprftsentanten  mit  dem 
einigermaBen  mifiverst&ndliefaen  Namen  eines  Generalland- 
tags ausgestattet  worden*,  und  in  der  Note  heißt  es:  »der 
Name  ist  jedenfalls  mit  dem  Institute  selber  aus  Schlesien 
gekommen,  wo  nach  der  gänzlichen  Beseitigung  der 
ständischen  Verfassung  durch  Friedrich  II  die  Bezeichuung 
keine  Verlegenheiten  bereiten  konnte ;  anders  in  Preußen, 
wo  z.  B.  Auerswald  in  seinem  Immediatbericht  vom  lu. 
Februar  1808  den  Generallaudtagen  gegenüberstellt  die 
allgemeinen  st&ndisehen  Landtage.* 

Dieser  Landtag  bestand  demgemäß  nach  dem  Regle- 
ment Tom  16.  Februar  1788  und  dessen  Anhang  vom 
12.  Februar  1800  nur  aus  Bittergutsbesitsen.  Die  Be- 
mfung  erfolgte  im  Herbst  1807  zunächst  nur  zu  dem 
Zwecke,  um  im  Interesse  des  Wertes  der  ostpreußischen 
Pfandbriefe  eine  breitere  Basis  dadurch  herzustellen, 
<laß  auch  die  Domänen  in  diesen  landwirtschaftlichen 
Kreditverbaud  aufgenommen  wurden,  eine  Aufnahme,  die 
noch  bis  heute  eine  Singularität  geblieben  ist,  deren 
Bedeutung  aber  noch  heute  in  einem  vieliiach  höheren 
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fidrseokarse  der  ostpreußischen  Pfandbriefe  zutage  tritt; 
und  daß  außer  den  Domftnen  ans  demselben  Grande  die 
sogenannten  KOlmiscben  Gftter  aufgenommen  wurden.  Das 
bald  nach  Steins  Rücktritt  vom  Ministerium  Altenstein- 
Dohna-Beyme  erlassene  Bevidierte  Ostpreußisehe  Land- 
Kchaft*;reglement  vom  21.  Dezeinber  1808  —  AM  Taia- 
grapheii  stark  —  verfügte  die  Aufnahrae  der  Doniftnen, 
der  Kiilniisclu  n  Güter  und  aller  mit  vollem  Eigentum  ver- 
seheneu bürgerlichen  Landgüter  von  wenigstens  500  Talern 
Wert.  In  diesem  Sinne  wurde  die  Organisation  des  Ge- 
neral-Landschafts-DirektoriumStderDepartements-Kollegien, 
des  engeren  Auschusses  und  des  General-Landtags  selbst 
durch  die  §§  26,  66,  148f.,  160  entsprechend  ge&ndert 

Auch  bei  der  Zulassung  der  KOlmer  haben  nur 
wirtschaftliche,  nicht  aber  politische  Grttnde  eine  Rolle 
gespielt.  Es  haiulolL  sich  bei  den  Kölniischen  Gütern  um 
eine  ganz  spezitisch  ostpreußische  Eigeuart,  wie  sie  in 
anderen  Provinzen  sich  nicht  wiederfindet  und  die  sich  auch 
dort  nur  auf  wenige  Kreise  besonders  in  Litthauen  be- 
schrünkt.  Die  Kölmer  waren  deutsche  Kolonisten,  die  von 
der  Ordenszeit  her  nach  der  Kulmer  Handfeste  zwar  in  der 
Regel  keine  Herrschaftsrechte  ausObten,  aber  auch  selbst 
unter  keiner  Privatherrschaft,  sondern  direkt  unter  der 
Landesherrschaft  standen,  die  nicht  nur  fUr  ihre  Person, 
sondern  auch  für  ihre  Güter  völlig  frei  waren.  Mit  wenigen 
Ausnahmen  der  Gerichtsbarkeit  der  Domänen  unterstellt, 
hatten  sie  am  Ii  für  die  Domänen  kein  Scharwerk,  sondern 
nur  einen  geringen  Doraänenzins  nebst  Burgfuhren  und 
Vors])ann  für  die  Reisen  des  Königs  zu  leisten,  während 
im  einzelnen  das  Maß  ihrer  Unterordnung  unter  die  Do- 
mänen noch  heute  streitig  ist  (Knapp,  I,  14,  286;  11,8611., 
855;  Erkenntnisse  des  Obenrerwaltungsgerichts,  YIII,  96; 
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XVI  223;  XXXVII,  148 ff.;  VerwaltuDgsarehiv,  II,  399; 
Entwarf  der  Landgemeinde-Ordnung  1890,  Anl.  A.).  Ob 
man  sie  Bauern  nennen  wUl,  ist  ein  blofier  Wertstreit; 
Untertanige  waren  sie  nicht  Auch  der  Bauemschutz  er- 
streckte sich  auf  ihre  Güter  nicht,  der  Adel  durfte  sie 
kaufen.  Einige  Köhiiisclie  Güter  haben  sich  spAter  zu 
Rittergütern  ausgewachsen.  Am  meisten  sind  sie  den  eng- 
lischen freeholders  zu  vergleichen;  nicht  den  Hoyaschen 
Freien  (II.  V.-  u.  V.Gesch.,  1.  234,  247)  Zur  Aufnahme  in 
die  Kreditgenossenschaft  eigneten  sie  sich  umsomehr,  als 
die  15000  Hufen  der  KOImer  dem  dritten  Teile  des  adligen 
Grundbesitzes  gleichkamen.  Viele  der  Kölmischen  Gttter 
waren  so  grofi,  da8  sich  die  Besitzer  den  schwereren  land- 
wirtschaftliehen Arbeiten  nicht  unterzogen.  Die  sftmtliehen 
Zugcla.^st  nen ,  die  Kuliuer  mit  den  Domünenpilchtern  und 
sonstigen  IMiriierlirlicn  zusammen  liildeten  auf  dem  (H  iu  ral- 
landlage  nur  eine  verschwindende  MinoritiU.  Wie  wenig 
sich  die  Kölmer  bewußt  waren,  der  französisrhen  Revolution 
ihre  Aufnahme  ins  landschaftliche  Kreditinstitut  zu  ver- 
danken, ergibt  sich  aus  der  sowohl  gegen  das  Gendarmerie- 
edikt als  auch  gegen  das  Regulierungsgesetz  gerichteten 
Eingabe,  welche  neben  den  adligen  auch  die  kdlmischen 
Gutsbesitzer  des  Kreises  Mohrungen  im  März  1811  dem 
Könige  fiberreichten,  in  der  es  heißt:  „Der  Einflufi  der 
franzosi-sclien  Gesetze  verbreitete  seinen  giftigen  iiuuch 
über  uns." 

Dieser  angeblich  nach  den  Ideen  der  französischen 
Revolution  durch  die  Zulassung  der  Kölmer  neugestaltete 
Landtag  entbehrte  auch  nach  der  Reorganisation  völlig 
des  eigentlich  bOrgerlichen  Elements,  des  tiers  4tat,  weil 
die  Städte  auf  ihm  nichts  zu  suchen  hatten.  Auf  dem 
wirkliehen  ostpreufiischen  Landtage  bat  es  natQrlich  lAngst 
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vor  der  fiaiizösisehen  Revolution,  ja  solange  es  Landtage 
Uberhaupt  gegeben  hat,  an  Vertretern  der  St&dte  nicht 
gefehlt,  während  die  Kölmer  auf  diesen  wirklichen  Land- 
tagen nur  halb  zugelassen  waren,  da  die  von  ihnen  ent- 
sandten Deputierten  kein  Stimmrecht  hatten  wegen  der 
Fiktion,  dafi  sie  von  der  Ritterscbaft  mitvertreten  wttrden. 
Wie  wenig  Stein  von  diesem  Pseudo-Landtagc ,  den  er  im 
Sinne  der  Revolution  umgestaltet  haben  soll,  wirklich  hielt, 
ist  daraus  zu  erkennen,  daß  er  in  dem  Schreiben  an 
Auerswald  vom  :>1.  Januar  lb08  das,  wie  Lehmann  (II, 
207)  sich  üusdriukt,  „hochbedeutsame  Versprechen"  abgab, 
der  Provinz  einen  echten  und  gerechten  Landtag  su  geben, 
was  Lehmann  das  erste  konstitutionelle  Versprechen  nennt, 
das  von  Seiten  der  Monarchie  in  Preußen  ergangen  sei. 

Sogar  im  Steinschen  Entwürfe  einer  deutschen  Bundes- 
verfassung hat  Lehmann  Einflösse  der  französischen  Re- 
volution wahrgenommen,  insofern  Stein  beim  Verzicht  auf 
eine  starke  Zeutralgewalt  in  den  Einzelstaaten  das  Stände- 
tum  habe  sichern  wollen.  Einflüsse  der  franzus^ischeu  Re- 
volution können  es  doch  nicht  gewesen  sein,  welche  ihn 
▼eranlaßten,  den  mittelalterlichen  Dualismus  von  Landes- 
herm  und  Landstftnden  zu  empfehlen.  Lehmann  legt  aber 
darauf  Gewicht,  daß  hier,  als  der  Friede  ,in  wonniger  NAhe* 
war.  sehr  viel  entschiedener  als  in  der  Nassauer  Denk- 
schrift und  im  Politischen  Testament  das  Individuum 
in  die  Rechte  eintreten  sollte,  die  ihm  nach  Steins  Welt- 
aiiscliauun^'  g(>bührten.  . Wieder  wie  1S08  genjaliiien  seine 
Entwürfe  an  das  französische  Vorbild,  die  Ideen  von  1789, 
nur  an  eine  andre  Reihe  aus  ihrer  Mitte."  Um  eine 
Habeas- Corpus- Akte  habe  es  sicli  ireiiandelt;  zwar  von 
einem  äußerst  geringen  Umfange,  aber  doch  „um  die  Freiheit 
der  Person  sowie  um  das  Recht  flberall  in  Deutschland  zu 
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wohoen  und  Dienste  zu  nehmen;  der  FOrst  darf  sieh  keine 
willkQrlichen  Eingriffe  in  das  Privateigentam  weder  des 

Kinzelnen  iiocli  der  Korporationen  erlauben".  Die  Un- 
abhängigkeit der  Gerichtshöfe  wird  (hidurcli  gesichert, 
daß  das  Verfalireu  öHentlich  ist,  daß  die  Richter  zur 
H&lfte  durch  die  Stände,  zur  Hälfte  durch  die  Fürsten 
ernannt  werden,  daß  sie  nur  durch  ricliterliciios  Erkenntnis 
abgesetzt  werden  kOnnen,  endlich  durch  Einführung  des 
Instituts  der  Geschworenen*  (III,  348  ff.). 

Und  das  sollen  Ideen  von  1789  sein?  In  Wirklichkeit 
waren  es  englische  Nachahmungen,  die  auch  in  Frankreich 
zum  großen  Teile  von  England  importiert  waren;  ger- 
manische Ideen,  die  aucli  in  Deutsclihiiui  zur  Zeit  des 
stilIl(li^chen  Mitri'ginients,  sdu'ar  in  den  Zeiten  des  Ab- 
solutismus zum  Teil  j^u'ltendes  Recht  gewesen  sind.  Aber 
von  englischer  Preß-  und  Versammlungsfreiheit  ist  in  Steins 
Vorschl&gen  keine  Rede. 

Wie  Lehmann  treffend  nachgewiesen  hat,  ist  der  An- 
teil Steins  an  der  nassauischen  Konstitution  von  1814  ein 
aufierordentlich  grofier  gewesen.  Der  Landtag  sollte  ans 
zwei  Bftnken  bestehen,  die  erste  aus  Deputierten  nicht  blo6 
des  lioheu,  sondern  auch  unter  der  Voraussetzung  einer 
gewissen  (lrun(l>>t(Mier  des  niederen  Adels,  die  zweite  aus 
Deputiei  len ,  bei  deren  Wahl  es  el>enfalls  auf  Grund- 
steuerzahlung ankam,  außerdem  aus  Vertretern  der 
katholischen  und  evangelischen  Geistlichkeit,  der  höheren 
Schulen,  sowie  der  Fabrikanten,  Manufakturbesitzer  und 
Kaufleute,  der  drei  letzten  Gruppen,  wenn  sie  su  den 
higheren  Klassen  der  Gewerbesteuer  gehörten.  So  sehr 
Lehmann  von  dieser  Nassauschen  Verfassung  behauptet,  daß 
sie  sich  dem  Steinschen  Ideal  einer  Volksvertretung  nfthere, 

und  die  Frage  erhebt,  ob  sich  nicht  dies  Jüng^te  Staats- 
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gniodgosetz  zu  einem  Archetyp  f&r  alle  kanftig  zu  er- 
lassenden Konstitutionen  ausgestalten  lasse,  so  behauptet 
er  doch  hier  selber  nicht,  dafi  die  Ideen  von  1789  nach- 
geahmt seien,  gesteht  vielmehr  zu,  dafi  Stein  sie  als  eine 
englische  Nachahmung,  nach  Terjüngtem  Mafie  auf  viele 
englische  Besitzungen  wie  Kanada  angewandt,  bezeichnet. 
MliDster  hatte  doch  Recht,  wenn  er  einwandt»»,  daß  man 
i'ineni  solclu'u  Lslndchen  nicht  eine  Verfassung  alll)a^^ien 
dürfe,  an  die  sich  selbst  eine  grüße  Nation  nur  langsam 
gewöhnt  habe  (Lehmann,  III,  34s,  :^!ts\  41 0). 

Wie  verhielt  es  sich  nun  in  Wahrheit  mit  Steins 
ständischen  Plänen? 

Die  ständelose  Zeit  sollte  aufhören;  so  tief  war  er  von 
der  Notwendigkeit  der  Stände  durchdrungen,  dafi  er  den 
Verdiensten  des  Absolutismus  und  des  Beamtentums  nicht 
immer  ganz  gereclit  wurdo.  Er  wollte  die  Stände  aufrecht 
erliulteu,  wo  sie  sicli  erhalten  hatten,  er  wollte  sie  neu 
einführen,  wo  sie  aufgehoben  waren. 

Eine  geschriebene  Verfassung  wie  iu  Warschau  und 
Westfalen  wollte  er  nicht  (Lehmann,  II,  447). 

Mit  der  Neueinfahrung  von  Ständen  hatte  Stein  keine 
Eile.  Nicht  aus  Rücksicht  auf  den  EOnig,  der  damals,  wie 
es  in  der  Vita  heifit,  ^zur  Bildung  von  Beichsständen 
geneigt  war",  sondern  aus  zwei  ganz  anderen  Gründen. 
Erstens  wollte  er  vorher  den  Unterbau  in  den  Gemeinden  und 
Kreisen  herstellen,  wAhit  iid  er  Provinzial-  und  allgemeine 
Stände  als  den  Sciilußsteiu,  als  die  Krönung  des  Gebäudes 
betrachtete.  Zweitens  war  er  sich  selbst  noch  nicht  klar 
über  die  Art  und  Weise  der  Hei'stellung,  weniger  über  die 
Zuständigkeit  als  über  die  Zusammensetzung;  es  gährte 
noch  in  ihm. 

In  der  Nassauer  Denkschrift  kommt  er  erst  hei  der 
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Uiiibihluiig  (if'r  rrovinzialverwiiltung  darauf  zu  sprechen. 
„Ist  der  Eigenthümer  von  aller  Theilnahme  an  der  Pro- 
vinzialverwaltung  ausgeschlossen,  so  bleibt  das  Band,  das 
ihn  an  sein  Vaterland  bindet,  unbenutzt  .  .  ,Es  ist 
wirklich  ungereimt,  zu  sehen,  dafi  der  Besitzer  eines 
Grundeigenthums  oder  eines  'andern  Eigenthums  von 
mehreren  Tonnen  Goldes  eines  Einflusses  auf  die  Angelegen- 
heiten seiner  Provinz  beraubt  ist . . „Vielleicht  entsteht 
der  Zweifel,  oh  eine  Thoilnaliiue  der  Eigenthümer  an  (h^r 
Provinzial-Regierung  in  den  polnisch-preußischen  Provinzen 
moglicii  sei  .  .       Weiter  nichts. 

In  dem  Briefe  iSteius  an  Hardenberg  vom  8.  De- 
zember 1807,  der  nach  Lehmann  (II,  7())  „unbedenklich 
zur  Commentirung  der  Nassauer  Denkschrift  benutzt 
werden  kann",  heißt  es  doch  auch  nur:  «ich  halte  es  fflr 
wichtig,  die  Fesseln  zu  zerbrechen,  durch  welche  die 
Bureaukratie  den  Aufschwung  der  menschlichen  Thfttigkeit 
hemmt  .  .  .*  „man  muß  die  Nation  daran  gewöhnen,  ihre 
eig<'nen  Gescliilftc  zu  verwalten",  und  zugleicli :  „der  t'her- 
gang  aus  dem  alten  Zustand  der  Dinge  in  eine  neue 
Ordnung  darf  nicht  zu  hastig  sein,  und  man  muß  die 
Menschen  nach  und  nach  an  selbständiges  Handeln  ge- 
wöhnen, ehe  man  sie  zu  großen  Versammlungen  beruft* 

Der  Organisationsplan  enthalt  erst  recht  nichts. 
Lehmann  (II,  371)  äußert  sich  darüber  in  folgender  Weise : 
«Erinnern  wir  uns  der  Worte,  die  Stein  eben  damals  an 
seinen  Bundesgenossen  Hardenberg  richtete  Ober  die  Noth- 
wendigkeit.  die  Fesseln  der  Bureaukratie  zu  zerbrechen,  so 
könnten  wir  wohl  erwarten,  in  dem  Organisationsplan 
mehr  von  der  Selbstverwaltung  und  den  Ständen,  als  von 
der  Bureaukratie  zu  finden.  Aber  wir  hörten  auch,  daß 
Stein  seine  Preußen  allm&hlich  daran  gewöhnen  wollte. 
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selbständig  zn  handeln;  erst  sollten  sie  im  Kleinen  sieb 

bewähre«,  ehe  sie  zu  Großem  berufen  würden.  Für  die 
nilcliste  Zeit  soUto  die  Burcaiikratie  noch  das  Übergewicht 
in  der  Regierung  des  ( ieiiieinwesens  haben." 

Daß  das  Kdikt  und  Ilau.^^gcsetz  vom  17.  Dezember  lb08 
über  die  Veräußerlichkeit  der  königlichen  Domänen  „aber- 
mals ein  Vordringen  der  konstitutionellen  Ideen  bedeute", 
indem  es  die  Zuziehung  der  Stände  und  deren  Mitunter- 
Bchrift  anordnete,  kann  Lehmann  (II,  585)  zugegeben 
werden.  Nur  darf  aus  seiner  Darstellung  nicht  heraus- 
gelesen werden,  als  ob  Stein  dabei  die  InitiatiTe  ergrllTen 
habe:  Lehmann  sagt  ja  selbst,  daß  Stein  anfangs  genieint 
habe,  die  einfache  Kiklärnng  des  Königs  würde  genügen, 
daß  erst  der  ostpreußische  Landtag  die  Befragung  der 
Stände  verlangt,  daß  Stein  sich  gefügt  habe.  Es  wäre 
besser  gewesen,  da  Lehmann  dock  die  zur  Beratung  aber 
diesen  Gesetzentwurf  am  26.  Oktober  1808  abgehaltene 
Generalkonferenz  erwfthnt,  den  Umstand  mit  zu  erwähnen, 
daß  Stein  sieh  nach  Ausweis  des  Protokollbuchs  durchaus 
passiv  verhalten  hat.  In  der  ganzen  Lehmannsehen  Dar- 
stellung wird  übrigens  mit  Reichsstftnden  oi»eriert,  während 
im  Edikt  nur  von  ProvinziplstaiKit  u  die  Rede  ist. 

Pertz  (I)enk?cliriften  des  Ministers  Freilu  rrn  von  Stein 
über  tleutsche  Verfassungen,  2)  hat  ganz  recht,  daß  die 
Angelegenheit  der  preußischen  Reichsstände  1808  nur  bis 
zur  Sammlung  von  Entwarfen  gelangt  sei,  ganz  im  Gegen- 
satz zu  Lehmann,  der  (II,  605)  behauptet,  daB  unter  den 
Gegenständen,  welche  bei  Steins  Abgang  »tbeils  dem  Ab- 
schlufi  nahe,  theils  weit  vorgeschritten,  theils  angeregt" 
gewesen  seien,  auch  die  Verordnung  über  die  Reichsstände 
sich  befunden  habe;  sie  könnte  doch  nur  zu  den  .an- 
geregten"   Gegenständen    gehört   haben.     Ernstlich  in 
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Betracht  Vouiint  nur  die  \  inckesclie  Denkschrift  vom 
20.  Sc'pteiui)er  i!^(»8  über  die  Organisation  der  stiindischen 
Repräsentation  (Pertz,  2— die  liinter  der  früheren  über 
die  Gemeinde-  und  Polizeiverh&ltnisse  des  platten  Landes 
weit  zurQcksteht.  Stein  selbst  hat  in  dem  Briefe  an 
Beyme  vom  28.  Januar  1809  die  Verhandlungen  aber 
Reiehsstände  als  „noch  nicht  zur  Reife  gediehen**  bezeichnet 
(Bassewitz,  II,  G:32). 

Erst  seit  181(5  liegen  eingehendere  Äußerungen  Steins 
über  die  stäudisclu'  Verfassung  vor. 

Zu  keiner  Zeit  st  iues  Lehens  aber  \>t  er  für  Nach- 
ahmung der  franzü>i>chen  Revolution  gewesen. 

Er  hat  stets  die  Landstandschaft  an  den  Besitz  ge- 
bunden, nicht  bloß  an  den  Grundbesitz,  sondern  auch  an 
sonstigen  Besitz  jeder  Art;  namentlich  im  politischen 
Testament  wird  das  Recht  auf  Repräsentation  .jedem 
aktiven  StaatsbOrger'  zugestanden,  „er  besitze  hundert 
Morgen  oder  einen,  er  treibe  Landwirtschaft  oder  Fabriken 
oder  Handel,  er  habe  ein  bürgerliches  Gewerbe  oder  sei 
durch  geistige  Bande  au  den  Staat  gckuüi)ft" ;  ebenso 
wird  in  der  Beurteilung  des  Khedigerschen  Entwurfs; 
Eigentum  jeder  Art  erfordert ,  ^auch  das  zerstückelte 
Eigentum  des  Bauern,  auch  das  Mobiliareigentum  neben 
dem  Eigentum  auf  die  GeistestStigkeit**. 

Er  hat  sich  stets  dafar  ausgesprochen,  daß  die  Re- 
prftsentation  auf  ständischer  Gliederung  beruhen  solle, 
„wir  finden  alle  uns  bekannten,  einigermaßen  gebildeten 
Nationen  in  Stande  abgetheilt".  Und  zwar  sollte  jeder 
Staud  aus  >einer  Mitte  wählen,  .,daniit  nicht  Advocaten 
gewählt  werden,  namentlich  der  Bauernstand  soll  durch 
Bauern  vertreten  werden."  Er  wollte  gerade  im  Hinblick 
auf  die  Zusammensetzung  der  Constituante  mit  ihren  272 
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Advokaten  nicht  nur  Advokaten,   Pamphletisten  und 

Schreier,  die  alles  ihrer  Eitelkeit  nnd  Neuerungssucht 
aufopferten,  soiidern  auch  die  Gelehrten  ausgeschlossen 
wissen,  weil  die  wirklichen  Gelehrten  nicht  Zeit  liiUtPii, 
am  Getümmel  des  Forums  und  des  Senats  teilzunehmen, 
und  weil  die  in  die  Politik  verschlagenen  Naturwissen- 
schaftler geradezu  schädlich  wirkten. 

Stein  war  für  diejenige  Bt&ndische  Gliederung,  in  die 
alle  Nationen  geteilt  seien,  für  die  Scheidung  des  Volks  in 
Adel,  Bürger  und  Bauern;  er  sowohl  wie  Arndt,  wie 
Gneisenau  wollte  einen  Vertretungskörper  aus  den  ver- 
schiedenen Standen  der  Gesellschaft  und  nicht  aus  der 
Gesanitiiiasse  der  Nation,  wodurch  iiauptsiulilich  nur  un- 
praktisch»* Gelf'hrte  und  unruhige  Advokaten  in  die  Ver- 
sammlung kommen  würden  ( Delbrück,  Gneisenau.  V.  38(5). 

Von  der  Landstandschaft  des  Adels  ist  in  dem  Briefe 
an  Sack  vom  2.  Oktober  1802  die  Rede:  „Man  hüte  sich 
doch  nur  fOr  den  zur  Mode  gewordenen  Hafi  gegen  den 
Adel.  Man  denke  sich  doch  nicht  hei  Adel  ein  Monopol 
der  Stellen,  Stammh&ume,  Prfthenden,  sondern  das  Corpus 
der  grofii^n  Landeigenthflmer,  die  der  Natur  der  Sache 
nach  Eintliili  hahen ,  und  durch  U!iaiiflü>liche  Bande  au 
das  Interesse  des  Landes  gekettet  wird;  man  nelinie  d.iher 
auch  alle  großen  Güterhesitzer  auf  die  Landt ntio  auf, 
worunter  sehr  ansehnliche  bürgerliche  Familien."  Doch 
gibt  es  darüber,  ob  der  Adel  mit  dem  großen  Grundbesitz 
identisch  sein  solle,  ob  auch  bargerliche  Grofigmndbesitzer 
zum  Adel  zu  rechnen  seien,  widersprechende  Aufierungen 
(Delbrfick,  Gneisenau,  V,  31).  Sogar  in  der  Rhein- 
provinz wollte  er  dem  Adel  eine  Vertretung  auf  den 
Landtagen  gewahrt  wissen;  in  den  Bemerkungen  zu 
Humboldts  Entwurf  vom  25.  Februar  1818  (Pertz,  V,  330) 
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heißt  es,  wenn  auch  in  einzelnen  Tlieilen  der  Rliein- 
provinz,  in  den  Regierungsbezirken  Cohlenz  und  Trier,  der 
Adel  theils  durch  Erlöschen,  theils  durch  Entfernung  fast 
▼erschwunden  und  dort  auf  dem  liukeo  Rheinufer  zwar 
nicht  bei  der  Volksmasse,  wohl  aber  beim  Haufen  demo- 
kratischer Schwätzer  in  den  St&dten  ein  starker  Adelshaß 
bestehe,  so  sei  von  letzterem  in  Westphalen  keine  Rede, 
wohl  aber  gebe  es  hier  neben  den  5-6  Mediatisirten 
50 — altadlige  Familien,  von  denen  wohl  20  ein  Ein- 
küniinen  von  IOikm»— ]r)(i(»0  Thaler  besüßen. 

Im  Interesse  des  Adels  liat  ich  Stein  am  12.  Fe- 
bruar 1810  für  eine  Herreubank  in  deutschen  Stäude- 
versammlungen  ausgesprochen,  weil  die  Anhänger  einer 
einzigen  Kammer  leicht  alles  nivellieren  wollten  (Portz, 
Denkschriften,  23—27).  In  dem  Briefe  an  Schlosser 
verlangt  er  sogar  drei  Abteilungen;  die  eine  gebildet 
ans  dem  Adel,  '  der  höheren  Geistlichkeit  und  dem 
höheren  Lehranstalten;  zum  Adel  rechnet  er  alle  die, 
welche  adligen  Geschlechts  siiul  und  ein  Kitter^iut  im 
Werte  von  20000  Talern  lu\<itzen:  dip,riii,ucii  Adligen, 
welche  3oon  Taler  P^inkoniuien  haliL'u,  iic-it/t  ii  ein  Viril- 
stimmrecht; zur  zweiten  Abteilung  gehör»  n  die  Städte, 
welche  auf  je  0000  Einwohner  einen  Abgeordneten  ent- 
senden; zur  dritten  die  l&ndliehen  Omndbesitzer  von  einem 
gewissen  Zensus,  dessen  Betrag  offen  gelassen  ist;  jeder 
dieser  Stftnde  hat  gleich  viel  Stimmen  (Pertz,  Denkschriften, 
28—84).  Fast  wörtlich  ebenso  hat  er  sich  am  27.  Mftrz 
1818  gegen  Nesselrode  und  Spiegel  geäußert  (Pertz,  Denk- 
schriften. .")4  flf.). 

Natürlich  wollte  t^tein  so  gut  wie  die  städtischen 
Bürger  auch  die  Bauern  auf  den  Landtagen  haben;  so 
schon  im  Schreiben  an  Auerswald  vom  31.  Januar  lb08. 
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SO  auch  in  der  Denkschrift  Ober  die  Bildung  der  Pro- 
▼inzialstflnde  in  Westfalen  vom  81.  März  1817,  in  der  auch 

ausgeführt  wird,  daß  sie  mit  einem  Eigentum  von  gewisser 
Giöße  anut'sessen  sein  müßten,  schon  um  die  rabulistischen 
Kh)}»ff*  chter  femzulialf  eu  (Pertz.  V,  127).  Deshalb  ruhte 
für  ihn  die  ostfriesische  ^^Mfassuüg  auf  richtigen  Grund- 
lagen, wo  alle  freien  Eigentümer  von  einem  gewissen  Ver- 
mögen wahlberechtigt  waren  und  die  zu  Wählenden  etwas 
wohlhabender  sein  mufiten. 

Es  war  doch  auch  das  keine  Nachahmung  des  re- 
volutionären Frankreichs,  daß  es  Stein  vor  allem  auf 
Provinzialstände  ankam.  In  der  Nassauer  Denkschrift  ist 
nur  von  sidchen  die  Uedi';  die  meisten  Äußerungen  Steins 
liber  ständisriies  Wesen,  über  die  ZiKsammensetzung  und 
Zustiindigkeit  ständisclier  Organe  beziehen  sich  auf  Pro- 
vinzialstilnde.  Nicht  nur  deshalb,  weil  er  den  Provinzial- 
geist  gepflegt  haben  wollte.  «Provinzialismus",  schrieb  er 
an  Httffer,  «mufi  bleiben  und  Provinzialstände ;  ersterer 
wegen  Verschiedenheit  der  Volksstämme,  alter  geschicht- 
licher Institutionen,  die  noch  bestehen**;  die  Ausbildung 
des  Örtlichen,  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Verwaltung  der 
Orts-  und  Provinz! al beb örden  bezeichnet  er  als  die  Auf- 
gabe der  Provinziulstände.  Sondern  auch ,  weil  diese  die 
Vorschule  für  die  allgemeinen  Stäude,  die  lieichsbtäutle 
sein  sollte. 

Er  wollte  auch  lieichsstände,  sie  seien  durch  Provinzial- 
stände auf  die  Dauer  nicht  zu  ersetzen;  sie  seien  namentlich 
im  Interesse  der  allgemeinen  Gesetzgebung  nicht  zu  ent- 
behren. Aber  gerade  mit  der  EinfQhrung  der  Reichsstände 
hatte  Stein  es  nicht  eilig;  erst  aus  der  Wirksamkeit  der 
Provinzialstände  solle  man  Erfahrungen  sammeln;  er  bat 
zur  Geduld  gemahnt ,  als  das  leichtsinnige  Versprechen 
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Hardenbergs  vom  22.  Mai  1S15  nicht  gloich  aus^Tfühit 
wurde;  er  hat  gegenüber  dem  Antrage  des  westfälischen 
Provinziallundtags  auf  Reichsstände  eine  ablehnende 
Haltung  eingenommen  (Pertz,  Denkschriften,  2Ü2);  er  hat 
um  dieselbe  Zeit,  oach  der  Julirevolution,  geschrieben: 
«eine  andre  Frage  ist,  ob  Reicbsstftnde  jetzt  zu  bilden, 
jetzt  in  diesem  aufgeregten  Momente;  sicherer  ist  es,  die 
mehrere  Volksbildung  zum  öffentlichen  Leben  abzuwarten 
und  hierzu  noch  einige  Vorbereitungen  zu  treffen;  nichts 
drängt ,  wir  haben  einen  höchst  verehrungswürdigen  und 
verehrten  König"  (Pertz.  Denkschriften,  258).  So  auch 
Gneisenau,  der  um  dirselbf  Zeit  an  Stein  schrieb,  er  habe 
dem  Staatskauzicr  niiiiidlich  und  schrill  lieh  ausgesprochen, 
daß  es  zunächst  mit  den  Provinziallaudtagen  genug  sei, 
dafl  fttr  Reichsst&nde  eine  weitere  Ausbildung  fflr  das 
öffentliche  Leben  erforderlich  sei  (Pertz,  Denkschriften,  208). 

Mit  größter  Befriedigung  hat  Stein  sieben  Jahre  hin- 
durch seines  Amts  als  Landtagsmarschall  des  westfiilischen 
ProYinziallandtags  gewaltet,  obwohl  die  Zusammenfietzung 
nicht  in  jedem  einzelnen  Punkte  seinen  Wünschen  ent- 
sprach, namentlich  darin  nicht,  daß  vom  Adel  mir  die 
(Irundbesitzer,  daß  auch  die  bürgerlichen  (irundbe>itzer  zu- 
gelassen waren,  daß  von  den  städtischen  Abgeordneten 
Grundbesitz  verlangt  wurde  und  daß  an  Stelle  der 
Kurienverfassung  die  itio  in  partes  getreten  war. 

Auch  die  Zuständigkeit  der  Stände  hat  Stein  nicht 
nach  französisch-revolutionärem,  sondern  nach  geschichtlich- 
deutschem  Vorbilde  bemessen  wollen.  Es  wäre  nicht  richtig, 
aus  den  Worten  der  Denkschrift  vom  April  1806  „Der 
preußische  Staat  hat  keine  Staatsverfassung,  deiiu  die 
oberste  Gewalt  ist  nicht  /.wi>clien  dem  Staatsoberhaupte 
und  den  Stellvertretern  der  l^atiou  getheilt"  die  Folgerung 
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zu  ziehen,  daß  das  nunmehr  geschehen  solle;  das  läge 
nicht  im  Geiste  Steins,  der  vielmehr  nur  die  Folgerung 
zog,  daß  die  Uegietungsvorfassung  dahin  geändert  werden 
sollte,  daß  dem  Staatsbürgertum  daran  eine  Beteiligung 
hinfort  gewährt  würde.  »Heilig  war  und  bleibe  ans  das 
Recht  und  die  Gewalt  unsen  KOnigs"  heifit  es  im  politischen 
Testamente  (Fertz,  II,  311).  Stein  hat  nicht  den  Schwer^ 
punkt  des  Staatslebens  in  die  Stände  verlegen,  nie  ein 
suspensives  Veto  einfahren  wollen.  Er  hat  sich  aus* 
drfleklich  dagegen  verwahrt,  daß  es  eines  neuen  Ge- 
sel]>chaftsvertrages  bedürfe,  Preußen  sei  keine  Kolonie; 
der  König  besitze  unbestritten  die  gesetzgebende  Gewalt. 
An  (las  altständische  Vorbild  schloß  er  sich  au,  indem  er 
für  die  Stände  eine  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung 
und  bei  den  Steuern  in  Anspruch  nahm;  insbesondere 
bei  der  Bewilligung  der  Steuern.  Stein  war  sogar  fflr 
jahrliche  Neubewilligung  der  Abgaben,  aber  nur  als 
Mittel,  um  eine  jährliche  Berufung  sicherzustellen  und 
weil  er  es  für  ganz  ausgeschlossen  hielt,  dafi  ein 
solches  Recht  jemals  dazu  mißbraucht  werden  könnte, 
dadurch  den  Schweipunkt  ins  Pailaiiient  zu  verlegen. 
„Denn  wie  könnte  eine  Sti"m'Ie\ ersamuilung  es  wagen, 
durch  vorenthaltene  Verwilliguiig  des  gewöhnlich  Noth- 
wendigen  den  Gang  des  Staatshaushaltes  zu  zerrtttten, 
mit  dessen  ruhigem  Fortgang  das  Interesse  der  Nation  auf 
so  mannigfaltige  Weise  innerlieh  verbunden  ist;  ffir  die 
Finanzen  ist  diese  Vorschrift  unschädlich,  für  die  Ver- 
sammlung der  Stände  eine  Borgschaft"  (Portz,  V,  328). 
„Das  Budget  verweigern  heißt  den  Staatskörjjer  paralysiren ; 
er  erstarrt.  Ktgiciuiig,  Verwaltung,  innere  Sicherheit, 
äußere  Sicherh'  it .  das  Eigentum  der  Staatsgliiubiger,  die 
liechte  der  ütieutlicheu  Beamten  werdeu  gefährdet,  und 
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eine  solche  Befugnis  wird  einer  Kammer  von  ein  Paar 
bnndert  Menschen  eingerftumt,  die  dem  Irrtum,  dem 
Fraktion^geist  unterworfen  sind'  (Pertz,  VI,  1170).  „Die 
Verwilligung  oder  Verweigerung  von  Abgaben  ist  nichts 

Willkürliches,  es  kann  nur  nach  festen  (Irundsiltzen  mit 
Bcol»achtung  heiliger  Pflichten  ausgeübt  werden"  (An 
Gagern  im  Hinblick  auf  Frankreich).  „Ich  finde  es  ver- 
werflich, den  Ständen  das  Recht  der  Verweigerung  des 
Budgets  einzuräumen )  man  giebt  ihnen  hierdurch  das 
Recht,  den  Staat  aufzulösen,  oder  Armee,  Rechtspflege, 
Verwaltung,  Kirche  und  Staatsglftubiger  zu  vernichten. 
Über  Verwilligung  neuer  Ausgaben  lasse  man  handeln, 
berathen;  über  die  Ausgaben  mag  man  erinnern,  sieh  be- 
schweren, aber  das  ganze  Staatsgebüude  umzustl\rzen,  dazu 
ist  N'iemand.  er  sei  Fürst  oder  Parlament,  befugt"  (Pertz, 
Denkschriften,  'i'itl). 

Gneiscnau,  an  den  dies  b^chreiben  gerichtet  war,  hat 
sich  schon  früh  in  demselben  Sinne  aus^^csprochcn.  „Meine 
Hauptgrundsätze  hier&ber  sind,  dafi  eine  Constitution  durch- 
aus nur  vom  KOnig  als  ein  Gnadengeschenk  ausgehen  mflsse, 
dafi  eine  Zivilliste  nicht  stattfinden  dfirfe,  sondern  der  König 
seine  Domänen  als  ein  Privateigentum  behalten  müsse, 
woraus  er  zu  den  StaatsbedOrfnissen  so  viel  als  ihm  ge- 
uelim  sei,  beitragen  könne;  —  d;,ß  ferner,  hei  aller  Frei- 
heit der  Beratung  deniicch  dem  König  und  seineu  Ministern 
so  viel  Macht  verbleiben  müsse  um  den  Staat,  bei  seiner 
gefährlichen  Stellung  zwischen  den  großen  Mächten,  in 
achtbarer  Stellung  gegen  das  Ausland  zu  erhalten  und 
femer  zu  entwickeln,  denn  wir  in  Preufien  würden,  bei 
einer  so  demokratischen,  stfirmischen  und  gefahrvollen 
Constitution  wie  die  englische,  wahrscheinlich  zu  Grunde 
gehn"  (DelbrOck,  V,  386). 
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Tl.  Die  EinkommeiiBteiier. 

Lehmann  l>ehaui)tet,  daß  Stein  der  Urlieber  der  Ein- 
kommensteuer für  Preußen  sei.  und  daß  er  auch  dabei  die 
französische  Revolution  nach*ieahmt  habe. 

Die  französische  lievolution  hatzuuilchst  diel»estelieuden 
Steuern  in  groß«'iii  Umfange  abgeschafit,  die  taille,  den 
vingtieme.  die  ra])itation,  die  droits d'aides,  die  Consumtions^ 
abgaben,  insbesondere  die  Getränkesteuem ,  die  Abgaben 
von  Zucker  und  Salz,  das  Tabaksmonopol 

Hinsichtlich  des  Neubaus  schrieb  Art.  13  der  Mensehen- 
rechte  vor:  Pour  Tentretien  de  la  force  publique  et  pour 
les  depenses  d^administration  une  contribution  commune 
est  indispensahle ;  eile  doit  etre  (^galemenf  n''i)artie  eiitre 
tous  les  ritoyens  en  raison  de  leurs  facultt  s.  Aher  nicht 
diese  rrinzijüen  sind  für  den  Neubau  maßgebend  gewesen, 
sondern  in  ganz  außerordentlich  weitem  Umfange  die  Vor- 
arbeiten aus  der  Refonnzeit  des  ancien  regime,  an  die  sich 
die  leitenden  Mftnner  der  Constituante  mit  flberraschender 
Unbefangenheit  gehalten  haben.  Nicht  eine  Einkommen- 
steuer, wie  Tielleicht  naive  Gemflter  aus  der  Fassung  der' 
Menschenrechte  folgern  würden,  sondern  eine  Anzahl  von 
Ertragssteuern  sollten  hinfort  das  Tlückgrat  des  Steuer- 
wesens bihlen;  als  Iluuptsteuer  in  (iemäßheit  der  plivsio- 
kratischen  Zeitideen  eine  Grundsteuer  nach  dem  (ie>etze 
vom  1.  Dezember  1790;  daneben  eine  Personalsteuer  nach 
dem  Gesetze  vom  M.  Januar  1791,  eine  ziemlich  rolie  Kopf- 
Steuer  im  dreifachen  Betrage  des  Tagelohns,  also  im  Werte 
von  drei  Arbeitstagen ;  sodann  eine  Mobiliarsteuer  nach 
dem  Gesetze  vom  16.  Februar  1791,  eine  Steuer  von 
Renten,  Geschftftsgewinnen,  Gehftltem,  bei  deren  Veran- 
lagung lediglich  der  Betrag  der  Miete  maßgebend  war; 
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endlich  eine  Gewerbesteuer  nach  dem  Gesetze  Yom  2./11. 
März  1791.  Neben  diesen  direkten  Steuern  kamen  als 
indirekte  in  Betracht:  die  Zölle  nach  dem  (besetze  vom 

2.''ir).  Milrz  1791;  die  LiUi  gistreiuentsabiiabdi  vuui  Besitz- 
wochst'l,  vum  l  iHsaiz  und  von  Erbschaften  nach  dem  Ge- 
setze vom  5./l>.  Dezember  171K);  endlich  die  Stempelsteuer 
nach  dem  (lesetze  vom  12.  Dezember  1790/18.  Februar  1791, 

Nicht  erst  unter  Napoleon,  sondern  in  der  Hauptsache 
schon  unter  dem  Direktorium  ist  das  Werk  der  Constituante 
revidiert  und  ergänzt  worden;  die  Grundsteuer  durch  das 
noch  heute  geltende  Gesetz  vom  3.  Frimaire  VII  (23.  November 
1789),  die  Personal-  und  Mobiliarsteuer,  die  1793  auf- 
^(ehoben,  aber  unterm  4.  Thermidor  III  (22.  Juli  1795) 
wiederhergestellt  umt  initerni  <i.  Fructidor  IV  (28.  August 
179»»)  auf  die  liberalen  l'r()le>siouen  ausgedehnt  war,  durch 
die  Gesetze  vom  7.  lirumaire  VI  (28.  Oktober  1797)  und 
1.  Bnimaire  VII  (22.  Oktober  1798);  neu  hinzugefügt  wurde 
danuüs  die  Tar-  und  Feustersteuer  durch  Gesetz  vom  4. 
Frimaire  VII  (24.  November  1798).  Der  Ausbau  der  Stempel- 
steuer ist  durch  Gesetz  vom  3.  Brumaire  VII  (13.  November 
1798),  der  der  Enregistrementssteuer  durch  Gesetz  vom 
22.  Frimaire  VII  (12.  Dezember  1798)  erfolgt.  Napoleon 
hat  nur  eine  Nachlese  gehalten,  indem  er  1804  und  1805 
die  Getriinkesteuer ,  180r)  die  Salzsteuer  und  1810  das 
Tabaksnioiiopol  wiedereinführte  (iStourm,  Les  tinauces  de 
l'ancien  rC'gime  et  de  la  r«!'volution,  T.  I,  II,  Paris  1885, 
besonders  II,  39<iiT. ;  (iomel,  Histoire  financiere  de  la  Con- 
stituante; Adolph  Wagner,  Finanzwissenschaft,  III,  120, 
367,  443.  505,  IV,  382). 

Auch  im  ganzen  Verlaufe  des  19.  Jahrhunderts,  unter 
der  Restauration  und  unter  der  Julidynastie,  unter  Napoleon 
III  und  unter  den  beiden  Republiken  sind  alle  Versuche, 
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eine  Einkommensteuer  einzuführen,  gescheitert,  bis  auf  den 
beutigen  Tag,  sodafi  Adolph  Wagner  mit  vollem  Rechte 
sagt:  ,Wie  im  ancien  regime,  so  sind  auch  jetzt  trotz 
Erbschaftssteuer  und  Registerabgaben  die  reicheren  Klassen 
weniger  belastet  als  die  unteren;  nur  dafi  die  rechtlichen 
und  faktischen  Steuerprivilegien  damals  dem  Adel  und 
Klerus,  heute  aber  der  kapitaliätischeu  Bourgeoisie  zugute 
kommen." 

Al>er  Lehmann  bringt  es  fertig,  der  ersten  französischen 
Revolution  den  Ruhm  der  Einführung  einer  Einkommen- 
steuer zu  vindizieren;  er  zieht  eine  Maßnahme  des  Konvents 
herbei  aus  dessen  gewaltsamster  Zeit  oder,  wie  er  seihst 
sich  ausdrückt,  .eine  nicht  sowohl  der  organischen  Gesetz- 
gebung angehOrige,  sondern  durch  ganz  aufierordentliche 
Umstünde  herbeigeführte".  Es  handelt  sich  nftmlieh  um  das 
Dekret  vom  3.  September  171>3,  „qui  ^tablit  un  emprunt  forc«^" 
und  die  da/u  grlun  i^'en  Instruction  7.  September  17*.>3.  Nach- 
dem in  Art.  1 — 12  die  Normt  ii  für  die  Deklaration  gegeben, 
in  Art.  13  die  A1»züge  für  Verheiratete  und  Unverheiratete 
geregelt  sind,  auch  am  Sclilusse  des  Art  13  gesagt  ist,  le 
surplus  du  revenu  sera  soumis  k  Temprunt  foroö  dans  les 
proportions  ci-apr^  dötermin^es,  setzt  der  Art  14  die 
Taxen  fest,  sie  betragen  hei  1000  livres  Einkommen:  100; 
bei  1500  :  200;  bei  2000  :  800;  bei  3000  :  600;  hei  4000 : 
1000;  bei  5000:1500;  hei  6000:2100;  bei  7000:2800;  bei 
8000:  3000;  bei  9000:4500;  bei  10000:5500;  bei  11000: 
0500;  bei  30  000:25  500;  bei  0<;  (loO  :  55  5oo ;  bei  100  000: 
05000.  (Das  Dekret  findet  sich  natürlich  nicht  in  dem 
erst  im  Dezember  1793  gegründeten  Bulletin,  auch  nicht 
in  der  seit  1800  herausgegebenen  Sammlung  der  vor  Er- 
richtung des  Bulletins  erschienenen  revolutionären  Gesetze, 
da  nur  diejenigen  aufgenommen  wurden,  welche  für  die 
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KechtsanwriKluiij;  nocli  Bedeutung  hatten;  Lehiuaim  hat 
den  Proct's  verl)al  de  la  Convention  nationale  I,  20.  47 — l^ö 
beautzt;  das  Dekret  hiidet  sich  außerdem  in  der  Collection 
g^nörale  des  lois,  proclamations,  instructions  et  autrcs 
actes-  du  pouToir  ex^cutif  XV,  704-740  Paris  an  II; 
die  Archive»  parlamentaires  reichen  zurzeit  nur  his  14.  Juli 
1798). 

Lehmann  behauptet  zwar,  dafi  der  Titel  irreführend 
sei  und  dafi  es  sich  nicht  um  eine  Zwangsanleihe,  sondern 

um  eine  Kinkoniniensteuei  »jehandelt  liahe,  da  die  an- 
gebliclie  Zwanpcanleilie  alle  Merkmale  einer  Einkommen- 
steuer aufweist':  Selbsteinschätzung.  Rücksicht  auf  die  Zahl 
der  Familicnglieder,  Freilassung  eines  Existenzminimums, 
und  beruft  sich  auf  eine  Stelle  l>ei  Stourm,  wo  es  heißt 
(II,  376):  il  s'agissait  donc  en  r^litö  d'une  taxe,  et  non 
d*un  eroprunt  Aber  das  ist  ein  blofier  Wortstreit.  Zwar 
die  ttberm&fiige  Progression  könnte  an  sich  ebensogut  bei 
einer  wirkl ichen  Einkommensteuer  stattfinden.  Entscheidend 
ist  aber,  daß  die  Maßnahme  nur  als  einmalige  gedacht 
war,  während  das  Kriterium  einer  Steuer  darin  besteht, 
daß  sie  sich  nicht  in  einer  einmaligen  Anwendung  er- 
schöpft, daß  sie  auch  nicht  zurückgezahlt  wird.  Von  den 
sekundären  Jakobinern  während  des  Direktoriums  ist  der 
emprunt  forcö  noch  zweimal  1795  und  1799  wiederholt; 
beide  Male  als  eine  durch  den  Krieg  bedingte  aufierordent^ 
liehe  Mafinahme  (Stounn,  II,  377  ff.). 

Also  Ton  der  Nachahmung  der  französischen  Bevolution 
in  Sachen  der  Einkommensteuer  kann  keine  Rede  sein. 

Mit  Stein  als  Urheber  der  preußischen  Einkommen- 
steuer verliält  es  sich  so. 

Er  darf  in  der  Tat  als  Anhänger  der  Einkommen- 
steuer in  Anspruch  genommen  werden,  was  nicht  möglich 

Ton  Meier,  Frao*.  EioflOs.««.  II.  35 
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wftre,  wenn  er  za  den  unbedingten  Anhängern  yon  Adam 
Smith  gehört  hfttte. 

Zwar  das  Projekt  vom  20.  September  1806  kann  dafür 

nicht  her;u)gezo','en  wcrd*  ii .  da  mau  von  desx  n  Inhalt 
nichts  weiß,  diese  [)i{)jpktii*rte  Einkommensteuer  sollte 
nur  während  des  Kriegs  und  höchstens  ein  Jahr  nachher 
erhoben  werden. 

Um  so  energischer  beruft  sieh  Lehmann  (II,  188—223) 
anf  das  Regulativ  vom  23.  Februar  1808  betr.  das  Kriegs- 
schuldenwesen  der  Provinzen  Ostpreufien  und  Litthauen. 
Wieder  mufi  derselbe  Ostpreußische  General-Landtag  her- 
halten, auf  den  Lehmann  so  großen  Wert  legt,  weil  er  in 
der  Zulassung  der  Kölmer  eine  Nachahmung  der  franzö- 
sischen Revolution  sieht,  und  hinsichtlich  dessen  er  jetzt 
em])hatisrh  ausruft:  „so  wurde  am  2i.  Fehruar  18<)8  die 
erste  preußische  Einkommensteuer  Gesetz, "  Es  kann  gar 
kein  Zweifel  darüber  sein,  daß  Stein  in  einer  Einkommen- 
stener  das  beste  Mittel  sah,  um  aus  der  Misere  herausr 
zukommen ;  auf  seine  Initiative  ist  die  Vorlage  von  Schroetter 
ausgearbeitet,  von  Stftgemann  und  Schto  begutachtet  worden. 
Aber  eine  sehr  große  prinzipielle  Bedeutung  hatte  das  filr 
Stein  nicht;  in  der  Vita  heißt  es  ganz  schlicht,  „auf  einer 
Versammlung  der  ostpreußischen  Landstilnde  wurde  das 
Kriegsschuldenw(>sen  der  Provinz  reguliert".  Auch  war 
alle  Welt  mit  ilmi  einverstanden,  namentlich  der  Landtag, 
der  schon  am  4.  Februar  die  Vorlage  mit  ganz  wenigen 
Moditikationen  angenommen  bat.  Und  nicht  nur  der  ost- 
preußische Landtag  ist  so  verfahren,  sondern  auch  der 
westpreußische;  Portz  hat  völlig  recht  gehabt,  wenn  er 
(II,  56)  es  behauptet,  und  Lehmann  völlig  unrecht,  wenn 
er  (II,  221)  es  bezweifelt  hat;  außerdem  der  hur-  und 
neumftrkische  (Schönbeck,  Der  kurmftrkische  Landtag  vom 
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Frflhjahr  1809,  Forschungen  XXI,  36,  62:  Bsssewitz,  II, 
46,  75,  126).  Auf  allen  diesen  Landtagen  waren  Regienmg  - 
und  Stände  ein  Herz  und  eine  Seele;  statt  stftodiscber  Oppo- 
sition hat  sogar  ständische  Initiative  stattgefunden.  Aber 
immer  iiat  es  sich  bei  dieser  Einkummcnstruer  wie  bei 
der  projektierten  von  ISOO  bloß  um  eine  Kriegssteuer  ge- 
handelt, die  nur  so  lange  erhoben  werden  sollte,  bis  ihr 
Zweck  erreicht  war.  Namentlich  die  ostpreußische  sollte 
nur  auf  drei  Jahre  gelten,  bis  die  Kriegsschulden  bezahlt 
seien;  weshalb  es  irreführend  ist,  wenn  Lehmann  sagt, 
Hardenberg  habe  durch  das  Edikt  vom  7.  September  1811 
§  13  das  ostpreußische  Begulativ  rfickgftngig  gemacht 

Übrigens  hat  Stein  die  Einkommensteuer  nicht  nur 
als  eine  provinzielle  provisorische  Maßregel  für  Kriegszeiteii, 
sondern  auch  als  eine  l)leil)en(le  Institution  für  den  Gesamtstaat 
ins  Auge  gefaßt,  suwdlil  aus  tiiiaiiziflleii  wie  aus  politiM'heu 
Gründen.  Denn  in  der  Denkschrift  für  Hardenberg  islO 
heißt  es:  „Die  Einkommensteuer  ist  unter  allen  Abgaben 
die  billigste,  da  sie  alle  Einwohner  und  alle  Quellen  des 
National-Einkommens  betrifft;  die  Prinzipien  der  Besteue- 
rung, das  Verfahren  bei  der  Ausmittlung  des  Ertrags,  das 
Verfahren  bei  der  Erhebung  sind  bekannt*  Und  auch  im 
weiteren  Verlaufe  der  damaligen  Verhandlungen  ttber  den 
Hardenbergschen  Finau/plan  liat  er  sich  für  die  Vorzüg- 
lichkeit einer  Einkommensteuer  vor  gezwungenen  An- 
lehen  und  Klassensteuer  erklärt ,  indem  er  wörtlicli 
sagt:  „Soll  bei  denen  gezwungenen  Anleihen  nach  irgend 
einem  richtigen  Mußstab  verfahren  werden,  so  muß 
es  im  Verhältnis  mit  dem  Vermögen  des  Zahlenden  aus- 
geschrieben werden;  Ausmittlungen  des  Vermögens  sind 
also  erforderlich.  Dieses  ist  der  gehässige  Teil  der  Ein- 
kommensteuer, welchen  sie  mit  der  gezwungenen  Anleihe 
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gemein  hat.  Ich  sebe  aber  keinen  Grand  ab,  warum  diese 
zur  Erhaltung  des  gegenwärtigen  Zustandes  des  Staats 
bezahlte  Geldesleistung  die  Natur  einer  Anleihe  und  nicht 
einer  Abgabe  annehmen  soll .  warum  also  nicht  ganz  ein- 
fach eine  dciii  Bedarf  angemessene  Kinkoniiuensteuer  aus- 
geschrieben wird.  Jeder  liißt  sicli  eine  nionientane  zeitliche 
und  unvermeidliche  Last  gefallen  und  tindet  auch  noch 
für  den  Augenblick  teils  durch  Frsparungen ,  teils  durch 
Kredit,  Mittel  sie  aufzubringen."  Auch  in  einem  Schreiben 
an  Hardenberg  vom  2.  August  heifit  es,  die  Einkommensteuer 
sei  die  zugleich  eintrftglichste  und  gerechteste,  denn  durch 
sie  wttrden  die  privilegierten  Stände  mit  zu  den  Lasten 
des  Staats  herangezogen  (Portz,  II,  497.  511;  Lehmann, 
III,  (jr,). 

Stein  stand  übrigens  allein.  Kraus  verwarf  die  Ein- 
kommensteuer unl)edingt;  auch  Schroetter  und  besonders 
Schön  waren  dagegen. 

Wenn  hier  von  einer  Nachahmung  die  Rede  sein 
soll,  kann  sie  doch  nur  eine  englische  sein.  Durch 
39  Geo.  III  Cap.  13  war  seit  1799  infolge  des  Kri^ 
mit  Frankreich  eine  Einkommensteuer  eingeführt.  Aus- 
fllhrliche  Exzerpte  aus  den  Parlamentsverhandlungen  haben 
sich  in  Steins  Akten  gefunden ;  nicht  nur  er  selbst,  sondern 
auch  seine  Mitarbeiter  wie  Frey  sj)rachen  aus  diesem  An- 
laß nur  von  England,  außerdem  noch  von  Österreich;  aber 
natürlich  niemals  von  Frankreich. 

Lehmann  jedoch  —  man  sollte  es  nicht  glauben 
—  hält  es  for  wahrscheinlich,  daß  jenes  französische 
Dekret  von  1793  aber  die  Zwangsanleihe  auch  für  das  erste 
englische  Einkommensteuergesetz  mafigebend  gewesen  sei. 
«Sehr  wahrscheinlich,  dafi  das  Dekret  von  1793  neben  älteren 
Statuten,"  die  er  aber  nicht  näher  bezeichnet,  «mit  als 
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Muster  diente  für  das  (iosetz,  das  William  l'itt  am  l».  Jauuar 
1799  seinem  Staate  gab  "  (Ursprung  der  preußischen  Ein- 
kommensteuer, JStein,  I,  425);  der  wesentlichste  Unter- 
schied sei  nur  der,  daß  die  Engljinder  die  sozialistische 
Tendenz  der  Franzosen  vermieden  hätten;  in  der  Debatte 
des  Parlaments  sei  sie  ansdrQcklich  abgelehnt  worden. 
Wenn  aber  jemand  aus  diesen  Sätzen  Lehmanns  sehlösse, 
in  den  Farlamentsdebatten  sei  von  dem  französischen  De- 
krete auch  nur  mit  einer  Silbe  die  Rede  gewesen,  wttrde 
das  den  Tatsachen  nicht  entsprechen.  Wie  im  ersten  Bande 
nachgewiesen,  liat  England  von  der  französischen  Revolution 
nicht  das  Geringste  rezipiert.  Lud  auch  eine  gewisse 
UüterströmuDg  zugunsten  der  Revolution,  die  allerdings 
vorhanden  gewesen  war,  hatte  seit  Ausbruch  des  Kriegs 
aufgebort.  Pitt  ist  stets  der  entschiedenste  Gegner  der 
Revolution  gewesen. 

Vn.  Die  aUgemeine  Webrplllebt. 

Selbst  die  Einführung  der  allgemeinen  Wehrptiieht  in 
Preußen  ist  nach  Lehmann  eine  Nachahmung  der  fran- 
zösischen Revolution.  Es  heißt  II,  545,  am  3.  August  18f>8 
sei  eine  Konskription  ,nacb  dem  fieispiel  des  revolutionären, 
dies  Mal  sogar  des  jaoobiniscben  Frankreich*  angekündigt 
worden;  «von  den  Breschen,  die  in  den  Friederidanisehen 
Staat  gelegt  wurden,  eine  der  breitesten  und  tiefsten*. 
Es  heißt  II,  593  f.:  „Die  Konskription  sollte  eingeführt 
werden,  und  zwar  nicht  in  der  durch  Napoleon  bewirkten 
Ermäßigung,  sondern  in  der  brutalen  Formulirung  des 
Jacobinerthums."  „Der  Militarismus,  mit  dem  Preußen 
groß  geworden  war,  sollte  aufhören."  „Eine  Art  Bürger- 
wehr oder  Schatzengilde  sollte  neben  die  Regimenter  treten. 
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auf  deren  Fahn*  n  die  Nain«'n  Hoheufriedberg  und  Prag, 
Roßbach  und  Leutbeu  prangten." 

Es  fragt  sich  also,  -wie  die  französische  Revolaüon 
zur  allgemeinen  Wehrpflicht  sich  gestellt  hat 

Im  alten  Stiiat'Jwesen  gab  es  eine  Miliz  und  ein 
steliondos  Heer.  I)ie  Miliz  beruhte  priiizipiell  auf  zwangs- 
weiser Aushebung,  wobei  das  Los  über  die  wirkliche  Ein- 
stellung entschied;  indessen  brachten  zahlreiche  Städte 
und  ganze  Landesteile  ihr  Kontingent  mittelst  freiwilliger 
Werbung  auf,  sodaß  die  Konskription  sich  tatsächlich 
auf  die  kleinen  Bauern  beschränkte ;  aber  die  Miliz  stand 
nur  auf  dem  Papier.  Das  stehende  Heer  beruhte  einzig 
und  allein  auf  freiwilliger  Werbung,  nicht  nur  hinsichtlich 
der  Frenidenregiinenter ;  eine  Konskription  gab  es  weder 
im  Frieden  noch  im  Kriege;  alle  französischen  Soldaten, 
die  im  siebenjährigen  Kriege  gekämpft  haben,  waren 
.Volontaires"  (Taine,  Regime  moderne,  1,  284  tf.)* 

Die  Miliz  ist  durch  Gesetz  vom  20.  März  1791  ab- 
geschafft, also  selbst  jener  geringe  Zwang  beseitigt.  Weder 
die  Acte  constitutionnel  vom  28.  Februar/21.  März  1790 
Bur  l'armöe  de  terre,  noch  die  Acte  constitutionnel  vom 
2(3.  .Iuni/7.  Juli  1790  sur  Tarmee  navale,  noch  die  Loi  ad- 
ditionnelle  vom  19.  Juli  179o  sur  l'arm^^e  de  terre  et  de 
mer  enthalten  das  allergeringste  über  eine  Verptlichtuug 
zum  Kriegsdienste. 

Die  Verfassung  von  1791  Tit  lY  de  la  force  publique 
handelt  in  der  Hauptsache  nur  von  der  Nationalgarde,  die 
von  den  Aktivbfirgem  gebildet  wird,  welche  wenigstens 
indirekt  zum  Eintritt  gezwungen  sind,  aber  nicht  gegen 
den  äußeren  Feind  geschickt  werden  dtirfen. 

Die  Idee  der  allgemeinen  Webrpdicbt  gehört  so  wenig 
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ZU  den  Ideen  von  1780,  dafi  die  Gonstitnante  fast  ein- 
stimmig die  Konskription  ahRelehnt,  (laj^epen  die  freiwillige 
Einreiliung.  das  AVerbesystrm,  das  SoUinerweveu  für  die 
einzige  einem  freien  Volke  gemäße  Rekrutierungsweise 
erklärt  hat.  So  sagt  auch  Jaur^s  I,  r)40,  die  National- 
TersammluDg  habe  Dubüis  Cranc^  nicht  folgen  wollen,  der 
die  allgemeine  Wehrpflicht  yorgeschlagen  habe;  »ridte  de 
la  eoDscription  lui  r^pngnait;  le  service  militaire  lai 
paraissait  contraire  aux  droits  du  citoyen  libre,  et  le 
Soldat,  sMl  n^ötait  volontaire,  lui  semblait  une  sorte  d'esclave 
public*  Man  verlangte  nach  Rechten,  nicht  aber  nach 
Pflichten. 

Auch  die  Legislative,  nachdem  der  Krieg  ausgebrochen 
war,  hat  sich  nicht  zur  EinfOhrung  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht entschlossen,  Unterm  19.  September  1792  heißt  es 
in  einem  Kommissionsberichte;  ,11  Importe  surtout  de  per- 
suader  aux  citoyens,  quMl  ne  s^agit  que  d'un  rassemblement 
extraordinaire,  d'une  r^union  momentan^e;  qu'en  excitant 
ainsi  les  citoyens  :i  se  lever,  ce  n'est  point  un  engagenient,  ni 
un  enrölenient,  mais  une  simple  disposition  subite  et  spon- 
tan6e ;  et  aussitut  Toperation  sera  termiu^e  cbaque  citoyen 
sera  libre  de  retoumer  k  ses  foyers." 

Das  Einzige,  was  damals  geschab,  war,  dafi  neben  dem 
stehenden  Heere,  das  ja  auch  aus  Freiwilli^n  bestand, 

wie  noch  heute  in  England,  daß  neben  dei  soLien,  Linie 
ein  zweites  fleer  aufgestellt  wurde,  die  eigentlidien  \'()lon- 
taires,  das  sich  nicht  nur  durch  die  Farbe  der  Uniformen 
von  der  Linie  unterschied,  weiß  und  blau,  sondern  auch 
dadurch,  daß  das  Engagement  der  Volon taires  kein  so  festes 
und  langfristiges  war,  da  sie  nach  dem  Schlüsse  jedes  Feld- 
zttges  austreten  durften;  dafi  sie  höheren  Sold  bezogen  und 


Dlgitized  by  Google 


392 


8.  AlMchnltt  Die  Reform  Sieiiia. 


dafi  sie  ihre  Offiziere  und  Unteroffiziere  w&hlten.  Alle 
Versuche,  diese  beiden  Heere  durch  Bildung  von  Halb- 
brigaden und  dergleichen  mit  einander  zu  verschmehEen, 
haben  keinen  durchgreifenden  Erfolg  gehabt;  die  Disziplin- 
losigkeit der  Yolontaires,  die  nicht  etwa  Idealisten,  sondern 
der  Auswurf  der  Gesellschaft,  der  Abhub  der  fzroßeii  ^^tädte 
waren,  ül)ertrug  sich  auch  auf  die  Linie.  Und  alle  noch 
so  beweglichen  Ansjjiachen  wie  die  des  Convents  vom  19. 
Oktober  1792,  in  der  auf  di»'  Haltung  der  Körner  zur  Zeit 
Porsenas  hingewiesen  wurde,  hatten  nicht  einmal  den  Er- 
folg, die  erforderliche  Zahl  von  Freiwilligen  auf  die  Beine 
zu  bringen. 

Nicht  aus  Gleichheitsbedarfhis,  sondern  aus  Stftrke- 
bedOrfnis,  aus  der  bittersten  Notwendigkeit,  nachdem  das 

Freiwilligkeitsprinzip  versagt  hatte,  nachdem  alle  Aufrufe, 
daß  das  Vaterland  in  (lefalir  sei,  ohne  nachhaltigen  Erfolg 
geblieben  waren,  nachdem  sirli  endgültig  herausj^e^tellt 
hatte,  daß  es  mit  dem  freiwilligen  61an  der  Kation  nichts 
sei,  hat  sich  der  CoQvent  zur  Einführung  der  allgemeinen 
Wehrpflicht  entschlossen. 

Im  Februar  1793|  als  es  sieh  um  die  Aufstellung  eines 
Heeres  von  300000  Mann  handelte,  hat  Dubois-Granc6  dem 
Gonvente  erklärt:  „U  faut  bien  parier  net  et  dire  ici  tonte 
la  v6rit6;  cet  appel  ne  peut  s'eflTeciuer  que  par  la  con- 
scriptiou  de  tous  les  citoyens  dans  chaque  döpartement  en 
6tat  de  porter  les  amies."  Aber  auch  damals  hat  er  noch 
die  Stellvertretung  zugelassen:  „sauf  ä  doiiuer  ä  ceux  qui 
seroDt  appelös  la  facult^  de  se  faire  remplacer."  Es 
handelte  sich  also  auch  damals  nur  um  die  Wehrpflicht, 
nicht  aber  um  die  allgemeine  Wehrpflicht. 

Die  Verfassung  vom  24.  Juni  1793  enthält  die 
Sätze:  La  foroe  gdntoile  de  la  röpublique  est  eompose  du 
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peuple  entier  (Art  107);  tous  les  Fran^ais  sont  soldats,  U 
sollt  tous  exercös  au  maniement  des  armes  (Art.  109). 

Das  Gesetz  vom  23.  August  1793,  qui  ordonne  la  lev^e 
en  niasse  verordnet:  „tous  les  Fruii^ais  sunt  eii  r^quisition 
pctnianente  pnur  le  service  des  arnies",  und  zwar  in  der 
Weise,  daß  die  jiiii|jen  Leute  ius  (iefecht  gehen,  die  Ver- 
heirateten die  Waffen  schmieden  und  den  Proviant  trans- 
portieren, die  Frauen  Zelte  und  Uniformen  maclien  und 
den  Dienst  in  den  Hospitälern  versehen,  die  Kinder  Charpie 
zupfen  und  die  Greise  sich  auf  die  Öffentlichen  Plfttze 
tragen  lassen,  um  den  Mut  der  Krieger  zu  entflammen, 
sowie  den  Haß  gegen  die  KOnige  und  die  Einheit  der 
Republik  zu  predigen  (Art.  1).  Damals  zum  ersten  Male 
ist  auch  dn'  Stellvertretung  beseitigt  (Art.  7).  Die  Unver- 
heirateten oder  die  kinderlosen  Witwer  von  18 — 2ö  Jahren 
sollen  zuerst  marschieren  (Art.  8). 

Aber  das  Gesetz  vom  23.  August  1793  sollte  nur  pro- 
visorisch gelten;  dbs  ce  nioment,  jusqu'au  celui,  oU  les 
ennemis  auront  6t6  cbassös  du  tenritoire  de  la  r6publique. 

In  der  Tat  wurde  schon  durch  das  Gesetz  vom  17. 
April  1794,  also  nach  dreiviertel  Jahren  die  Stellvertretung 
wiederhergestellt;  und  erst  als  wieder  Not  am  Mann  war, 
durch  Gesetz  vom  2.  Juli  170r>  von  neuem  eingeführt.  In 
der  Direktoriah crfassung  vuni  22.  August  17!'"),  nachdem 
von  der  Natioii.il^rarde  sedentaire  die  Rede  gewesen  ist, 
heißt  es  von  der  garde  nationale  en  activit^ :  La  r(''i)ublique 
entretient  h  sa  solde,  m&me  en  temps  de  paix  sous  le  nom 
des  gardea  nationales  en  activit6,  une  armte  de  terie  et 
de  mer  (Art  285).  L*arm6e  se  forme  par  enrdlement  volon- 
taire  et  au  cas  de  besoin  par  le  mode  que  la  loi  d^termine 
(Art.  286).  Man  kehrte  also  auch  in  dieser  Hinsieht  zur 
Constituante»  zu  den  Bourgeois-Ideen  zurflck. 
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Während  die  KoosularreiüisFimg  7om  22.  Frimaire  Vm 
(13.  Dezember  1799)  in  den  auf  das  Militftrwesen  bezog- 

liehen  Art.  84—87  nichts  über  die  Wehrpflicht  enthalt  und 
der  Art.  48  die  aktive  Armee  den  R^?glements  d'adniini- 
stnitioii  publique  unterwirft  im  Gegensatz  zur  Natiunal- 
garde,  die  nur  dem  Gesetze  unterworfen  wird,  sodaß  man 
denken  könnte,  die  Wehrpflicht  werde  durch  Dekret  ge- 
regelt werden,  ist  doch  die  Regelung  durch  Gesetz  erfolgt, 
durch  das  Gesetz  vom  17.  Vent^se  VIII,  8.  Mftrz  1800. 
(Bulletin  Kr.  12,  publiziert  erst  am  27.  yent(y8e;  die 
dazu  erlassene  sehr  ausführliche  Ausf&hrungs -Verordnung 
der  Konsuln  ist  früher  als  das  Gesetz  im  Bulletin  Nr.  9 
pul»li/.iert.)  Obgleicli  das  Gesetz  sich  eigentlich  nur  auf 
den  damaligen  eiiiji\hrigcn  Heercplitvlarf  bezog,  so  liat 
doch  auf  ihm  diejenige  Armee  beruht,  mit  der  Napoleon 
seine  Kriege  geführt  hat.  Ks  begründet  die  i)rinzipielle 
Milit^rptlicht  aller  Franzosen,  welche  am  1.  Vend^miaire 
YIII  das  20.  Jahr  vollendet  haben,  ohne  dafi  eine 
Losung  stattfindet;  Iftfit  aber  zugleich  die  Stellver- 
tretung für  diejenigen  zu,  welche  nützlicher  für  den  Staat 
sind,  wenn  sie  ihre  Arbeiten  oder  ihre  Studien  fortsetzen, 
worüber  lediglich  der  Unterprftfekt  auf  Gutachten  des  Maire 
entscheidet. 

Das  westfälische  System  war  die  Kopie  (  Verf.  Art.  53: 
Dekret  vom  25.  April  18o8  (II,  55—12:1);  Dekret  vom  12. 
Mätz  1808  (II,  335— 451);  Codex  der  Milit&r  Ck)n8cription 
vom  16.  November  1809  (VI,  399-551). 

Die  im  Jahre  1808  im  Einverständnis  mit  Stein  be- 
schlossene Aufhebung  der  Exemtionen  hat  mit  der  fran- 
zösischen Revolution  gar  nichts,  mit  der  preuBischen  Ver- 
gangenheit um  80  mehr  zu  tun.  Es  wird  Lehmann  niemals 
gelingen,  die  weltgeschichtliche  Bedeutung  der  Maßnahmen 
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Friedrich  Willielnis  I,  die  ei  frülier  seihst  in  vollstem  Maße 
auerkiiimt  hat,  hinwegziKieuten  und  die  durchaus  sach- 
gemäßen Darlegungen  ScharTihorsfs  als  eine  Finte  hinzu- 
BteUen,  um  den  auf  diesem  Gebiete  sehr  Bachkundigen  und 
mit  der  Aufhebung  der  Exemtionen  ganz  einverstandenen 
König  hinters  Lieht  zu  ftkhren. 

ym.  Das  Ergebnis. 

Selbst  wenn  alles  wahi  wäre,  was  Lehmann  von  der 
Nachahmung  der  frauzüsisclien  Revolution  durch  Stein  hv- 
hauptet  hat,  wtlrde  es  sich  doch  nur  um  Nachahmungen 
handeln,  die  das  eigentliche  Wesen  der  französischen  Re- 
volution gar  nicht  berühren,  um  relativ  gleichgültige 
Dinge. 

Nicht  nachgeahmt,  selbst  nach  Lehmann  nicht,  hat 
Stein  die  Volkssouveränitilt  und  das  allgemeine  oder  nahezu 
allgemeine  Wahlrecht ;  die  Menschenrechte,  auch  nicht  die 
individuellen  wie  Preßfreiheit  oder  Vereiusfreiheit;  die  Ge- 
waltenteilung, weder  die  Reduzierung  der  Monarchie  auf 
blofie  Exekutive,  noch  die  Trennung  der  richterlichen  Gewalt 
Ton  der  Administration,  wie  sie  von  den  Franzosen  ver- 
standen wurde;  nicht  die  Wabl  aller  Beamten  mit  £in- 
sehlufi  der  Richter  durch  das  Volk,  nicht  einmal  die  Jury; 
nicht  die  Nationalgarde;  nicht  die  Zivilkonstitution  des 
Klerus;  nicht  die  Abschaffung  geschweige  denn  die  Be- 
raubung des  Adels. 

Ffir  Stein  hatte  es  bei  allen  seinen  Refomunafiregeln 
gar  keine  französische  Revolution  zu  geben  brauchen. 
Das  Einzige,  was  schon  vor  Jena  nachgeahmt  werden 
sollte,  war  die  Gendarmerie.    Aber  gerade  Stein  ist. 
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weil   das  eine  französische  Nachahmung  sei,  dagegen 

gewesen. 

Wirkliche  Nachahmungen  der  französischen  Revolution 
waren  zuerst  bei  der  Armee,  dann  aber  auch  beim  Zivil 
die  Abschaffung  von  Zopf  und  Puder,  sowie  der  Ersatz 
der  Kniehosen  (enloUes)  durch  lange  Hosen. 
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Die  Hardenbergschen  Reformen. 


Erstes  Kapitel. 

Die  politiscben  ÜberEeugun^en  des  Fürsten 

Hardenberg. 

Hanke  hat  einmal  ge.'^agt:  In  Stein  lebte  der  Impuls 
ursjti  üiigliclier  Gedanken  und  Gefülilo,  in  Hardenberg  mehr 
die  EmpfilDgüclikeit  für  die  allgemeinen  Tendenzen,  welche 
die  Welt  belierrscliten ,  Stein  habe  mehr  aristokratische, 
Hardenberg  mehr  demokratische  Sympathien  gehabt. 

In  vollstem  Gegensätze  zu  Stein,  der  gegen  den  Strom 
der  Zeit  schwamm,  ließ  sich  Hardenberg  von  diesem  Strome 
tragen.  Er  war  erfallt  von  den  Ideen  des  Naturrechts, 
von  denen  Montesquieus,  ganz  besonders  von  denen  Adam 
Smiths.  Er  war  deshalb  ein  Anhänger  der  französischen 
Revolution  und  mehr  als  das,  er  wollte  sie  nachahmen. 

In  der  Denkschrift,  die  der  König  beim  Rticktritt  von 
ihm  gefordert  hatte  —  denn  er  war  der  erste  gewesen, 
den  Napoleons  Zorn  traf,  und  war  auch  als  auswärtiger 
Minister,  der  für  die  Politik  der  letzten  Jahre  mindestens 
in  demselben  Maße  wie  Haugwitz  die  Verantwortung  trug,  der 
nächste  dazu  — ,  die  er  während  des  Aufenthalts  in  Riga 
auf  Grund  der  mitgenommenen  amtlichen  Papiere,  ein 
antediluvianiseher  Arnim,  wie  man  gesagt  hat,  mit  Alten- 
stein ausgearbeitet  und  im  September  1807  zum  Abschlüsse 
gebracht  hatte,  also  ein  Vierteljahr  nach  Steins  Kassauer 


L/iyiiizea  by  Google 


400  ^*  Abscbuitt.   Die  Haxdcubergäcbea  Reformen. 


Denkschrift  vom  Juni  1807.  aber  mit  dieser  an  Inhalt  und 

Umfang  gar  nicht  zu  vergleichen,  da  sie  sich  wie  die 
frühere  auf  Hannover  bezügliche  Denkschrift  vom  13.  Januar 
1780  (Hann.  V.-  u.  V.Gesch.  I  14,  II  OOG  ff)  systematisch 
über  alle  Gebiete  des  staatlichen  Lebens  erstreckte,  hatte 
er  geradezu  erklärt,  daß  das  oberste  Prinzip  der  Staats- 
leitung das  sein  mOsse,  die  Ideen  der  französischen 
Revolution  auf  Preufien  zu  abertragen.  Die  Gewalt 
dieser  Grundsätze  sei  so  grofi,  dafi  der  Staat,  der  sie 
nicht  annehme,  entweder  seinem  Untergange  oder  der  er- 
zwungenen Annahme  derselben  entgegengehe.  Es  handele 
sich  um  eine  Revolution  im  guten  Sinne,  um  eine  Revolution 
von  oben,  welche  durch  die  Weisheit  der  Regierung  die 
VeRMlolung  der  Meuscliheit  fördere.  Die  angemessenste 
Ij'orm  für  den  gegenwärtigen  Zeitgeist  seien  demokratische 
Grundsätze  in  einer  monarchischen  Regierung,  während 
man  die  reine  Demokratie  dem  Jahre  2440  überlassen 
mfisse,  wenn  sie  anders  je  fttr  Menschen  gemacht  sei.  Eine 
Regierung  habe  in  Harmonie  mit  dem  Zeitgeiste  und  dem 
Weltplane  der  Vorsehung  zu  verfahren,  und  dürfe  ja  nicht 
zurttekschrecken  vor  dem,  was  der  Zeitgeist  als  Haupt- 
grundsatz fordere,  vor  möglichster  Freiheit  und  Gleichheit. 
Hardenberg  trägt  auch  gar  kein  Bedenken,  die  äußersten 
Konsequenzen  solcher  ( Irundsiltze  scll)st  auf  eiiu  iii  (ieltiete 
ZU  zielin,  wo  die  Anwendung  am  allerbedenklichsten  sein 
würde,  auf  dem  militärischen ;  und  zwar  ohne  dabei  irgend- 
wie gedeckt  zu  sein  durch  Unkenntnis  militärischer  Ver- 
hältnisse; er  bekennt  sich  in  der  hannoverschen  Denkschrift 
als  ein  Herzensfreund  des  Militärs  und  Ranke  meint 
sogar,  es  sei  ihm  eine  militärische  Stellung  zugedacht  ge- 
wesen. Es  erscheint  dann  doi)pelt  auffallend,  dafi  er  in 
Übereinstimmung  mit  AUensteiu  die  Wahl  der  Unteroffiziere 
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durch  die  Soldaten,  die  Wahl  der  Offiziere  des  ersten 
Grades  durch  die  Unteroffiziere  verteidigt  und  hinsichtlich 
der  FreiwilHgenkorps  die  Besetzung  aller  Offizierstellen 

mit  Einschluß  der  Cliefs  durcli  Wahl  vornelimeu  lassen 
will  (Ranke,  Dcnkwünligkeifeti  des  Staulskanzler  Fürsten 
von  Hardenberg;  über  <lie  Kntstehung  der  Deuksclirift  III, 
.'31;  über  den  Inhalt  IV.  114;  die  Denkschrift  selbst  IV 
Anhang;  Reform  der  Verwaltungs-Organisatiou  IGü). 

In  der  Rede  beim  Zusammentritt  der  Notabein  am  23.  Fe- 
bruar 1811  hat  er  sich  in  demselben  Sinne  ausgesprochen ; 
es  solle  zwar  keine  tadelnswerte  Nachahmung  stattfinden, 
aber  notwendig  sei  die  Aneignung  solcher  Grundsätze,  Yer- 
fassungen  und  Einrichtungen,  die  aus  dem  Fortschritte  des 
menschlichen  (ii  istes  und  den  veränderten  Ansichten  der 
Dinge  folgten,  gegen  die  das  Alte  sich  vergebens  zu  er- 
halten sti  ebe  :  das  neue  h^ystem,  welches  sich  in  Frankreich 
gewaltsam  Bahn  gehrochen  habe  und  welches  Preußen  sieh 
glücklich  schätzen  könne,  auf  friedlichem  Wege  zu  ver- 
wirklichen! gipfle  in  der  freien  Entwicklung  aller  Kräfte 
des  Individuums  und  in  der  Gleichheit  aller  vor  dem 
Gesetze. 

So  hat  auch  derjenige  Franzose,  der  in  seinem  Buche: 
La  formation  de  la  i'iusse  contemporaine,  2  Blinde,  Paris, 
1891,  1808,  tiefer  als  viele  Deutsche  in  die  Reformperiode 
eingedrungen  ist,  so  hat  der  einstige  Minister  Cavaignac 
die  Sache  angesehen,  wenn  er  sagt:  L'iutiuence  fran^aise 
6tait  manifeste  dans  toute  Foeuvre  du  chancelier  Prussien, 
wenn  er  von  einer  imitation  presque  servile  des  modales 
fran^is  spricht,  wenn  er  Hardenberg  un  imitateur  timide, 
aber  immerhin  un  imitateur  de  la  r^volution  fran^aise  nennt, 
und  wenn  er  eine  gewisse  Frostigkeit  in  der  deutschen 
offen tlichen  Meinung  gegen  Hardenberg  auf  diesen  Um* 

v«a  X«i*r,  Praas.  BioflatM.  II.  26 
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Btand  zurflckführt;  c^est  peat*6tre  dans  oe  rapproehement 
dans  cette  toanrore  d*6sprit  beanooup  plus  iran^ise  qu* 

•  allemande,  qu'il  fatit  chercher  le  secret  de  la  froideur  des 
Allenmnds  a  l'egard  (ie  Hardenberg  (Cavaignac.  T.  430,  II, 
50,  (19,  100,  113,  123;  v.  Ranke,  Denkwürdigkeiten  des 
Staatskanzlers  Fürsten  von  Hardenberg,  IV,  453). 

£beDSO  hat  Marwitz  auf  die  Übereinstimmung  mit  der 
framsOsischen  Gesetzgebung  hingewiesen  (Aus  dem  Nach- 
lafi,  II,  297), 

Und  das  ist  auch  die  Ansicht  von  Bismarck  gewesen, 
der  in  dem  Briefe  an  den  General  von  Gerlaeh  vom  25. 
Dezember  1851  gemeint  hat,  da6  die  Hardenbergsche  Gesetz- 
gebung aus  dem  westfälischen  Bulletin  übersetzt  sei. 

Aber  trotzdem  hat  Hardenberg  uienials  den  Plan  ver- 
folgt, die  Gesetzgebunj;  der  Constituante,  der  Legislative, 
des  Convents  oder  des  Direktoriums  auf  Preußen  zu  über- 
tragen. Was  er  unter  französischer  Revolution  verstand, 
war  doch  nur  die  napoleonische  Gesetzgebung.  Hardenbeig 
war  ein  anfgelilärter  Absolutist. 

Und  dazu  kommt:  Überzeugungen  in  dem  Sinne  wie 
Stein  hatte  Hardenberg  Überhaupt  nicht.  «Seine  welt- 
männisch leichte  Art  reichte  nirgend  in  das  Gebiet  der 
Sittlichkeit,  geschweige  denn  der  Religion  hinein,  er  war 
ein  Kind  des  18.  Jahrhunderts"  (Lehinann,  „Scharnhorst"). 
Oder  wie  Stein  fias  ziemlich  herb  ausgedrückt  hat:  „Herr 
von  Hardenberg  hatte  die  Gutmütigkeit  und  Freundlichkeit 
sanguinischer  genufiliebender  Menschen,  einen  Verstand, 
der  leicht  fafite,  Thfttigkeit,  ein  vortheilhaftes  Äufiere.  Es 
fehlte  aber  seinem  Charakter  sowohl  an  einer  moralischen 
religiösen  Base,  als  GröSe,  intensiver  Kraft  und  Festigkeit, 
seinem  Verstand  an  Tiefe,  seinen  Eenntnissen  an  GrOnd- 
lichkeit,  daher  seine  Schw&che,  sein  Übermut  im  Glück, 
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seine  weinerliche  Weichlieit  in  Widerwärtigkeiten,  seine 

Oberflächlichkeit,  die  durch  seine  Sinnlichheit,  Stolz  und 
FaLschlioit  geleitet,  so  vieles  Übel  verursachten.  Kr  ent- 
fernte alle  tüchtige  Menschen,  umgab  sich  nur  mit  mittel- 
mäßigen, oft  schlechten,  die  ihn  mißbrauchten  und  unan- 
btändig  behandelten,  seine  Lieblingsunterhaltung  waren 
nnzUchtige  Reden ;  der  vertraute  Umgang  mit  nichtswürdigen 
Weibern,  die  mit  seinen  grauen  Haaren,  seinem  Stolx,  seiner 
Wftrde  kontrastierten,  machte  ihn  noch  verächtlicher;  er 
untergrub  den  alten  preufilschen  Geist  der  Sparsamkeit 
und  des  Gehorsams,  und  als  er  starb,  hinterließ  er  die 
Finanzen  zerrüttet,  und  die  Staatsgeschäfte  in  den  Händen 
einer  Überzahl  schlecht  ausgewählter  Beamten.  Nicht  nach 
dem  Großen  und  Guten  strebte  er  um  des  Großen  und 
Guten  willen,  sondern  als  Mittel  zu  eignem  Ruhm,  daher 
begrilf  er  es  nicht,  erreichte  es  nicht,  und  ging  dahin,  nicht 
geachtet,  nicht  betrauert.*  (Portz,  VI,  Beilageii,  173). 

Endlich  hätte  Hardenberg,  so  sehr  er  pich  fär  die 
innere  Staatsverwaltung  interessierte,  was  nicht  nur  aus 
der  Rigaschen,  sondern  schon  aus  der  Hannoverschen  Denk- 
schrift hervorgeht,  doch  niemals,  wie  Stein  es  getan  hat, 
von  sich  sagen  können:  „in  die  Verwaltung  des  Inneren 
setzte  ich  mein  Ziel",  Im  vollen  Gegensätze  zu  Stein,  der 
ein  schlechter  Diplomat  war  und  das  auch  wußte,  war  die 
auswärtige  Politik  sein  Feld,  sowohl  vor  180(3  wie  n&ch 
1810;  sowohl  wegen  seiner  persönlichen  Neigungen  als 
auch  weil  die  Gesamtlage  es  auf  das  Dringendste  erheischte; 
sie  nahm  vorzugsweise  seinen  Sinn  gefangen,  alles  Übrige 
hat  er  nur  obenhin  behandelt  Und  die  Befreiung  vom 
französisehen  Joche  ist  ihm  trotz  mancher  Irrgänge  doch 
endlich  gelungen;  Ranke  hat  wieder  ganz  recht:  „Tiefer 

als  Hardenberg  hat  noch  niemals  ein  Staatsmann  seineu 
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Kamen  in  die  ehernen  Tafeln  der  preufiischen  Geschichte 

eingefjraben." 

Iliiisirlitlicli  lier  Finanzen  und  des  Inneren,  die  er  von 
isld  bis  1814  in  die  eigne  Hand  nahm,  wiihrend  er  von 
ISI  J  — ls22  nur  als  Staatskanzler  über  ihueu  waltete,  ist 
er  streng  genoDimen  nur  in  der  ersten  dieser  beiden  Perioden 
französisch  -  westfälische  Wege  gewandelt  und  hat  sie  in 
noch  höherem  Ma6e  seine  R&te  wandeln  lassen.  Die  Um- 
gebungen Hardenbergs  waren  ganz  andere  als  die  Steins. 
Schroetter  war  abgegangen ;  Vincke  und  Schön  beschränkten 
sich  auf  ihr  Amt  als  Regierungspräsidenten  in  Potsdam 
und  Gnmbinnen;  Raumer,  der  letzte  englisch  Gesinnte, 
ging  zur  akatlniiischen  Laufbahn  üln  r;  Friese  und  aiulore 
traten  mehr  heiTor,  manche  unter  ihnen,  die  inzwisclien 
in  westfälischen  Diensten  gestanden  hatten,  wie  Borsche 
oder  Bülow,  Hardenbergs  lieffe,  der  eine  Zeitlang  west- 
fälischer Finanzminister  gewesen  war,  vielleicht  den  Wieder- 
eintritt Hardenbergs  1810  yermittelt  hat  (Boyen,  Erinne- 
rungen, II,  60)  und  der  am  18.  Koyember  1813  preußischer 
Finanzminister  wurde. 

Der  wichtigste  von  allen  aber  war  Schamweber. 
Friedrich  Christian  Schamweber  war  1770  in  Weende  bei 
Güttingen  geboren;  der  Vater  war  Pacht ci  des  dortigen 
Klostergiits  und  zugleich  seit  17«)8  Einnehmer  des  Göttin- 
gischen  (Quartiers,  welches  jährlich  12  000  Taler  au  Schatz- 
gefällen aufl)rachte;  schließlich  stellte  sich  eine  T'nter- 
schlagung  von  28511  Talern  heraus,  fQr  die  hei  der  schlaffen 
Aufsicht  des  st&ndischen  Steuerwesens  durch  das  stftndische 
Schatzkollegium  kein  Mensch  regrefipflichtig  gemacht  wurde; 
der  Sohn  war  ohne  Gymnasialunterricht  und  üniversitäts- 
bildung  aufgewachsen,  er  scheint  sich  der  Landwirtschaft 
gewidmet  zu  haben,  ohne  viel  GlQck,  Marwitz  nennt  ihn 
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einen  spekulierenden  Aventiirier;  er  war  dann,  offenbar 

als  Landsmann,  mit  Hardenberg  in  Beziehungen  gekommen, 
hat,  ganz  wie  Hanieuljerg ,  der  nur  die  Kosten  seines 
Haushiilts  liquidierte,  die  sicli  aber  in  manchen  Jahren 
auf  mehr  als  lOoOoo  4'  })eliefen,  jeden  Posten  und  Gehalt 
ausgeschlagen,  dafür  aber  zu  Zeiten  Kapitalien  vom  Staate 
erhalten,  zum  Teil  von  beträcliüicher  Höhe  (Reform,  173; 

H.  V.-  u.  V.Gesch.,  I,  287,  288;  Marwitz,  Aus  dem  Nach- 
lafi,  II,  290  ff.,  305 ;  Boyen,  Erinnerungen  II,  97 ;  Cavaignac, 
II,  87;  Hippel,  Beiträge,  51;  Arndt,  Wanderungen,  141; 
Bfilow-Cummerow,  Verwaltung  des  Forsten  Hardenberg. 
55;  Knapp  I,  1G4,  280,  520;  Mamroth,  1(35;  Forschungen, 

I,  580,  II,  2Ui,  248).  Stein  liat  Scharnweber  einen  Phan- 
tasten genannt  und  hervorgehoben,  daß  er  im  Ii  i  riihausc 
zu  Eberbach  1820  gestorben  sei;  auch  Boyen  ueont  ihn 
eine  nicht  zusagende  Persönlichkeit,  hebt  aber  hervor,  dafi 
sein  Name  einen  Platz  in  der  preußischen  Kulturgeschichte 
yerdiene;  Cavaignac  nennt  ihn  l'agent  le  plus  laborieuz, 
le  plus  compötent  et  le  plus  actif  de  la  r^forroe  agraire. 
In  der  nHeform  der  Verwaltungs-Organisation*  war  schon 
gesagt:  „Der  herrorragendste  unter  den  Mitarbeitern 
Hardenbergs  war  für  das  Gebiet  der  Gesetzgebung  ohne 
Frage  Scharnweber.  Seine  Arbeitskraft  ist  eine  erstaun- 
liche. In  ganz  systematischer  Weise  verbreiten  sich 
seine  zahlreichen  Denkschriften,  von  denen  jede  ein 
stattliches  Heft  bildet  i  Ober  alle  Gebiete  des  Staats- 
lebens; es  fehlt  zwar  auch  in  diesen  Arbeiten  nicht  an  Er- 
örterungen ftber  Wesen  und  Aufgabe  des  Staats;  was  sie 
aber  im  Gegensatz  zu  anderen  so  lehrreich  macht,  das  ist 
die  Klarheit  und  Folgerichtigkeit  der  Darstellung,  der 
praktische  Sinn  und  gesunde  Menschenverstand,  die  um- 
fassende Geschäftskenutniä.   Scharuwebers  politische  An- 
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schaunogeik  sind  genau  die  Hardenbergschen;  auch  er  ist 
dnrch  und  dareh  liberal ,  namentlich  auf  dem  wirtschaft- 
lichen Gebiete;  er  hat  für  die  Verhältnisse  des  fjrund- 
besitzenden  Adt'ls  weder  Verständnis,  noch  Sympathie, 
und  hält  ebendeshalb  nicht  viel  von  Selbstverwaltung;  er 
wenigstens  würde  sie  niclit  eingeführt  haben,  gegen  Ke- 
prftsentativ- Verfassung  sofern  sie  sich  auf  Teilnahme  der 
Repräsentanten  an  der  Gesetzgebung  besehr&nkt,  hat  er 
dagegen  nicht  viel  eii^wenden.* 

W&hrend  die  radikalen  Gesetzentwtlrfe  der  Qbrigen 
Hardenbergschen  RMe»  namentlich  die  über  die  Verhältnisse 
des  platten  Landes,  Aber  das  Stadium  der  Entwürfe  nicht 
hinausgekommen  sind,  hat  Scharnweber  auf  zwei  Gebieten 
einen  großen  Frfolg  davongetragen:  einen  bleibenden  auf 
dem  der  agrarischen  Gesetzgebung,  bei  deren  Beratung 
durch  die  l^ationalreprilseutanten  er  auch  als  Regierungs- 
kommissar fungiert  hat,  und  einen  ▼orObergehenden  beim 
Gendarmerie-Edikt,  dessen  Verfasser  er  ist 


Zweites  Kapitel. 

Die  Hardenberggehen  Gesetze  und  Geaets- 

entwtlrfe. 

!•  Die  würtsduiftUehe  Gesetigebiiiig* 

1.  Das  Agrnipweseii. 

In  der  ;j:roßeu  Denkschrift  vom  September  1807  hatte 
sich  Hardenberg  nicht  nur  für  Beseitigung  der  ständischen 
Gliederung  auf  dem  Gebiete  des  Erwerbslebens,  fttr  Auf- 
hebiing  deijenigen  Gesetze,  welche  die  Bauern  hinderten 
ans  ihrem  Stande  herauszutreten,  nicht  nur  ffir  Aufhebung 
der  Erbuntertanigkeit,  sondern  auch  für  Ablösung  der  guts- 
herrlichen Bechte,  für  erleichterte  Erlangung  des  Eigen- 
tums an  den  Bauerngütern ,  für  Aufhebung  der  Gemein- 
heiten, aber  gegen  einen  Zwang  bei  Aufhebung  der 
Naturaldieuste  oder  deren  Verwandlung  in  Geldabgaben 
ausgesprochen. 

Das  Edikt  betroflfend  die  Regulierung  der  guts- 
herrlichen und  bäuerlichen  Verhältnisse  vom  14.  September 
1811,  in  der  Hauptsache  von  Räumer  ausgearbeitet,  an 
welchem  aufier  ihm  noch  Borsehe,  Beuth  und  Laden- 
berg beteiligt  waren  (Knapp,  I,  161),  sagt  im  Eingange, 
dafi  der  König  durch  die  bisher  sowohl  auf  den  Domänen 
als  von  verschiedenen  Kittergutsbesitzern  gemachten  Er- 
fahrungen  noch  mehr  überzeugt  worden  sei,  wie  die 
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Verwandlung  der  bäuerlichen  Besitzungen  in  Eigentum 
da,  wo  solches  bisher  noch  nieht  stattgefondm ,  und  die 

Ablösung  der  Naturaldienste  und  Berechtipungen  gegen 
billige  und  ^M'iechte  Entschsldiguniien  /um  wahren  Besten 
sowohl  der  Berechtigten  als  aiK  h  der  Verptlichteten  ge- 
reiche. Zur  Beförderung  desselben  und  aus  landosviiter- 
licher  Sorgfalt  für  das  Wohl  der  Untertanen  werde  daher 
nachdem  aber  diese  wichtige  Angelegenheit  das  Gutachten 
erfahrener  Landwirte  und  Sachverständigen  aus  allen  Pro- 
vinzen und  Ständen  eingeholt  sei,  folgendes  verordnet: 

»Es  sollen  die  bisher  nicht  eigentfimlich  verliehenen 
bäuerlichen  Besitzungen  unter  den,  in  der  gegenwärtigen 
Verordnung  enthaltenen  Vorschriften  und  Bedingungen  in 
Eigentum  verwandelt  und  die  auf  solclien  ruhenden  Dienst- 
barkeiten und  Berechtigungen  gegen  wechselseitige  billige 
Entschädigungen  abgelÖ5>t  werden"  (§  1). 

„Zu  diesen  Besitzungen  werden  alle  Güter  gerechnet, 
die  von  den  Besitzern  auf  ihre  Deszendenz  oder  Seiten- 
verwandte bisher  vererbt  wurden,  oder  wo  doch  fOr  den 
Gutsherrn  die  Verpflichtung  vorhanden  ist,  den  erledigten 
Hof  mit  einem  der  Erben  des  letzten  Besitzers  wieder  zu 
besetzen.  Gtter,  welche  ohne  diese  Verpflichtung  auf  un- 
bestimmmte  Zeit,  oder  auf  bestimmte  Jahre,  oder  auf 
Lebenszeit  zur  Benutzung  ülterlassen  worden,  gehören  nicht 
in  diese  Klasse,  sondern  nius>en  nach  den  Bestimmungen 
des  Allgemeinen  Landrechts  Th.  1,  Tit.  21,  §§  (j2ö— 1)30 
als  Zeitpachten  betrachtet  werden"  (§  3). 

»Allen  jetzigen  Inhabern  jener  erblichen  Bauerhöfe 
und  Besitzungen,  sie  mögen  Ganz-,  Halbbauem,  Einhtkfher 
oder  Kossäthen  heifien,  oder  einen  andern  Provinzialnamen 
fahren,  zu  geistlichen ,  Domänen,  Kämmerei-  oder  Privat- 
gUteru  gehören,  wird  das  Eigentum  ihrer  Höfe  abertragen, 
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unter  der  Verpfliebtuog,  die  Gutsherren  dafQr,  wie  nach- 
stehend verordnet  ist,  zu  entschädigen.  —  Unter  derselben 

Bedingung  sollen  auch  die  Naturaldienste  mit  alleinifier 
Ausnahnie  einiger  iiiilier  liestiniinten  llillsdien.ste  gegen 
Kntscluldigung  aufgeliuben  wenlcii.  —  Dagegen  soll  der 
Ansjiruch  der  Verptlicliteteu  au  die  Gutsherrsehaft  auf  die 
Instandhaltung  der  Gebäude,  und  £rteiluug  der  Hofwehr, 
auf  Unterstützungen  anderer  Art  und  auf  Vertretung  bei 
öffentlichen  Abgaben  und  Lasten  ebenfalls  aufhören,  und 
ihnen  durch  BerQcksichtigung  des  Werts  davon  bei  jenen 
Ausgleichungen  vergütet  werden''  (§  4). 

„Es  soll  daher  Regel  sein:  daß  bei  erblichen  Besitzern 
die  Gutsherren  für  das  P'.igentuiu  (i<  i  Höfe,  für  die  Dienst- 
und '.:»'\vu)nilirheii  Aligaben  davon,  abj^et'undcn  sein  sollen, 
wenn  ihnen  die  Untertanen  den  dritten  Teil  ihrer  ^i^lmt- 
licheu  Gutsläüdereien  abtreten,  und  dabei  auf  alle  außer- 
ordentlichen Untersttttzungen ,  Hof  wehr.  Bauerhalfen  und 
auf  die  Steuervertretung  Verzicht  leisten*  (§  10). 

»In  die  Klasse  der  bisher  nicht  erblichen  bftuerlichen 
Besitzungen  gehören  diejenigen  Höfe,  welche  von  den  Guts- 
herren an  Bauern  auf  unbestininite  Zeit,  oder  auf  gewisse 
Jahre,  oder  auch  auf  Lelieuszeit  gegen  Abgaben,  Pilchte 
und  Dienste,  in  Benut/.img  ii Verlassen  worden  sind"  (§  37). 
„Die  Dispositionen  hinsichtlirh  der  erblichen  Bauergüter 
gelten  auch  von  den  nicht  erblichen,  mit  (1<  in  Unterschiede, 
dafi  die  Gutsherren,  wenn  keine  gütliche  Einigung  auf 
andere  Weise  erfolgt,  berechtigt  sein  sollen,  die  H&lfte 
der  Besitzungen  an  Ackern,  Wörthen,  Wiesen,  Holzung 
und  Hütung  zu  ihren  Gütern  einzuziehen,  oder  sonst  will- 
kOrlich  darOber  zu  disponieren"  (§  35). 

Lehmann  (III,  7(5)  gibt  zu,  daß  das  Regulierungsedikt 
über  das  Edikt  von  lho7  hinausgegangen  sei,  behauptet 
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aber«  Stein  habe  l&ngst  bekundet,  dafi  auch  er  dabei  meht 
habe  stehen  bleiben,  sondern  die  g&nzliehe  Auseinander- 
setzung, Tor  allem  die  Ablösung  der  Frohaden  und  Abgaben 

habe  bewirken  wollen.  Mit  der  Ablösung  der  Frohnden 
und  Abgabeu  hat  es  seine  Ilirhtiü'keit;  nicht  aber  mit  der 
ganzlichen  Auseinandersetzung.  I)onn  Stein  selbst  sagt 
in  der  Vita:  „Es  war  der  Neueruugssucht  des  Staats- 
kanzlers  Hardenberg  1811  vorbehalten,  die  Verhältnisse 
des  Gutsherrn  zum  Bauemstande  auf  eine  diesem  ver- 
derbliche Art  umzuwälzen;  hieran  hatte  ich  keinen  Anteil." 
Es  ist  darüber  sogar  später  zu  einem  Zusammenstofi  zwischen 
beiden  gekommen,  als  es  sich  um  das  Gesetz  yom  25.  Sep- 
tember 1820  über  die  gntsberrlicb-bftuerlichen  Verhältniase 
in  Westfalen  liaudelte.  welches  Stein  im  Interesse  des  ritter- 
schaftlichen ("irundbesitzes  lebhaft  bekämpfte.  Hardenberg 
in  seiner  obertiächlicben  Art  war  sich  des  Gegensatzes  der 
beiderseitigen  Anschauungen  gar  nicht  brwußt  und  hat 
damals  fast  mit  Tränen  zu  Eichhorn  gesagt,  sehen  Sie,  so 
handelt  jetzt  Stein,  dessen  Mafiregeln  ich  doch  nur  aus- 
führe; aber  Eichhorn  hat  ganz  richtig  erwidert,  es  ist 
doch  ein  Unterschied,  Stein  hat  nie  soweit  gehen  wollen 
(Pertz,  V,  595).  Auch  im  Gutachten  für  den  Kronprinzen 
vom  5.  November  1822  hat  Stein  die  Gesetzgebung  von  1811 
und  1820  über  die  bauerliclien  Verhältnisse  getadelt  (Pertz. 
Denkschriften,  222).  In  „Knesebeck  und  Schön'*  hatte  ülu  igens 
Lehmann  anerkannt,  daß  der  Umfang  der  Hardenbergschen 
Keformen  allerdings  Steins  Unzufriedenheit  erregt  habe. 

Hardenberg  selbst  hat  einen  Schritt  zurfickgetan. 
Unter  dem  Verwände,  das  Schwankende  des  Begrifls  der 
bäuerlichen  Stellen  zu  ergänzen,  ist  nach  eingeholtem  Bat  der 
interimistischen  Landesrepräsentanten  unterm  29.  Hai  1816 
eine  aus  121  Artikeln  bestehende  Deklaration  des  Re- 
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gulierungsedikts  erlassen  vorden.  Wie  bereits  durdi  die 
Verordnung  Tom  31.  Dezember  18X5  betreffend  die  gnts- 

herrlich-bäuerlichen  Verhilltnisse  in  Aussiclit  gestellt  war, 
sollten  nur  die  Bpannfähigen  Nabrungen  regulierungsfähig 
sein,  nur  auf  diese  sich  die  EigentmusvtM leihung  be- 
schränken, während  alle  kleineren  Bauerguter,  auch 
die  zu  erhlicheni  Rechte  besessenen ,  in  der  bis- 
herigen Abh&ngigkeit  vom  Gutsherrn  belassen  wurden, 
veil  die  Krone  Bedenken  trug,  die  im  Kriege  so  hart 
mitgenommenen  Gutsherren  durch  Entziehung  der  ge- 
wohnten Handdienste  ganz  zu  Grunde  zu  richten 
(v.  Treitschke,  V,  511).  Knapp  macht  es  wahrsehein- 
licli ,  daß  der  größte  Teil  dieser  kleinen  bäuerlichen 
Stellen  eingezogen  oder  in  ein  rachlerverluiltnis  geraten 
sei,  sodaß  nur  der  weitaus  kleinere  Teil  sich  in  den  alten 
Verhältnissen  erhalten  habe,  um  noch  von  der  Gesetzgebung 
TOn  1850  Gebrauch  machen  zu  können ;  aber  er  meint  zu- 
gleich, man  mfifite  hei  den  Regulierungen  beschäftigt  ge- 
wesen sein,  um  etwas  Entscheidendes  tther  die  Wirkung 
der  Deklaration  zu  sagen  (Knapp,  I,  172,  184,  289). 

Jedenfalls  ist  es  eine  große  Übertreibung,  wenn  Som- 
bart  (Kapitalismus,  II,  (i)  mit  Bezug  auf  die  Deklaration 
von  einer  Unschädlichmachung  der  Steiu-Hardeubergschen 
Kelorni  spriclit. 

»Ohne  Revolution  und  ohne  jede  Nachahmung  der 
französischen  Revolution  war  ein  freier  Bauernstand  ge- 
schaffen" (Boyen,  Erinnerungen,  IL  dti).  Und  das  war 
Hardenbergs  Verdienst.  Er  hat  nicht  nur  die  durch  das 
Edikt  yon  1807  heraufbeschworene  Gefahr  abgewandt, 
das  der  Bauemstand  auf  Grund  der  Theorie  des  freien 
Verkehrs  wie  in  England  yemiehtet  wurde.  Das  Re- 
gulierungsedikt  ist   die   Gruudlage,    auf  welcher  der 


412 


4.  AbechoitL    Die  Ilardenbcrgscbeu  Reformen. 


heutige  anabh&ngige,  mit  dem  Grofigrundbesitze  in  vollem 
Einklang  lebende  Bauernstand  in  den  Ofitlichen  Provinzen 
beruht.   Es  hat  die  meisten  hannoverschen  Mitglieder  des 

Ab^ieordnotenhauses  in  höclisteni  (irade  ülierrascht .  als 
ihueu  Miquel  hei  der  erst» n  Iii  r.itung  der  Kreisordnung 
am  IG.  Oktober  iJ^i'l'  iiiiit«Mlte ,  daß  nach  der  iStatistik 
von  1850  in  den  sechs  östlichen  Provinzen  .'314  737  Spann- 
fähige  Höfe  mit  einem  Areal  von  33UiX>49Ö  Morgen,  also 
81  spannfähige  Höfe  auf  die  Quadratmeile  sich  ergeben 
hätten. 

Die  Wirkungen  des  Regulierungsedikts  waren  fibrigens 
nur  privatrechtlich:  in  Absicht  der  Jurisdiktion  und  poli- 
zeilichen Verhältni«;se  wurde  nichts  geändert  (§  58  Abs.  2). 

Das  unter  demselben  Datum  erlassene,  im  wesentlichen 
von  Scbarnweber  herrührende  Edikt  wegen  Beförderung 
der  Landeskultur  geht  davon  aus,  daß  auch  die  noch 
ftbri'.,'eii  Hindernisse  beseitigt  werden  mußten,  welche  der 
freien  Benutzung  des  Grund  und  Bodens  entgegenständen; 
jeder  Grundbesitzer  solle  Aber  seine  Grundstfleke  so  frei 
Verlagen  können,  al^  nicht  Bechte  Dritter,  welche  ans 
Fideikommissen,  Lehnsverband,  Schuldverpflichtungen,  Ser- 
vituten und  dergleichen  herrOhrten,  dadurch  verletzt  würden. 
Mit  Ausnahme  dieser  Fälle  habe  jeder  das  Recht  sein  Gut 
oder  seinen  Hof  durch  An-  und  Verkauf  oder  sonst  will- 
knrli(  h  zu  vorgrötiern  oder  zu  verkleinern,  seine  Zubehö- 
ruugeu  au  einen  oder  mehrere  Erben  zu  überlassen,  sie 
zu  vertauschen  oder  zu  verschenken  oder  sonst  damit  zu 
schalten.  Diese  unbeschränkte  Disposition  ist  das  sicherste 
Mittel,  insbesondere  bei  Erbteilungen,  die  Grundbesitzer 
vor  Verschuldung  zu  bewahren,  indem  soviel  einzelne  Grund- 
stfleke verkauft  wflrden,  dafi  das  Hauptgrundstock  schulden- 
frei bleibe  oder  werde.  Auch  werde  ihnen  erst  dadurch 
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ein  lebendiges  Interesse  fttr  die  Verbesserung  ihrer  Gflter 
gegeben,  die  Kultur  der  Grundstöcke  zu  befördern,  wais 

besonders  dadurch  geschehe,  daß  Grundstücke,  welche  in 
der  Hand  eines  unverniögendm  Besitzers  eine  Verschlech- 
terunsx  erlitten  hätten,  bei  dem  Verkauf  in  bemittelte 
Hände  gerieten;  es  bleibe  also  alles  Land  bei  diesem  „be- 
weglichen Besitzstande  in  guter  Kultur;  die  Vereinzelung 
gebe  auch  den  sogenanten  kleinen  Leuten  Gelegenheit  ein 
Eigentum  zu  erwerben  (§  1).  Die  Einschränkungen  in  An- 
sehung  der  Benutzung  der  Privatwaldungen  hörten  gänzlich 
auf;  die  EigentQmer  können  solche  nach  Gutbefinden  be- 
nutzen und  sie  auch  parzellieren  und  urbar  machen  (i^  4). 
Jedem  Gutsbesitzer  steht  zwar  frei,  so  viel  Arbeitsfaiuilien, 
wie  er  zu  bedürfen  glaubt,  auf  stineni  Eigentum  anzu- 
setzen und  sie  jianz  oder  teilweise  durch  L.indiiutzung  ab- 
zulobncti :  aber  derartige  Mietverträge  sollen ,  damit  nicht 
neue  kultursehädliche  Hindemisse  sich  bilden,  höchstens 
auf  zwölf  Jahre  geschlossen  werden,  erbliche  Überkssungen 
solcher  Stellen  aber  niemals  unter  Verpflichtung  zu  fort- 
währenden Diensten  geschehen  (§  7).  Gegen  den  Schluß 
ist  «von  den  entfesselten  Händen  der  Landbewohner*  die 
Rede  (§  45), 

Das  Landeskulturedikt  ist  der  reine  Adam  Smith,  nicht 
aber  eine,  Nachahmung  der  französischen  Uevolution. 

2.  Die  Oewerbefreiheit. 

Die  Gewerbefreiheit  ist  in  der  französischen  Revolution 
mehr  beiläufig  eingeführt  worden;  formell  nur  in  Ver- 
bindung mit  der  Gewerbesteuer  unter  dem  Namen  der 
Patentsteuer;  ^das  Gesetz  vom  2./17.  März  1791  ist  ein 

Finanzgesetz  (Stourm,  I,  275);  dabei  sind  die  Zfinfte  infolge 

dei  Abneigung  der  Revolution  gegen  Korporationen  über- 
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haupt  grandlieh  beseitigt;  die  VerüaftBUiig  von  1791  sagt 
in  der  Eioleitang:  „II  n'y  a  plus  ni  jurande  oi  corporatieii 
Bi  profession,  tat  et  mutier/   Einige  Besebrftnknngen  aus 

polizeilichen  Gründen  enthielt  sclion  das  Gesetz  vom 
2./17.  März  1701,  später  die  Gesetze  vom  4.  Thermidor  III 
(22.  Juli  170r,),  (>.  Fructidor  IV  (23.  August  1796),  9.  Fri- 
maire  V  (2*t.  November  171Mi),  7.  Bruuiaire  VI  (28.  Oktober 
1797X  1.  Brumaire  VII  (22.  Oktober  1798). 

Die  beiden  auf  die  Patentsteuer  bezQgliehen  Ctosetse 
des  Königreichs  Westfalen  vom  5.  August  1808  und 
12.  Febmar  1810  (II,  275,  IV,  123)  haben  das  im  wesent- 
lichen kopiert. 

Stein  hatte  die  Gewerbefreiheit  för  einzelne  Gewerbe 
erweitert,  den  Zünften  die  Herrschaft  in  städtischen  An- 
gelegenheiten genommen,  sie  aber  nicht  abgeschafft,  viel- 
mehr die  Bürgerschaft  auf  Uausbesitz  und  auf  Gewerbe 
vorzugsweise  gegründet. 

Hardenberg  liatte  schon  in  der  Rigaer  Denkschrift  sich 
für  prinzipielle  Gewerbefreiheit  erklärt  Das  Edikt  vom 
2.  November  1810  aber  die  Einführung  einer  allgemeinen 
Gewerbesteuer  stellte  den  Grundsatz  an  die  Spitze,  dafi 
zum  Betriebe  jedes  Gewerbes  die  Ldsnng  eines  Gewerbe- 
sclieiiis  erforderlich,  aber  auch  genügend  sei  und  daß  die 
Erteilung  eines  solchen  Sclieins  niemandem  verweigert 
werd(Mi  dürfe,  der  bis  dahin  einen  rechtlichen  Lebenswandel 
geführt  habe;  das  Edikt  beseitigt  demgemäß  den  Unter- 
schied von  Stadt  und  Land  sowie  alle  diejenigen  Vorrechte, 
welche  entweder  den  ZOnften  und  Privatpersonen  zu- 
gestanden hatten  oder  mit  dem  Besitz  eines  Grundstocks 
verbunden  gewesen  waren;  nur  aus  sicherheits-  oder  ge- 
snndheitspolizeilichen  GrOnden  wurde  bei  einigen  Ge- 
werben die  Erteilung  des  Gewerbescheins  von  dem  Nach- 
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weise  gewisser  zum  gescbickteD  oder  sieheren  Betriebe 
erforderliehen  Eigenschaften  abhängig  gemacht  Das  Gesetz 

vom  7.  September  1811  über  die  polizeilichen  Verhältnisse 
der  Gewerbe  hat  solche  Einschränkungen  nälier  bestimmt 
und  weiter  ausgedehnt,  übrigens  aber  den  Grundsiitz  der 
Gewcrbefreihoit  in  vollstem  Maße  aufrecht  erhalten,  indem 
namentlich  das  Fortl)estehen  der  Zünfte  zwar  an  und  für 
sieh  gestattet,  der  Eintritt  aber  von  den  Innehabem  der 
Gewerbeseheine  in  keiner  Weise  verlangt  wurde. 

Es  ist  das  eine  so  groteske  franzOsiseh-westfitlisehe 
Kaehahmnng,  daß  es  sich  nicht  lohnt,  einselne  Abweichungen 
hervorzuheben,  unter  denen  die  wichtigste  die  ist,  daß 
in  Westfalen  das  Vermögen  der  dort  wie  in  Frankreich 
aufgehobenen  Zünfte  zur  Ötaatsschuldenamortisatiouskaäse 
eingezogen  wurde. 

Wie  wenig  diese  Gewerbefreiheit  aus  den  preußischen 
Zuständen  hervorgegangen  war,  zumal  wenn  man  bedenkt, 
dafi  eine  relative  Gewerbefreiheit  in  Preufien  schon  vorher 
bestanden  hatte,  ergibt  sieh  daraus,  daß  um  das  Jahr  1890 
fast  genau  wie  im  Jahre  1800  ein  Schneidermeister  far 
etwa  240,  ein  Sehuhmachermeister  fOr  etwa  200  Einwohner 
arbeitete  und  daß  in  den  beiden  Jahren  auf  kaum  zwei 
Handwerksmeister  ein  Gehülfe  kam,  sodiiß  Sombart  in- 
sofern mit  liecht  von  einer  papierneo  Gewerbefreiheit 
spricht. 

In  den  Provinzen,  in  welchen  1810  diese  Gewerbe- 
freiheit eingeführt  war,  ist  sie  bestehen  geblieben;  eine 
Reaktion  hat  aueh  auf  diesem  Gebiete  nicht  stattgefunden. 
Aber  in  die  neu-  und  wiedergewonnenen  Laadesteile. sind 
2war  die  finanziellen,  jedoch  nicht  die  gewerbepoliseilichen 
Bestimmungen  des  Edikts  vom  2.  November  1810  ein- 
geführt,  auch  nicht  das  Edikt  vom  7.  September  1811 
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Es  mußte  demgemftfi  im  ganzen  Staate  Gewerbesteuer 
nach  denselben  Grundsätzen  gezahlt  werden,  während 
hinsichtlich  der  Frage,  von  welchen  Bedingungen  die 
Befugnis  zum  Gewerbebetrieb  abhänge,  in  jedem  ein- 
zelnen Landesteile  dasjenijre  Recht  maßgebend  war,  das 
l)€i  der  Besitznahme  vorgefunden  wurde,  so  daß  in 
denjeiii^'en  Landtsteilen ,  die  zum  Königreich  Westfalen 
oder  zum  Großherzogtum  Berg  gehört  hatten ,  eine 
schrankenlose  Gewerbefreiheit  bestand,  selbst  ohne  manche 
Einschränkungen  der  Edikte  von  1810  und  1811,  während 
anderswoi  wie  im  Herzogtum  Sachsen,  in  der  Ober- und  Nieder- 
lausitz, in  NeuTorpommern  und  Rügen  eine  Gebundenheit 
fortdauerte,  wie  sie  in  den  alten  ProTinzen  schon  im  18.  Jahr- 
hundert nicht  mehr  bestanden  hatte.  Die  bei  Gelegenheit 
der  Reform  des  prenfiischen  Steuerwesens  1818 — 1820  er- 
folgte l'nig<'staltuii;4  (it-r  Gewerbesteuer  stellte  eine  Aus- 
gleichung jener  Gegensätze  in  Aussicht  (Gesetz  wegen 
Kinrichtung  der  Gewerbesteuer  vom  :{0.  Mai  1S2(»  §  87). 
Die  Revision  begann  im  Jahre  18:{5  mit  den  Arbeiten  der 
unter  dem  Vorsitze  von  J.  G.  Hoffmann  niedergesetzten 
Immediatkommission.  Es  folgten  über  den  von  dieser 
Kommission  vorgelegten  Entwurf  die  Beratungen  seitens 
der  Regierungen,  des  Staatsministeriums,  der  Provinzial- 
stände,  des  Staatsrats  sowohl  in  den  Abteilungen  wie  im 
rienura;  das  Kesultat  war  die  Allgemeine  Gewerbeordnung 
vom  17.  Januar  islö.  welche  im  großen  und  ganzen  den 
seit  181<»11  in  den  Alteren  Ltmdesteilen  beätehendeu 
Zustand  auf  den  Gesamtstaat  ausiiehnte. 

Nach  einem  neueren  Schriftsteller  ist  man  schon  in  den 
20  er  Jahren  in  Bayern  und  Württemberg  dieser  Entwicklung 
gefolgt,  „wenn  auch  nur  in  beschränktem  Mafie",  wie  er 
hinzufügt 
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U.  Die  Behördenorganifliitloii. 

1.  Die  Zentralbehörden. 

Im  üegL'usatz  zu  d»  n  Steiuscheii  Bestrcbungeu  auf  ein 
koUegialisches  Staatsministeiiuui  hat  das  unter  Altenstein- 
Dohna-Beyme  erlassene  PublicaDdum  vom  16.  Dezember 
1808  zwar  ein  ebenfalls  aus  fünf  Mitgliedern  bestehendes 
Staatsministerium  geschaffen,  in  welchem  aber  jeder  ein-  ' 
zelne  Minister  so  gut  wie  selbständig  war,  in  der  Selb- 
stftndigkeit  wenigstens  nur  durch  seine  Untergebenen,  die 
Ministerialdirektureu ,  Gelieinieu  Staatsräte,  beschränkt 
wurde. 

An  dieser  Organisation  hat  die  Hardenbergsche  Ver- 
ordnung vom  17.  Oktober  18lu,  mit  der  die  Gesetzsammlung 
erötTnet  wurde,  insofern  festgehalten,  als  die  Gesamtheit 
der  Geschäfte  von  den  fOnf  Ministem  geführt  werden 
sollte.  Es  wurde  aber  damals  das  Amt  eines  Staatskanslers 
geschaffen  im  vollen  Gegensatz  zu  Stein,  der  zwar  im 
Promemoria  vom  15.  Oktober  1807  zugegeben  hatte,  dafi 
die  oberste  Leitung  des  Staats  in  der  Hand  eines  einzigen 
Ministers  nn  hr  Kraft  und  Kinlieit  eiitfalt(  ii.  daC)  aber 
infolge  der  Beschränktheit  nieitscliliclier  Kralle  die  Fehler 
des  Individuums  einen  zu  überwiigenden  Einfluß  erhalten 
Würden,  daß  die  koUegialische  Behandlung  einen  steteren 
Gang  sichern  wOrde,  der  frei  von  Übereilungen  sei  und 
eine  grOSere  Mannigfaltigkeit  in  den  Ansichten  beirirke, 
dafi  einem  Manne  die  Umformung  der  Regierongs- 
Yerfassung,  dafi  nachher  aber  die  Verwaltung  einem  Staats- 
rate unter  dem  flberwiegenden  Einflüsse  eines  Präsidenten 
zu  übertragen  sei. 

Der  Staatskanzler  im  Sinne  der  Hardeubergschen  Ver- 
ordnung war,  wie  Marwitz  sich  ausdrückte,  eine  Art  von 

Toa  Meier,  t'tuui.  £iuflasM.   II.  27 
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Vesir,  der  nicht  nur  die  Oberaufsicht  über  die  Verwaltung 

der  anderen  Minister  zu  führen  hatte,  sondern  von  jedem 
einzelueii  Rechenschaft  und  Auskunft  über  jeden  Gegen- 
stand fordern,  Maßregeln  und  Anordnungen  suspendieren 
konnte,  der  außerdem  einen  maßgel)enden  Anteil  an  den 
Geschäften  des  auswärtigen  Ministeriums  hatte,  während 
er  die  Ministerien  des  Innern  und  der  Finanzen  in  eigne 
Verwaltung  nahm,  in  der  Weise,  daß  die  laufenden  Ge- 
Bchftfte  den  an  der  Spitze  der  Hauptabteilungen  stehenden 
Gebeimen  Staatsräten  oberlassen  wurden.  Hardenberg 
hatte  schon  in  seiner  Rigaer  Denkschrift  in  Übereinstimmung 
mit  Altenstein  für  einen  solchen  Premierminister  sich  aus- 
gesprochen. Von  Hardenberg  hat  Ranke  nnt  Recht  gesagt, 
daß  sein  Sinn  autii  in  t^einen  frülieren  Stellungen  in 
Hannover  und  Rraunschweig  und,  ftlgen  wir  hinzu,  bei  der 
Verwaltung  der  fränkischen  Fttrstentümc  r  stets  dahin  ge- 
gangen sei,  die  oberste  Leitung  allein  in  die  Hand  zu 
bekommen. 

Eine  Nachahmung  der  franzOsisehen  Revolution  war 
der  prenfiische  Staatskanzler  nicht 

An  dieser  Verfassung  des  Staatsministeriums  ist  durch 

die  Kabinettsorder  vom  3.  Juni  1814  abgesehen  von  ge- 
ringen Moditikalionen  in  der  Stellung  des  Staat^kauzlers, 
die  auf  dessen  Antrag  erfolgten  und  die  Einsetzung  eines 
Finanzministers  und  eines  Ministers  des  Innern  mit  sich 
brachten,  prinzipiell  nichts  geändert,  noch  weniger  durch 
die  in  der  Kabinettsorder  vom  3.  November  1817  erfolgte 
Abtrennung  eines  Ministeriums  des  Schatzes  vom  Finanz- 
ministerium, eines  Kultusministeriums  von  dem  des  Innern 
und  eines  Ministeriums  für  Gesetzesrevision  vom  Justiz- 
ministerium. 

Ein  kullegialischeb  Staatsmini.steriuni  gibt  es  schon 
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seit  1810  nur  fflr  sehr  wenige  F&He:  fftr  GesetxeDtwiUrfe, 
ittr  abweichende  Ansichten  unter  den  Ministen,  fftr  Er- 
nennung von  höheren  Beamten,  for  provisorische  Ver- 
ordnungen mit  Gesetzeskraft,  fOr  Auflösung  von  Stadt- 
verordnetenversammlungen, für  gewisse  Angelegenheiten 
der  protestantischen  Kirclie  usw.;  Sitzungen  des  Staats- 
ministeriunis  finden  um  so  seltener  statt ,  als  manches 
durch  Umlauf  erledigt  wird.  Bismarck  hat  sich  auch 
nicht  sowohl  gegen  die  Kollegialität  des  Staatsministeriums, 
die  ihn  wenig  genierte,  als  dagegen  ausgesprochen,  dafi 
er  als  Ministerpräsident  zu  wenig  zu  sagen  habe,  weil 
jeder  einzelne  Minister  innerhalb  seines  Ressorts  unab- 
hängig ist. 

Auch  die  Stellung  des  Kabinetts  im  Staatsorganismus 

ist  durch  die  Verordnung  von  1810  in  vollem  Gegensatz 
zu  Stein  geregelt.  Der  Schwerpunkt  hei  den  Kabinetts- 
vorträgen, sollte  nicht  heim  kollegialischeu  Staatsrat 
sondern  beim  Staatskanzler  liegen.  Auf  die  Einzelheiten 
ist  um  so  weniger  einzugehen,  als  es  sich  hierbei  nicht 
sowohl  um  Organisation  als  um  Takt  handelt.  Weitaus 
die  Hauptsache  war  aber,  dafi  die  Zuständigkeit  des 
Kabinetts,  d.  h.  die  Zahl  der  zur  Entscheidung  des  Königs 
gelangenden  Sachen,  damals  stark  eingeschränkt  wurde. 
Kach  dem  Wegfall  des  Staatskanzlers  ist  einer  von  den 
Ministern  zum  Kahincttsminister  ernannt  wonli  u ,  unter 
Friedrich  Wilhelm  III.  der  Graf  Lottum,  unter  Friedrich 
W' ilhelm  IV.  Thile.  neben  denen  jedoch  stets  ein  Geheimer 
Kabinettsrat  meistens  mit  einem  Gehulfen,  außerdem  der 
erste  vortragende  Rat  des  Staatsministeriums  fungiert 
haben  (Haffer,  Kabinettsregiemng,  554;  es  mag  dahin- 
gestellt bleiben,  ob  alles  und  jedes  richtig  sei). 

Was  den  Staatsrat  betrifffci  so  ist  sowohl  die  Steinsche 
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VerordDung  toh  1808,  als  auch  die  Uardenbergsehe  von 
1810  unausgefahrt  geblieben.  Erst  infolge  der  Harden* 
bergseben  Verordnung  vom  20.  Mftrs  1817  ist  er  in  der 
Gestalt,  wie  er  im  weseotlicben  noch  beute  besteht,  ins 

Leben  gerufen.  Er  besteht  aus  drei  Kategorien  von  Mit- 
gliedern: aus  den  königlichen  Prinzen  nach  Erreichung 
des  18.  Leben>jahr{'S ,  aus  Staatsdienern,  welche  vermöge 
ihres  Amts  Mitglieder  sind  (Feldmarschälle,  Minister,  der 
Gencral|iostmeister,  der  Chef  des  Obertribunals,  der  Präsi- 
dent der  Oberrechnuugskammer,  der  Geheime  Kabinettsrat 
nnd  der  Chef  des  Militftrkabinetts),  ans  den  Oberprftsi- 
denten  nnd  kommandirenden  Generälen,  sofern  sie  in 
Berlin  anwesend  sind,  endlich  aus  Staatsdienem,  welche 
ans  besonderem  königlichen  Vertrauen  berufen  werden. 
Der  Staatsrat  bestand  also  lediglieh  aus  höheren  Beamten ; 
ein  Beweis  dafür,  wie  sehr  die  Macht  des  Beamtentums 
inzwischen  ge>tiegen  war.  Ks  war  zwar  statthaft,  auch  s(>u>tige 
Beamte  sowie  Gelehrte,  Kaufleute,  Gutsbesitzer  nach  Anord- 
nung des  Präsidenten  zuzuziehen,  aber  sie  sollten  kein  Stimm- 
recht haben,  sondern  nur  ttber  einzelne  Gegenstände  gehört 
werden,  eine  Beschränkung,  Aber  die  man  sich  bei  Wieder- 
belebung des  Staatsrats  im  Jahre  1883  hinweggesetzt  hat. 

Man  kann  in  dieser  Zusammensetzung  eine  Nachahmung 
Frankreichs  sehen,  aber  wie  schon  auseinandergesetzt  ist, 
keine  Nachahmung  der  Ptevolution,  die  den  Staatsrat  ab- 
ge>(  liatlt  hat,  sondern  eine  Nachahmung  entweder  des  ancien 
regim«i  oder,  was  mehr  zutrifft,  des  Napoleonismus.  Übrigens 
wird  jeder  Staatsrat  der  Welt  im  ganzen  dieselben  Kategorien 
von  Mitgliedern  enthalten. 

Und  hinsichtlich  der  Zuständigkeit  finden  sich  die  er^ 
heblichsten  Abweichungen.  Allerdings  war  aneh  dieser 
Staatsrat  wie  der  französische  nnd  wie  jeder  Staatsrat  vor 
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allem  ein  begutachtcTides  Orpan  der  Gesetzgebung  in  der 
Weise,  daß  die  Gesrt/ent würff  dincii  ihn  zur  königliclien 
Sanktion  gelangten  und  daß  dieses  Umstandes  auch  in  der 
Verktindigungsforniel  der  Gesetze  Erwähnung  geschelien 
sollte.  Nicht  daß  der  Staatsrat  bei  der  Gesetzgebung  des 
Dftchsten  Menschenalters  Überall  zugezogen  wäre;  Gerlach 
bat  sich  tlber  das  wilde  Extrahieren  von  Kabinettsorders 
durch  einzelne  Minister  als  eine  Verletzung  der  Verordnung 
von  1817  beklagt  (I,  231,  270),  und  auch  Treitschke  (III, 
()[\  ist  derselhon  Ansicht.    Ks  wunleu  auch  häutig 

besonderr,  obwohl  in  der  Hauptsache  aus  Staatsratsniit- 
gliedern  gebildete  Kuinniissionen,  zur  Ausarbeitung  von 
GesetzwOrfen  niedergesetzt,  wie  im  Jahre  1Ö20  eine  Immediat' 
kommission  fttr  die  Regelung  des  gesamten  Kommunal- 
wesens, 1822  eine  solche  fttr  die  Bildung  der  Provinzial- 
und  Kreisstände.  Aber  das  Zollgesetz  von  1818,  die  Steuer- 
gesetze von  1820,  die  revidierte  Stftdteordnung  von  1831, 
das  Eisenbahngesetz  von  1838,  die  westfälische  Land- 
gemeindeordnuug  von  isll,  die  drei  Heimatsgesetze  von 
1842,  die  Gewerbeordnung  von  1845  haben  das  Feuer  der 
Beratung  in  den  AusM'liüs^en  und  im  Plenum  des  Staats- 
rats passiert.  Der  vereinigten  Intelligenz  und  Erfahrung 
des  höheren  Beamtentums,  wobei  übriü'Mis  die  Vorarbeiten 
der  Ministerien  nicht  zu  vergessen  sind,  ist  es  zu  danken, 
dafi  die  Gesetzgebungstechnik  sich  in  Deutschland  allmählich 
auf  dieselbe  Stufe  wie  in  Frankreich  erhoben  hat;  man 
braucht  nur  die  beiden  StAdteordnungen  von  1808  und  1831 
miteinander  zu  vergleichen.  Und  nicht  nur  das.  Eine 
wahrhatt  schöpferische  Tiltigkeit  ist  damals  geübt  worden, 
von  welcher  der  deutsche  Ueichstag  gelebt  hat,  als  es  sich 
um  die  Ausdehnung  wie  der  militärischen  so  auch  der 
sonstigen  altpreußisckendesetzgebung  innerhalb  des  Rahmens 
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der  Reicliskoiiipetenz  auf  die  Mittel-  und  Kleinstaaten 
handelte,  während  von  einer  wahrhaft  schöpferischen  Tätig- 
keit des  Reichstags  erst  seit  Anfang  der  80  er  Jahre  die 
Rede  sein  kann,  als  neue  Bedürfnisse  eine  soziale  Gesetz- 
gebung erforderten,  wobei  aber  wieder  das  Hauptverdienst 
auf  einzelne  hervorragende  Beamte  flUlt 

Im  Unterschiede  von  Frankreich  hat  in  Preußen  ¥on 
jeher  der  Grundsatz  gegolten,  dafi  der  Staatsrat  keine 
Verwaltung  zu  führen  habe.  In  der  Verordnung  von  1817 
werden  zwar  zu  den  in  einzelnen  Fallen  vom  König  an 
den  Staatsrat  zu  verweisenden  Sachen  besonders  auch  die  Be- 
schwerden der  I'ntertanen  über  die  Entscheidungen  der 
Minister  angeführt;  dabei  soll  jedoch  jedesmal  bestimmt 
werden,  ob  die  Sache  dem  Staatsrat  zur  Entscheidung  zu 
Überlassen  sei  oder  ob  er  lediglich  sein  Gutachten  abzu- 
geben habe.  Hinsichtlich  der  Kompetenzkonflikte  hat  die 
Kabinettsorder  vom  30.  Juni  1828  bestimmt,  daß  sie  vom 
Staatsrate  mit  einem  Gutachten  dem  Könige  vorzulegen 
seien,  welcher  sieb  vorbehielt  entweder  selbst  zu  entscheiden 
oder  die  Entscheidung  einem  obersten  Gerichtshofe  aufzu- 
tragen. Als  S])äter  durch  Gesetz  vom  8.  April  1847  ein 
Gerichtshof  für  die  Entscheidung  von  Kompetenzkontlikten 
eingesetzt  wurde,  ist  dieser  zwar  mit  dem  Staatsrate  in- 
sofern in  Verbindung  gebracht  worden,  als  er  aus  dem 
Prftsidenten  des  Staatsrats,  dem  Staatssekretär  und  neun 
anderen  Mitgliedern  des  Staatsrats,  iQnf  Justiz-  und  vier 
Verwaltungsbeamten  bestehen  sollte,  aber  diese  Verbindung 
war  doch  eine  rein  ftufierliehe,  die  durch  Verordnung  vom 
1.  August  1879  gelöst  ist;  bis  dahin  wurden  diejenigen, 
welche  Mitglieder  des  Kompetenzgerichtshofs  werden  sollten, 
zu  Mitgliedern  des  damals  ganz  bedeutungslosen  Staatsrats 
ernannt.  Noch  weniger  wie  der  Kompetenzgericbtäbof  ist  der 
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preufiische  Staatsrat  jemals  oberster  Verwaltungsgerichtshof 
gewesen,  wftbrend  die  Eigenschaft  als  Kompetenz-  und  Ver- 

waltungsgei  i(  htshut  tlem  franzüsischcu  SUiutsrate  einen 
großen  Teil  seiner  Bedeutung  verschaftt  liat.  Bezüglich  der 
KompetenzkonHikte  ist  sogar  Preußen  von  Frankreich  nach- 
geahmt worden.  Denn  durch  da?^  französische  Gesetz  vom 
24.  Mai  1872  ist  auch  in  Frankreich  ein  Gerichtshof  ffkr  die 
Entscheidung  von  Kompetenzkonflikten  errichtet  vorden,  der 
nnter  dem  Vorsitz  des  Justizministers  aus  je  drei  Mit- 
gliedern des  Staatsrats  und  des  Kassationshofs  besteht,  die 
von  ihren  Kollegien,  sowie  ans  zwei  Erganznngsmitgliedern, 
die  wie  auch  der  Vizepresident  von  den  Mitgliedern  des 
Tribunal  des  contiicts  selbst  gewählt  wurden. 

2.  Die  pjpovlnzialhehörden. 

Im  alten  Staatswesen  hatte  es,  wie  ausgeführt,  Pro- 
vinzen nur  in  dem  Sinne  gegeben,  daB  die  Bezirke  der 
Kriegs*  und  Domftnenkammem  oder  die  Provinzialdeparte- 
ments  des  Generaldirektoriums  darunter  verstanden  wurden; 
Oberprftsidenten  nur  in  dem  Sinne,  daß  diejenigen  Kriegs- 
und Domänenkammerprftsidenten,  die  gleichzeitig  den  Vor- 
sitz in  mehreren  Kammern  führten,  so  tituliert  wurden. 

Provinzen  im  heutigen  Sinne  und  Oheipräsidentoii  im 
heutigen  Sinne  kennt  weder  die  Nassauer  Denkschrift  noch 
die  Steinsche  Verordnung  von  18*'8. 

Das  Amt  des  Oberpr&sidenten  ist  die  einzige  Neuerung, 
welche  das  Altenstein-Dohna-Beymesche  Publicandum  vom 
18.  Dezember  1808  gegenüber  der  Steinschen  Verordnung 
enth&lt.  Die  Bezirke  waren  damals  Schlesien  unter  Massow, 
Ostpreufien,  Litthauen  und  Westpreufien  unter  Auerswald, 
die  Kunnark,  Neumark  und  Pommern  unter  Sack,  wobei 
für  Berlin  ein  Oberpräsidium  in  Aussicht  genommen  wurde, 
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das  jedoch  vorläufig  dem  Polizeipräsidenten  unter  Leitung 
des  Ministers  des  Inneren  fibertragen  wurde.  Es  entsprach 
das  der  damaligen  Einteilung  der  Armee  in  drei  Armeekorps. 
Die  Zuständigkeit  (Instruktion  vom  28.  Dezember  1808) 
war  änfierst  geringf&gig,  auf  eine  blofie  Kontrolle  beschränkt, 
die  Neuschöpf uD'j;  so  unbefriedigend,  daß  die  Hardonli  r^'^ciie 
Verordnung  von  27.  Oktober  iHKi  stillschweigend  (iaiül)er 
hinwegging  (Beform  der  VtMwaltuii^sorganisntion ,  ll'Tff.) 

Eine  wirkliche  Neuschöplung  war  erst  die  Uarden- 
bergsche  Verordnung  vom  :^<>.  April  löl5  wegen  verbossorter 
Einrichtung  der  Provinzialbehörden,  Sie  hat  gleiciizeitig 
Provinzen  in  unserem  Sinne  und  Oberprftsidenten  in  unserem 
Sinne  geschaffen;  hinsichtlich  der  Oberpräsidenten  aber 
noch  nicht  in  heutiger  Ausgestaltung,  die  Verordnung  vom 
30.  April  1815  enthält  lediglich  die  Keime  fflr  die  weitere 
Entwicklung. 

Die  Bildung  von  Provinzen  wai'  ein  Sclilag  in>  G(  ^iclit 
der  frnnzösisclien  Revolution.  Desiialb  war  auch  Harden- 
berg anfangs  dagegen  gewesen,  noch  1810;  in  noch  höherem 
Maße  seine  auf  dem  Boden  der  Revolution  und  des 
Napoleonismus  stehenden  Bäte.  Im  Frieseschen  Gesamtplan 
wurde  die  ganze  bisherige  Provinzialverfassung  for  gänzlich 
aufgehoben  erklärt  mit  Einschlufi  der  auf  dieselbe  gegründeten 
Kommunalverhältnisse,  in  Ansehung  der  landwirtschaftlichen 
Kreditsysteme,  der  Feuerassekuranzsozietäten  und  des  pro- 
vinziellen Kri('g>-  und  Schuldenwesens;  nur  vorlaulig  sollte 
der  Status  quo  erhalten  werden;  die  Absonderung  nach 
Provinzen  habe  dem  Nationalcharakter  des  Volks  geschadet ; 
sie  sei  eine  Quelle  von  Separatinteressen  gewesen,  man 
habe  immer  nur  an  die  Provinzen  gedacht  und  darüber  den 
Staat  vergessen.  Der  Aufruf  von  1813  dachte  anders; 
gerade  dadurch,  dafi  man  die  Staatsangehörigen  Märker, 
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Schlesier,  Poromern  nannte,  sollten  sie  sum  Kampfe  fttr  den 
Gesamtstaat  angeregt  werden. 

Über  die  Gesichtspunkte,  narli  denen  in  der  Ver- 
ordnunjr  vom  April  ISir»  im  einzelnen  die  Bildunp  ilcr 
rrovinzen  erfolgt  i^t,  ist  man  nur  sehr  unvollkommen  unter- 
richtet. In  den  Akten  steht  wenig;  aus  dem  einfachen 
Grunde,  weil  die  Beratungen,  welche  Hardenberg  darüber 
mit  dem  Direktor  des  statistischen  Bureaus  J.  G.  Hoffmann, 
der  dem  Staatskanzler  yod  Anfang  an  ins  Feld  und  auf 
den  Wiener  Kongrefi  gefolgt  war,  in  den  Monaten  Februar, 
März  und  April  1815  gepflogen  hat,  mflndlieh  erfolgt  sind. 
Jedoch  spiegelt  sich  aktenmäßig  in  diesen  Beratungen  der 
Verlauf  des  Wiener  Kongresses  hinsichtlich  d(M'  Läiiderver- 
tcilung,  indrm  eine  Zeit  lang  eine  Provinz  Ohersachsen  mit 
Dresden  als  Provinzialhauptstadt  und  Sitz  des  übcr- 
prüsidenten,  mit  Begierungen  in  Meißen  und  in  Leipzig 
in  Aussicht  genommen  war*  Von  Wien  ist  auch  die  Ver- 
ordnung vom  4.  April  1815  datiert. 

Es  wurden  zehn  Provinzen  geschaffen,  die  schon  in  den  20er 
Jahren  durch  die  Vereinigung  der  Provinz  Jalieh-Cleve-Berg 
und  der  Provinz  Niederrhein  zur  Rheinprovinz  und  durch  die 
Vereinigung  der  Provinzen  Ostpreußen  und  We^tpreußen  zur 
Provinz  Preußen  auf  acht  reduziert  wurden, zu  denen  im  .Jahre 
18()<)  drei  neue  hinzugekommen  sind,  sodaß  es  ji  tzt  nach  noch- 
maliger Teilung  der  Provinz  Preußen  zwölf  Provinzen  gibt. 

Aus  den  Begierungsbezirken  Ostpreußen  und  Litthauen 
wurde  die  Provinz  Ostpreußen  gebildet. 

Aus  den  Begierungsbezirlcen  Danzig  und  Marienwerder 
die  Provinz  Westpreufien. 

Die  Provinz  Pommern  bestand  ans  der  Regierung  von 
Vorpommern  zu  Stettin  und  aus  der  von  Ilinterpommern 
zu  Köslin;  zu  Stettin  sollte  kuuftig  auch  das  schwedische 
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Pommern  nebst  der  Insel  Rfigen  gehören,  indem  vorlftufig 
eine  KegierungskommiBsion  dafQr  angeordnet  wurde,  die 
sich  aber  bald  darauf  zu  einer  fftrmliehen  Regierung  zu 
Stralsund  ausgewachsen  hat ;  mit  Hinterpommern  wurden 
Teile  Westpreußens  verbunden. 

Die  Provinz  Brandenburg  bestand  aus  den  Regierungen 
für  Berlin  mit  ihrem  Polizeibezirk;  ftir  die  Mark  Branden- 
burg zu  Potsdam;  für  die  Neumark  und  Lausitz,  in  der 
Hauptsache  die  Niederlausitz,  zu  Frankfurt. 

Die  Provinz  Sachsen,  Niedersachsen  wie  sie  heißen 
sollte,  so  lange  noch  an  die  Provinz  Obersachsen  mit 
Dresden  gedacht  wurde,  die  Elbprovinz,  wie  man  sie  hfttte 
nennen  können,  bestand  aus  der  Regierung  für  Nieder- 
sachson  zu  ,Magdel)urg.  —  das  Herzugtum  Magdeburg  mit 
Ausnahme  des  Saalkieises.  das  Für.'^t^Mitum  Halberstadt, 
die  Altmark  — ;  aus  der  Regierung  des  Herzogtums  Sachsen 
zu  Merseburg,  —  der  vormals  sadisische  Kurkreis.  Teile 
der  s&chsisehen  Kreise  Leipzig  und  Meißen,  die  sächsischen 
Stiftslande  — ;  aus  der  Kegierung  für  Tbttringen  zu 
Erfurt,  —  die  thüringischen  Entschädigungslande  von  180S 
nämlich  die  Stadt  und  das  Gebiet  von  Erfurt  nebst  dessen 
Dependenzen,  die  Städte  Nordhausen  und  MQhlbausen  usw. 
Von  allen  diesen  Bestandteilen  hatten  in  der  Zwischen- 
zeit nur  die  Jerichowschen  Kreise  auf  dem  rechten  F.lb- 
ufer  zu  Preußen  gehört,  das  Ülu  if^e,  soweit  es  nicht  könig- 
lich sächsisches  oder  unmitteliiar  französisches  Gebiet  ge- 
wesen war,  zum  Königreich  Westfalen.  Die  Regierung  zu 
Magdeburg  und  noch  mehr  die  zu  Erfurt  haben  sich  des- 
halb noch  lange  in  westlUisch  liberalen  Bahnen  bewegt, 
während  die  zu  Merseburg  in  dem  von  keinem  Luftzuge 
der  Neuzeit  berflhrten  königlich  sächsischen  Gesichtakreise 
verharrte  (Delbrück,  Lebenserinueruugen,  I,  101). 
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Die  Froviuz  Puseii  /.erJicl  iu  die  beiden  Regieruugs- 
hezirk^'  zu  Posen  und  zu  Blomberg,  sie  eiitbielt  den 
kleineren  westlichen  Teil  des  ehemaligen  ÖUdpreußens, 
des  Erwerbs  der  zweiten  polnischen  Teilung. 

Die  Provinz  Schlesien  zerfiel  in  die  vier  Regienings- 
bezirke:  fflr  Mittelschlesien  zu  Breslau,  ffir  das  schlesische 
Gebirge  zu  Reichenbach,  fttr  Niederschlesien  zu  Liegnitz, 
für  Oberschlesien  zu  Oppeln;  zu  Liegnitz  gehörten  Teile 
der  ehemaligen  sächsischen  Oberlausitz. 

Wie  die  Provinz  Sachsen,  so  bestand  auch  die  Provinz 
Westfalen  aus  alteren  und  neueren  ( iebietsteilen ,  aus 
solchen,  die  schon  seit  1009  (Cleve,  Mark  und  Ravensberg), 
seit  1048  (Minden),  seit  1703  (Lingeü),  seit  17ol>  (Tecklen- 
burg) zuPreufieu  gehört  hatten;  aus  solchen,  die  1803  er- 
worben waren,  Paderborn  und  der  6süiche  Teil  von 
Münster;  aus  dem  Herzogtume  Westfalen ,  einst  zum 
Kurfürstentum  Köln  gehörig,  durch  die  Säkularisation  an 
Hessen-Darmstadt  gelangt  und  von  diesem  durch  beson- 
deren Vertrag  an  Preußen  abgetreten;  aus  dem  bisher  zu 
Nassau  gehörigen  Siegeuer  Laude;  aus  früher  reichs- 
unmittelbaren Besitzungen  von  solcher  Ausdehnung,  daß  sie 
den  vierten  Teil  der  neuen  Provinz  ausmachten,  den  Be- 
sitzungen der  Fürsten  Salm -Salm  und  iSalm-Kyrburg, 
der  Rhein-  und  Wildgrafen,  der  Herzöge  Croy  und 
Looz-Corswaren,  der  Grafen  Bentheim,  der  Herren 
Anholt,  Gronau  und  Gehmen.  Im  ethnographischen  Sinne 
war  also  mit  Ausnahme  von  Oldenburg,  Lippe,  Osna- 
brück ganz  Westfalen  unter  preuBischer  Herrschaft  zu- 
sammen. Aber  mit  der  Einheit  der  neuen  Provinz  war 
es  schwach  bestellt ;  im  Unterschiede  von  der  Provinz 
Sachsen  kam  noch  die  Verschiedenheit  der  Konfessionen 
als  Trenuuugsgrund  hinzu;  das  einzige  zusammenhaltende 
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Band  war  zunächst  der  Mann  im  blauen  Kittel  mit 
d«M-  kurzen  Pfeife  und  der  Laiidwehrmütze ,  der  Ober- 
pra^^iileiit  \.  Vinrke  (Berger,  Der  alte  Harkort,  198).  Die 
Provinz  zerfiel  in  drei  Regierungsbezirke,  das  Weserlaiul: 
Minden,  Ravensberg  und  Paderborn,  108  Quadratmeilen 
und  327000  Einwohner,  mit  der  Hauptstadt  Minden, 
w&hrend  Vincice  fflr  Paderborn  eingetreten  war;  das 
Mttnsterland:  aufier  den  Teilen  des  frfiberen  Bistums  reicbs- 
unmittelbare  Besitzungen  ^on  sehr  grofier  Ausdehnung, 
130  Quadratmeilen  und  340000  Einwohner,  mit  der  Haupt- 
stadt Münster;  endlich  das  eigentliche  Westfalen  und  die 
Grafscliaft  Mark  von  ebensovielen  Quadratmeilen  und  etwas 
größerer  Volkszalil  mit  der  Hauptstadt  Hamm,  t?päter, 
nachdem  das  Herzogtum  Westphalen  hinzugekommen  war, 
mit  der  Hauptstadt  Arnsberg. 

Es  hat  anfangs  zwei  Rbeinproyinzen  gegeben:  Jülich- 
Cleve-Berg  und  Niederrhein. 

Wie  Westfalen,  so  bestand  Jalieb-Gleve-Berg  aus  frflher 
preußischen  und  aus  neuerworbenen  Gebieten;  zu  den 
froher  preuöischen  Gebieten  gehörten  nur  Cleve,  Mörs 
und  Geldern;  von  den  EntM-ljadigungslanden  des  Jahres 
18«);'>  nur  Essen  und  Werden.  Als  neu  erworben  traten 
hinzu  ilas  Herzogtum  Jülich  zwischen  Rhein  und  Maas, 
welches  ganz  zu  Frankreich  gehört  hatte,  und  das  Herzog- 
tum Berg  auf  dem  rechten  Bhcinufer,  wenigstens  dessen 
östlicher  Teil,  das  Siebengebirge,  die  Städte  Dasseldorf, 
Elberfeld,  Barmen,  Solingen,  Lennep,  die  beiden  Mühlheim. 
Oberpräsident  war  anfangs  Sack  gewesen,  der  aber  bald 
nach  Pommern  versetzt  wurde,  während  der  frohere  Reiehs- 
hofrat  Graf  zu  Solms-Laubach,  der  bis  dahin  die  andere 
Uheinprovinz  verwaltet  hatte,  sein  Kachfulger  wurde.  Die 
Provinz  zerhel  in  die  beiden  Regierungsbezirke  des  Herzog- 
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tums  Berg  zu  Düsseldorf,  wesentlich  auf  dem  rechten  Rhem" 
nfer,  und  des  Herzogtumes  Cleve  mit  Geldern  und  Mftrs 

auf  beiden  Seiten  des  Rheins  zu  Cleve. 

Die  Provinz  KieilerrliL'in  l»t'stanii  last  ganz  aus  neu«  in 
Gebiet,  in  der  Hauptsache  Jius  solchem,  welches  bisher  zu 
Frankreich  gehört  hatte:  aus  dem  ganzen  Rhein-  und 
Moseideparten lent .  aus  last  dem  ganzen  Saardepaitement 
und  aus  Teilen  des  Departements  der  Wälder,  der  Ourthe, 
der  Roer,  der  Niedermaas.  Auch  diese  Provinz  zerfiel 
anfangs  in  die  beiden  Regierungsbezirke  des  Herzogtums 
Jülich  zu  Köln  und  des  Mosellandes  zu  Koblenz,  bis  nach 
dem  Zuwachs  durch  den  zweiten  Pariser  Frieden  eine 
dritte  und  vierte  Regierung  in  Trier  und  Aaclieu  er- 
richtet wurden.  Oberpriisideut  war  anfangs  Solms -Lau- 
bach gl'\\t•^eü,  sein  Nachfolger  wurde  Ingersleben,  früher 
Präsident  der  Kriegs-  und  Domänenkammer  zu  Halberstadt. 

Die  Vereinigung  dieser  beiden  Provinzen  zur  Rhein- 
provinz ist  beim  Tode  von  Solms-Laubach  am  24.  Februar 
1822  erfolgt,  indem  damals  Ingersleben  an  die  Spitze  der 
einheitlichen  Provinz  trat,  die  er  bis  zu  seinem  Tode  im 
Mai  1831  verwaltet  hat  Gleichzeitig  mit  der  Ver- 
einigung wurden  auch  die  beiden  Regierungsbezirke  der 
Provinz  Jülich-Cleve-Berg  in  der  Weise  mit  einander  ver- 
einigt, daß  die  Ilegieruug  in  Cleve  aufgeliobeii  und  ihr 
ganzes  Gebiet  der  in  Düsseldorf  zugeteilt  wurde.  Die 
neue  Rbeinprovinz  bestand  also  aus  den  fünf  Regierungs- 
bezirken zu  Köln,  Koblenz,  Trier,  Düsseldorf  und  Aachen. 

Von  einer  kommunalen  Organisation  der  Provinzen 
war  damals  noch  keine  Rede. 

Trotz  der  Oberprftsidenten  blieb  der  Schwerpunkt  der 
gesamten  Verwaltung  hei  den  Regierungen.  Hinsichtlich 
ihrer  hatte  sich  Hardenberg  in  seiner  Rigaer  Denkschrift 
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in  allem  Wesentlichen  sowohl  hinsichtlich  der  Eollegiftlit&t 
und  der  landst&ndisehen  Repräsentanten,  als  auch  derZu- 
stftndigkeit  ganz  in  Übereinstimmung  mit  den  Ideen  Steins 
geäußert,  wie  sie  in  der  Verordnung  vom  26.  Dezember  1808 

zum  Ausdruck  gelangt  sind.  Indessen  macht  sich  wahrend 
d»'r  ersten  Jahre  seiner  Kanzlerschaft  die  doppelte  Tendenz 
geltend  einerseits  neben  den  Regierungen  wieder  sonstige 
selbständige  Behörden  zu  errichten,  andrerseits  die  Kolle- 
gialität zugunsten  des  Präfektursystenis  einzuschränken. 
Beide  Tendenzen  sind  in  der  nicht  publizierten  Kabinetts- 
order vom  1.  August  1812  zum  Ausdruck  gelangt  Es  ist 
namentlich  Friedrich  von  Raumer  gewesen,  der  sie  als  fran- 
zösische Nachahmungen  lebhaft  bekämpft  hat.  (Über  die 
Kabinettsorder  vom  1.  August  1812:  Reform  der  Ver- 
waltungsorganisation, 2r)3ff. ;  zu  Seite  25(3  Note  55  ist 
hinzuzufügen,  daß  das  Original  inzwischen  durch  den  Haus- 
archivar Berner  im  Finanzministerium  aufgefunden  ist; 
Sitzungsberichte  des  Vereins  für  Geschichte  der  Mark 
Brandenburg  vom  13.  Februar  1895  -,  Forschungen  VIII,  323). 
Von  dergleichen  ist  in  der  Verordnung  vom  30.  April  1815 
nichts  mehr  zu  spQren;  die  Regierungen  erscheinen  dort 
ganz  in  der  Gestalt  und  mit  den  Attributen  der  Verordnung 
vom  26.  Dezember  1808,  mit  der  einzigen  Ausnahme,  dafi 
die  landstftndischen  Reprftsentanten  weggelassen  sind. 

Als  es  sich  1837  in  Hannover  um  eine  Reorganisation 
der  Verwaltungsbehörden  handelte,  wurde  M»n  der  Re- 
gierung (Kose)  die  Umwandlung  der  seif  1S22  eingerichteten 
Landdrosteien  unter  Beseitigung  der  DoiullDenkammer  in 
Regierungen  nach  preufiiscbem  Muster  vorgeschlagen;  ein 
Plan,  der  die  Zustimmung  der  zweiten,  aber  den  Wider- 
spruch der  ersten  Kammer  hervorrief,  eine  Differenz,  die 
noch  nicht  zum  Ausirag  gebracht  war,  als  der  Thronwechsel 
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und  mit  iliin  der  Staatsstreich  erfolgte  (H.  W  u.  V.Gesch. 

II,  :3()4,  359). 

Schließlicli  sind  durcli  die  Verurduuiig  vom  -M).  April 
18ir>  die  Regieiuugshezirke  J^ystomatisch  in  Kreis?e  ein- 
geteilt, die  sich  von  nun  an  nicht  blos  auf  das  platte 
Land,  sondern  auch  auf  die  Städte  erstreckten,  nur  daß 
die  anseliDlicheti,  von  der  Organisationskommiasion  nAlier 
bezeichneten  StSdte  eigene  Kreise  bilden  sollten,  eine 
Exemtion,  die  aber  nur  in  TerhiUtnismftfiig  geringem  Um- 
fange stattgefunden  hat. 

nL  IHe  Umgestaltang  der  Oemeinde-,  Kreis-  und 
PolIselTerfiusiing  des  platten  Landes. 

Immer  entschiedener  hatten  sich  schon  unter  dem 
Ministerium  des  Grafen  Dohna,  trotz  seiner  abweichenden 
Ansicht,  im  vollsten  Gegensatz  zu  den  englischen  Tendenzen 
Steinsy  Vinckes  und  Schroetters  westfiUisehe  Ideen  geltend 
gemacht,  wobei  BorBche,  erst  kttrzllch  aus  westflllischem 
Dienst  in  den  preußischen  zurQckgekehrt,  die  persönliche 
Vermittlung  bildete. 

Diese  Tendenzen  nelimon  unter  Hardenberj;  an  Stärke 
zu.  Im  Vordergrunde  stunden  Friese,  Hoffmann  und  Köhler 
Vor  allem  Friese,  Nach  seinem  immer  noch  pemUßigten 
Plaue  besteht  jede  Landgemeinde  aus  Mitgliedern  und 
Schutzverwandten;  notwendige  Mitglieder  sind  s&mtliche 
Grundbesitzer  und  selbständige  Gewerbetreibenden,  frei- 
willige die,  welche  ein  gewisses  Einkommen  aufweisen.  Die 
Mitglieder  haben  untereinander  gleiche  Rechte  und  Oben 
diese  in  der  Regel  in  der  Gemeindeversammlung  aus,  an 
deren  Stelle  jedoch  in  den  Gemeinden  von  mehr  als  50  Mit- 
gliedern eine  Gemeindevertretung  tritt:  die  Wahl  ^a\s(hieht 
unter  Berücksichtigung  des  Zahleuverhültuisses  zwischen 


432 


4.  Abttcbnitt.    Die  Uardeuberg^cheu  Hcfornica. 


Ackerbaaern  und  Gewerbetreibeoden ,  jedoch  so,  dafi  bei 
den  Wahlen  fOr  beide  Klassen  die  ganze  Gemeinde  mit- 

>virkt:  üiidi  die  \V.»lilliaii(llung  ist  der  Städteorduuiif,'  inög- 
liclist  iiacIi^fflMldet.  Jeder  (ienieinde  ist  ein  SchulzeDamt 
vorgej^etzt.  welches  aus  dem  Schulzen,  der  aus  drei  von 
der  Gemeinde  rräseutierten  vom  Laodrat  auf  sechs  Jahre 
ernannt  wird,  und  aus  mindestens  zwei  Beisitzern  besteht, 
die  auf  Vorschlag  des  Schulzen  Ton  der  Gemeinde  gewfthlt 
werden;  dieses  Schnlzenamt  hat  die  Ausführung  der  Ge- 
meindebescbiflsse ,  sofern  sie  nicht  gegen  die  Gesetze  und 
gegen  die  polizeiliche  Ordnung  verstofien,  und  ist  außer- 
dem die  Ortspolizeibebörde.  Neben  den  Gemeinden  gibt  es 
selbständige  Gutsliezirke  der  GroßgOter.  aller  derjenigen, 
welL'iie  einen  Fläclieninlialt  von  2'»  niagdeburgischen  Hufen 
und  eine  Üevölkerung  von  60  Seelen  haben;  der  Besitzer 
eines  solchen  Guts  hat  namentlich  auch  die  Verwaltung 
der  Ortspolizei.  Der  Unterschied  vom  AJL.B.  besteht,  ab- 
gesehen von  der  Modifikation  der  Gemeindemitgliedschaft, 
der  Einfflhmng  von  Gemeindevertretungen  fQr  gH^fiere  Ge- 
meinden in  der  Aufhebung  der  ortsobrigkeitlichen  Gewalt 
der  BittergQter  Uber  die  Gemeinden.  Die  in  ihrer  Zahl 
beschrankten  selbständigen  Gutsl>ezirke  sind  den  Genieinden 
nicht  mehr  tibergeordnet,  aber  ihnen  auch  nicht  inkorporiert, 
sondern  in  kommunaler  und  polizeilicher  üiusicht  ihnen 
nebengeordnet. 

Fttr  die  Polizei  Verwaltung,  nicht  aber  als  Samtge- 
meinden wurden  Bezirke  von  5—8  Grofigfitem  und  Land- 
gemeinden in  Aussicht  genommen,  mit  der  Maflgabe,  daß 
ein  vom  Landrat  aus  den  Schulzen  oder  den  Grofigrund- 
besitzem  ernannter  Oberschulze  als  Delegierter  des  Landrats 
die  Aufsicht  Qber  die  Ortspolizeiverwaltung  zu  führen  hatte. 

Endlich  sollten  Kreise  gebildet  werden,  mit  der  Maß- 
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gabe,da6  sehr  große  Gemeinden  einen  Kreis  fQr  sich  bildeten. 
Organ  war  zunftchst  die  KreisverBammlung,  die  nach  einem 
ziemllcli  bohen  Zensus  gewählt  werden  sollte,  dann  aber 
das  Kreisvoisteheramt  unter  dem  Vorsitz  des  Kreisdirektors, 
welches  von  der  Kreisversammlung  auf  Zeit  gewählt  wurde. 

Dieser  KreiskommunalTerwaltung  steht  die  Staats- 
gewalt in  der  Gestalt  der  Kreispolizeihehörde  d.  h.  des 
staatlieh  ernannten  Landrats  gegenaber. 

Friese  hatte  sich  gleichzeiti^r  an  eine  KachluMmi^^  der 
französischen  .Justizverfassung  gemacht  mit  Trennung  der 
Kriminal-  und  Ziviljustiz,  Geschworenen  usw. 

Viel  radikaler  waren  die  Entwürfe  von  Hoffinann  und 
KOhler;  beide  wollten  nur  Gemeinden  von  mindestens  1000 

Kinwohneni  zulassen,  obgleich  im  vierten  Teile  des  da- 
maligen Staatsgebiets  auf  die  Qundratiiieilp  noch  nicht 
einmal  10<Mi  Einwohner  kamen;  man  brauchte  so  große 
Gemeinden ,  um  destomehr  (tutsbezirke  eingemeinden  zu 
können.  Köhler  hatte  bereits  im  ersten  Entwurf  eine  ge- 
meinsame Kommunalordnung  fttr  Stadt  und  Land  empfohlen, 
aber  formell  die  Sonderung  beibehalten,  wfthrend  er  später 
nur  hinsichtlich  einzelner  Punkte  verschiedene  Anordnungen 
fQr  beide  Arten  yon  Gemeinden  gegeben  wissen  wollte,  wie 
er  auch  zu  Samtgemeinden  gelangt  war  (Reform  der  Ver- 
waltungsorganisatioii.  S.  ll<)flF;  im  Vorworte  vom  September 
iHbU  war  darauf  hingewiesen,  daßdie  wichtiirsten  Aktenstücke 
bei  der  Ausarbeitung  abschriftlich  vorgelegen  hatten  und 
dafi  sie  bei  etwaiger  Verötfentlichung  einen  starken  Band 
ausmachen  würden;  eine  teilweise  Veröffentlichung  ist  in- 
zwischen von  Keil,  Die  Landgemeinden  in  den  Ostlichen 
Provinzen  Preufiens,  Anhang,  Leipzig,  1890,  erfolgt). 

Alle  diese  Entwürfe  blieben  aber  zunächst  ohne  jede 

▼  OB  HeUr,  Firsas.  BlafUUte.  II.  28 
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Bedeutung :  vielmehr  nahm  die  Sache  eine  gaox  unerwartete 
Wendung. 


Schon  im  alten  Staatswesen  hatte  man  die  Erfahrung 
gemacht,  daß  es  den  Polizeiobrigkeiten  an  einer  physischeu 
Kraft  fehle,  um  die  Befolgung  ihrer  Anordnungen  su  sichern, 
da  die  Landreuter  oder  wie  sie  sonst  genannt  wurden, 
teils  zu  gering  an  Zahl,  teils  zu  wenig  disiipliniert  und 
SU  wenig  suverlAssig  waren,  militärische  Mitwirkung  aher 
selbstTerstftndlieh  auf  gewisse  ftufierste  Notfillle  heschrlnkt 
bleiben  muBte. 

Dasselbe  Bedürfnis  muß  in  Frankreich  bereits  in  den 
Anfängen  der  Revolution  sich  fühlbar  gemacht  haben,  denn 
schon  1790  wurde  an  Stelle  der  alten  Maröchauss^e  eine 
Gensdarmerie  errichtet,  die  nach  vielem  Wechsel  durch 
das  Tom  Direktorium  erlassene  Gesetz  relatif  k  Torganisation 
de  la  gensdarmerie  vom  28.  Germinal  VI  (17.  April  1798) 
in  17  Titeln  und  236  Paragraphen  eine  definitive  Gestalt 
erhielt,  an  der  unter  Napoleon  dureh  das  Gesetz  vom 
11.  Juni  1806  nur  wenig  geändert  ist 

In  Prenfien  war  auf  Befehl  des  KOnigs  schon  vor  1806 
vom  Großkanzler  ein  Projekt  aufgestellt,  in  welchem  die 
französische  Einrichtung  zum  Vorbilde  genommen  wurde; 
der  Plan  hatte  jedoch  vielfachen  Widerspruch  gefundeu, 
als  der  Krieg  ausbrach. 

Aber  gerade  der  Krieg  machte  strengere  Maßregeln 
zur  Erhaltung  der  Ruhe  und  Sicherheit  notwendig;  dazu 
kam,  dafi  der  Widerwille  gegen  die  französische  Gendarmerie, 
die  Uberall  dem  Heere  folgte,  in  demselben  Mafie  schwand, 
wie  man  sie  nfther  kennen  lernte. 

Stein  hatte  im  Promemoria  vom  15.  Oktober  1807  die 
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Errichtung  einer  Gendarmerie  für  sehr  ntttzlich  erklärt, 
gab  aber  im  Schreiben  an  Schroetter  vom  27.  Juni  1808 
der  eDglischen  Einrichtung  unbesoldeter  nur  anf  QebQhren 
angewiesener  Constabler  den  Vorzug;  er  wollte  gerade  in 
dieser  Hinsicht  »die  fatale  französische  Nachahmung"  Ter- 
mieden  wissen;  es  ist  auffallend,  wie  wenig  in  den  aus 
seiner  Initiative  hervorgegangenen  Entwttrfen  aller  Art 
von  dieser  Frage  die  Re(ie  ist. 

Inzwischen  war  im  Königreich  Westphalen  im  engsten 
Anschluß  an  Frankreich  durch  Dekret  vom  20.  Januar  1808 
die  Errichtung  einer  Legion  königlicher  Gendarmerie,  durch 
Dekret  vom  9.  Februar  1808  die  Errichtung  von  acht 
Depotkompagnien  (I,  319,  351),  und  durch  Dekret  vom 
14.  Mai  1810  die  genaue  Regelung  der  Organisation  und 
des  Dienstes  erfolgt  (VIII,  141—261;  Thimme,  II,  179, 
189). 

Durch  Eab.  Ord.  vom  15.  Juli  1809  an  den  Minister 

Cii  afen  Dohna  und  an  den  Generalmajor  Scharnhorst  wurde 
eine  Kommission  angeordnet,  um  den  Plan  zur  Errichtung 
einer  Gendarmerie  auszuarbeiten  „zu  eben  dem  Zwecke, 
wie  sie  in  Frankreich  besteht"  Am  20.  Septemljer  1809 
hat  die  Kommission  ihren  Bericht  erstattet,  dem  als  An- 
lage der  Entwurf  einer  aus  97  Paragraphen  bestehenden 
Verordnung  wegen  Errichtung  einer  Landgendarmerie  bei- 
gegeben war.  Die  Ansichten  der  Kommission  gingen  jedoch  ' 
namentlich  hinsichtlich  des  Verhiltnisses  der  Land- 
gendarmerie zum  Militftr  auf  zwei  wichtigen  Punkten  stark 
auseinander.  Die  Kai).  Ord.  vom  14.  Oktober  1800  wich 
der  Entscheidung  dieser  Prinzipienfrage  in  auffallender 
Weise  aus.  Der  weitere  Verlauf  der  Angelegenheit  während 
des  Ministeriums  Altenstein-Dohna  wird  durch  die  gewöhn- 
liche Entschlußlosigkeit  gekennzeichnet;  Dohna  häufte  wie 
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sonst  Material  auf  Material  aus  Westfolen  und  aus  Sacbsen, 
verschanzte  sich  hinter  den  Kosten  usw.  ünterriessen  wurde 

lias  Dedürfnis  immer  dringciuler.  Vergebens  wandte  sieh 
Sack,  der  Leiter  des  allgemeinen  Polizeidepartements  im 
Ministerium  des  Innern,  zu  Anlang  des  Jahres  1811  in 
wiederholten  Zuschriften  an  den  Staatskanzler.  In  dessen 
Bureau  war  man  jedoch  nicht  untätig;  dort  wurden  Ent- 
würfe ausgearbeitet,  die  den  Zweck  verfolgten,  die  Ein- 
richtung der  Gendarmerie  mit  der  sonstigen  Organisation 
auf  das  engste  zu  Terbinden.  Die  erste  Spur  davon  findet 
sieh  in  dem  Gutachten  Borsches  vom  2.  März  1810;  es 
war  aber  besonders  Schamweber,  der  diesen  Gedanken  leb- 
haft ergiiff;  in  der  umfassenden  Denkschrift  betr.  die 
Oiganit>ati()n  der  gesamten  Staatsverwaltung,  welche  der 
Kab.  Ord.  \om  1.  August  1812  zugrunde  gelegen  hat,  ist 
auch  das  Gendarmerieedikt,  wenigstens  in  den  Grundzügen, 
bereits  enthalten;  von  seiner  Hand  ist  auch  der  Entwurf 
geschrieben,  der  fast  wörtlich,  in  dieser  Fassung  zum  Gesetz 
erhoben  ist,  nur  auf  untergeordneten  Punkten  modifiziert 
durch  Bleistiftbemerkungen  von  Hardenberg  und  Hippel. 
Aber  noch  vor  Erlaß  des  Gendarmerieedikts  ist  durch  Kab. 
Ord.  vom  24.  Mftrz  1812  die  Errichtung  einer  Gendarmerie 
befohlen  und  sofort  zur  Ausführung  ge])racbt;  und  zwar 
auf  Befehl  des  Kftnigs  vom  Allgemeinen  Kriegsdepartement, 
ohne  daß  das  Ministerium  des  Innern  während  der  nächsten 
Monate  davon  unterrichtet  worden  wäre,  und  ohne  ein  die 
Rechte  und  Pflichten  der  Gendarmerie  n&her  bestimmendes 
Reglement  Dann  erst  erging  das  Edikt  vom  80.  Juli  1812 
wegen  Errichtung  der  Gendarmerie  oder,  wie  die  Be- 
zeichnung in  der  chronologischen  Übersicht  der  Gesetz- 
sammlung lautet,  wegen  Errichtung  der  Kreis-Direktionen 
und  der  Gendarmerie,  welches  nach  der  Erklärung  im  Ein- 
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gange  die  Mündel  l)eseiti;ü[en  solltp.  welelie  der  Wirksam- 
keit (lor  Stnat.sverwaltUDg  in  liezieUuug  auf  das  platte 
Land  iiinderlich  sind. 

Weiier  in  Frankreich  iior)i  in  Westfalen  ist  es  jemandem 
in  den  Sinn  gekommen,  die  EiDrichtung  der  Gendarmerie 
mit  der  BebOrdenorganisation  in  derartigen  Konnex  zu 
bringen. 

In  jeder  Regierung  sollte  ein  Oberbrigadier  der  Gen- 
darmerie Sitz  nnd  Stimme  bähen,  m  jedem  Kreise  ein 

Kreisbrigadier  dem  Kreisdirektor  zur  Seite  stchn  und  eine 
Anzahl  von  Gendarmerieoftiziereu  au  dessen  Bureauge- 
schäften  teilnehmen. 

An  der  Spitze  des  Kreises,  der  Stadt  und  Land  gleicii- 
milßig  umfaßte,  stand  der  Kreisdirektor,  nicht  mebr  wie 
der  frtthere  Landrat  gewählt,  sondern  ohne  allen  Ansprach 
auf  irgend  welche  Qualifikation,  selbst  das  bisherige  Landrats- 
examen sollte  nicht  mehr  erforderlich  sein,  ganz'  wie  es  in 
Frankreich  bei  den  Prftfekten  und  Unterpräfekten  der  Fall 
war,  vom  KOnig  ernannt:  mit  einem  ffir  jene  Zeit  außer- 
ordentlich hohen  Diensteinkommen, 

Der  Krei.sdirektor  stand  auch  an  der  Spitze  des  für 
die  Kreiskonnnunalangelegenheiten  unter  dem  Namen  einer 
„Kreisverwaltung"  bestimmten  Organs,  welchem  der  Stadt- 
richter in  der  Kreisstadt  und  fQr  wichtige  Sachen  auch  noch 
der  Justizdirektor  des  Stadtgerichts  angehörten  nnd  welches 
anfierdem  nur  noch  aus  sechs  —  Hippel  hatte  sogar  drei 
für  genOgend  gehalten  —  Deputierten  der  Gemeinden  des 
Kreises  bestand,  zwei  von  den  Städten,  zwei  Von  den 
Rittergutsbesitzern,  zwei  von  den  Bauern,  die  von  einer  zu 
gleichen  Teilen  von  jeder  der  drei  Kategorien  beschickten 
"Wahlmännerversammlung  zu  wählen  waren. 

Dieser  Kreistag  sollte  zwar  auch  bei  der  Besorgung 
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von  Staatsgescliftiteii  dem  Ereisdirektor  HQlfe  leisten,  doch 
konnten  die  Einseinen  Yom  Ereisdirektor  gleich  den  Snb- 
altemen  des  Bureaus  durch  ZuiechtweisuDgen,  Verweise 

und  leichte  Ordnungsstrafen  zur  Dienstordnung  und  zur  Er- 
füllung ihrer  rHieliten  angewiesen  werden  (§§  8,  11 — 15,  98). 

Die  Ortspolizeiverwaltung  war  in  der  Hauptsache 
von  den  ürundherren  auf  die  Schulzen  und  Dorfgerichte 
übertragen,  in  der  Weise,  daß  den  Gutsherren  und 
Dom&nenheamten  nur  eine  Kontrolle,  in  dringenden  F&llen 
auch  die  Bemedur  gelassen,  den  Kreisdirektoren  aher  eine 
sehr  eingreifende  Aufsicht  gewahrt  wurde  (§  39—42). 

Auch  die  Steinsche  Stftdteordnung  wurde  in  Mitleiden- 
schaft gezogen.  Denn  ahgesehen  davon,  daß  die  schon  sehr 
geringen  polizeilichen  Befugnisse  der  Magistrate  in  allen 
großen  Städten,  wo  königliche  Polizeiverwaltungen  bestanden, 
noch  mehr  eingeschränkt  wurden  35,  30),  war  die  Ab- 
schaflung  der  Städteordnung  überhaupt  ins  Auge  gefaßt  und 
ihr  Ersatz  durch  eine  gemeinsame  Kommunalordnung  ffir 
Stadt  und  Land,  da  die  Absonderung  der  beiden  Arten  von  Ge- 
meinden nach  Einführung  der  Gewerbefreiheit  keinen  Sinn 
mehr  habe,  geplant;  nur  in  den  sieben  grMten  StAdten  sollte 
sie  bestehen  bleiben;  aber  Städte  wie  Brandenburig  und 
Liegnitz  hätten  fortan  zum  platten  Lande  gehört,  wären 
nach  der  Schablone  der  doch  im  wesentlichen  für  die  Be- 
dürfnisse des  platten  Landes  einzurichtenden  Kommunal- 
ordnung behandelt  worden. 

Der  Geist,  der  im  Gendarmerieedikt  zum  Ausdrucke 
gelangte,  war  doch  ein  den  Steinschen  Reformidecn  diametral 
entgegengesetzter.  Das  Gendarmerieedikt  war  keine  formelle 
französisch  -  westfUiscbe  Nachahmung,  aber  doch  insofern 
von  napoleonisch-westfälisehem  Geiste  erfollt,  als  es  darauf 
ausging,  die  bestehende  aristokratische  Selbstverwaltung 
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zu  brechen  und  an  ihre  Stelle  eine  Bareauhratie  zu  aetmn, 

die  vielleicht  liberal,  aber  keine  Selbstverwaltung  war 
(Reform  der  Verwaltungsorganisation  S.  126  f.,  423 — 451). 

Derjenige  Teil  des  Edikts,  der  sich  wirklich  auf  die 
Gendarmerit-  bezieht,  ist  durch  die  Verordnung  vom  30.  De- 
zember 1820  Uber  die  anderweitige  Organisation  der  Gen- 
darmerie und  durch  die  gleichzeitige  Dienstinstruktion,  bei 
mancher  Verbesserung  im  einzelnen,  aufrecht  erhalten 
und  noch  heute  mafigebend. 

Dagegen  ist  der  auf  die  BehOrdenorganisation  bezQg- 
liche  Teil,  auch  wo  hie  und  da  die  KinfOhrung  vorbereitet 
war,  unausgeführt  geblieben,  ^'icht  nur  die  iuterimihtische 
Nationalrepräsentation  hatte  sich  in  zwei  Eingaben  vom 
10.  August  und  20.  iSepteniber  1812,  sondern  auch  Stände 
und  einzelne  Gutsbesitzer  in  zahlreichen  Eingaben  dagegen 
ausgesprochen.  Deshalb  trug  die  Kab.  Ord.  d.  d.  Paris 
19.  Mai  1814  dem  Staatskanzler  eine  nochmalige  Prüfung 
auf,  mit  dem  Znsatze :  »auch  ist  mir  angezeigt  worden,  daft 
dies  ihr  eigner  Vorsatz  ist*.  So  leicht  sich  Hardenberg 
zum  Gendarmerieedikt  hatte  bestimmen  lassen,  so  leicht 
lie6  er  es  auch  wieder  fallen.  Es  bedurfte  im  Jahre  1810 
eines  ausfulirliclien  Sclireibens  Scharnwebers,  um  ihn  Uber 
die  Absichten  beim  Erlaß  des  Geudarmerieedikts  wieder 
zu  orientieren. 


In  der  letzten  Hardenbergsehen  Zeit  sind  neue  Ver- 
suche auf  dem  Gebiete  der  Gemeinde-  und  Kreisordnung  ge- 
macht worden,  indem  am  13.  Februar  1820  eine  Kommission 
niedergesetzt  wurde,  die  unter  FVieses  Vorsitz  aus  Daniels, 

Eichhorn,  Bemuth  und  Streckfuß  bestand,  denen  später  noch 
Vincke  und  Köhler  hinzutraten.   Nach  lauger  Verschollen- 
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heit  im  Sehackmannsehen  Nachlasse  auf  dem  Geheimen 
Staatsarehiye  sind  die  drei  EntwOrfe  dieser  Kommission 

vom  7.  August  1820,  eine  Städteordnuug ,  eine  Landge- 
nieindeoiiliiuiig  und  eine  Kreisordnung  von  Treitschke  wieder 
aufgefunden  worden.  Man  hatte  also  von  einer  einheitlichen 
Genieindeordnung  für  Stadt  und  Land  Abstand  genommen, 
trotzdem  inzwi!>chen  mehrere  Regierungen  der  westlichen 
Provinzen  fUr  das  französische  System  eingetreten  waren; 
die  Kommission  erkannte  an,  dafl  die  Städte  zu  ihrer  Ver- 
waltung Bemfsbeamte  brauchten,  denen  ein  heschliefiendes 
und  kontroliierendes  Organ  zur  Seite  gesetzt  werden  mttsse, 
während  es  auf  den  DOrfem  keiner  Repräsentation  bedflrfe. 
Die  einheitliche  Städteordnung  war  der  von  1808  nach- 
gchildot  mit  einigen  Modifikationen  bezüglich  des  leichteren 
Erwerbs  des  Büigerreclits.  Die  Laudgemeinfleoniiiung 
wich  von  der  des  A.L.R.  hauptsächlich  nur  durch  Aus- 
dehnung des  Bürgerrechts  auf  jeden  selbständigen  Haus- 
vater mit  Aussehlufi  der  Knechte  und  Tagelöhner,  durch 
Einfährung  einer  Repräsentation  in  grOfieren  Gemeinden 
und  durch  Gewährung  der  Sehub»nwahl  ab;  die  ortsobrig- 
keitliche Gewalt«  wenn  auch  in  abgeschwächter  Weise, 
sollte  fortbestehen,  die  selbständigen  Gutsbezirke  spalten  er- 
halten werden. 

Es  wurden  Samtgemeinden  zugelassen .  allerdings 
nicht  wie  am  Rhein  und  in  Westfalen ,  sondern  nur 
auf  dem  Wege  der  fieieu  (  bereinkunft  oder  kraft  An- 
ordnung der  Regierung  (ttr  Zwecke,  deren  Erfüllung  durch 
Gesetz  oder  Verfägung  von  den  Gemeinden  erfordert  werde 
(Armen-,  Wege-,  Feuerlöschwesen),  die  aber  wegen  der 
Kleinheit  mancher  Ortschaften  tatsächlich  nicht  erfüllt 
werden  können,  während  jeder  Ortsgemeinde  die  besondere 
VerwaltuDg  ihrer  eigenen  Anstalten,  ihres  Vermögens,  der- 
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jenigen  milden  und  polizeUichen  Anstalten,  welche  sich 
nnr  auf  den  betreffenden  Ort  besieben,  verbleibt  (§  2, 

§§  87—89).  Organe  der  Samtgemeinde  sind  ausschließlich 
die  Sanitfzeiiieiudevcrünlneten,  d.  h.  die  Abgeordneten  der 
Ortschaften  und  der  vom  Samtgemeiuderat  gewählte,  von 
der  Regierung  bestätigte  Vorsteher,  der  Oberschulze, 
dem  vom  Landrate  die  allgemeine  polizeiliche  Aufsicht 
in  den  Ortschaften  der  Samtgemeinde  abertragen  werden 
konnte. 

Der  Landrat  endlich  wurde  durch  die  Ereisordnung  im 
Sinne  des  Gendarmerieedikts  zum  reinen  Staatsbeamten 

gemacht,  der,  von  der  Regierung  ernannt,  mit  den 
Koininuiialangelegenheiten  nichts  inelir  zu  tun  liatte,  da 
diese  von  den  Kreisvorstehern  unter  einem  eignen  Vor- 
sitzenden besorgt  wurden,  die  ihrerseits  mit  der  Staats- 
verwaltung des  Kreises  nichts  zu  tun  liatten.  Der  Kreis- 
tag bestand  zu  einem  Drittel  aus  den  Kreisverordneten  der 
Großgrundbesitzer,  zu  zwei  Dritteln  aus  Deputierten  der 
Gemeinden,  wobei  das  aktive  Wahlrecht  ein  nahezu  allge- 
meines war,  während  das  passive  an  einen  Zensus  von  500 
Talern  Einkommen  gebunden  wurde  und  an  nichts  welter, 
so  daß  auch  Bauernadvokaten  in  den  Kreistag  gelangen 
konnten.  Von  einem  Kreisausschuß  als  Staatsverwaltungs- 
behorde.  von  Amtsvorstohern  war  keine  Rede. 

Das  war,  wie  Stein  sagte,  ein  Werk  des  Buralismus 
und  des  Liberalismus. 

Die  zur  PrQfung  dieser  Entwürfe  am  19.  Dezember  1820 
eingesetzte  neue  Kommission,  die  unter  dem  Vorsitze  des 
Kronprinzen  aus  Wittgenstein,  Sehnckmann,  Ancillon,  dem 
Oberprisidenten  von  Bfilow  und  dem  Kabinettsrate  Albrecht 
bestand,  gelangte  in  ihrem  Bericht  vom  19.  März  1821  zur 
Verwerfung  der  drei  Hardenbergsciieu  Entwürfe,  indem  sie 
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eine  einheitliche  Städteordnung  dureh  Auadehnaog  der  von 
1808  mit  einigen  Modifikationen  auf  alle  Provincen,  dagegen 
die  Feststellnng  der  Landgemeindeordnung  und  Kreia- 
Ordnung  fttr  jede  Provinz  besonders»  mit  Beirat  der  Pro- 
▼inzfalstände,  endlich  eine  pFOTinzialordnnng,  die  mit  Ein- 
gefressenen  aus  den  Provinzen  beraten  werden  sollte, 
beantragte  (Treitschke,  III,  lüO,  130,  173,  228,  768). 

IT.  Die  FUne  mr  HerbelflUinuig  einer  landsttadlBclieii 

Yerfiusmig. 

Im  Edikt  fiber  die  Finanzen  des  Staats  vom  27.  Ok- 
tober 1810  heifit  es  im  Eingange:  .so  woOen  wir  uns  vor» 
behalten,  der  Nation  eine  zweckm&fiig  eingerichtete  Heprä- 
sentation  sowohl  in  den  Provinzen  als  auch  für  das  Ganze 

zu  geben,  deren  Kath  wir  gern  benutzen  werden". 

Im  feruerweiten  Edikt  über  die  Finanzen  des  Staats 
vom  7.  September  1811  §  14:  .Unsere  Absicht  geht  auch 
noch  immer  dabin,  wie  wir  in  dem  Edikt  vom  27.  Oktober 
c.  J.  zugesagt  haben,  der  Nation  eine  zweckmäßig  ein- 
gerichtete Repräsentation  zu  geben."  Vorerst  sollen  die 
Hitglieder  der  Generalkommission  zur  Regulierung  der 
Provinzial-  und  Konununalkriogsschulden,  die  schon  im 
ersten  Edikt  versprochen  war  und  jetzt  wirklich  eingesetzt 
wurde,  die  Nationalrepräsentation  konstituieren.  Zu  dieser 
Kommission  sollen  außer  den  vom  Könige  ernannten  Chef 
und  Mitgliedern  gehören:  aus  jeder  l'ruviuz  zwei  Mitglieder 
aus  den  Rittergutsbesitzern,  zwei  Mitglieder  aus  den 
Städte-  und  Landbewohnern,  nämlich  eins  von  den  groflen 
St&dten,  eins  von  den  kleinen  Städten  und  dem  platten 
Lande,  anfierdem  aber  von  jeder  der  drei  Hauptstftdte, 
Berlin,  Königsberg  und  Breslau  ein  Mitglied.  Über  die 
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Art  der  WaU  wird  der  StaatsluDzler  nächstens  das  nötige 
bekannt  machen,  wie  auch  bereits  an  der  Instruktion  fnr 
die  Kommission  gearbeitet  wird. 

Diese  Notabelnversammlnng  bat  Tom  Ende  Februar 

his  Mitte  September  1811  getagt;  sie  bestand,  abgesehen 
von  den  Ernannten,  aus  45  Mit^j;]iedern,  aus  24  Ritterguts- 
besitzern, von  denen  nur  einer  bürgerlich,  aus  13  Stildtern, 
4  von  den  grußtren,  0  von  den  kleinereu,  und  aus 
8  Erbp&chteni,  Pächtern,  Donhanenpächtem  nnd  Bauern. 
Die  Versammlung  sollte  dazu  dienen,  die  gegen  die  Steuer- 
gesetse  bei  allen  Ständen  und  bei  vielen  Behörden  ent- 
standene Opposition  zu  beseitigen.  Aber  wie  Hardenberg 
bei  der  ErOffiinng  gesagt  hatte,  die  GrundzOge  ständen 
fest,  es  handle  sieh  nur  um  Modifikationen  bezüglich  der 
Ausführung.  An  diese  IsutalH'luversamialuiig  war  die  Vor- 
stellung der  Stände  der  Kreise  Lebus,  Storkow  und 
Beeskow  gerichtet,  infolge  deren  zwei  Häupter  der  Oppo- 
sition, V.  d.  Marwitz  und  Graf  Finkensteiu,  verhaftet  wurden. 

Vom  10.  April  1812  bis  zum  15.  Juli  1815  tagte,  mit 
starken  Unterbrechungen,  die  Versammlung  der  inter- 
imistischen Landes-  und  Nationalrepräsentation.  Sie  bestand 
aus  18  Rittergutsbesitzern,  aus  9  bäuerlichen  Grund- 
besitzern von  mindestens  einer  Hufe,  und  aus  9  grund- 
besitzenden Vertretern  der  Städte,  darunter  je  einem  von 
Berlin,  Breslau  unti  Königsberg.  Auch  sie  hatte  nur  eine 
konsultative  Stimme,  weder  das  \erdikt  über  die  Ver- 
mögens- und  Einkommensteuer  vom  24.  Mai  1812  noch  das 
Gendarmerieedikt  vom  30.  Juli  1812  sind  ihr  vorgelegt-, 
sie  hat  aber  gegen  letzteres  remonstriert  (Stern,  Die 
Sitzungsprotokolle  der  interimistischen  Landesrepräsen- 
tation Preufiens  1812—1815.  Stern,  Geschichte  der 
preuflischen  Verfassungsfrage  1807—1815;  beides  in  Ab- 
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faandlungen  und  Aktenstflcke  zur  Geschichte  der  preu- 
fiischen  Beformzeit,  129—228.  Stern,  Die  prenfiische 
yerfassungsfrage  im  Jahre  1817;  in  Deutsche  Zeitschrift 
fOr  Geschichtswissenschaft,  1 — 38.  v.  Treitschke,  I,  374; 

II,  28Ü;  III,  110). 

In  (1<M  Kaliinettsorder  d.  d.  Paris,  H.  Juni  1814  heißt 
es:  „Ich  belialte  mir  vor.  über  ilio  Anordnung  der  stän- 
dischen Verfassung  und  Repräsentation  u&ch  meiner  Bttck- 
kehr  einen  Beschluß  zu  fassen." 

In  den  Besitzergreifungspatenten  für  die  neu-  oder 
wiedergewonnenen  Landesteile  wird  von  einer  stftndischen 
Vertretung  und  deren  Bechten  in  sehr  unbestimmten  Aus- 
drtteken  gesprochen;  meist  ist  von  einer  Berficksichtigung 
der  älteren  Verfassung  die  Bede. 

In  der  Verordnung  über  die  zu  bildende  Repräsentation 
des  Volks  vom  22.  Mai  1815  wird  gesagt:  „Es  soll  eine 
Repräsentation  des  Volks  gebildet  werden.  Zu  diesem 
Zwecke  sind  die  Provinzialstiinde  da,  wo  sie  mit  mehr 
oder  minder  Wirksamkeit  noch  vorhanden  sind,  herzustellen 
und  dem  Bedttrfhisse  der  Zeit  gemäß  einzurichten,  wo 
gegenwärtig  keine  Provinzialstände  vorhanden,  sind  sie 
anzuordnen;  aus  den  Provinzialständen  wird  die  Ver- 
sammlung der  Landesrepräsentanten  gewählt  Die  Wirk- 
samkeit der  Landesrepräsentanten  bezieht  sich  auf  die 
Beratung  über  alle  Gegenstände  der  Gesetzgebung,  welche 
die  pers()nlichen  TM^ciituiiisrechte  der  Staatsbürger  mit 
Einschluß  der  Steuern  betreffen."  Provinzialstände  und 
ein  aus  den  Provinzialständen  hervorgehender  Beichstag 
waren  versprochen;  weiter  nichts. 

Die  Verordnung  vom  20.  März  1817  wegen  Einfahrung 
der  Kationalrepräsentation :  „Die  Einwirkung  der  kttnftigeo 
Landesrepräsentanten  bei  der  Gesetzgebung  wird  durch  die 
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in  Folge  Unserer  Verordnung  vom  22.  Mai  1815  aiiszu- 

arbeiteude  Verordnung  näher  bestimmt  werden." 

Durch  die  Verordnung  wegen  der  konftigen  Be- 
handlung des  gesamten  Staatsschuldenwesens  vom  17.  Januar 
1820  wird  nicht  nur  im  allgemeinen  die  kfinftige  Unter- 
ordnung dieser  Angelegenheit  unter  die  Reichsstftnde  aus- 
gesprochen, sondern  aufierdem  erklärt,  dafi«  wenn  kanftig 
neue  Anleihen  sieh  als  nötig  erwiesen,  sie  nur  mit  Zu- 
ziehung und  unter  Mitj^arantie  dor  künftigen  reicha- 
ständitfchen  Versammlung  aufgenommen  werden  können; 
weiter  sollen  beim  Abgange  von  Mitgliedern  der  Staats- 
schuldenkomniission  von  der  künftigen  reichsstäiidischen 
Veisammlung  drei  Individuen  zur  Auswahl  eines  derselben 
dem  Könige  vorgeschlagen  werden :  endlich  ist  die  Staats- 
schuldenverwaltungsbehörde verpflichtet  y  der  künftigen 
reichsstftndisehen  Versammlung  alljährlich  Rechnung  zu 
l^en. 

Weder  bei  diesen  Zusicherungen  und  Gestaltungen 
noch  bei  den  späteren  ausführlichen  Kntwürleii  hat  man 
sich  au  die  Zusammensetzung  der  Constituante,  der  Le- 
gislative, des  Convents,  des  llats  der  Alten  und  der  Fünf- 
hundert, noch  an  das  Corps  lögislatif  der  napoleonisehen 
Verfassung,  auch  nicht  an  den  westfillischen  oder  warschau- 
ischen Reichstag  gehalten. 

V.  Die  Finanzen. 

Das  französische  Steuersystem  ist  dargestellt,  als  es 
sieh  um  die  Frage  handelte,  ob  Stein  das  Steuersystem 
der  Revolution  hei  seinen  Bestrebungen  auf  EinfQbmng 
der  Einkommensteuer  nachgeahmt  habe. 

Der  Artikel  10  der  Verfassung  des  Königreichs  West- 
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falen  schrieb  vor,  daß  ein  und  dasselbe  Steuersystem  für 
die  Teile  des  Königreichs  gelten  solle. 

Dies  einheitliche  Steuersystem  war  im  ganzen  das 
fransOsiache,  wie  es  in  der  Haaptsache  durch  das  Direk- 
torium feHtgestellt  war. 

Unter  den  direkten  Stenern  stellt  anch  hier  die  Gmnd- 
stener  yoran,  die  ver&ssnngBmftfiig  den  ftlnften  Teil  den 
Reinertrags  nicht  Qbersteigen  sollte,  ein  Maximum,  welches 
im  Mai  1812  erreicht  wurde  (IX,  399);  durch  das  Dekret 
vom  8.  Januar  1808  (1, 13^3)  sind  die  Grundsteuerbefreiungen 
aufgehoben;  durch  das  Gesetz  vom  21.  August  1808  (III, 
107)  ist  das  franzOsiselie  Gesetz  relative  ä  la  repartition, 
de  l'assiette  et  an  leeouTrement  de  la  contribution  fonci^re, 
Tom  3.  Frimaire  VIII  (23.  November  1798),  wenn  ancb  mehr- 
facb  in  andrer  Ordnung,  meist  wOrtlich  rezipiert;  dam  die 
beiden  Dekrete  Ober  die  Erbebung  der  Grundsteuer  vom 
3.  September  1808  und  6.  Mai  1809  (III,  323;  V,  231). 

Womöglich  in  noch  höherem  Maße  hat  bei  Abfassung 
des  westfälischen  Gesetzes  vom  ö,  August  1808  betreffend 
die  Einfuhrung  einer  Patentsteuer  und  dem  an  dessen 
Stelle  getretenen  Gesetze  vom  12.  Februar  1810,  auch  bei 
der  Deklaration  dieses  Gesetzes  dureh  das  Dekret  vom 
1.  November  1815  (II,  275:  YII,  123;  XII,  301)  das  fran- 
zösische Gesetz  vom  1.  Brumaire  VII  zu  Grunde  gelegen; 
die  Patentsteuer  wurde  nach  sechs  Klassen,  innerhalb 
dieser  nach  den  Ortschaften  erhoben. 

Hinsichtlich  der  Personalsteucr  wich  man  erlieblich  ab. 
Das  Gesetz  vom  14.  Juli  1808,  niclit  vom  17.  Juli,  wie  im 
Register  der  Gesetzsammlung  angegel)en  ist,  über  die  öflFent- 
liche  Schuld  des  Königreichs  Westfalen  (II,  255,  besonders 
259)  verfQgt  im  Artikel  8:  „Es  soll  j&hrlich  die  Summis 
von  4  Millionen  Francs  zur  Bezahlung  der  Zinsen  der 
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immerwillirendeu  Renten  und  zur  alhnälilichen  Wieder- 
bezahlung  der  Schuldkapitalieii  aufgebracht  werden.  Diese 
Summe  soll  in  Gemäßheit  des  Artikel  3  des  Budgetgesetzes 
far  1Ö09  durch  eine  auf  alle  Einwohner  umzulogende  Per- 
sonalsteuer  aufgebracht  werden,  nach  Klassen  und  mit 
Bestimmung  eines  Maximums  und  eines  Minimums."  Das 
Dekret  vom  27.  Oktober  1808  (III,  237—247)  schreibt 
▼or,  daß  diese  Personalsteuer  in  11— 15 Klassen,  swisefaen 
60  Centimes  und  50  fr.  j&hrlich  den  Familien  aufzulegen 
ist.  Infolge  der  massenhaften  Reklamationen  .sali  mau  sich 
genötigt,  durch  Dekret  vom  12.  Oktober  1800(VI,  3()l-3()3) 
den  Betrag  auf  die  Hälfte  herabzusetzen  und  auf  die 
nächste  Städteversammlung  zu  verweisen.  Das  Gesetz 
vom  15.  März  1810  betreffend  die  Personalsteuer  fOr  das  Jahr 
1810  (VII,  851—377)  hat  dann  verordnet,  dafi  die  4  MilUonen 
vom  1.  Januar  1810  ab  durch  eine  Personal-  und  durch  eine 
Steuer  vom  Einkommen  aller  Art  erhoben  werden  solle; 
die  Personalsteuer  von  allen  Übersechzebnjährigen  nach 
10  Klassen  von  niouatlicli  17  Centimes  Itis  1  fr.  34  Cen- 
times; die  Einkommensteuer  von  all  und  jedem  Einkommen, 
sofern  es  mindestens  Inno  fr.  l)€trägt,  zu  2  "  0  in  lo  Klassen 
von  30  fr.  bei  1000—2000  fr.  Einkommen  bis  zu  5000  fr. 
bei  einem  Einkommen  von  200000—300000  fr.  Aber  die 
Dekrete  vom  12.  Januar  und  vom  22.  Dezember  1811  (XII, 
29,  687 — ^711)  haben  die  Einkommensteuer  wieder  auf- 
gehoben und  fttr  (die  Etatsjahre  1811  und  1812  eine  klassi- 
fizierte Personalsteuer  eingefObrt,  die  von  allen  Über- 
sechzehnjährigen in  10  Klassen  von  2G  Centimes  bis 
10  francs  monatlich  erhüben  werden  sollten. 

Es  war  also  doch  nicht  gelungen,  eine  eigentliche 
Einkommen-  und  Verm5gens8tenr  einzufahren. 
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Die  franzdaisehe  Tür-  und  Fenstersteuer  ist,  wie  es 
fiMslieint,  nicht  einmal  in  Erwägung  gekommen. 

\Vas  die  indirekten  Steuern  betrifft,  so  führte  an  Stelle 
der  ijisher  iu  jedem  Landesteile  auf  den  verschiedensten 
Grundlagen  beruhenden  zalilreirlien  indirekten  Abgaben 
das  Dekret  vom  5.  Dezember  Ibuy  (III,  ö;'>!»)  ftUif  neue 
indirekte  Steuern  ein,  eine  Konsunitionsabgabe ,  das  Salz- 
regal, die  Z6Ue,  das  Chaussee-  und  Wegegeld  und  die 
StempelgefUle.  Das  Dekret  enthielt  in  der  Hauptsache 
nur  die  Behördenorganisation,  Ähnlich  deijenigen,  welche 
das  Dekret  vom  29.  MArs  1808  für  die  direkten  Steuern 
festgesetzt  hatte. 

In  be/ug  auf  die  Kuusumtionsabgabe  erging  zunächst 
das  Dekiet  vom  15.  Februar  IHOO  wegen  Verwaltung  und 
Erhebung  der  Konsumtionssteuer  (IV,  313 — 419,  440).  Maß- 
gebend ist  dann  das  Gesetz  vom  ü.  März  ISK)  betreffend 
die  Einrichtung  und  Erhebung  der  Konsumtionssteuer 
(YII,  275—319.  339).  Der  Konsumtionssteuer  unterliegen : 
Schlachtvieh,  Korn  und  Getreide  aller  Art,  Bier  und  Brannt- 
wein, Essig,  auch  wenn  sie  vom  Auslande  eingeführt  werden, 
außerdem  Thee,  Kaffee,  Zucker,  Tabak,  Wein.  Erhöhungen 
der  Steuersätze  sind  durch  die  Dekrete  vuni  11.  Mai  1811 
und  vom  18.  Dezember  1811  (X,  17'.»,  Oiia)  lierbeigeführt. 
Zu  dem  Gesetz  vom  (».  M&rz  1810  ist  am  15.  Januar  1812 
ein  AusfuhruDgsdekret  ergangen  in  hezug  auf  Mahl-  und 
Schlachtsteuer,  Getrftnksteuer  usw.,  betreffend  die  Er- 
hebungsart und  die  Mittel  cur  Sicherung  des  Eingangs  der 
Konsumtionssteuer  in  152  Artikeln  (XI,  27—111). 

Hinsichtlich  des  Salses  hat  man  gewechselt.  Das 
Dekret  vom  17.  Januar  1809  betreffend  die  Verwaltung, 
den  N  erkauf  und  die  Besteuerung  des  Salzes  und  das  Ge- 
setz vom  2ü.  Februar  1810  betreffeud  den  Verkauf  und  die 
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Besteuenmg  des  Salses  (IV,  55,  VII,  243)  regelten  Tor- 
zngBweise  den  monopolisierten  Salzhandel,  während  das 

Dekret  vom  15.  Mai  1811  (X,  211—215)  den  Verkehr  frei- 
gab, die  Abgilbe  aber  erböhte. 

Eine  cinheitliclie  Steini)olsteuer  einscbließlicb  einer 
Erbschaftssteuer  war  durch  die  Dekrete  vom  11.  März  und 
1.  Mai  1809  (IV,  551;  V,  59,  104)  eingeführt  und  durch  die 
Dekrete  Tom  7.  Juni  1810  und  28.  Juni  1812  (VIU,  363; 
XII,  19)  weiter  ausgebildet.  Einer  Stempelsteuer  im  TJmr 
fange  des  französischen  Enregistrement  machten  aber  die 
Reichsstande  eine  im  grofien  und  ganzen  erfolgreiche 
Opposition. 

Eine  Lotterie  war  durch  Dekret  vom  G.  Juai  18U8 
(II,  173)  in  Brauiischweig  errichtet  wonU'u. 

Von  der  Einführung  des  Tabakmonopols  hat  man  auch, 
nachdem  es  1810  in  Frankreich  wiederheiigestellt  war,  Ab- 
stand genommen. 

Dagegen  wurden  die  geistliehen  Gtiter  eingezogen  (Ver- 
fassung Art  15;  Dekret  vom  5.  Februar  1808,  1.  Juni  1809, 
I.Dezember  1810  (l.  278;  V.  379;  IX,  361). 

Zwangsanleihen  sind  dreimal  auferlegt;  die  erste  von 
20  Millionen  zur  Begleichung  der  an  Frankreich  schuldigen 
Rückstände  durch  Dekret  vom  19.  Oktober  1808  (III.  217). 
Die  Anleihe  selbst  war  durch  Gesetz  vom  17.  Juli  1808 
(II,  251)  genehmigt,  ihre  Form  und  Bedingungen  aber, 
insbesondere  auch  die  Frage,  ob  sie  im  Inlande  zwangs- 
weise aulgebracht  werden  solle,  einem  königlichen  Dekrete 
fiberlassen.  Diese  Zwangsanleihe  bezog  sich  nur  auf  die- 
jenigen, welche  5000  fr.  Vermögen  hatten;  nach  der  HOho 
des  Vermögens  richtete  sich  der  Betrag  und  stieg  bei 
denen,  welche  1800000  fr.  hatten,  auf  20()(>0  fr.;  Zinsen 
wurden  gezahlt  für  die  wirklich  Gezwungenen  mit  3*^/o, 

ron  M«ier,  Frui.  EiafiO^ra.   II.  29 
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fttr  die  Anderen  nach  der  Schnelligkeit  der  Einsahlnng 
mit  4*/o— 6^/0;  die  Obligationen  lauteten  auf  den  Kamen, 
waren  aber  flbertragbar.  Die  zwdte  ZwaDgsanleihe  dnrch  das 

Dtkret  vom  1.  Dezember  1810  beschränkte  sich  auf  lu  Mil- 
lionen und  diente  nur  zur  Ergänzung  der  durch  Gesetz 
vom  17.  Juli  1808  bewilligten  Summe,  da  sich  heraus- 
gestellt hatte,  daß  sie  noch  nicht  erreicht  sei.  Die  dritte 
im  Betrage  Ton  5  Millionen  wurde  durch  das  Dekret  d.  d. 
Warschau  12.  Juni  1812  (XI,  423)  aufgelegt  —  Zur  Ver- 
pflegung der  durebmarsehierenden  Truppen  sind  durch  die 
Dekrete  Tom  20.,  26.  Bfärz  und  19.  August  ISlSsiebsebn  Zu- 
schlagscentimes  auf  die  Grund-  und  Patentsteuer  gelegt. 

Schließlich  kam  es  insofern  zum  Staatsbankerott,  als 
schon  im  Jahre  1812  nicht  nur  die  Abtragung  der  ersten 
Serie  der  Zwangsauleihe  von  1808  und  der  Zinsen  der 
öffentlichen  Schulden  eingestellt  wurde,  sondern  auch  die 
Zahlung  der  rQekst&ndigen  Ausgaben  der  Zeit  von  1808 
bis  1811  mit  Bons  verfttgt  wurde,  welche  im  Betrage  von 
3  Millionen  auf  die  Domflnen  radiziert  wurden.  Unterm- 
28.  Juni  1812  wurde  dann  die  gesamte  Staatsschuld  in 
Hohe  von  200  Millionen  Taler  auf  den  dritten  Teil  des 
>»'üminalbetrags  reduziert. 

Von  Frankreich  hatte  Westfalen  die  Einrichtung  des 
Staatschuldbuchs,  des  Budgets  und  das  gesamte  Bechnungg- 
wesen  übernommen  (Thimme,  II,  32ö— <>06). 


In  Preußen  hatten  sich  unter  Hardenberg  eine  Zeit- 
lang engUsche  und  französische  Einflösse  bekftmpfL 
Friedrieh  von  Räumer,  einer  der  Hauptmitarbdter  Harden- 
bergs in  jenen  ersten  Jahren .  hatte  ein  Buch  über  das 
britische  Besteuerungswesen  geschrieben  und  üippel  für  die 
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englische  Luxussteuer  plädiert.  Aber  wie  das  so  geht, 
man  studierte  England  und  folgte  Frankreich ,  schon  weil 
das  leichter  war,  nameotlich  wenn  mau  sich  au  das  Bulletin 
des  Königreichs  Westfalen  hielt. 

Zwar  das  westfillische  Budget,  das  Rechnungswesen, 
das  Staatsschaldenwesen ,  insbesondere  das  Scbaldbnch, 
die  finanzielle  BebOrdenorganisation  wurde  nicbt  nach- 
geahmt. 

Wohl  aber  die  Säkularisation,  indem  das  Ediht  vom 

Oktober  181 0  ühtT  die  Einziehung  der  sämtlichen 
geistlichen  Güter  von  der  Erwägung  ausging,  daß  alle 
iMjnachbarten  Staaten  die  gleiclien  Maßregeln  getrotVen 
hätten.  Es  war  aber  schon  vor  der  Katastrophe  au  eine 
Säkularisation  gedacht. 

Ganz  besonders  wurde  die  westfälische  Steuer- 
gesetzgebung nachgeahmt.  Es  kamen  dafür  die  engen 
Beziehungen  in  Betracht,  in  denen  Hardenberg  zu  seinem 
NeffiBO  BQlow  stand,  der  1808—1811  das  westftlische 
Finanzwesen  leitete;  wie  auch  Borsche  Mitglied  der  von 
Hardenberg  eingesetzten  Steuerkonimission  war;  in  den 
Akten  findet  sich  ein  eigenhändiiier  Extrakt  Hardenbergs 
über  die  Finanzen  des  Königreichs  Westfalen  aus  den 
letzten  Monaten  des  Jahres  1810.  Es  kam  aber  hinzu,  dafi 
in  beiden  L&ndem  die  Verhältnisse  insofern  die  gleichen 
waren,  als  auch  Preufien  sich  in  der  grOfiten  finanziellen 
Bedrängnis  befand. 

Brei  Serien  von  Hardenbergsehen  Steuergesetzen  sind 
zu  unterscheiden  nach  den  Jalireu  lölO.  1811,  1812. 

Grundlegend  war  das  Edikt  tlber  die  Finanzen  des 
Staats  vom  27.  Oktober  1810.  Gerade  von  diesem  vorzugs- 
weise hat  Cavaignac  (II,  50)  gesagt,  es  sei  nichts  andres 
als  „nn  d^calque  de  Torganisation  financiöre  fran^ise  on 
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ponr  parier  plus  exaetement  de  la  nouvelle  lögidation 
Westphalienoe**.  Es  wollte  ioabesondere  auch  mit  allen 

Stellerprivilegien  und  Exemtionen  avMumen.  Aber  gerade 
in  dit'ser  Bezieliung  ist  das  riograiaui  unausgeführt  ge- 
ltlieben. Zu  einer  Aufhebung  der  Grundsteuerprivilegien 
der  Kittergüter,  die  in  Westfalen  durchgeführt  wurde,  ist 
es  in  Preußen,  soweit  solche  in  Pommern  und  in  den 
Marken  bestanden,  nicht  gekommeD.  Schon  in  der  Denk- 
schrift hatte  sieh  Hardenberg  sehr  zweifelnd  Ober  diesen 
Pookt  ausgesprochen,  er  hatte  sich  lange  mit  dem  ROek- 
kauf  der  Omndsteuer  durch  den  Staat  nach  englischem 
Vorbilde  beschäftigt;  die  Hinweise  Sacks  auf  Westfalen 
hatten  keinen  Erfolg;  die  tiefen  Eingrifte  in  das  ritter- 
schaftliche  Eigentum,  die  er  damals  vornahm,  hielten  ihn 
zurück. 

Aber  die  drei  Spezialgesetze,  welche  gleichzeitig  er- 
lassen wurden,  obgleich  auch  sie  dem  Programm  nicht  in 
allen  Punkten  entsprachen,  zeigen  sftmtlich  mehr  oder 
weniger  das  franzOsisch-westfitlische  Vorbild.  Das  Edikt 
vom  29.  Oktober  1810  Uber  die  neuen  Eonsurotionssteuem 
stimmte  dann  mit  dem  westftlischen  Dekrete  vom  15.  Fe- 
bruar 1809  übereil!,  daß  es  die  Akzise  für  Schlachtvieh, 
Getreide.  Brot  und  Branntwein  auf  das  platte  Land  aus- 
dehnte, wahrend  für  die  durch  dasselbe  Edikt  eingeführten 
Luxussteuern,  die  es  weder  in  Frankreich  notli  in  West- 
üslen  gab,  das  englische  Vorbild  befolgt  wiirde.  Eine  Gold- 
und  Silbersteuer  besonders  nach  englischem  Muster,  wo 
Karossen,  Luzuspferde,  Dienstboten,  Silbergeschirr  schon 
seit  Dezennien  besteuert  wurden,  war  zwar  durch  Gesetz 
vom  12.  Februar  1809  eingeführt,  wurde  aber  durch  die 
Deklaration  vom  0.  Juli  1812  wieder  aufgehoben. 

Eine  genaue  Nachahmung  Frankreichs  und  Westfalens 
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ist  das  Gesetz  vom  2.  November  1810  ])etr.  die  Ein- 
führung einer  allgemeinen  (iewerbesteuer,  wesentlich  nur 
eine  Kopie  des  französischen  Dekrets  vom  2./17.  März  1791, 
des  westlftlischen  Gesetzes  Yom  5.  August  1808,  auch  des 
Bergiscben  Gesetzes  vom  31.  Mftn  1809. 

Wie  alle  diese  Gesetze,  so  behandelte  auch  das  preu- 
fiische  jeden  Gewerbebetrieb  im  weitesten  Sinne,  jede  auf 
Erwerb  gerichtete,  in  bestimmter  Richtung  dauernd  fort- 
gesetzte menschliche  Tätigkeit,  mochte  sie  Handwerk, 
Fabrikation,  IIhihIpI.  Wissenschaft  oder  Kunst  sein,  sofern 
sie  nicht  ausdrücklich  als  steuerfrei  erklärt  war,  als  steuer- 
pflichtig, so  daß  von  der  Gewerbesteuer  nur  ausgenommen 
waren  Staats-  und  Kommunalbeamte,  Eigentttmer,  Pächter 
und  Kutzniefier  eines  ländlichen  Grundstücks,  soweit  sie 
dasselbe  selbst  bewirtschaften,  während  Administratoren 
und  solche,  welche  die  bei  einem  ländlichen  Grundstück 
betindlichen  Milchereien,  Fischereien,  Jagden,  Gärten, 
Brauereien.  Ziegel-.  Kalk-  Teeröfen,  Mühlenpachten,  Ge- 
werbesclieiiit'  lösen  mußten:  befreit  waren  außerdem  gemeine 
Tagelöhner,  mit  Ausnahme  solcher,  welche  mit  einer  be- 
sonders erlernten  Kunst  oder  Handwerk  z.  B.  als  Ziegel- 
Streicher  oder  Dachdecker  fttr  Tagelohn  dienen;  auch 
in  Preufien  wurde  die  Steuer  nach  äufierlichen  Kriterien 
in  sechs  Klassen  veranlagt,  deren  Sätze  freilich  niedriger 
waren  als  namentlich  die  französischen.  Erst  das  preußische 
Gesetz  vom  30.  Mai  1820  hat  den  entgegengesetzten  Grund- 
satz zur  Anwendung  gebracht,  wonach  jedes  Gewerbe  als 
steuerfrei  l)otrachtet  wird,  sofern  es  nicht  ausdrücklich  für 
steuerpflichtig  erklärt  worden  ist.  Auch  das  preußische 
Gesetz  vom  20.  November  1810  betreffend  den  Stempel 
sowie  die  weiteren  preufiischen  Stempelgesetze  vom 
27.  Juni  1811,  5.  September  1811,  2.  Mai  18U  und 


Digitized  by  Google 


454         4.  AtMchnitL  Die  Hardenbeigseheii  ßeSonun. 

10.  September  1814  stehen  unter  dem  Einfluß  der  fran- 
zösischen Stempelgesetze  vom  13.  Brumaire,  23.  Frimaire, 
21.  Ventöse  und  22.  Prairial  VII  und  der  westfälischen 
Stempel gesetze  vom  11.  März  und  1.  Mai  1809,  vom 
7.  Juni  1810  und  Tom  28.  Juni  1812. 

Grundlegend  war  sodann  das  femerweita  Edikt  Uber 
die  Finansen  des  Staats  und  das  Abgabensystem  vom 
7.  September  1811.  Es  ist  zum  Teil  wOrÜleh  der  nicht 
publizierten  Kabinettsorder  vom  6.  September  1811  ent^ 
nommen,  welche  bereits  einen  Hauptbestandteil  der  Rede 
Hardenbergs  in  der  Not al»len Versammlung  vom  7.  Sep- 
tember IHII  gebildet  hatte,  indem  Rede  und  Kabinettsorder 
die  Erörterungen  der  Repräsentanten  zusammenfaßte.  Da 
die  Ausdehnung  der  Akzise,  namentlich  der  Mahlsteuer, 
auf  das  platte  Land  nieht  durehgeftkhrt  werden  konnte, 
blieb  zwar  fftr  die  grofien  St&dte  die  Konsumtionssteuer 
nach  dem  Edikte  vom  29.  Oktober  1810  bestehen,  fOr  die 
kleinen  Städte  und  das  platte  Land  aber  wurde  die  Mahl- 
Steuer  ganz,  die  Schlachtsteuer  zum  Teil  aufgehoben  mit 
der  Maßgabe,  daß  au  Stelle  der  autgehobeiun  Laudakzise 
eine  Personenstcuer  in  der  Form  einer  Kopfsteuer  von 
einem  halben  Taler  far  jeden  Übersechzehnj&hrigen  ein- 
geführt wurde. 

Das  Edikt  vom  6.  NoTember  1811  ging  auf  dieser 
Bahn  einen  Sehritt  welter,  indem  es  allen  Staatsangehftrtgen 
eine  Klassensteuer  auferlegte;  freilich  nur  auf  Zeit,  nur 
so  lange,  wie  die  Besetzung  der  Oderfestungen  durch  die 
Franzosen  dauerte,  wie  denn  diese  Klassensteuer  eine 
Festungsverptlegungssteuer  genannt  wurde. 

Obgleich  nun  der  Ertrag  ein  über  alles  Erwarten  ge- 
ringer war  wegen  der  Renitenz  und  der  Saumseligkeit 
»cht  nur  der  Steuerpflichtigen,  sondern  auch  der  Ver- 
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anlagungsbehörden ,  der  Magistrate  und  der  aus  den  drei 
Ständen  gleichmäßig  zusammengesetzten  Kommissionen 
sowie  der  Regierungen,  folgte  man  doch  weiter  in  der 
höchsten  Not  nicht  dem  französischen,  wohl  aber  dem 
westfälischen  Vorbilde,  indem  das  Edikt  vom  24.  Mai  1812 
eine  VermOgenBSteaer  Ton  3<^/o  und  eine  klassifizierte  Ein- 
kommensteuer mit  sehr  hohen  Sätzen  und  mit  Deklarierungs- 
zwang  einführte;  aber  wieder  nur  als  eine  Eriegsstener 
auf  ein  Jahr;  sie  ist  zwar  dnrch  Gesetze  yom  19,  Januar 
und  5.  März  1813  von  neuem  aufgelegt,  aber  durch  das  Gesetz 
vom  3.  Januar  1814  wieder  aufgehoben  (v.  d.  Marwitz, 
Aus  dem  Nachlaß,  II,  2ti9;  Dieterici,  Zur  Geschichte  der 
Steuerreform  in  Preußen  von  1810 — 1820;  Bornhak,  Die 
preußische  Finanzreform  von  1810  in  Forschungen,  III, 
227  iL,  bei  Lehmann  unter  dem  Kamen  Mamroth  zitiert; 
Mamroth,  Geschichte  der  preufiischen  Staatsbesteuenmg 
1806—1816). 

Tl.  Die  allgemeine  Wehrpflieht. 

Das  Prinzip  stand  seit  1808  fest. 

Die  durch  Kabinettsorder  vom  0.  Juni  1809  nieder- 
gesetzte Kommission,  .um  untersuchen  und  Torschlagen  zu 
lassen,  ob  die  allgemeine  Konakription  jetzt  nach  Lage  des 
Staats  eingefflhrt  werden  könne  und  wie  sie  einzufahren 
sein  würde*,  sprach  sieh  im  Sehlußberiebt  vom  5.  Februar 
1810  ftor  die  sofortige  Einfflhrung  aus;  ^rwarf  noch  aus- 
drücklich die  Stellvertretung  und  enthielt  bereits  die 
Grundzüge  des  Instituts  der  einjährig  Freiwilligen  (Beiheft 
zum  Militär-Wochenblatt  186Ö,  107. 

Der  Kttnig  aber,  so  wenig  er  gegen  die  allgemeine 
Wehrpflicht  war,  hielt  doch  die  damaligen  Umstiade,  wo 
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es  schon  schwer  war,  wegen  der  Krüinper  den  Franzosen 
ein  X  für  ein  U  vorzumachen,  für  ungeeignet. 

Die  Bekanntmachung  vom  3.  Februar  1813  in  betreff 
der  zu  errichtenden  Jägerdetacbemeuts  trug  noch  Bedenken, 
den  Grundsatz  der  allgemeinen  Wehrpflicht  zur  Durch- 
fohrung  zu  bringen;  denn  diese  Bekanntmaehuiig  wendet 
sich  zwar  abesonders  an  diejenige  Klasse  der  Staats- 
bewohneti  welche  nach  den  bisherigen  Kantongesetzen  vom 
Dienste  befreit  sind",  sie  wollte  aber  den  Kriegsdienst 
dieser  Klasse  nicht  direkt  erzwingen,  bedrohte  vielmehr 
die  Säumigen  nur  mit  dem  Nachteile  des  Ausschlusses  von 
Steilen,  Würden  und  Auszeichnungen,  uml  verlangte  außer- 
dem den  Kriegsdienst  nur  »in  einer  der  £rziehung  und  den 
übrigen  YerhAltnissen  dieser  Klasse  angemessenen  Form', 
80  dafi  die  ausdrOdcliehe  Bestimmung  notwendig  schien: 
.sie  sind  Qbrigens  den  allgemeinen  milit&rischen  Gesetzen 
unterworfen". 

Erst  die  Verordnung  vom  9.  Februar  1818  hob  die 

bisherige  Exemtion  von  der  Kantonspflichtigkeit  mit  der 
Maßgal)e  auf,  daß  diejenigen,  welche  sich  nicht  binnen 
acht  Tagen  zum  freiwilligen  Dienst  bei  den  .lilgerabteilungen 
melden  —  mit  der  Verpachtung,  sich  selbst  zu  bekleiden 
—  nach  näherer  Bestimmung  der  Militärbehörde  bei  einer 
beliebigen  Truppenabtdlung  eingestellt  werden  soUten. 
Auch  diese  Verordnung  hatte  nur  Geltung  fttr  die  Dauer 
des  Krieges.  Zur  Ausfahmng  derselben  ergingen  die 
beiden  Verordnungen  vom  22.  Februar  1818  Ober  das 
Ausweicheu  des  Kriegsdienstes,  und  wegen  Tragens  der 
preußischen  Nationalkokarde. 

Dazu  kommt  die  Verordnung  über  die  Organisation 
der  Landwehr  vom  17.  März  1813.  l>Ieben  dem  stehenden 
Heere  sollte  noch  eine  Reservearmee  aufgestellt  werden. 


Digitized  by  Google 


2.  Kapitel.  Die  Hardenbergachen  Gesetze  ubw.  457 

Zur  Verstärkung  der  militärisciien  Kräfte,  aber  Dicht,  wie 
Lehmann  meint,  um  das  stehende  Heer  im  Zaume  zu 
halten.  „Man  konuie  und  wollte  nicht  ganz  auf  das 
Institut",  das  steher.do  Heer  „verzichten,  aber  es  soUte 
durch  eine  zweite  gleichberechtigte  militärische  Aofstelliuig 
im  Zanme  gehalten  werden*  (Lehmann,  II,  543).  Der 
ostpreufiische  Landtag  hatte  aucU  da  noch  an  der  Stell- 
Tertretung  festgehalten;  «auch  sollte  die  ostpreufiische 
Landwehr  nur  eine  Provinzialarmee  sein,  ausschließlich 
zur  unmittt'lliaren  Verteidigung  der  Laude  diesseits  der 
Weichsel  verpHichtet"  (Treitschke,  I,  410). 

Die  Verordnung  vom  9.  Februar  1813,  welche  nur  für 
den  bevorstohcnden  Krieg  die  allgemeine  Welirptiicht  im 
Stehenden  Heere  eiogefabrt  hatte,  ist  durch  die  Kabinetts- 
order vom  27.  Mai  1814  wieder  aufgehoben  unter  Wieder- 
herstellung der  Exemtionen,  so  dafi  Berlin  und  die  gröfieren 
Städte  ihre  Kantonfreiheit  zurttclcerhielten. 

Zu  einer  dauernden  organischen  Einrichtung  wurde 
die  allgemeine  WehrpHicht  erst  durch  das  Gesetz  über  die 
Vorpriichtung  zum  Kriegsdienste  vom  8.  September  1814, 
von  dem  Treitschke  (I,  590)  mit  Recht  gesagt  hat,  dafi 
dadurch  die  sittlichen  und  politischen  Grundanschauungen 
dei  Preußen  auf  Generationen  hinaus  bestimmt  seien,  dafi 
dies  Gesetz  in  alle  ihre  Lebensgewohnheiten  tiefer  einge- 
griffen habe  als  jemals  eine  wissenschaftliche  Entdeckung 
oder  eine  technische  Erfindung. 

So  wenig  wie  Stein  1808  war  Hardenberg  1813/14 
dabei  hervorragend  beteiligt,  objileich  die  Denkschrift  tlber 
Hannover  von  17S0  zeigt,  wie  sehr  er  von  der  Bedeutung 
der  Kriegsmacht  erfüllt  war  (H.  V.  u.  V.Gesch.  I,  314 j 
^  11,  (30(1,  017,  (>19).  Alle  Zivilbeamten  mit  Ausnahme  von 
Boyme  und  Sack  waren  dagegen,  im  Gmnde  auch  Vincke, 
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obwohl  er  Bich  Yenehieden  geftufiert  hat  (BodelsehwiDgh, 
380,  401,  412,  427,  595).  Ül)erhaupt  war  die  Maßregel 
nichts  weniger  als  populär;  handelte  es  sich  doch,  wie 
Boyen  (Erinnerungen  I,  200)  sagt,  um  die  Unterwerfung 
des  Bürgerstandes  und  der  Städte  unter  die  Kantonpflicht. 
Und  mangels  einer  die  städtischen  Interessen  vertretenden 
Presse  haben  die  Stadtverordneten,  voran  die  Breslaner, 
nicht  verfehlt  für  das  Privilegium  «der  seit  hundert  Jahren 
bestandenen  Militärfreiheit*  za  k&mpfen*  Diese  Stimmung 
ist  noch  gesteigert,  als  die  Industrie  sich  entwickelte,  weil 
durch  den  Dienst  viele  rflstige  Männer  verhindert  würden 
Werte  zu  erzeugen  (Bergenroth,  llausemann  330).  Dagegen 
ist  es  uü^chli^^  duß  die  „Reaktion"  gegen  die  allgemeine 
WehrpHicht  vorgegan^^cii  sei;  nur  gegen  die  damalige  Ge- 
staltung der  Landwehr  ist  sie  vorgegangen  und  zwar,  wie 
sich  sp&ter  herausgestellt  hat,  mit  Recht. 

YIL  Die  Judenemansipaüon. 

Schon  im  Testamente  von  1722  hatte  Friedrich  Wil- 
helm I.  seinem  Nachfolger  geraten,  keine  weiteren  Schutz- 
briefe zu  erteilen  und  die  Juden  ohne  Schutzbriefe  aus 
dem  Lande  zu  jagen;  denn  sie  seien  der  Ilauptschaden 
des  Landes  und  der  Ruin  dor  Untertanen;  „davor  sein  die 
Juden  ^uht:  wenn  ihr  für  euer  Pläair  was  haben  könnt,  so 
laßt  ofte,  alle  3—4  Jahr,  eine  Summe  auf  die  ganze 
Jadenschaft  20000—30000  Thaler  auflegen  Uber  dem 
Schtttzgeld,  das  sie  auch  zahlen;  ihr  miksset  sie  dracken, 
denn  sie  Jesus  Kristy  verachten,  und  sie  nicht  trauen,  denn 
der  redlichste  Jude  ein  erzbedrieger  und  schelm  ist,  des 
seid  persuadiret". 

Über  die  Judenpolitik  Friedrichs  des  Großen  sagt 
Koser  (I,  452):  »Seine  Ankündigung,  daß  alle,  dafi  TUrkeii 
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und  Heiden  ihm  willkouimen  sein  sollten,  wenn  sie  das 
Land  bevölkern  wollten,  erlitt  in  l»ezug  auf  die  Juden  eine 
durcligehende  Einschränkung.  Es  war  sein  Grundsatz,  sie 
von  dem  Wettbewerb  in  der  Industrie  und  im  Großhandel 
nach  Möglichkeit  zurflckzudr&Dgen.  Mit  den  namhaftesten 
Vertretern  der  filteren  Aufklärung,  den  Bolingbroke  und 
Voltaire,  teilte  Friedrieh  die  ansgeprftgte  Abneigung  gegen 
die  Anhänger  einer  Religionsgemeinschaft,  die  dem  Deismus 
als  der  Inbegriff  unduldsamer,  im  Dogmenkram  befangener 
Orthodoxie  galt.  Doch  ward  schon  durch  die  Freisinnigkeit, 
in  der  Friedrieb,  seinem  Grundsatze  der  Duldung  getreu, 
dem  mosaischen  Kultus  alle  Ungestörtheit  und  volle  Öffent- 
lichkeit gestattete,  hinlänglich  bewiesen,  daß  der  Beweg- 
grund seines  sonstigen  Verhaltens  gegen  die  Juden  nicht 
religiöser,  sondern  sozialpolitischer  Natur  war,  dafi  lediglich 
wirtschaftliche  Erwägungen  ihn  bestimmten,  seinen  jfldischen 
Untertanen  nur  ein  kfimmerliches  und  kündbares  Fremden- 
recht zuzubilligen.  Zudem  hat  er  diese  Erwägungen  noch 
ausdrücklich  dargelegt.  Man  müsse  die  Juden  üluTwachen, 
sie  verhindern,  sich  in  den  Großhandel  eiu/utlriuigen,  ihnen 
bei  jeder  Betrügerei  das  Asylrecht  nehmen,  weil  dem  kauf- 
männischen Verkehr  nichts  gefährlicher  sei  als  der  von  den 
Juden  betriebene  unerlaubte  Schacher.  Als  die  Behörden 
das  sogenannte  General -Juden -Privileg  von  1730  einer 
Durchsieht  und  Umarbeitung  unterzogen,  da  war  es  der 
König,  der  sich  mit  Entschiedenheit  gegen  reichlichere 
Austeilung  von  Schutzbriefen  aussprach,  und  die  härtesten, 
den  Gemeiudeilltesten  besonders  anstößigen  Bestimmungen 
festzuhalten  befahl,  wie  die  gemeinsame  HaftpHicht  der 
ganzen  Judenschaft  bei  Hehlereien  der  Glaubensgenossen 
und  die  Verwirkung  des  Asylrechts  bei  einem  Bankbruche. 
Andrerseits  liefi  er  den  Schutijuden  gut  und  gern  eine 
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Art  selbstnndige  Rechtsprechung  in  Zivilsachen  und  wies 
die  Bedenken  des  Großkanzlers  Cocceji  mit  der  einleuchten- 
den Beweisführung  zurück,  daß  dieses  Volk  sich  etwas 
Besonderes  daraus  machet,  niemandem  dadurch  etwas  prl^u- 
diairet  wird,  weil  es  eigentlich  doch  nur  Arbitrages  sind, 
woTon  einem  Jeden  freistehet,  an  die  JustizeoUegia  zu 
reeurriren". 

Die  Jaden  werden  doeh  nicht  des  Teufels  sein  and 
sieb  taufen  lassen«  dieser  Ausruf  des  Königs  zeigt  so  recht, 

daß  es  nicht  religiöse  Empfindungen  waren,  welche  der 
Abneigung  Friedrichs  des  Großen  zugrunde  lagen. 

Er  hat  die  Wahl  Mendelssohns  in  die  Akademie  1771 
nicht  bestätigt. 

Auch  das  Naturrecht  forderte  keine  Judenemanzipation, 
schon  deshalb  nicht,  weil  ihm  individuelle  Rechte  unbe- 
hannt  waren.  Fichte  ist  einer  der  sehroi&ten  Judenfeinde 
gewesen;  auch  er  nicht  ans  religiösen  sondern  aas  Rasse- 
antipathien. 


Aus  den  Menschenrechten,  wenn  sie  ernst  genommen 
wären,  hätte  ohne  weiteres  der  Wegfall  jedes  Unterschiedes 
der  Religion  und  der  Rasse  auf  die  Gleichheit  der  Rechte 
französischer  Bttrger  gefolgert  werden  mttssen.  Aber  ob- 
gleich der  Artikel  6  der  Menschenrechte  noch  aasdr&cklich 
bestimmt  hatte,  dafl  alle  Bürger  zu  den  öffentlichen  Ämtern 
gleichmftfiig  zuzulassen  seien,  mufite  doch  selbst  die  Zu- 
lassung der  Protestanten  durch  Gesetz  vom  24.  Dezember 
1780,  Loi  pour  l'admission  des  non  Catholiques  dans  tous 
les  emplois  ausdrlii  klich  erklärt  werden. 

Als  in  dieser  Debatte  auch  die  Judenfrage  aufgeworfen 
wurde,  war  zwar  der  abstrakteste  von  allen,  Robespierre, 
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für  Tollst&ndige  Gleichstellung,  wfthrend  sicli  andere  wegen 

der  TJopopularität  der  Jnden  im  Eleafi  dagegen  aussprachen, 
nnd  schliefilich  mit  408  :  403  Stimmen  die  Vertagung  der 
Entscheidung  beschlossen  wurde,  sodaß  es  im  Eingange 
heißt:  „Vassemblee  nationale,  sj^ans  entrndre  rien  pr^'juger 
relativement  aux  juifs,  sur  l'^tat  desquels  eile  se  r^serve 
de  prononcer. ..." 

Für  einen  Teil  der  Juden  wurde  die  £nt8cheidung  als- 
bald durch  das  Gesetz  Tom  28.  Januar  1790  sur  les  juifs 
du  midi  dahin  getroffen :  Tous  les  juifs  connus  en  France 
80U8  le  nom  de  juifs  portugais,  espagnols  et  avignonais 
continueront  d*y  jouir  des  droits  dont  ils  ont  joui  jusqu  lY 
present  et  qui  lein  avaient  616  accordös  par  les  lettres 
patentes;  374  Stimmen  waren  dafür,  224  dagegen.  Es 
wurde  also  diesen  Juden  des  Südens  prinzipiell  bloß  die 
Fortdauer  des  unter  dem  ancien  r6gime  erlangten  Rechts- 
zustands  gew&brt;  nur  daß  sie  jetzt  auch  die  aktiTon 
Blirgerrechte,  wenn  die  Voraussetzungen  dafflr  bei  ihnen 
zutrafen,  genießen  sollten. 

Was  die  übrigen  Juden  betrifft,  so  sprach  das  Gesetz 
vom  2./ 11.  September  170o  sur  diverses  parties  de 
Torganisation  judiciaire,  ein  Nachtrag  zum  Justizorgaui- 
sationsgesetz  vom  10. /21.  August  171HI,  nochmals  aus: 
L'assembiee  nationale  n'entcud  encore  rien  präjuger  par 
rapport  auz  juifs,  sur  T^tat  desquels  eile  a'est  reservee  de 
prononcer. 

Erst  eins  der  allerletzten  Gesetze,  welche  die  Con- 
stituante zwei  Tage  vor  ihrem  Ende  erlassen  hat,  Loi 
28.  September/18.  November  1791  sur  les  juifa  hat  för  die 

Juden  in  ganz  Frankreich,  al.-o  auch  für  die  im  l^lsaß,  die 
GieichötelhiiiK  herbeigeführt  unter  der  Voraussetzung  dvr 
Ableistung  des  JBUrgereides,  qui  sera  regard6  comme  une 


Digitized  by  Google 


4(i2         ^  Abschnitt  Die  .&ud«nbergfelieii  Befennen. 


renonciAtion  k  tous  priTil^ges  et  exceptionB  introduits  pr6- 
e^dement  en  lenr  faTeur.  Es  blieb  wirklieh  nichts  Andres 
ftbrigf,  nachdem  das  gleichseitige  Gesetz  vom  28.  September/ 

16.  Oktober  17i»l  Loi  sur  les  hommes  de  couleiir,  den  Satz 
aufgestellt  hatte,  tout  homme  de  quelque  coiileur  qu'il 
soit,  jouit  en  France  de  tous  les  droits  de  citoyen  ;  was 
übrigens  nur  hieß,  daß  jeder  Farbige  frei  sein  sollte, 
wenn  er  den  Boden  Frankreichs  betreten  habe. 

Die  Revolution  hat  also  die  Gleiehstellong  der  Juden 
sehr  lAssig  betrieben,  obgleich  diese  keinen  nennenswerten 
Teil  der  Bevölkerung  ansmaehten  und  die  zuerst  eman- 
zipierten Juden  hochgebildet,  Trager  alter  Kultur  waren. 

Und  Napoleon  war  ihnen  erst  recht  nicht  hold;  viel- 
mehr hat  er  die  Emanzipation  in  wesentlichen  Punkten 
rückgängig  gemacht.  Denn  nach  dem  Dekret  vom  7.  März 
IbOÖ  sollten  erstens  neue  Niederlassungen  in  den  Departe- 
ments des  Ober-  und  Kiederrheins  überhaupt  nicht,  im 
fibrigen  Frankreieh  nur  dann  stattfinden,  wenn  sie  Land- 
eigentum erworben  hatten,  Ackerbau  trieben  und  sich  in 
keiner  Weise  mit  dem  Handel  befafiten.  Zweitens  sollte 
den  in  Frankreich  schon  vorhandenen  Juden  der  Handel 
und  das  Leihen  auf  Faustpfand  nur  auf  Grund  eines  vom 
Präfekten  auszustellenden,  jährlich  zu  erneuernden  Patents 
gestattet  werden,  welches  nur  nach  Beibringung  eines 
Unbescholtenheitszeugnisses  der  Munizipalbehörde  und  des 
Konsistoriums  erteilt  werden  durfte*  Drittens  wurden  sie 
zum  persönlichen  Dienste  im  Heere  verpflichtet,  ohne  sich 
dabei  vertreten  lassen  su  dürfen.  Dieses  Dekret  sollte 
zwar  auf  die  Juden  in  Bordeaux  und  in  den  Departements 
Gironde  und  Landes,  welche  zu  Klagen  keinen  Anlafi  ge- 
geben hatten,  iiiclit  angewendet  werden  und  wurde  auch 
nur  auf  zehn  Jahre  erlassen,  in  der  Hoffnung,  daß  nach 
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dieser  Frist  kein  Unterschied  mehr  «wischen  den  Juden 
und  den  übrigen  Untertanen  stattfinden  werde,  aber  mit 

dem  Vorbehalte,  das  Dekret  fortbestehen  zu  lassen,  wenn 
der  Kaiser  iu  dieser  Hoffnung  getäuscht  werden  sollte. 

Die  Bestimmungen  über  den  judischen  Kultus  inter- 
essieren hier  nicht 


Im  KOnigreieb  West&len,  wo  der  „Geheime  Finanzrat* 
Jaoobsohn  dem  geldbedOrftigen  Hrdme  mit  großen  Summen 
unter  die  Arme  gegriffen  und  ihn  mit  Cyms  verglichen 

hatte,  wurden  die  Juden  besser  behandelt  als  in  Frankreich 
und  in  den  andern  Rheinbundstaateu.  Es  wollte  zwar 
nicht  viel  bedeuten,  daß  Artikel  1<>  der  in  Paris  festgestellten 
Verfassungsurkunde  die  Gleichheit  aller  Untertanen  vor 
dem  Gesetze  ausgesprochen  hatte;  aber  das  Dekret  vom 
27.  Januar  1808  (I,  255—258)  veriieh  spesieli  allen  den- 
jenigen Untertanen,  qui  suivent  la  loi  de  Moise,  dieselben 
Rechte  und  Freiheiten,  welche  die  ftbrigen  Untertanen 
geodssen,  inbesondere  die  Freiheit  der  Niederiassuug,  des 
Gewerbe-  und  Handelsbetriebs,  während  das  Dekret  vom 
31.  März  1808  (I,  521)  die  Annahme  von  festen  Namen 
\M'rlaiigtt' .  die  weder  von  Städten  noch  von  ])ekannten 
Familien  hergenommen  werden  durften.  Ganz  vollständig 
aber  war  die  Gleichstellung  selbst  in  Westfalen  nicht ;  wenn 
auch  das  Dekret  vom  27.  Mftrz  1809  (IV,  665)  nochmals 
versicherte,  da6  zwischen  Juden  und  Christen  kein  Unter- 
schied gemacht  werden  solle,  und  die  bisherigen  Judeneide 
abschaffte,  so  führte  es  doch  einen  neuen  spezifischen 
Judeueid  ein,  wonach  die  Juden,  nachdem  sie  in  Gemäßheit 
eines  vom  jtulischen  Konsistorium  verfaßten  Formulars  vor 
dem  Meineide  verwarnt  waren ,  die  üand  auf  die  Bttcber 
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MoBis  geBitttzt,  eine  besondere  Eidesfonnel  anszuBpreehen 
hatten.  Die  jftdisehe  Religionsttbnng  wurde  fibrigens  nach 
dem  Dekret  vom  31.  März  1808  wie  jede  andere  der  staat- 
lichen Aufsicht  unterworfen,  die  namentlich  auch  darauf 

zu  halten  hatte,  daß  niemand  sich  den  Lasten  und  Kosten 
des  Kultus  entziehe;  die  Kultusverfassung  ward  genau  ge- 
ordnet, das  Kultusbudget  jahrlich  festgesetzt,  zuerst  durch 
Dekret  vom  23.  August  1S09  (VI,  2<39);  das  Dekret  vom 
4.  Juli  1811  enthielt  die  fttr  Durchführung  des  Dekrets 
vom  31.  März  1808  erforderlichen  Zwangsmittel  (X.  871). 


Von  England  sagt  Gneist:  „Für  die  Juden  erging  eine 
Art  von  Emanzipationsakte  in  26.  Geo.  II  cap.  26,  die 
wieder  znrfiekgenommen  werden  mufite;  die  neuere  Gesetz- 
gebung stellt  sie  im  wesentliehen  den  Diseenters  gleich" 
(Englisches  Verwaltungsrecht,  II,  1310).  Die  Zulassung 
zuni  Parlament  ist  erst  durch  21./ 22.  Victoria  cap.  49,  da- 
durch, daß  jedes  Haus  erniäclitigt  ist,  die  Schlußworte 
„auf  den  wahren  Glauben  eines  ('hristen"  aus  dem  Eide 
wegzulassen,  ermöglicht  worden.  Zu  den  Gemeindeämtern 
waren  sie  schon  durch  8.y9.  Victoria  cap.  52  zugelassen. 


In  Preufien  ist  es  die  Aufklärung  und  die  Humanitäts- 
gesinnung gewesen,  welche,  mit  dem  Iteturrecht  in  keiner 
Weise  identisch,  eine  den  Juden  günstige  Gesinnung  ver- 
hftltnismftfiig  früh  hervorgerufen  hat  Wie  sehr  Voltaire 
und  Lessing  verschiedene  Geister  waren,  ist  gerade  in 
diesem  Punkte  hervorgetreten.  Die  Rassenverschiedenheit 
wurde  zu  jener  Zeit  als  nicht  vorhanden  betrachtet 


Digitized  by  Google 


2.  Kapitel.  Die  Hardenbergschen  Getetse  usw.  44i5 

Es  kam  hinzu,  daß  viele  preußische  Juden  schon  wahrend 
des  siebenjährigen  Kriegs  durch  Armeelieferungen  und  durch 
MflnzpräguDgen  großen  Reichtum  erworben  hatten,  besooden 
die  Ephraims  und  die  Itzigs,  und  daß  dieser  Reichtum  xnr 
Gnmdlage  einer  umfassenden  Bildung  gedient  hatte,  nament- 
lich bei  einer  Anxahl  jüdischer  Frauen.  Daraus  entstand 
eine  Liirung  zahlreicher  jfidischer  Familien  nicht  sowohl 
mit  dem  Bürgerstande  als  mit  dem  Adel,  auf  Grund  der 
gemeinsamen  französischen  Kultur.    Zwar  die  Schwestern 
Meyer,  Sarah  Grotthus  und  Marianne  von  Eiheiiberg  liahen 
sich  nach  Wien  verheiratet,  letztere  vergeblich  umworben 
vom  späteren  Minister  Grafen  BemstorfT,  beide  mit  Goethe 
in  Karlsbad  verkehrend;  in  Wien  spielten  auch  swei  Töchter 
Itzig  eine  große  Rolle  in  den  höchsten  Gesellschaftskreisen, 
Fanny  Arnstein  und  Caecilie  Esqueles,  namentlich  wfthrend 
des  Wiener  Kongresses;  nicht  bloß  Stftgemann  war  Haus- 
freund bei  Arnsteins,  auch  der  Kardinal  Consolai  ist  dort 
erschienen ;  die  Tochter  der  Arnstein  war  Frau  v.  Pereira. 
In  Berlin  war  es  ebenso;  über  die  Schwester  der  Arnstein 
Madam  Ephraim  schreibt  Stägemanu  an  seine  Frau,  daß 
man  sie  früher  viel  bei  Beymes  getroifen  h&tte;  die 
Portugiesin  Henriette  Herz,  geh*  Ijemos,  war  schon  als 
Kind  von  der  Schwester  Friedrichs  des  Großen  geliebkost, 
sie  hätte  1803  nach  dem  Tode  ihres  Mannes  den  späteren 
Minister  Grafen  zu  Dohna-Schlobitten,  den  Sehfiler  Schleier- 
machers,  heiraten  und,  wenn  sie  gewollt,  die  Erzieherin 
der   Prinzessin  Charlotte  von  Preußen  werden  können, 
wenigstens  soll  der  Prinz  Louis  Ferdinand  sie  dazu  warm 
empfohlen  haben;  und  nun  erst  Rahel  Pevi,  die  Egeria 
Schleiermachers,  in  deren  Hause  außer  dem  Prinzen  Louis 
Ferdinand  die  FQrstin  Sagau,  der  Fttrst  Carolath,  Wilhelm 

▼OB  Ktiar,  ftm.  ZIbCOmm.  II,  90 
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und  Alexander  von  Humhoklt  und  so  viele  Andere  ein-  und 
ausgingen.  Die  Familie  Mendelssohn  gehört  einer  etwas 
späteren  Zeit  au. 

Der  Umschwung  zeigte  sich  seit  der  Thronbesteigung 
Friedrich  Wilhelms  IL  Schon  in  den  Vortrftgen,  die  Wöllner 
dem  Kronprinzen  gehalten,  hatte  er  TOigeschlagen,  ans 
Juden,  al8  hekannten  tQchtigen  nnd  tapferen  Beitem,  mit 
ausschllefilidi  jodischen  Offizieren  ein  Hnfutrenregiment  zu 
formieren  (StOhsel,  Snarez,  253).  In  einem  seiner  ersten 
Eliasse  an  das  (leiieraUlirtiktüriuni  befahl  der  König,  mit 
Isaclulruck  darauf  zu  halten,  daß  die  ohnehin  sehun  ge- 
drückte jftdif^che  Nation  so  weit  möglich  soulagieret  und 
von  dem  GeneralHskal  nicht  so  gräulich  gequält  werde ; 
durch  £ab.  Ord.  vom  12.  Dezember  und  Zirkular  vom 
31.  Dezember  1787  wurde  der  Leibzoll,  im  folgenden  Jahre 
das  Gebot  des  Porzellankaufe  bei  jüdischen  Eheschlieflnngen 
abgeschafft;  anf  Grund  einer  Instruktion  yom  10.  Dezember 
1787  ist  von  einer  Kommission  am  10.  Juli  1789  ein  Gut- 
achten erstattet,  welches  die  Zulassung  der  Juden  zum 
Ackerbau  und  den  (lewerben  empfahl,  zugleich  die  An 
nalmie  fester  Namen  und  den  (lebrauch  der  deutscheu 
Sprache  bei  Kontrakten  und  Vergleichen  verlangte;  eine 
Kab.  Ord.  vom  21.  Mai  1790  lautete:  »Das  Glttck  und 
die  Wohlfahrt  eines  jeden  unserer  Untertanen  zu  befördern, 
ist  von  jeher  einTOrzaglidies  Augenmerk  unserer  Regierungs- 
gesehftfte  geivesen ;  zu  diesen  Untertanen  gehören  auch  die 
zur  jüdischen  Religion  sich  bekennenden  Einwohner.  Ob 
wir  nun  zwar  wünschen,  diese  Nation  den  übrigen  Staats- 
bürgern völlig  gleich  zu  machen,  imd  sie  an  allen  Rechten 
der  Bürger  teilnehmen  zu  lassen,  so  stehii  diesi m  unserem 
Vorsatze  doch  Hindernisse  entgegen,  welche  zum  Teil  in 
ihren  religiösen  Gebräuchen,  zum  Teil  in  ihrer  ganzen 
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Verfiishuug  liegen  und  die  gänzliche  Ausführung  wenigstens 
vor  der  Hand  noch  unmöglich  Uiachen;"  ein  (lesetzentwurf 
von  171>2  gewährte  zwar  keine  Gleichberechtigung,  aber 
eine  erhebliche  Verbesserung  des  bisherigen  Zustandes. 
Der  König  und  Wöllner  waren  den  Juden  damals  sehr 
günstig,  es  lag  nur  an  dem  Generaldirektorinm ,  welches 
mehrere  sehr  ungnädige  Kabinettsorders  ftber  sieh  ergehen 
lassen  mufite,  wenn  es  zu  nichts  kam;  aber  auch  das 
Creneraldirektorium  war  damit  einverstanden,  dad  an 
Stelle  des  Namens  Juden  der  Name  Mosaiker  oder 
Deisten  gebraucht  werden,  auch  daß  jeder  aufgenommen 
werden  sollte,  der  50000  Thaler  ins  Lan«l  brächte  (Dohm, 
Über  die  bürgerliche  Verbesserung  der  Juden  (1781); 
Friedl&nder,  Aktenstficlte,  betr.  die  Reform  der  jüdischen 
Kolonisten  in  den  preußischen  Staaten  (179S);  Geiger,  Ge- 
schichte der  Juden,  I,  132 ff;  II,  159 ff,  838 ff). 

Die  ungeheure  Vermehrung  der  Juden  durch  die  sweite 
und  dritte  polnische  Teilung  verschob  die  ganze  Sachlage. 

Stein  war  ein  stniffer  Antisemit.  In  der  Vita  hat  er 
sich  an  zwei  Stelleu  darüber  ausgesprochen  ;  das  eine  Mal, 
wo  er  von  den  jüdischen  Bankiers  sagt,  daß  deren  List, 
Beliarrlichheit,  Zusammenhang  und  iMangel  an  Ehrgefühl, 
wenn  nur  die  Habsucht  befriedigt  werde,  in  jedem  Staate 
verderblich  sei,  und  besonders  nachteilig  auf  die  Beamten- 
welt wirke,  und  in  Verbindung  damit  von  dem  groben  Be- 
trüge eines  jüdischen  Bankiers  spricht,  „der  ihn  sur  Flucht 
nach  Wien  zwang,  wo  er  Schutz  durch  seine  Schwägerin 
Frau  von  Arnstein  und  durch  Veränderung  der  Religion 
fand  und  einen  Offizianten  zum  Selbstmord  brarlite"  ;  das 
andre  Mal,  wo  von  der  mit  dem  Zustande  der  Iranzüsischen 
Knechtschaft  zufriedenen  Partei  die  Rede  ist,  der  sich  alle 

genufiliehenden  Weltleute,  „alle  Juden",  einzelne  engherzige 
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Lan4jaDlcer,  Alle  egoistisehen  und  Ton  Schlendrian  yer- 
knöeheite  Beamte,  mehrere  Bophistiscbe  Gelehrte  ange- 
schlossen llättCD. 

Er  hat  aber  auch  danach  gehandelt ;  schon  als  Kammer- 
präsident; es  heißt  darüber  bei  Lehmann  I,  301:  „Stein 
hielt  ganz  wie  seiu  Nachfolger  Vincke  den  Eintluß  der 
Juden  auf  die  Bauern,  wie  er  sich  namentlich  im  Pader- 
bornschen  zeigte,  für  sehr  scbAdlich ;  er  wollte  also  ihre 
Konzessionen  untersuchen,  die  nicht  konzessionierten  aus 
dem  Lande  schaffen,  fernere  Niederlassungen  in  den  Dörfern 
sowie  das  Hausieren,  Auf-  und  Verkaufen  in  den  Hflusem 
verbieten,  und  den  Handel  mit  Getreide,  Wolle,  Garn,  Hanf 
und  Vieh  nur  solchen  Juden  gestatten,  die  ein  ansehuliclies 
Veniiögen  besäßen." 

Kach  dem  Edikt  vom  9.  Oktober  18<)7,  der  preußischen 
magna  Charta  nach  Schöns  Ausdruck,  sollte  es  hinsichtlich 
des  Erwerbs  von  Grundeigentum  durch  Juden  bei  den  be- 
sonderen Gesetzen  sein  Bewenden  behalten. 

Bei  Feststellung  der  Städteordnung  h&tte  Staegemann 
am  liebsten  auch  die  Getauften,  wenn  sie  die  Taufe  nicht 
vor  dem  zehnten  Lebensjahre  erhalten  hätten,  vom  Bürger- 
recht ausgeschlossen;  nur  durch  ein  Versehen  bei  der 
flüchtigen  Ausarbeitung  der  Städteorduuug  ist  den  Juden 
das  aktive  und  passive  städtische  Wahlrecht  zu  Teil  ge- 
worden, yvci\  sie  nicht  ausdrücklich  ausgeschlossen  waren. 

Auch  in  dieser  Hinsicht  ist  Stein  sich  stets  gleich  ge- 
blieben; ein  Abgeordneter  des  westfälischen  Provindalland- 
tags  schrieb  zu  Anfang  1827  (Rahl,  Briefe,  III,  904): 
»Wegen  der  Juden  war  unser  Marschall  leidenschaftlich; 
er  würde  das  Haus  Israel  zur  Auswanderung  zwingen,  wenn 
er  könnte.  Kr  liß  den  größten  Teil  der  Versammlung  hin. 
In  nicht  einer  vollen  Stunde  waren  den  Juden  ihre  bis- 
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herigen  Bürgerredite,  die  Fähigkeit  Grundbesitz  zu  er- 
werben, entzogen,  und  es  lag  nicht  am  Marschall,  daß 
nicht  auch  nur  einem  Sohne  der  jüdischen  Familien  ein 
Etablissement  und  Heirat  gestattet  ward." 

Das  Ministerium  Dobna-AItenstein-Beyme  war  den 
Juden  gOnstig;  auch  Wilhelm  Yon  Humboldt  als  Direktor 
der  Unterriehtsabteilung  (Ober  den  Entwurf  su  einer  neuen 
Konstitution  ftkr  die  Juden  vom  17.  Juli  1809,  gesammelte 
Werke,  X  Nr.  21).  Es  handelte  sich  damals  um  einen  von 
Sclirootter  in  Steins  Auftrage  ausgearbeiteten  Entwurf, 
der  mehr  zur  Abwehr  der  aus  Westfalen  und  Warschau, 
wo  sie  der  Konskription  unterworfen  waren,  einströmenden 
Juden  dienen  sollte,  die,  wie  Lehmann  sagt,  die  Bevölkerung 
mit  ihrem  Wucher  peinigten  (II,  d24);  aber  wie  ge- 
wöhnlich brachte  das  Ministerium  nichts  zustande.  Etwas 
später,  als  es  sieh  um  die  Fassung  des  Art  16  der  Bundes- 
akte handelte,  hat  Wilhelm  Ton  Humboldt  das  Bedenken 
ausgesprochen,  daß  die  Juden,  wenn  sie  in  Preußen  viel 
größere  Vorzüge  als  im  Uhrigen  Deutschland  genössen,  sich 
zu  sehr  nach  Preußen  hinziehn  würden  (ges.  Werke,  XII,  1 
S.  113). 

Hardenberg  hatte  sich  schon  in  der  Rigaer  Denkschrift 
für  eine  Veredelung  der  Juden  durch  Erziehung  und  Unter- 
richt erklärt,  ohne  daß  er  ihnen  gewisse  Rechte  in  Aus- 
sicht gestellt  hätte,  obgleich  der  Hinweis  auf  Frankreich 
nicht  fehlte;  Altenstein,  dessen  Denkschrift  der  Harden- 
bergschen  zu  Grunde  liegt,  hatte  kein  weiteres  Ziel  als 
.die  durch  den  Talmud  Verbildeten  dem  Staate  weniger 
gefährlich  zu  nia«  hen." 

In  dem  Entwurf  des  Gewerbesteueredikts  hieß  es  ur- 
sprünglich, daß  den  Juden  nur  nach  der  bisherigen  Ver- 
fassung Gewerbescheine  gegeben  werden  sollten,  Hardenberg 
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Aber  machte  den  Zusatz:  „bis  dahin,  dafi  in  Absicht  unserer 
Unterthanen  jüdischer  Religion  eine  neue  Verfiusung,  womit 
man  sich  unverzoglich  beschäftigen  wird,  bestimmt  ist" 

(Mainroth,  494). 

Schon  am  29.  Juli  1810  hat  Koehler  eine  Gesamt- 
kritik der  zum  Scliroettersclien  Entwürfe  abgeriebenen 
(lutachten  erstattet.  Es  ist  dann  ein  zweiter  Entwurf 
aufgestellt  und  wieder  begutachtet  worden,  der  aber  auch 
nicht  sum  Ziele  geführt  hat.  £r8t  im  Februar  1811  ist 
auf  Hardenbergs  Anregung  ein  neuer  Entwurf,  diesmal  im 
Justisministerium  ausgearbeitet,  wobei  der  Stadtrat  David 
Friedländer  zugezogen  wurde.  Der  Justisminister  Kirch- 
eisen  hat  damals  auf  das  feierlichste  gegen  die  Zulassung 
der  Juden  zu  den  Justizbedienungen  protestiert  unter  Be- 
rufung auf  die  „nicht  im  Vorurteil  allein  gegrtlndete  Opinion 
der  christlichen  I  nterthanen  gegenüber  einem  jttdischeu 
Richter*.  (Stölzel,  II,  424;  Stern,  Abhandlungen  und 
Aktenstücke,  m— 262). 

Das  Hardenbergsche  Judenedikt  vom  3.  März  1812 
hat  folgenden  Inhalt: 

Es  bezieht  sieh  nur  auf  die  mit  Schutzbriefen  und 
Privilegien  versehenen  Juden,  etwa  80000,  besonders  in 
WeRt])ri'uß("n  und  in  Oberschlesien  wohnhaft.  Diese  wurden 
für  Einländer  und  preußische  Staatsbür^jer  erklärt  unter 
der  doppelten  Voraussetzung',  daß  sie  feste  Familiennamen 
annähmen,  woraber  binnen  U  Monaten  eine  Erklärung  bei 
der  Obrigkeit  abzugeben  war,  und  daß  sie  bei  Fahrung 
ihrer  HandelsbOcher  und  bei  Abfassung  ihrer  Rechtsgeschäfte 
die  deutsche  oder  eine  andere  lebende  Sprache  anwendeten, 
auch  bei  ihren  Namensunterschriften  keiner  anderen  als 
deutscher  oder  lateinischer  Schrift  sieh  bedienten.  In  der 
preußibcheu  JStuatsbürgerschalL    war  aber  nichts  weiter 
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enthalten  als  die  Gleichheit  der  bürgerlichen  Rechte  und 
Flreiheiten,  insbesondere  die  Freiheit  der  Kiederlassnng,  des 
Gewerbe-  und  Handelsbetriebs,  des  Erwerbs  von  Grund- 
stöcken, der  ihnen  nunmehr  zuteil  wurde,  sowie  auch  die 

Verwaltung  von  akademischen.  Schul-  und  Gemeindeämtern. 
Späterer  gesetzlicher  Bestimmung  blieb  es  vorbehnlten,  ob 
sie  auch  zu  anderen  öifentlicheu  Bedienungen  und  Staats- 
ämtern zugelassen  werden  sollten.  Dafür  wurden  sie  aber 
allen  staatlichen  Pflichten  und  Lasten  unterworfen,  ins- 
besondere der  Kantonpflicht,  worftber  das  N&here  besonderen 
Verordnungen  Torbehalten  wurde.  Dicgenigen  Juden,  welche 
die  Befreiungskriege  mitgemacht  haben,  haben  dies  frei- 
willig getan  ;  es  ist  übrigens  eine  ungeheuerliche  Über- 
treibung, daß  bei  Belle  -  Alliance  55  jüdische  Offiziere  ge- 
fallen seit'U,  da  der  Gesamtverlust  an  Ofti/ieren  nocli  nicht 
die  Hälfte  jener  Zahl  betragen  hat.  Die  nicht  mit  Schutz- 
briefen  und  Privilegien  versehenen  Juden  konnten  zwar  im 
Staate  wohnen  bleiben,  wenn  ihnen  der  Aufenthalt,  das 
sogenannte  Geleit  bisher  zugestanden  hatte,  sie  wurden 
aber  als  fremde  Juden  betrachtet,  deren  l^aturalisation  wie 
die  Naturalisation  jüdischer  Ausländer  von  erschwerenden 
Bedingungen,  insbesondere  von  der  Genehmigung  des 
>finisters  des  Innern  abhing.  Der  Aufenthalt  fremder  Juden, 
die  nicht  bisher  schon  verg* 'leitet  gewesen  waren,  war  über- 
haupt nicht  gestattet,  außer  auf  den  Messen. 

Boyen  fand  um  die  Mitte  der  30er  Jahre,  dad  der 
Sprung  vielleicht  auf  einmal  zu  groß  gewesen  sei;  man 
habe  aber  der  Juden  bedurft»  um  Geld  zu  beschaffen. 

Das  Judenedikt  von  1812  ist  zwar  in  den  alten  Landes- 
teilen,  für  die  es  erlassen  war,  bestehen  geblieben,  auf  die 
neu-  und  wiedergewonnenen  aber  nicht  ausgedehnt,  sodaß 
wie  hinsichtlich   des  Gewerbeweseus  der  verschiedenste 
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BeehtszttBtand  galt,  wie  in  Deutschland  Oberhaupt;  noch 
im  Jahre  1847  durften  im  Königreich  Sachsen  die  Juden 
nur  an  zwei  Orten  wohnen,  in  manchen  Orten  Mecklen- 
burgs wurden  sie  nicht  Uber  Nacht  geduldet. 

Mit  dem  ersten  vereinij^ten  Landtage  ist  es  der  Re- 
gierung gelungen,  die  Einheit  wiederherzustellen.  Die  da- 
maligen Judendebatten  in  der  DreistiUidekiuie  am  14.— 18. 
Juni,  iu  der  Herrenkurie  am  14. — 17.  Juni  1847  triefen,  auch 
bei  den  Vertretern  des  Adels,  des  Fürsten  Lynar,  des 
Grafen  Dyhm,  des  Grafen  York,  des  Grafen  Zieten  von 
Humanitftt;  ausnahmslos  wurde  die  Judenfrage  vom  reli- 
giösen Standpunkte  aus  behandelt.  An  der  Spitse  der 
Antisemiten  trat  zum  ersten  Male  Bismarek  henror. 

ym.  Die  Oefletumminlimir  anderes. 

Die  Constituante  hat  es  in  den  beiden  Gesetzen,  in 
der  konstitutionellen  Acte  sur  les  impftts  et  sur  la  Promul- 
gation des  lois  vom  12.  Oktober /G.  November  1789  Art.  8, 
und  in  dem  Gesetze  qui  rögle  le  mode  de  Promulgation  des 
lois  Yom  2Jh,  Kovember  1790  Art.  4  bei  der  Zusendung 
an  die  Behörden,  bei  der  Affichierung  in  den  Städten, 
bei  der  Vorlesung  nach  der  Pfarrmesse  in  den  Dörfern 
belassen. 

Erst  während  des  Konvents  ist  durch  das  Gesetz  vom 
14.  Friniaire  II  (4.  Dezember  1793),  qui  organise  le  gou- 
vernement  r6volutionaire  eine  Gesetzsammlung  eingeführt; 
«Les  lois  qui  coDcement  l'int^ret  public  ou  qui  sont  d*une 
ex^ution  göndrale,  seront  imprimtes  söpar^ment  dans  un 
Bulletin  num6rot6  qui  senriia  dösormais  k  lenr  notification 
aux  autoritös  constituöes.  Ce  bulletin  sera  intitulö: 
Bulletin  des  lois  de  la  r^publique".  Die  erste  Nummer 
enthält  die  Lei   concemant  le  tribuoal  r^volutiunnaire 
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vom  22.  Prairial  II;  die  sweite  die  Loi  ]K»rtaiit,  qu'il 
sera  6tabli  pour  cette  ann^e  seulement  une  contri- 
bution  extraordinaire  de  guerre  vom  17.  Prairial  II.  Jedes 
Stück  des  Bulletin  hat  eine  Nummer  und  jedes  der  in 
jedem  Stück  enthaltenen  Gesetze  gleichfalls. 

Aber  der  Abdruck  im  Bulletin  hatte  noch  keine  Be- 
deutung für  die  Rechtskraft,  diese  blieb  abh&ngig  Ton  der 
Promulgation,  die  in  jeder  Gemeinde  24  Stunden  nach  Ein- 
treffen des  Bulletins  durch  den  Maire  au  son  de  trompette 
ou  du  tambour  erfolgen  mufite. 

Erst  das  Gesetz  vom  12,  Vendemiaire  IV  hat  die 
Publikation  durch  Anschlag  und  Vorlesen  abgeschafft,  die 
Austeilung  des  Bulletin  an  die  Behörden  geordnet  und 
weiter  bestinunt,  daß  die  Rechtskraft  in  jedem  Departement 
an  dem  Tage  zu  beginnen  habe,  wo  das  Bulletin  im  Haupt- 
orte verteilt  ist.  Das  Gesetz  Tom  25.  KivAse  IV  erlaubt 
dem  Corps  l^slatif  vom  Abdruck  deijenigen  Gesetze, 
welche  kein  allgemeines  Interesse  haben,  Abstand  zu 
nehmen. 

Endlich  heißt  es  im  Art.  1  Abs.  2,  3  des  Code  hin- 
sichtlich des  Beginns  der  Rechtskraft,  daß  diese  von  dem 
Augenblick  an  beginnen  soll,  wo  die  Promulgation  bekannt 
sein  kann  ;  das  wird  angenommen  für  das  Departement  der 
kaiserlichen  Besidenz  einen  Monat  nach  der  Promulgation, 
in  den  anderen  Departements  nach  Ablauf  einen  Monats, 
vermehrt  um  so  viel  Tage  quMI  y  aura  de  fois  20  mjria- 
m^es  zwischen  der  Promulgationsstadt  und  dem  Haupt- 
orte des  Departements. 

Die  weitere  Iranzösiscbe  Entwicklung  durch  die  Gesetze 
vom  27.  November  1816,  18.  Januar  1818,  31.  Dezember 
1835  gehört  nicht  hierher. 

Im  Königreich  Westfalen  ist  das  alles  nachgemacht» 
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die  YerüMSungsurkonde  hat  im  Art.  55  Torgesehrieben, 
dafi  alle  Gesetze  und  alle  VerordnuDgeo  dnreli  das  in 
beiden  Sprachen  erseheinende  Bulletin  des  lois  publiziert 

werden  sollen;  das  Dekret  vom  27.  Januar  1808  hat  den 
Gültigkeitstermin,  das  vom  0.  Februar  1808  die  Art  der 
Versendung  geregelt  (I,  259,  335). 

Die  Hardenbergsche  Verordnung  vom  27.  Oktober  1810, 
welche  die  Gesetzsammlung  eingeftlhrt  hat,  war  also  eine 
Nachahmung  nicht  nur  des  Königreichs  Westfalen,  sondern 
der  französischen  Bevolution  aus  ihrer  schlimmsten  Zeit, 
einer  Hafinahme  des  KouTents  auf  der  HOhe  der  Schreckens- 
herrschaft. 


Ebenso  ist  das  mod^ue  üi  denswe:^en  in  lYeußen  eine 
Nachahmung  Frankreichs,  zwar  keine  der  lievolution,  aber 
doch  eine  Napoleonische. 

Drei  Perioden  hat  das  Ordenswesen  durchlaufen. 

Die  ersten  Orden  waren  ritterschaftliche  Genossen- 
Schäften,  die  gegen  Ende  der  Kreuzzfige  entstanden,  indem 
zu  den  Rittergelttbden  die  MOnchsgelttbde  hinzutraten;  der 
Templer-,  der  Johanniter-,  der  Maltheser-,  der  deutsehe 
Orden.  Auch  hier  war  die  Anregung  von  Frankreich  aus- 
gegangen. Nach  Europa  übertragen  ging  der  Templerorden 
zugrunde  im  Zusammenstoße  mit  der  entwickeltsten  Staats- 
gewalt jener  Zeit,  wÄhrend  der  deutsche  Orden  sogar  staat- 
bildend auftrat;  im  Ordenslande  durch  die  Säkularisation 
aufjgehoben  ist  er  im  Reiche  ebenso  wie  der  Johanniter- 
orden  bestehen  geblieben,  nur  dafi  die  Guter  beider  zu 
Anikng  des  19.  Jahrhunderts  eingezogen  wurden. 

Dann  hat  die  emporkommende  monarchische  Oewalt, 
um  den  Adel  an  sieh  zu  fesseln,  neue  Ritterorden  gestiftet. 
Allen  voran  das  französische  Königtum.    Dahin  gehören 
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die  Orden  de  St  Lazare  et  de  Jörnsalem  1060  und  1154, 
und  der  Orden  de  notre  Dame  du  Mont  Garmel,  die  1608 

vou  Ik'iiiricli  IV.  iiiiteiuandor  verschmolzen  wurden;  der 
Orden  de  St.  Michel  von  Ludwig  XI.  1409;  der  Orden  de 
St.  Esprit  von  Heinrich  III.  1578;  der  Orden  de 
St,  Louis  von  Ludwig  XIV.  1003;  endlich  der  Orden 
du  mörite  militaire  Ton  Ludwig  XY.  1759;  sie  alle 
wurden  in  den  AlmanadiB  des  ancien  regime  aufgeführt; 
es  gab  Commandeurs  du  Saint-Esprit  unÜ  Grand  Croix  de 
Saint-Lottis.  Der  Ludwigsorden  und  der  pour  le  mörite 
zerfielen  in  drei  Klassen,  Grofikreuz,  Kommandeur,  Offizier. 
In  BiirguiHl  ist  der  Orden  des  (iuldenen  Vließes  ent- 
staudeu.  in  England  der  Uoäeubaudorden,  iu  Dänemark 
der  Danebrog. 

In  Preußen  gab  es  abgesehen  vom  Schwauenordea  des 
Kurfürsten  Friedrichs  II.  den  Schwarsen  Adlerorden;  er 
erforderte  naeh  der  Stiftungsurkunde  yom  18.  Januar  1701 
(Mylius,  C.  C.  M.  \l  Nachtrag  13;  Rabe,  1, 1,  209)  acht 
Ahnen,  worüber  sich  aber  schon  Friedrich  der  Große  hin- 
weggesetzt hat,  z.  B.  bei  Cocceji,  dessen  Vater  erst  geadelt 
war.  Denselben  Charakter  hatte  auch  der  Kote  Adler- 
orden, als  er  von  Ausbaeli-Bayreuth  durch  die  Bestätiguugs- 
urkunde  vom  12.  Juni  171)2  übernommen  wurde  (Mjrlius, 
N.C.G.  IX,  1039;  Rabe,  II,  350). 

Einer,  der  weithinausgehend  über  Lehmann  die  Theorie 
aufgestellt  hat,  daß  Stein  auch  der  Gründer  der  evangeli- 
schen Landeskirche  gewesen  sei,  worin  doch  die  Behauptung 
eingeschlossen  ist,  daß  Friedrich  Wilhelm  I.,  Friedrieh 
der  Große,  Friedrich  Wilhelm  II.  und  in  seinen  ersten 
zehn  Jahren  auch  Friedrich  Wilhelm  III.  kein  Kirchen- 
regimeut  beBesseu  hätten,  stützt  sich  dafür  unter  auderm 


47(5  ^  Abschnitt.  Die  Uardenberg»chen  Retonneu. 

darauf,  dafi  die  preußischen  Geistlichen  bis  zum  19. 

Jahrhundert  keine  Orden  erhalten  hätten;  er  kommt 
zweimal  darauf  zu  sprechen:  ?.  ir^S  „Bis  zum  Beginn 
des  19  Jalirhunderts  erhielten  die  (jeistlicben  in  Preußen 
grundsätzlich  keine  Orden"  und  S.  255  .Es  sei  hierbei 
bemerkt ,  daß  Ordensverleihungen  an  Geistliche  im 
18.  Jahrhundert  nicht  üblich  waren".  Ja,  was  fbr  Orden 
hfttten  sie  denn  erhalten  sollen?  Doch  nicht  den  Schwanen 
Adlerorden  oder  seit  1792  den  Roten  Adlerorden,  der  aber 
auch  nur  in  einer  Klasse  vorhanden  war,  oder  den  Orden 
pour  le  ni^rite?  Andere  gab  es  Oberhaupt  nicht;  der 
preußische  Staat  ist  bis  1810  nur  mit  diesen  Orden,  also 
eigentlich  ohne  Orden  regiert  worden.  Die  Geistlichen,  welche 
keiueu  Orden  bekamen,  teilten  also  ganz  das  Schicksal  der 
Beamten  und  Offiziere,  die  wenige  Ausnahmen  abgerechnet, 
auch  keinen  bekamen.  Dies  Argument  für  die  Nichtexistenz 
einer  Landeskirche  zieht  also  nicht  (FOrster,  Die  Ent- 
stehung der  preußischen  Landeskirche  L  1905). 

Mit  dem  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  ist  das  ganze 
Ordenswesen  auf  eine  neue  Basis  gestellt  Statt  Ritter- 
orden gibt  es  von  da  ab  Verdienstorden.  Der  Name  des 
von  Friedrich  dem  Großen  nach  französischem  Vorhilde 
gestifteten  Ordens  jiour  le  m^rite,  für  den  früher  mehr  als 
jetzt  der  deutsche  Name  in  Gebrauch  war,  auch  vielfach 
der  Orden  schlechthin  genannt  wurde,  ist  bezeichnend.  Dies 
moderne  Ordenswesen  in  allen  europäischen  Staaten  ist 
wieder  auf  Fhinkreich  zurttckzufllhren;  zwar  nicht  auf 
die  Revolution,  aber  auf  den  Napoleonismus,  auf  das 
Gesetz  vom  29.  Flor^al  X  (19.  Mai  1802)  Loi  portant 
cröation  d'une  16gion  d'honneur,  welches  übrigens  vom 
Tribunat  nur  mit  T)«! :  38,  vom  Corps  l(?gislatif  nur  mit 
16C:11Ü  Stimmen  angenommen  wurde.   FUr  das  Weitere 
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S.  C.  28.  Frimaire  XII  20.  Dezember  1803  {Taiae,  Regime 
moderne,  I,  338,  840), 

Nach  dem  Vorbilde  der  Khreiilegiou  wurde  der  Orden 
der  Westphälischen  Krone  errichtet,  mit  Klasseneinteilung 
und  Dotation  (Dekrete  vom  25.  Dezember  1809;  31.  Januar 
1810;  5.  Februar  1810;  10.  Februar  1810;  25.  April  1810; 
1.  Dezember  1810;  4.  März  1811;  15.  August  1812). 

Bei  allen  Verschiedenheiten  im  einzelnen,  wozu  nament- 
lich der  Mangel  an  jeder  Dotation  gehört,  enthält  doch  die 
Erweiteningsurkunde  fttr  die  Orden  und  Ehrenzeichen  yom 
18.  Januar  1810,  insofern  eine  Nachahmung  Frankreichs 
und  Westfalens,  al.s  der  Rote  Adlerorden  damals  in  drei 
Klassen  eingeteilt  und  für  die  Verleihung  ein  Verdienst 
um  den  Staat  verlangt  wurde;  sogar  für  Verleihung  des 
Joiianniterordens  nach  der  Urkunde  vom  23.  Mai  1812; 
der  Orden  pour  le  mörite  sollte  künftig  nur  fUr  das  im 
Kampfe  gegen  den  Feind  erworbene  Verdienst  verliehen 
werden. 


Lehmann  nimmt  lerner  die  preußische  Natioualkokarde 
nach  dem  Gesetz  vom  22.  Februar  1813  als  eine  Nach- 
ahmung Westfalens  in  Anspruch  («Knesebeck  und  Schon", 
215;  ,Scharnhorst%  II,  557;  .Stein",  III,  239),  und  es 
wird  sich  so  verhalten;  aber  von  groBer  Bedeutung 
war  das  nicht;  jedenfalls  bezeichnet  es  die  Stimmung 
nach  1848,  dafi  Gneist  sein  Auditorium  zum  Lachen  zu 
reizen  suchte,  indem  er  bei  Besprechung  der  Aberkennung 
der  Nationalkokarde  durch  gerichtliches  Urteil  bemerkte, 
der  davon  Betroffene  habe  anfangs  gefürchtet,  er  mdsse 
sie  von  da  ab  tragen. 
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Aber  eine  zweifellose  Naebahmung  der  RevolntioB,  die 
Lelimanii  ganz  entgangen  ist,  besteht  endlieb  darin,  dafi 

nach  der  Kabinettsorder  vom  19.  Juni  l<^n  die  Voll- 
ziehung der  Todesstrafe  nicht  mehr  durch  das  Schwert, 
sondern  durch  das  Beil  stattfinden  sollte,  weil  das 
sicherer  sei. 

IX.  Ergebnis  der  Stein-Uardeubergselien  Gesetsgelnuig. 

Mit  Tollstem  Rechte  hat  Hintse  darauf  hingewiesen, 
dafi  die  eigentlich  grundlegende  Epoche  fttr  den  prenfiischen 
Staat  die  Regierung  Friedrieh  Wilhelms  I.  und  Friedrichs 

des  Großen  sei.  daß  noch  unendlich  viel  von  dem  frideri- 
cianischeii  Staatsgeiste  im  heutigen  Preußen  lebe,  daß 
die  Epoche  Bismarcks  mit  ihrer  Machtpolitik  und  ihren 
wirtschaftlich  sozialen  Bestrebungen  wieder  an  Friedrich 
den  Groden  angeknüpft  habe;  er  hatauch  daraufhingewiesen, 
dafi  durch  die  Reformperiode  der  monarchische  Militftr- 
und  Beamtenstaat  nicht  in  der  Wurael  verwandelt,  nicht 
vom  Ziele  abgelenkt,  sondern  nur  modifiziert  sei,  dafi  die 
Reform  nur  ein  Ingrediens,  nicht  das  eigentliche  konsti' 
tutive  Element  in  unserem  heutigen  Staate  sei;  endlich 
auch  darauf,  daß  für  die  Gegenwart  das  politische  Leben 
durch  die  Synthese  der  beiden  Elemente  bestimmt  werde, 
die  sich  einst  so  heftig  bekämpft  hatten,  wobei  er  auf  das 
yemicbtende  Urteil  Arndts  Uber  Friedrich  den  Grofien  und 
auf  die  Invektiven  von  York  und  Marwitz  gegen  die  Re- 
formpartei sich  beruft  und  darauf,  daß  in  den  Jahren  1872 
—1883  das  von  Stein  unvollendet  gelassene  Werk  der 
Selbstverwaltunir  zum  Abschlufi  gebracht  sei.  «Das  histo- 
rische Urteil  braucht  nicht  das  Werk  Friedrichs  des  Großen 
zu  verdammen,  um  dem  Werke  Steins  gerecht  zu  werden 
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So  wenig  wie  Stein  hängt  Wilhelm  von  Humboldt  mit 
der  französischen  ReTolution  zusammen. '  Als  er  mit  seinem 
früheren  Hauslehrer  Campe  im  August  1789  die  Reise 
nach  Paris  unternahm  (I,  236),  schrieb  er  an  Caroline 

von  Dachröden  zur  Zeit  der  Vor- Verlobung,  Campe  sei  ihm 
sehr  fjleicli}:iilti^%  ein  interr>santes  Gespräch  mit  ihm  könne 
es  niclit  gehen,  ^seine  Vorsteilungsart  ist  ganz  verschieden 
von  der  meinigen;  sie  —  doch  warum  verderbe  ich  das 
Papier  damit"?  Kr  würde  sich  gern  an  den  Reizen  der 
liatur,  an  dem  Anblick  edler  Geb&ude,  schöner  Gem&lde 
und  Statuen  ergötzen,  aber  er  weifi  nach  zwei  Tagen  nicht, 
was  er  in  dem  schmutzigen  Paris  noch  soll  (Wilhelm  und 
Caroline  von  Humboldt  in  ihren  Briefen,  I,  46  ff).  Die 
Herausgeberin  findet  es  mit  Recht  bezeichnend,  daß 
dem  jungen  Humboldt  seihst  in  dieser  hochinteressanten 
Umgebung,  in  dieser  weltbewegenden  Kpoche  das  allgemein 
MeDschliche,  dat»  Persönliche,  die  SelbstbUdung  im  Vorder- 
grunde steht. 

Er  hatte  nicht  nur  kein  Interesse  und  keine  Sympathie 
fQr  die  Revolution,  sondern  er  hat  ihre  Zweeklosigkeit 
frttb  erkannt;  eine  Staatsverfassung  wie  die  der  Kon- 
stituante könne  schon  deshalb  nicht  gedeihen,  weil  kein 

Volk  für  eine  nach  bloßen  Grundsätzen  der  Vernunft  ent- 
worfene jemals  reif  genug  sei;  im  ganzen  Altertum  habe 
man  nie  länger  gehorcht  als  man  entweder  den  Herrscher 
nicht  habe  entbehren  oder  ihm  nicht  habe  widerstehen 

Toa  Meier,  Fnat.  EiDÜüM««.   II.  31 
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können;  nur  dringende  Gefahren  hfttten  die  Nationen  ge- 
nötigt zu  gehorchen;  wenn  diese  vorüber  gewesen,  habe 
man  stets  das  Bestreben  gehabt,  das  Joeh  abzosehotteln; 

die  französische  Revolution  werde  keinen  Fortgang  haben 
(Förster,  Abhaudlungen  über  Geschichte  und  Politik  (1809) 
S.  14-10). 

Der  bald  darauf  geschriebene  .Versuch,  die  Grenzen 
der  Wirksamkeit  des  Staats  zn  bestimmen'',  welcher  erst 
zwei  Menschenalter  sp&ter  bekannt  geworden  ist  and  dann 
in  ftbermäfiiger  Weise  die  Gemftter  beschäftigt  hat,  hat  mit 
der  französischen  Revolution  nicht  das  geringste  zu  tun. 
Die  Schrift  ruht  auf  dem  Boden  der  Kantschen  Rechts- 
philosophie und  der  deutschen  Zeitstimmung,  die  sich  zu- 
gunsten der  freien  Eiiizel})eisönlichkpit  den  Staat  so  weit 
wie  möglich  vom  Lnibe  halten  wollte  Weil  das  eine 
idealistische  Grundlage  war,  stieß  sie  bei  der  Überführung 
in  die  Wirklichkeit  mit  den  realen  Bedürfnissen  stark  zu- 
sammen, wahrend  der  kurzen  Zeit,  wo  Wilhelm  von  Hum- 
boldt als  Direktor  im  Ministerium  des  Innern  unter  Dohna 
das  Unterrichtswesen  leitete,  hat  er  trotz  höchster  finanzieller 
Bedrftngnis  nicht  nur  die  UniversitAt  Berlin  gegründet, 
sondern  auch  die  Ernennung  Zelters  zum  Aufseher  der 
öflFentlichen  Musik  beantragt,  daniit  die  Kirclienumsik.  die 
städtisclie  Musik  und  der  Musikunterricht  in  den  Schulen 
allmählich  auf  eine  iiöhere  Stufe  erhoben  werde. 

Als  er  1819  zum  Minister  für  die  ständischen  und 
kommunalen  Angelegenheiten  berufen  wurde,  hat  er  seine 
ObenengaDeen  daraber  in  >«ei  gntfien  Deoksebrifton 
niedergelegt.  Die  eine,  noch  vor  seinem  Eintritt  ins 
Ministerium  vom  4.  Februar  1819  Ober  Prenfiens  ständische 
Verfassung,  ist  auf  Grund  schriftlicher  und  mündlicher 
Verhandlungen  mit  Stein  und  für  Stein  verfaßt,  unter 
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hftnfiger  BezQgnahme  auf  eine  as  Stein  gerichtete  Denk- 
schrift Vinckes,  aber  auch  auf  die  Ansicliten  uiulerer;  sie 
ist  bereits  1840  durcli  Pertz  publiziert,  aber  nicht  bloß 
von  der  öffentlichen  Meinung,  sondern  auch  von  der  Wissen- 
haft so  gut  wie  ignoriert  (Pertz,  Denkschriften  des  Ministers 
Freihemi  von  Stein,  S.  96 ff.,  die  Vinckesche  Denkschrift, 
S.  72 ff.;  jetzt  anch  Gesammelte  Schriften,  herausgegeben 
Ton  der  Akademie  der  Wissenschaften,  XII,  1,  225—296). 
Die  andere  vom  18.-— 28.  Oktober  1819,  auch  unter  dem 
Titel:  Denkschrift  für  ständische  Verfassung,  beruht  ganz 
auf  jener  frtibereu,  indem  sie  manches  wörtlich  wii  derholt, 
anderes  ausführlicher  behandelt  und  weiter  entwickelt; 
diese  ist  erst  1004  bekannt  geworden  (Gesammelte  Schriften 
XII,  2,  S.  380—455;  die  Bemerkungen  Steins  dazu  bei 
Pertz,  Denkschriften,  176—191). 

Kicht  nur  mit  Stein,  sondern  auch  mit  Hardenberg 
hat  sich  damals  Wilhelm  Ton  Humboldt  Uber  diese  Fragen 
in  vollster  Übereinstimmung  befunden. 

Seine  beiden  Denkschriften  bilden  gewissermaßen  einen 
Epilog  zur  Stein-Hardenbergschen  Gesetzfrebung. 

Was  zunilchst  die  allgemeinen  Stände  betritil,  so  hatte 
Humboldt  noch  am  30.  September  1810  (Gesammelte  Werke 
Xll,  1,  S.  110 ff.)  sich  sehr  bedenklich  Uber  die  Einführung 
von  allgemeinen  Ständen  in  Preußen  geäufiert  «Wirklieh 
sehe  ich  nicht  ab,  wie  man  leicht  in  einer  Monarchie,  wie 
die  preufiische  ist,  zu  allgemeinen  Ständen  kommen  könnte, 
ohne  diese  grofien  und  unzähligen  Schwierigkeiten  unter- 
worfene Angelegenheit  in  den  einzelnen  Provinzen  vorzu- 
bereiten. Stände  können  nur  dann  recht  wohltätig  sein,  wenn 
sie  mit  sehr  ins  einzelne  gehender  Kenntnis  der  Landes- 
besciiaffenbeit  ausgerüstet  sind,  wenn  ihr  persönliches  Inter- 
esse enge  an  das  Land  geknüpft  ist,  wenn  sie  mehr  den 
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Sinn  nähren .  das  Bestehende  zu  befestigen  als  zu  ver- 
ändern; Gefahr  oder  wenig'steus  Unbequemliciikeit  entstellt 
aus  einer  St:\ndeversanim]uug,  wenn  diejenigen,  welche  sie 
bilden,  sich  in  allgemeineo  Ideen  herumdrehen,  geringes 
persdnliches  Interesse  am  Laode  haben,  oder  es  leiden- 
sehaftlieh  aufs  Spiel  setzen  und  von  theoretischen  Systemen 
zu  Neuerungen  getrieben  werden.  Nun  aber  wird  man 
immer  eher  hoffen  dürfen.  Jene  Vorteile  zu  erreichen  und 
diesen  Gefahren  zu  entgehen  wenn  von  den  Provinzen  aus 
nach  dem  Mittelpunkte  als  von  dem  Mittelpunkte  nach  den 
Provinzen  gewirkt  wird.  Diesem  letzteren  vorzüglich,  zu 
dessen  künstlicher  Verstärkung  man  die  Provinzen  erst 
geflissentlich  zerschlagen  hatte,  ist  Frankreich  sein  Ver- 
derben schuldig.  Man  kann  Landst&nde,  die  gewiß  sehr 
wohltätig  und  selbst  notwendig  sind,  nicht  sorgfältig  und 
vorsichtig  genug  bilden,  nicht  genug  darauf  sehen,  daB 
alles  darin  durchaus  real  und  praktisch  sei,  und  vom 
Wirkliehen  und  Besonderen,  nicht  vom  Idealen  und  All- 
geiueiiu'ii  ausgehe.  Es  ist  ein  sehr  wichtiger  Unterschied 
zwischen  Ständen  in  dem  Sinne,  wie  es  in  Deutschland 
welche  gab  und  zum  Teil  noch  gibt,  und  den  Repräseutativ- 
Systemen,  die  man  seit  der  französischen  Revolution  hat 
nach  einander  entstehen  und  untergehen  gesehen.  Diese 
nachahmen  zu  wollen,  wäre  das  Undeutscheste,  was  man  in 
Deutschland  beginnen  konnte." 

Also  nicht  Gentz  und  Metternich  sind  die  Erfinder  des 
Unterschiedes  zwischen  landstftndischen  und  Repriteentativ- 
verfassungen;  nicht  erst  der  Kronprinz  von  Preußen  und  die 
Gesellschaft  der  "Wilhelmstraße  haben  auf  den  Gegensatz  von 
germanischen  und  romanisclien  Verfassun«j;eii  hingewiesen. 

Die  erste  der  beiden  Denkschriften  geht  davon  aus, 
daß  man  sich  die  landstftndische  Verfassung  nicht  als  einen 
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Antagonismus,  und  die  Landst&nde  nicht  als  eine  Opposition 
zu  denken  habe,  da  Eingriffe  der  Krone,  wie  eine  lange 

Krfalirung  zeige,  iiirlit  zu  befürchten  seien;  daß  alicr 
das  iandstaiidisc^he  Institut  gegentiber  der  Bureankmtie 
von  großem  Nutzen  sei,  weil  dadurch  der  König  zu  seiner 
eigenen  Hülfe  und  Leitung  einen  strengen  und  sachkundigen 
Beurteiler  seiner  Minister  erhalte.  Um  zu  verhindem, 
daß  die  StftndeTersammlung  selbst  ein  Element  unberufener 
Kenerungen  werde,  mUsse  man  den  Wirkungskreis  genau 
begrenzen  und  die  Zusammensetzung  nicht  »wie  es  in  Frank- 
reich üblich  ist,  unmittelbar  anf  die  Basis  der  ganzen  Volks- 
niassü"  gründen,  sondern  sie»  sich  „von  der  Verwaltung  der 
einfachsten  Bürgervereine  durch  Mittelglieder  zur  Beratung 
Über  das  Ganze  erheben  lassen." 

Die  Notwendigkeit  einer  landständischen  Verfassung 
lasse  sich  nicht  herleiten  aus  einer  gewaltsamen  Volks- 
bewegung, »was  eine  faktisch  unrichtige  und  eine  sich  un- 
geziemende Idee  sein  wUrde";  nicht  als  eine  Forderung 
des  Zeitgeistes,  „was  eine  Terderbllche  und  im  Grunde 
sinnlose  Phrase  ist" ;  nicht  als  ein  der  Nation  zum  Lohn 
ihrer  vatei laudischfii  Anstrengungen  gemachtes  Geschenk"; 
nicht  als  eine  Erklärung,  daß  die  Nation  mündig  geworden 
sei,  „da  die  Mündigkeit  zu  ständischen  Verfassungen  leicht 
ehemals  grOßer  als  jetzt  gewesen  sein  darfte";  nicht  als 
die  Einlösung  eines  Versprechens,  denn  dazu  gehörten 
»noch  jetzt  fortdauernde  und  also  fbr  sich  selbst  redende 
Grande".  Durch  nichts  von  allem  diesem  kann  weder  vom 
König  noch  vom  Volke  die  Einführung  einer  ständischen 
Verfassung  motiviert  werden,  sondern  bloß  durch  die  innere 
Überzeugung,  daß  eine  solche  dahin  führen  wird,  dem 
Staate  in  der  erhöhten  sittlichen  Kraft  der  Nation  und 
ihrem  Auteil  an  ihren  Angelegenheiten  eine  größere  Stütze 
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und  dadureb  eine  sicherere  BOrgschaft  seioer  Erhaltiuig  nach 

außen  und  seiner  innern  fortscbreitenden  Kntwicklung  zu 
ver^rliatltu".  Kein  Gleichgtwicht  von  dtwalten;  i,diTD 
natürliriien  Gani.'*'  dor  Dinge  nach  wird  bei  (h-n  Ständen 
das  Prinzip  der  Erhaltung,  bei  der  Regierung  das  Be- 
strebea  der  Verbesserung  vorwaltend  sein",  „Erhaltung 
aber  muß  immer  der  erste  und  hanptsftchlichste  Zweck 
aller  politiscbeD  Mafiregeln  bleiben";  .es  ist  aber  eine 
alte  und  weise  Maxime,  daß  neue  Einriehtungen  an  schon 
vorhandene  geknftpft  werden,  damit  sie  als  heimisch  und 
vaterlandiFch  im  Boden  Wurzel  fassen".  Es  wird  nun  auf 
den  fundanu  ntalen  Unterschied  zwischen  den  alten  stän- 
disc))en  und  denjenigen  Verfa>-ungeu  nalier  eingegangen, 
die  entweder  nach  dein  Muster  der  ainerikaaischen  Ver- 
fassung, „die  gar  nichts  Altes  vorfand",  oder  nach  dem 
der  französischen  Revolution,  ,die  alles  Alte  zertrOmmerte"! 
gemacht  seien.  «Dieser  Typus  darf  nicht  angewendet 
weiden",  da  in  Deutschland  noch  viel  Altes  erhalten  ist, 
«was  nicht  umgestoßen  zu  werden  braucht,  selbst  nicht, 
ohne  zugleich  viel  tüchtigen  sittlichen  Sinn  zu  vernichten, 
umgestoßen  werden  kann".  Der  Sinn  d»  i  alten  Verfassungen 
müsse  niclit  nur  erhalten,  souderu  recht  eigentlich  wieder- 
hergestellt werden. 

Was  den  Wirkungskreis  der  Stände  betrifft,  so  sollen 
sie  nicht  eine  bloß  beratende,  sondern  eine  entscheidende 
Stimme  haben.  ZunAchst  bei  der  Gesetzgebung;  indessen 
nur  in  der  Weise;  daß  fOr  die  Zustimmung  zu  einem  Ge- 
setzentwurfe die  absolute  Hehrheit  genflgt,  wahrend  bei 
der  Nichtannahme  zwei  Drittel  der  Stimmen  sich  gegen 
den  N'orschlag  vereinigen  müssen,  und  daß  ludten  der  Ge- 
setzgebung eio  umfassendes  königliches  Verorduuugsrecht 
bestehen  soll. 
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»In  Absicht  der  Steuern  dQrite  die  Metbode,  dafi 

dieselben  von  einer  Epoche  zur  andern  immer  neu  bewilligt 
werden  müSMMi,  nicht  einzuführen  sein;  es  macht  die 
Regierung  zu  abhängig,  kann  gefährliche  Stockungen  her- 
vorbringen und  gibt  den  Ständen  die  Mittel  in  die  Hand, 
die  Regierung  unter  dem  Verwände  der  Finanzen,  allein 
in  der  Tat  aus  andern  Gründen  aufzuhalten  und  zu  necken. 
Diese  Taktik  muß  man  möglichst  verhüten".  Eb  boII  aber 
den  St&nden  zur  Abgabe  ihrer  entscheidenden  Stimme  jede 
Mafiregel ,  welche  den  jedesmaligen  Zustand  der  Steuern 
oder  des  Aktiv-  und  Passivvermögens  des  Staats  (Ver- 
äußerungen und  Darlehn)  verändert,  vorgelegt  werden.  Es 
soll  ihnen  femer  bei  jeder  Zusamnienberufuug  die  Lage 
des  Staatshaushalts  und  des  Schuldenwesens  vorgelegt 
werden  und  ihnen  freistehn,  Bemerkungen  Uber  mögliche 
Ersparungen  zu  machen  und  Beschwerden  Ober  vorkommende 
Unregelmftfiigkeiten  zu  fahren;  «so  lange  indefi  von  keiner 
neuen  Steuer  und  keiner  Yerftufierung  und  Anleihen  die 
Rede  wäre,  müßte  es  immer  bei  der  Regierung  stehn,  die 
vorgeschlagene  Anordnung  zu  nuichen  oder  nicht,  da  den 
StäiKien  keine  Eiumiscbuog  in  die  Verwaltung  gestattet 
werden  kann". 

Was  die  Zusammensetzung  betrifft,  so  soll  die  erste 
Kammer  nur  aus  persönlich  Berechtigten,  den  Prinzen,  den 
Mediatisierten,  den  schlesischen  Standesherren,  den  größten 
GrundeigentOmem  des  Übrigen  Adels,  den  H&uptem  der 
katholischen  und  protestantischen  Geistlichkeit  bestebn, 
nicht  aus  Gewählten,  während  es  dahingestellt  wird,  ob 
der  Konig  in  einzelnen  Fällen  auch  Personen ,  die  kein 
oder  kein  großes  ürundvermögen  besitzen,  zu  l.iiirecht 
oder  auf  Lebenszeit  soll  ernennen  können.  Die  zweite 
Kammer  soll  „aus  Adligen»  sowie  aus  Abgeordneten  der 
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Übrigen  Lftudeigentamer  und  der  Stidte  bestehen*,  nach 
Analogie  der  Provinzialversammlmigen ,  doch  mit  einem 
höheren  Censns  als  bei  den  Provinzial wählen.  Jeder  Stand, 

Adel,  Bürger  und  Bauern,  darf  nur  Personen  aus  seiner  Mitte 
wählen,  jede  Wahlversammlung  nur  Eingese>>t>iie  des  Distrikts. 
Endlicli  sollen  die  Wahlen  ohne  Zwischenstufen  geschehen  ; 
schon  Vincke  hatte  sich  besonders  im  Hinblick  auf  Frankreieh 
gegen  indirekte  Wahlen  erklArt;  bei  Humboldt  heifit  es: 
,In  der  That  liegt  etwas  durchaus  TJnnatarliches  darin, 
die  Wählenden  erst  wieder  Wähler  wählen  zu  lassen.  Das 
Erste  ist  doch,  wenn  man  gute  Wahlen  fordert,  daß  man 
sich  in  den  Sinn  der  Wählenden  versetzt  und  sieh  fragt, 
was  diese  sich  bei  der  Wahl  denken  solleu.  Nun  kann 
auch  ein  beschränkter  Kopf  gewissermaßen  beurteilen,  ob 
Cajus  oder  Titius  vernünftig  handeln  und  sprechen  wird. 
Er  hat  ihn  doch  im  Privatleben  und  in  den  örtlichen  Ver- 
hältnissen handeln  sehen  und  sprechen  hören,  er  kennt 
seinen  Charakter,  seine  Verbindungen,  sein  persönliches 
Interesse.  Dagegen  zu  beurteilen,  ob  Gigus  oder  Titins 
eine  ?emOnftige  oder  unTemftnftige  Wahl  machen  wird, 
ist  genau  genommen  auch  den  KlOgsten  und  ümsiehtigsten 
unmöglich  und  auf  alle  I  dlle  ungleich  schwieriger".  Dauer 
des  Mandats  7—8  Jahre;  Integralemeuerung;  unbedingte 
Wiederwahl;  alles  autifraii/ösisch. 

Die  zweite  Denkschrift  geht  davon  aus:  «Die  Ver- 
fassung, welche  der  preußische  Staat  bedarf  muß  dem 
monarchischen  Primsip  aar  Stütze  und  zur  Vervollständi- 
gung dienen  ....  Indem  aber  die  Verlassung  das 
monarchische  Prinzip  stQtzt  und  Tenrollständigt,  mufi  sie 
ihm  vor  allen  Dingen  seine  gehörige  Freiheit  lassen;  die 
Kraft  und  Gewalt  d.  i  Regierung  muß  nicht  durch  sie  ver- 
lieren, sondern  gewinnen,  indem  sie  in  den  Si&ud  gesetzt 
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wird,  sicher,  mit  allgemeiner  Zostimmung  und  in  einem 

{geregelteren  Gange  aufzutreten;  die  Stände  müssen  also 
nicht  ihr  Wesen  darin  sucht'n,  sieb  der  Regierung  ent- 
gegenzustellen, «ondcni  sieh  an  sie  anzuschließen,  um 
vereint  zum  gemeinschaftlichen  Zweck  zu  gelangen  .  .  .  . 
Der  erste  Gesichtspunkt  ist  die  Erhaltung  und  Befestigung, 
aber  zugleich  die  Verstftrknng  des  monarcbischen  Prinzips. 
Der  preußische  Staat  behauptet  eine  Stellung  unter  den 
ettropaisehen  Mächten,  welche  nicht  eine  unmittelbare 
Folge  seiner  physischen  Kräfte  ist;  er  verdankt  dieselbe 
der  (leisteskraft  seiner  Monarchen  und  dem  Patriotismus 
und  den  Bestrebungen  der  Nation  ....  Die  Macht  der 
Regierung  darf  daher  in  ihrem  Wirken,  wo  es  Schnelligkeit 
und  Energie  fordert,  keine  Hemmungen  erfahren,  aber  die 
Nation  mufi  auch  nicht  blofi  leidend  gehorchen,  sondern 
die  Regierung  mnfi  auf  den  Geist  rechnen  kOnnen,  der 
dieselbe  belebt.  Hierauf  muß  man  die  Stände  und  ihre 
Einrichtung  berechnen.** 


Zwar  seine  Bedenken  gegen  die  allgemeinen  Stände 
hatte  Humlioldt  seit  lölö  aufgegeben,  aber  auch  1819 
legte  er  den  Schwerpunkt  auf  die  Provinzialstände.  In 
beiden  Denkschriften  werden  die  eigentlich  prinzipiellen 
Fragen  nicht  bei  Gelegenheit  der  allgemeinen  Stände, 
sondern  in  den  Abschnitten  Ober  die  Provinzialstände  er- 
örtert ;  in  beiden  Denkschriften  stehen  die  Erörterungen 
über  die  rrovinzialstiinde  denen  Über  die  allgemeinen 
Stände  voran  (XII,  1,  25:,.  270;  XII,  2,  425—449).  Viel 
mehr  als  die  allgemeinen  Stände  lagen  ihm  und  Stein 
4iamais  die  Frovinzialst&nde  am  Herzen. 


Digitized  by  Google 


490 


ö.  Abschnitt 


Wilhelm  von  Humboldt  befindet  sieh  dabei  im  bewufiten 

Gegensatz  zu  Frankreich ;  namentlich  in  der  zweiten  Denk- 
schrift, wo  er  auf  die  Zersplitterung  der  Provinzen  durch 
die  Revolution  hinweist  und  darauf,  daß  Sieyes  der  haupt- 
sächlichste IJrheher  der  Maßregel ,  diese  immer  für  den 
entscheidendsten  dem  monarchischen  Prinzipe  beigebrachten 
Stofi  gehalten  habe. 

Wie  Vincke  in  einem  Briefe  an  Hardenberg  1815  sich 

dafür  ausspricht  (Bodelschwingh,  Olo),  daß  zunächst  die 
ProvinziaistiUidf  das  dringendere  Bedlirfnis  seien,  um  die  aus 
so  vielen  geniiM'hten  Teilen  zusammengesetzten  Provinzen 
erst  unter  sich  zu  einigen,  so  war  auch  Wilhelm  von  Hum- 
boldt der  Ansicht,  daß  die  I'rovinzialst&ude  vor  den  all- 
gemeinen in  Tätigkeit  gesetzt  werden  mllfiten.  Beide  haben 
jedoch  stark  betont,  daß  es  dabei  nicht  sein  Bewenden  be- 
halten dQrfe;  nach  zwei  Jahren,  meint  Humboldt,  müßten 
die  allgemeinen  Stände  ins  Leben  treten ;  ,,man  kann  nicht 
sa<:en,  daß  eine  Monarchie  eine  ständische  Verfassung  hat, 
wenn  es  nur  Provinzial^tande  gibt"  ;  denu  abgesehen  von 
anderen  Unzuträgiichlceiten  würden  die  Provinzialvcrsamm- 
lungen  versuchen,  sich  an  Stelle  der  Zentralversammlung  zu 
setzen,  unter  dem  Vorwande  der  Beurteilung  von  Gesetz- 
entwürfen vom  Standpunkte  des  provinziellen  Interesses  oder 
bei  Gelegenheit  von  Beschwerden,  namentlich  wenn  man 
glaube,  daß  es  die  Regierung  mit  einer  allgemeinen  Ständever- 
sammlung nicht  emsthaft  meine;  die  Provinzen  dürften 
niciit  ebenso  viel  iSUiateo  werden,  wie  in  Österreich  (XI, 
1,  284,  291  ff.). 

Auch  die  Wahlen  zu  den  Frovinziallandtagen  sollten 
ohne  Vermittlung  direkt  durch  die  Nation  geschehen;  nicht 
nach  Bezirken,  nicht  nach  Zensus,  sondern  nach  Ständen. 
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Als  StSnde  werden  angesehen  der  landbesitzende  Adel,  die 

Städter  uiul  die  hiudbesitzcndon  Bauern.  \Viilireii<l  in 
der  ersten  Denksclirift  austirücklich  jiosngt  war,  daß  nur 
der  landhesitzenile  Adel  die  Landstiiiuisc.haft  haben  und 
daß  sie  bei  einem  bürgerlichen  Besitzer  eines  Kitterguts 
zwar  nicht  erlöschen  sollte,  wie  in  Bayern,  aber  doch 
ruhen  solle  —  was  ein  grofier  Rückschritt  gewesen  wäre  — , 
spricht  sich  die  zweite  schwankend  aus,  wie  auch  Stein  in 
dieser  Hinsicht  geschwankt  hat  (XII,  1,  259,  266  f.,  269). 
Humboldt  wollte  übrigens,  da6  auch  jenseits  des  Rheins 
der  politische  Adel  wieder  erweckt  werde;  sonst  würde  die 
Folge  sein ,  daß  Geldreichtum  und  Beamtenausehen  ein 
Übergewicht  erlangten. 

Endlich  liegt  auch  bei  der  Bildung  des  Kreistags  die 
st&ndische  Gliederung  zugrunde.  Aber  nicht  so,  daß  auf  jeden 
Stand  ein  Drittel  kftme,  sondern  nach  dem  Überwiegen  des 

einen  oder  andern  Standes.  Die  Rittergutsbesitzt  r  mit  obrig- 
keitlicher (iewalt  wühlten  für  sich  und  aus  ^itli ,  füi-  die 
beiden  andern  Stände  liegt  das  Wahlrecht  bei  ilen  Magistraten 
und  Bauemvorst^nden ,  doch  müssen  auch  hier  die  Ge- 
wählten vom  Stande  der  W&hler  sein.  Der  Kreistag  ver- 
sammelt sich  nur  einmal  im  Jahr.  Die  laufende  Ver- 
waltung, auch  den  Vorsitz  im  Kreistage  führt  der  von  der 
Regierung  aus  drei  vom  Kreistage  Präsentierten  ernannte 
Landrat  (XII,  1,  244;  XII,  2,  422—425). 

Was  die  Landgemeinde  und  gutsherrliche  Gewalt  be- 
trifft, so  geht  Wilhelm  von  Humboldt  in  der  ersten  Denk- 
schrift von  den  Verhältnissen  im  Osten  aus,  „wo  die  Rittet^ 
gutsbesitzer  jetzt  allein  die  Obrigkeit  ausmachen  und  wo 
auch  das  Rittergut  ungleich  mehr  Äcker  und  mit  ganz 
anderem  Rechte  als  irgend  ein  andres  Mitglied  der  Ge- 
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meinde  besitzt;  den  Rittergatsbesitzers  diese  obrtgkeitliehe 
Befugnis  zu  nehmen,  scheint  weder  billig  noch  zweekmftfiig, 

dagegen  die  6eineind<>n  ganz  davon  ausznschlieBen  ebenso- 
wenig ratstiii;  vit-llt-icht  ließe  sich  dadurcli  ein  Mittel- 
weg einsr  lil;igen,  daß  für  alles  d;»sjenige,  wa.s  ein  besonderes 
und  abge.-chlofisenps  Intrie>>e  und  f^igentum  der  Gemeinde 
ist,  diese  einem  aus  ihrer  Mitte  die  Besorgung  und  Ver- 
waltung Überträge;  dafi  die  Gemeinde  bei  Ernennung  des 
Schulzen  durch  den  Rittergutsbesitzer  ein  Widerspruchsrecht 
ausüben  hdnnte,  Aber  das  der  Landrat  entschiede;  dafi,  wo 
es  das  Verhältnis  nur  erlaubte,  der  Rittergutsbesitzer  mehr 
als  die  beaufsichtigende  Behörde  behandelt  wttrde  und 
als  in  einem  ähnlichen  Verh.illuir-  zur  (iemeinde  i^tehend 
wie  der  Landrat  zum  Kreise."  Übrigens  sollte  die 
Patrimonialgericbtsbarkeit  auch  von  Bargerlicben  ausgeübt 
werden. 

,Noch  schwieriger",  beißt  es  dann  weiter,  .wird  die 
Entscheidung  da,  wo  das  gutsherrliche  Verhältnis  ehemals 
bestand,  aber  durch  dazwischen  getretene  fremde  Herrschaft 
aufgehoben  worden  ist.  Soll  man  es  wiederherstellen  oder 
nicht?  In  einigen  Orten  ernennt  jetzt  der  landrat  den 
Schulzen,  in  anderen  die  Gutsherr.-chaft,  in  anderen  ist  das 
Verhältnis  schwankend.  Doch  ernennt  ihn  diesseits  der  Weser 
die  Gemeinde  nirgends.  Im  allgemeinen  läßt  sich  wohl  sngen, 
daß  die  Ernennung  durch  den  Landrat  immer  unstatthaft 
scheint,  Sie  hat  zwar  jetzt  zum  Grunde,  dafi  der  Landrat 
den  Schulzen  als  TJnterbebörde  ansieht,  deren  er  sich  be- 
dienen mufi,  allein  in  der  neuen  Verfassung  wftrde  ein 
grofier  Teil  der  Wirksamkeit  des  Landrats  an  die  Kreis- 
behdrde  übergehen  und  dann  wfirde  es  ▼felteieht  ratsam 
sein,  dieser  zwar  kein  Ernennuugs-,  aber  ein  Bestiitigungs- 
recbt  der  Schulzen  zu  erteilen.   Der  Landrat  als  die  be- 
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anfsicbtigende  Behörde  dttrfle  nur  das  Recht  haben,  die 

Entfernung  eines  untüchtig  Befundenen  zu  verlangen." 

„Wo  sich  aber  das  Verhältnis  dergestalt  verändert  hätte, 
daß  die  Ackerverteilung  gar  nicht  mehr  wesentlich  dieselbe 
wäre,  auch  die  Einwohner  außer  dem  Rittergutsbesitzer 
nicht  mehr  blofi  aus  selbst  ihren  Acker  bauenden  Personen 
beständen,  da  ist  Ernennung  durch  die  Gemeinde  der  Her* 
Stellung  der  alten  gutsherrlichen  Hechte  bei  ireitem  yot- 
zuziehen.  Denn  sie  ist  immer  die  vollkommenere  und 
bessere  Form,  die  nur  da  nicht  eingeftlhrt  werden  muß, 
wo,  weil  seit  langem  die  entgepiengesctzte  besteht,  sie 
ungerecht  und  selbst  kaum  natürlich  sein  würde"  (XII,  1, 
253  IT.). 

In  der  zweiten  Denkschrift  heißt  es  zunächst :  „Die 
Gemeindeordnung  mufi  nach  den  örtlichen  Verh&ltnissen 
der  Provinzen  verschieden  sein,  jedoch  durch  die  ganze 
Monarchie  auf  gleichförmigen  obersten  Prinzipien  beruhen." 
Welches  aber  diese  Prinzipien  sein  sollen  hinsichtlich  der  Ab- 
hängigkeit der  Gemeinde  vom  Staate,  hinsichtlich  der  Ge- 
ii]eiu>aiiikeit  Y(in  Stadt  und  Land,  der  Lebenslftnglichkeit 
der  Geuieindebeaniten .  darül)er  überwiegen  die  rationes 
dubitandi  die  rationes  decidendi.  Nur  sei  es  die  dringendste 
Notwendigkeit,  daß  die  Gemeindeordnungen  im  Laufe  des 
Winters  zustande  kamen.  Es  heifit  dann  weiter:  „Auf 
dem  platten  Lande  kommen  in  mehreren  Provinzen  die 
gutsherrlichen  Rechte  und  der  überwiegende  Ackerbesitz 
des  Gutsherrn,  wenn  auch  seine  Vorrechte  aufhörten,  in 
Betrachtung.  Pls  wird  einer  weisen  Mischung  bedürfen, 
um,  iiline  der  Lage  des  Gutslierrn  auf  eine  unzweckmäßige 
Wei^e  /u  nahe  zu  treten,  de:  freien  Tiltigkeit  der  Gemeinde 
zugleich  einen  Spielraum  zu  lassen  und  so  einen  allmählichen 
Übergang  vorzubereiten.  Den  Rittergutsbesitzern  alles  obrig- 
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keitliehe  Ansehen  zu  nehmen,  scheint  weder  billig  noch 
zweckmäfiig.  Es  wtlrde  das  in  vieler  Hinsicht  wohltätige 
Band  zwischen  dem  Gutsherrn  und  seinen  Angehörigen 

zerreißen,  eine  Umwälzung,  kein  allniählicher  i'hergang 
Fein,  der  auf  eine  mildere  Art  möglich  ist ;  es  würde  auch 
die  Kosten  der  Verwaltung  vervielfältigen  und  die  letzteren 
zugleich  dem  Eingesessenen  lästiger  machen  durch  eine 
gröfiere  Entfernung  der  Beamten  von  seinem  Wohnsitze. 
Dagegen  darf  auch  die  Gemeinde  nicht  durchaus  von  der 
obrigkeitlichen  Gewalt  ausgeschlossen  sein . . .  Wenn  man  den 
Umfang  der  Rechte  betrachtet,  welche,  als  zur  Patrimonial- 
gerichtsbarlceit  gehörend,  durch  die  Gutsherren  ausgeübt 
werden,  so  bestehen  sie  in  der  polizeilichen  und  richter- 
lichen Gewalt.  Die  erste  mtißte  in  der  Hand  dos  Guts- 
besitzers bleiben ,  allein  durch  den  von  ihm  ernannten 
Schulzen  geübt  werden,  und  die  Gemeinde  müßte  Teil  da- 
ran haben,  indem  sie  Schöppen,  die  unter  dem  Schulzen 
und  mit  ihm  zusammen  die  Behörde  bildeten,  ernennte. 
Von  der  Gerichtsbarkeit  ist  die  kriminelle  schon  jetzt  zum 
Teil  getrennt.  Aber  es  liefie  sich  wohl  der  ganze  Teil 
davon  absondern,  welcher  eines  gelehrten  Juristen  bedarf. 
Dagegen  würde  die  Bestrafung  von  Feld-  und  Forstfreveln, 
der  Gesinde-  und  Polizeivergehungen,  die  Schlichtung  von 
Injuriensachen,  Zänkereien  uiiil  solchen  Schlägereien,  die 
keinen  verbreclierischen  Charakter  hätten,  die  Vormund- 
schaft in  den  Fällen,  in  welchen  das  Vermögen  nicht  eine 
gewisse  Summe  übersteige  u.  b.  f.,  wohl  am  besten  den 
Borfgerichten  flberhissen,  die  dann  auf  die  erw&hnte  Weise 
von  Vorstanden  aus  der  Mitte  der  Gemeinde,  unter  Vorsitz 
des  vom  Gutsherrn  ernannten  Schulzen  besorgt  würden. 
Diese  kleinen  Sachen,  die  der  schlichte  und  lechlliche  Sinn 
des  Laudmanus  leicht  ordnet  und  entscheidet,  sind  Diciit 
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f&r  eigentliche  oft  entfernte  Gerichte,  welche  Kollegien 
bilden,  geeignet.  Da  wo  die  Land-  und  Stadtgerichte  ein- 

perichtet  sind,  ist  es  zum  Teil  dahin  gekommen,  daß  Feld- 
(lit'b.^tahlc  und  äliulicho  Verdrehungen  gar  nicht  mehr  an- 
gezeigt werden  und  daher  straflos  bleiben.  Dagegen  sind 
einzelne  stehende  Patrimoninl^jerichte ,  welche  doch  zum 
Teil  wichtige  Sachen  behandeln,  auch  sehr  schädlich.  Auf 
keinen  Fall  kann  die  Gerichtsbarkeit  anders  als  wie  ein 
Ausflnfi  der  Sonver&nit&tsreehte  angesehen  werden,  und 
wo  sie  auch  eine  Kommune  oder  Privatmann  übte,  mufi 
es  nur  als  ihm  übertragen  sein ,  und  er  im  Grunde ,  wie 
auch  bei  uns  der  Fall  ist,  kein  andres  Recht  besitzen,  als 
das  der  Ernennung  des  Richters." 

Endlich  hat  sich  llumboblt  Ihm  der  Frage  der  Land- 
gemeindeordnung auch  über  die  Frage  der  Teilbarkeit  der 
Bauerngüter  und  über  die  individualistische  Volkswirtschafts- 
lehre ausgesprochen.  Bei  den  Landgemeinden  verdiene  die 
Frage,  ob  nicht  der  Teilbarkeit  und  Veräußerbarkeit  der 
Bauergüter  Grenzen  gesetzt  werden  sollten,  in  ernste  Er- 
wiiguug  gezogen  zu  werden.  „Es  scheint  die  Erhaltung 
des  Bauernstandes  in  seiner  Einfachheit,  Tlichtigkeit  und 
Wohlhabenheit  mit  dem  Gegenteile  unvereinbar.  Bei 
dieser  Materie  der  Gewerbefreiheit,  und  einigen  andern 
Lieblingstheorien  der  neuesten  Zeit  scheint  man  auf 
die  Menschen  blos  als  isolierte,  erwerbende,  hervor- 
bringende und  genieBende  Wesen  zu  sehen,  nicht  aber 
als  auf  sittliche  Elemente  der  größeren  und  kleineren  Ge- 
meinheiten im  Staat,  und  des  Staats  selbst  Von  dem 
blos  auf  Produktion  und  Fabrikation  sehenden  Gesichts- 
punkte au^  die  Saihe  betrachtet,  ist  allerdings  bei  einer 
ganz  rticksichtslüseu  Freiheit  und  Bewegliclikeit  Gewinn; 
allein  Gesinnung  und  Charakter  gedeihen  nur  im  stillen 
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Fortfohren  stfttiger,  angeerbter  Verhältnisse.  Das  ewige 
Teilen  der  Bauernhöfe  mnfi  die  Familie  an  den  Bettelstab 
bringen,  die  Freiheit  der  Verftufierung,  das  Zusammen- 
kaufen halber  Dorfschaften  begünstigen.    Es  ist  möglich 

und  sogar  an/uiielimeu,  daß  sidi  d.is  von  selbst  aiicli  wieder 
ins  (ilcirhe  setzt,  und  daß  nacli  1()<>  .laliren  die  Bauern- 
güter (1(M  Ii  um  Nichts  im  Ganzen  kleiner  und  größer  sind 
als  jetzt.  Aber  rechnet  man  die  in  der  Zwischenzeit  her- 
umgeworfenen, bewegten,  verarmten  und  wieder  empor- 
gekommenen Generationen,  oder  wenn  auch  die  Individuen 
gar  Nichts  gelten  sollen,  dies  Herumwerfen,  Bewegen,  Ver- 
armen und  Emporkommen,  das  zu  seiner  Zeit  nachtheilig 
wirkt,  und  sich  noch  in  der  NachkommeDSchaft  mittbeilt, 
für  nichts?  Es  ist,  um  diesem  Übel  zu  steuern,  ^^ar  nicht 
nötig,  den  Verkehr  bis  zur  Stockunji  zu  Islhmen,  man  kann 
alle  wohlthätigen  Folj:eii,  die  er,  als  den  VerbesgeruDgsgeist 
begünstigend,  und  den  bloßen  Erbaltungssinn  verhindernd, 
in  Schläfrigkeit  auszuarten,  hervorbringen,  bewahren,  ohne 
in  das  entgegengesetzte  Extrem  zu  verfallen.  Ganz  vor- 
züglich mufi  man  zu  diesem  Zweck  auf  das  Gemttt  und 
die  Gesinnung  der  Menschen  wirken,  allein  die  Gesetz- 
gebung muß  hinzukommen,  sie  muß  dem  beweglichen  Sinne 
der  Menschen  Haltung  geben,  ohne  ihm  Ketten  anzulegen. 
Zuerst  muß  sie  in  dem  Fall .  von  dem  hier  die  llede  ist, 
nicht  nöthigen,  die  Teilbarkeit  des  Erbes,  auch  wenn  man 
es  nicht  wollte,  zuzulassen,  besser  wäre  es,  wenn  sie  schon 
den  heilsamen  Fall,  die  Vererbung  des  Bauerngutes  auf 
einen  der  Söhne,  als  Regel  enthielte;  endlich  kann  sie  in 
gewissen  Fftllen,  wo  der  Nachtheil  zu  wesentlich  wäre,  auch 
verbietend  einwirken.  Die  Etnffihrung  einer  ständischen 
Verfassung  wird  erst  recht  die  Wichtigkeit  dieser  Ver- 
hältnisse fühlbar  machen.   Sie  bedarf  der  Gesinnung  der 
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Menschen,  wie  ihres  veilulltnismäßigen  Wohlstandes;  auf 
dem  einen  und  dem  andern  beruiit  die  Neigung  der  Ge- 
mather,  dem  gemeinsamen  Wohl  mit  Festigkeit  anzuhängen. 
Wo  blo8  der  Staat  regiert,  kann  er  die  Mensehen  mehr 
als  Sachen  betrachten,  nnd  sich  um  den  Einflufi  der  In- 
stitutionen und  Gesetze  auf  ihre  Gesinnung  unbekttmmerter 
lassen"  (XII,  2,  409—424). 


v«m  X«i«r,  Ffui.  BlaflftaM.  II. 
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Die  neaen  QueUen  Lehmanns. 


Im  Vorwort  zum  ersten  Teile  des  „Stein''  nennt  Leh- 
maoB  znnftchst  das  Steinsche  Fanülienarehiv  zu  Kassau; 
Portz  habe  eine  ansehnliche  Naehlese  flbrig  gelassen,  die 
namentlich  den  Jugendjahren  zu  statten  gekonnnen  sei; 
erwfthnt  wird  der  «freilich  nur  kurze  Briefwechsel  mit  der 
Mutter."  Es  folgt  „der  TrOnimerhaufen  des  Pertzschen 
Nachlasses,  jetzt  im  staatliclaii  Hesitz";  als  Juwele  daraus 
werden  die  Briefe  an  Sack  aus  den  Jahren  1802  und 
1803,  die  „Deukwürdigkeiten"  und  das  während  des  Wiener 
Kongresses  geführte  Tagebuch  hervorgehoben.  Es  folgen 
endlich  Archive  undBegistraturen:  das  Archiv  in  Wiesbaden 
wegen  der  Besitzverhältnisse  und  der  Streitigkeiten  mit 
den  Herzogen  von  Nassau;  das  Handelsministerium  und 
das  Oberbergamt  in  Dortmund  wegen  der  Verdienste  Steins 
um  den  Bergbau  und  wegen  des  polnischen  Reiseberichts 
von  1781;  die  Archive  in  Düsseldorf  und  Münster  sowie 
die  lleRierungsregistratur  in  Minden  wegen  Steins  Wirk- 
samkeit iu  den  westfälischen  Behörden;  das  Justiz- 
ministerium wegen  der  1806  versuchten  Reform  der  sUd- 
preußischen  Städte;  endlich  das  Geheime  Staatsarehiv  wegen 
der  Wirksamkeit  von  Heinitz,  wegen  der  Verhältnisse  in  den 
westfälischen  Provinzen  und  wegen  des  ersten  Steinsehen 
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Ministeriums;  alles  erscheine  dadurch  entweder  in  einem 
ganz  neuen  Lichte  oder  werde  doch  durch  zahlreiche  Details 
belebt. 

Nach  dem  Vorwort  zum  zweiten  Teile  sind  neu  hinza- 
gekommen  die  Akten  der  Ministerien  des  Innern,  des 
Kultus  und  der  Landwirtsehaft»  des  grofien  Generalstabes, 
des  Hausarchivs,  der  Staatsarchive  zu  Hannover  und  Königs- 
berg, und  des  State  i)a])er  office  in  London.  Die  Auf- 
schlüsse, welche  teils  diese  aichivalischen  Studien,  teils 
die  Benutzung  der  neueren  Literatur  gewährt  hätten,  seien 
allen  Abschnitten  zu  statten  gekommen;  es  habe  die  Tendenz 
der  Nassauer  Denkschrift  schärfer  prftzisiert,  das  Bild  des 
alten  Preufiens  reicher  und  voller  gemalt,  der  im  Oktober 
1807  am  prenfiischen  Hofe  drohende  Konflikt  Oberhaupt 
erst  geschildert  werden  kOnnen;  neu  sei  die  Darstellung 
der  Finanzlage  Preufiens,  die  wieder  den  Schlüssel  biete 
zu  der  Nachgiebigkeit  Steins  gegen  die  Franzosen,  die  Not  sei 
sn  groß  gewesen,  daß  Pertz  noch  nicht  gewagt  habe  alles 
mitzuteilen;  ebenso  trete  der  ostpreußische  General-Land- 
tag von  1808  mit  den  ständischen  (legensätzen  und  mit 
den  konstitutionellen  Zusagen,  die  er  ausgelöst,  und  der 
wichtigen  Steuer,  die  er  angenommen  habe,  erst  jetzt  in 
das  gebührende  Lieht;  die  Agrarreform  sei  bereits  Gegen- 
stand wichtiger  Publikationen  und  eindringender  Unter- 
suchungen gewesen,  die  aber  das  Problem  nicht  genug  in 
den  Zusammenhang  der  allgemeinen  Entwicklung  gerückt 
hätten;  durchaus  unbekannt  seien  die  Verhau<lluugen  über 
die  Aufhebung  der  PatriraonialRorichtsbiirkeit  gewesen; 
für  die  Reform  der  Bürokratie  sei  ein  so  gut  wie  unbenutzt 
gebliebener  umfiiDgreicher  Aktenband  zur  Ausfüllung  empfind- 
lieher  Lad^en  verwertet;  noch  mehr  vom  Glück  begünstigt 
sei  er  bei  der  Schilderung  des  Ursprungs  der  StAdteordniuig 
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gewesen,  hier  hätten  sich  gänzlich  unbekannte  Korre- 
qpODdenzen  und  Protokolle  gefunden,  „mit  deren  Hülfe 
dann  die  auffallend  starke  Anlehnung  der  prenfiischen 
Reformen  an  die  Ideen  Yon  1789  feBtgestellt  werden 
kennte";  sehr  interessant  mi  endlich  die  Anfhahme  der 
Reiehsstftnde  in  den  Entwurf  des  Domftnenedikts;  im 
wesentliehen  aber  habe  es  gegolten,  die  bereits  vorhandenen 
Quellen  gründlicher  auszuschöpfeu.  Einiges  sei  nicht  zu 
ermitteln  gewesen. 

Das  Vorwort  zum  dritten  Teile  bemerkt,  daß  das 
Wiener  Archiv  einiges  geboten  habe,  daß  aber  das  Meiste 
wieder  dem  Geheimen  Staatsarchive  in  Berlin  und  dem 
Steinsehen  Familienarchiv  in  Nassau  zu  danken  sei;  daft 
auch  aus  deutsehen,  russischen,  polnischen  und  englischen 
Sammlungen  von  Freunden  gespendet  sei  und  dafi  Ballieu 
ihm  seine  im  Petersburger  Archive  angefertigten  Abschriften 
Steinscher  Berichte  an  Alexander  I  überlassen  habe.  Um 
den  dritten  Band  nicht  noch  weiter  anschwellen  zu  lassen, 
sollten  die  in  Aussicht  gestellten  Analekten  und  Dokumente 
besonders,  je  nachdem  die  Gelegenheit  sich  biete,  veröfifent^ 
licht  werden. 

Nun  haben  ja  meine  Ausführungen  gegen  Lehmann 
allein  den  Zweck,  von  Stein  den  Vorwurf  abzuwenden,  daß 
er  ein  bloßer  Nachahmer  der  französischen  Revolution  ge- 
wesen sei.  Da  ich  aber  früher  die  „Reform  der  Ver- 
waltungsorganisation  unter  Stein  und  Hardenberg"  ge- 
schrieben habe,  liegt  mir  noch  ob,  die  Änderungen  su  be- 
zeichnen, die  durch  Lehmanns  neue  Quellen  an  diesem 
Buche  vorgenommen  werden  mflssen.  Ich  kann  dabei  umso 
unbefangener  verlahren,  als  Lehmann  ein  sehr  gftnstiges 
Urteil  Uber  das  Buch  abgegeben  hat 
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Mein  Buch  beliaudelt  in  drei  Abschnitten  die  Re- 
organisation der  Zentral- und  Provinzialbehörden,  die  Städte- 
ordnung und  die  Kreis-,  Polizei-  und  Gemeindeverfassimg 
des  platten  Landes. 

Was  die  Reorganisation  der  Zentral-  und  Provinaal- 
behörden  betrifft,  so  bebanpet  Lehmann  (II,  869  NoteX  dafi 
Portz  ein  imyollstftndiges  Aktenmaterial  vorgelegen  habe  und 
dafi  das,  was  er  Ar  den  Organisationsplan  Tom  23.  November 
1807  ausgegeben  habe,  nur  ein  dürftiger  Auszug  gewesen  sei. 
Lehmann  liat  vollständig  recht.  Der  Im  med  iathe  rieht  Steins 
d.  d.  Memel,  23.  November  1807  hat  drei  Anlagen:  erstens 
den  sehr  ausfOhrlichen  «Plan  zu  einer  neuen  Organisation 
der  Gesch&ftspflege  im  preußischen  Staate",  ttber  iX)  Seiten; 
zweitens  die  nur  7  Seiten  lange  «Übersicht  der  nach  dem 
Plane  sieh  ergebenden  Behörden  und  des  bei  solchen  er- 
forderlichen obem  Personals";  drittens  die  »Vergleichung 
des  neuen  und  alten  Organisationsplans  der  OberbehOrden". 
Von  diesen  drei  Aulagen  hat  Pertz  einzig  und  allein 
die  zweite,  die  in  der  Tat  nur  ein  Auszug  aus  der 
ersten  ist,  publiziert  und  zwar  unter  dem,  wie  Lehmann 
richtig  hervorhebt,  gar  nicht  aktenmäßi^^en  Titel  Organi- 
sationsplan (Pertz,  II,  648—670).  Wenn  Pertz  wirklich 
dieselben  Akten  wie  Lehmann  benutzt  hatte,  mttfite 
man  sagen,  dafi  er  sich  stark  Yergriffen  habe,  denn 
auf  50  Seiten  mehr  oder  weniger  konnte  es  bei  seiner 
breit  angelegten  Materialiensammlung  nicht  ankommen. 
Ob  die  von  Pertz  benutzten  Akten  in  der  Tat  dieselben 
gewesen  seien,  wie  die  von  Lehmann  benutzten  ist  nicht  ganz 
zweifellos.  Die  Akten,  in  denen  Lehmann  den  Fund  gemacht 
hat,  fahren  die  Bezeichnung  Acta  die  Organisation  der 
Staatsverwaltung  betr.  1807/1808  Rep.  151a  Tit.  XXI  Nr.  1, 
was  deshalb  hier  so  genau  angegeben  werden  muß,  weil 
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Lehmann  es  nicht  getan  hat.  Diese  Akten  enthalten 
nirgends  Originale,  sondern  ausschließJicli  Abschriften  von 
einer  und  derselben  iSchreiberhand;  es  sind  gewissermaßen 
Steinscbe  Handakten,  wie  sie  auch  geradezu  bezeichnet 
werden:  »Akten  für  seine  £xzellenz  von  Stein".  Ob  dieser 
Aktenband  im  Geheimen  Staatsarchive  bisher  nur  versteckt 
gewesen  oder  ob  er  erst  nach  Pertz  und  nach  mir  ins 
Archiv  hineingelangt  ist,  ist  hier  nicht  weiter  zu  erörtern. 
Ein  ^dürftiger  Auszug"  dftrfte  das  von  Pertz  mitgeteilte 
nicht  genannt  werden,  eijientlich  neues  erführt  man  durch 
den  größern  Organisationsj)lan  auch  nicht.  Aber  immerhin 
ist  das  Ganze  besser  als  ein  Teil.  Meine  Darstellung 
ist  iu  keiner  irgend  wesentlichen  Beziehung  zu  ändern. 
Immerhin  wAre  es  gut  gewesen,  wenn  Lehmann  seine  Zu- 
sage, den  eigentlichen  Organisationsplan  im  dritten  Bande 
abzudrucken,  erfOUt  hätte. 

Aber  der  von  Lehmann  benutzte  Aktenband  enthält 
noch  melir.  Auf  Grund  eines  Steinschen  Erlasses  vom 
27.  Kovember  1807  sind  in  den  nächsten  Monaten  eine 
Menge  Gutachten  ober  den  Organisationsplan  eingegangen, 
nicht  nur  von  Mitgliedern  der  Immediatkommission, 
sondern  auch  von  vielen  anderen.  Die  Blätter  122 — 
287  sind  damit  angefttUt;  und  schon  in  den  Anlagen 
des  Immediatberichts  vom  24.  Februar  1808  teilweise  ver- 
arbeitet (Blätter  307—332).  Die  Bemerkungen  sind  natür- 
lich von  sehr  ungleichem  Wert,  meist  Hüchtig  hingeworfen. 
Das  eine  aber  ist  dadurch  bewiesen,  daß  es  nicht  richtig 
ist,  was  ich  S.  Ibl  gesagt  hatte:  „Mehrere  Monate  hin- 
durch hat  dann  die  Angelegenheit  gänzlich  geruht". 

Hinsichtlich  der  Städteordnung  legt  Lehmana  grofies 
Genicht  auf  das  Protokollbuch  des  Finanz-  und  Polizei- 
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departements  oder,  wie  es  eigeDtlich  beifien  mfifite^  der 

Generalkonferenz  Rep.  151a  Tit.  XX  Nr.  1. 

Ich  kann  Lfliuiann  nicht  folgen,  wenn  er  dies  „jungsf 
aufgefundene  ProtnkoHbuch  als  ^eine  der  kostbarsteu 
Reliquien  dieser  großen  Zeit"  bezeichnet  (II,  430). 

Die  Protokolle  erstrecken  sich  aber  siebeo  Sitzangen 
vom  7.  September  bis  9.  November  1808. 

In  der  ersten  Sitzung  vom  7.  September  bandelt  es 
sich  um  ScheidemOnzenreduktion  und  um  Pferdediebstähle 
(S.  1—32);  in  der  zweiten  am  21.  September  um  das  neue 
ostpreußische  Landschaftsreglenient  (33 — 58);  in  der  dritten 
vom  28.  Septeniher  um  Holzdefraudat  innen  (50 — Oö);  in 
der  vierten  vom  Oktober  um  Auflielnnig  des  Zunfts- 
zwangs und  des  Verkaufsmouopols  der  Bäcker-,  Schlächter- 
und  Hökergewerbe  und  nochmals  um  das  ostpreußische 
Landsehaftsreglemeni  (66—77);  in  der  fünften  vom  19.  Ok- 
tober um  die  verbesserte  Einricbtnng  des  Gemeinwesens 
der  Stftdte  (78^198);  in  der  secbsten  vom  26.  Oktober  um 
Domftnenverftuflening  und  Hausgesetz  (199—205)  ;  in  der 
siebenten  vom  9.  November  um  den  Export  der  Roh-  und 
Kautabake  und  nochmals  um  das  Verkaufsedikt  (206 — 217). 

Anwesend  waren  in  der  Kegel :  Stein,  Altenstein,  Schön, 
die  beiden  Schroetter,  Sack,  Klewiz,  Schamhorst;  außerdem 
der  Geheime  Oberfinanzrat  Stftgemann,  der  Geheime 
Legationsrat  Le  Cocq,  der  Gebeime  Eriegsrat  Friese,  der 
Kammergericbtsrat  Albreebt,  der  Oberstleutnant  Graf 
IiOttum. 

Alles,  was  in  diesen  Sitzungen  zur  Diskussion  kam, 

war  im  Grunde  durch  die  vorhergegangenen  schriftlichen 
Verhniullungen,  die  hauptsächlich  zwisclieii  dem  General- 
departement  und  dem  Ostpreußischen  Frovinzialdepartement 
geführt  wurden,  erledigt  In  der  Regel  haben  nur  die 
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Referenten  das  Wort  ergriEen,  selten  hat  eine  längere 
Debatte  stattgefnnden.  Stein  wird  in  den  Protokollen  nur 

dreimal  erwähnt ;  in  der  dritten  Sitzung  vom  28.  September 
bei  den  Ilolzdefraudationen,  wo  es  heißt:  „S.  Exc.  der  Herr 
St.  M.  Frh.  von  Stein  bemerkte  besonders ,  „daß  Strafen 
für  das  Verbrechen  und  nicht  für  Provinzen  und  Qualität 
der  Einwohner  geordnet  werden  müssen'* ;  „einstimmig  hielt 
man  daher  die  Anedehnnng  der  weetpreufliaehen  Strafen 
auf  Ostpreufien  und  litthanen  für  rathsam' ;  in  der  vierten 
Sitzung  vom  5.  Oktober  bei  Aufhebung  des  Zunftzwangs 
ffir  die  Nahrungsmittel gewerbe ,  wo  Stein  bemerkte,  „dafi 
sich  in  Hamburg  beim  Brod  das  Ciewicht  verbessert  habe, 
und  nur  in  Abaiclit  der  Güte  der  Vortheil  noch  zweifelliaft 
poblieben  sei" ;  und  in  der  fünften  Sitzung  vom  19.  Oktober 
ttber  die  Städteordnung,  wovon  gleich  die  Rede  sein  wird. 

Was  diese  fttnfte  Sitzung  yom  19.  Oktober  über  die 
verbesserte  Einriehtung  des  Gemeinwesens  der  StAdte  be- 
trifft, so  war  es  der  im  Generaldepartement  (Altenstein 
und  Sehto)  bereits  erörterte  Schroettersehe  Konstitutions- 
entwurf,  der  damals  in  der  Generalkonferenz  zur  Erörterung 
gelangte.  Altenstein  als  Berichterstatter  verbreitete  sich 
über  den  damaligen  Zustand  (78— s:{),  über  den  Inhalt  des 
Entwurfs  (83 — 97)  und  Über  diejenigen  Punkte,  welche 
nähere  Beratung  und  Bestimmung  erheischen  durften  (97 
bis  10&).  Dabei  sind  zu  unterscheiden  „dicyenigen  minder 
wesentlichen  oder  die  Fassung  betreffenden  Punkte",  fiber 
die  sich  das  Generaldepartement  mit  Schroetter  bereits  ge- 
einigt hatte,  die  jetzt  in  Gemftftheit  dieser  Einigung  en 
bloc  angenommen  wurden,  und  diejenigen,  welche  jetzt  zur 
mündlichen  Verhaiullung  k  uiien.    P's  waren  siebzehn. 

1.  Das  Generaldepartement  hatte  gewünscht,  daß  die 
Abweichungen  vom  A.L.R.  oder  die  Zusätze  dazu  überall 
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ausdrficklicli  bemerkt  werden  mOditen,  um  das  Ä.L.R.  mit 

der  Gesetzgebung  im  Zusammenhange  zu  erhalten;  Schroetter 
führte  dagegen  aus,  daß  dies  weder  tunlich  noch  ratsam 
Bei,  weil  das  A.L.H.  und  die  neuere  Gesetzgebung  eineu 
ganz  andern  Geist  und  Gang  hätten,  das  A.L.R.  an  zu 
vielen  Stellen  schon  verindert  und  noch  2U  verändern  sei, 
daher  selbst  der  Revision  bedttrfe.  Man  £uid  das  richtig 
und  eben  deshalb  nur  nOtig,  in  der  Konstitution  die  Auf- 
hebung der  zuwiderlaufenden  (jesetze  auch  auf  solche 
Stellen  des  A.L.B,  ausdrücklich  auszudehnen. 

.1.  Der  Titel  Senator  wurde  durch  deu  Titel  Stadtrat 
ei^tzt. 

3.  Die  Ausdehnung  der  Städteorduung  auf  deu  gauzen 
Staat  wurde  von  Sack  auch  damit  begründet,  daß  selbst 
die  nicht  ger&umten  St&dte  dazu  durch  die  französischen 
Eingrilfo  und  die  den  Bfirgem  gegebenen  Repräsentanten 
vorbereitet  seien. 

4.  Einstimmig  hielt  man  fQr  ratsam,  die  Oberaulndit 
des  Staats  über  die  Städte  ausdrücklich  vorzubehalten  und 
zu  erklären,  daß  der  Staat  sie  durch  Einsicht  der 
Rechnungen  über  das  Gemeindevermögen,  durch  Ver- 
fügung tlber  Beschwerden,  durch  Bestätigung  ueuer 
Statuten  und  durch  Genehmigung  der  Wahlen  der 
Magistratsmitglieder  ausübe. 

5.  Man  beschlofi  den  Weglkll  der  Worte,  dafi  die 
Städte  hauptsächlich  zum  Aufenthalt  solcher  Einwohner 
des  Staats  bestimmt  seien,  welche  sich  mit  Verarbeitung 
und  Verfeinerung  der  Naturerzeugnisse  und  mit  dem 
Handel  beschäftigen. 

t).  Man  hielt  mit  dem  Generaldepartement  die  Schützen- 
gilden für  eine  notwendige  Anstalt  zur  Aufrechthaltung 
der  Ofientlichen  Ordnung  und  beschlofi,  dafi  dies  im  all- 
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gemeinen  erwsbnt  und  ein  besonderes  Reglement  darfiber 

vorbehalten  werden  solle. 

7.  Über  die  öffentlichen  Geldbedürfnisse  sollte  nicht 
der  Magistrat,  wie  Schroetter  crewnllt  hatte,  entscheiden; 
die  Entscheidung  dartiher  wurde  vielmehr  nach  dem  Vor- 
schlage des  Generaldepartements  den  Stadtverordneten  mit 
der  Mafigabe  ftberlassen,  dafi  dem  Magistrat  der  Rekurs 
an  die  oberen  LandesbehOrden  snsteben  sollte. 

8.  Der  Syndikus  sollte  gem&fi  der  Ansieht  des 
GeneraldeiMiTtements  Ratgeber  der  Stadtverordneten  in 
rechtlichen  Dingen  sein,  was  Schroetter  für  despektierlich 
gehalten  hatte. 

9.  Die  Amtsdauer  der  gelehrten  Senatoren  wurde 
gegen  Schroetter,  der  Lebenslänglichkeit  gewollt  hatte, 
im  Sinne  des  Generaldepartements  auf  zwölf  Jahre  fest- 
gesetzt» mit  der  Mafigabe,  dafi  die  Geh&lter  und  Pensions- 
sätze nur  im  Minimom  gesetzlich  festgelegt  würden,  der 
Bürgerschaft  aber  die  Erhöhung  freistehe. 

10.  Das  Lebensalter  for  die  Wabiftbigkeit  in  den 
Magistrat,  das  Schroetter  auf  dreißig  Jahre  vorgeschlagen 
hatte,  wurde  auf  25  .lahrc  herabgesetzt. 

11.  Der  Titel  „Ältestei  "  sollte  nicht  allen  Magistratualen 
bei  Beendigung  des  Amts  beigelegt,  sondern  nach  dem 
jetzigen  Vorschlage  Schroetters  Yon  einer  neuiyährigen 
Dienstzeit  abhängig  gemacht  werden. 

12.  Zur  Sicherung  der  nicht  wiedergewählten  be- 
soldeten Magistratsmitglieder  wurden  Pensionssätze  (Minima) 
festgesetzt 

13.  Hinsichtlich  der  Amtsdauer  der  Distiiktsvorsteher 
und  ähnlicher  städtischer  Beamter  wurde  zwischen  Schroetter, 
der  drei  Jahre  wollte,  und  dem  Generaldepartement,  das 
sechs  Jahre  wollte,  der  Kompromifi  geschlossen,  dafi  die 
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Amtsdauer  zwar  eine  sechsjährige  sein,  aber  dem  Be- 
treffenden die  Befugnis  zustehen  sollte,  nach  drei  Jahren 
das  Amt  niederzulegen. 

14.  Hinsichtlich  der  Ortspolizei  wurde  auf  Antrag  des 
Generaldepartements»  womit  Schroetter  einTerstanden  war 
eine  bestimmtere  Fassung  beschlossen.  „Die  Polizei  ist 
ein  Aiistiuß  der  höchsten  Gewalt  und  es  ist  nicht  rathsam, 
ein  ftlr  allemal  zu  bestimmen,  wer  in  den  Städten  solche 
ausüben  soll.  Die  höchste  Gewalt  muß  sich  daher  vor- 
behalten, durch  wen  sie  solche  hier  und  dort  ausüben  will, 
der  Magistrat  aber  verpflichtet  sein,  sie  auf  Verlangen 
vermöge  Auftrags  zu  ftbemehmen,  und  die  Bargerschaft, 
die  Handhabung  zu  untersttttzen*. 

15.  Hinsichtlich  der  Disposition  ttber  das  Kämmerei- 
yermOgen  forderte  der  Konstitutionsentwurf  die  Genehmigung 

der  rrovinzialpolizeibehönle  für  Acquisition,  Veräußerung,  ' 
Vererbpacbtuug  und  Verpfändung  von  Grundstücken,  für 
Kündigung  und  Aufnahme  von  Kapitalien.  Darin  schien 
aber  dem  General departement  (Schön)  wieder  eine  Vor- 
mundschaft der  städtischen  Gemeinde  ganz  gegen  den  Geist 
des  Gesetzes  zu  liegen,  wfthrend  Schroetter  dabei  blieb,  daft 
die  jetzigen  Borger  zum  Nachteil  der  kOnftigen  die  Sub- 
stanz des  K&mmereivermögens  aufzehren  würden  und  dafi 
es  daher  nur  aus  sehr  erheblichen  Gründen  angegriffen 
werden  dürfe.  Friese  schlug  vor,  die  Vormundschaft 
wenigstens  noch  eine  Zeit  lang  zur  Sicherheit  und  Probe 
fortdauern  zu  lassen.  „Seine  Flxzelleuz  der  Herr  Staats- 
minister V.  Stein  erwiderte  aber  darauf,  daß  die  Gemeinden 
an  Grund  und  Boden  hingen,  das  Verftufiem  also  nicht 
so  sehr  zu  besorgen  sei;  Oberhaupt  Iftfit  sich  noch  fragen, 
ob  denn  Kftmmereivermögen,  namentlich  liegendes  so  nOtz- 
liefa  und  dessen  Yeräufierung  so  gefUirlich  sei*.  Man 
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glaubte  jedoeh  voti  dieser  Erörterung  hier  abstrabieren  zti 

müssen  und  vereinigte  sich  dahin  :  daß  für  Veiiiußei  uug 
von  Grundstück cn  der  l'all  der  Notwendigkeit  und  Nütz- 
lichkeit existieren  müsse  und  daß  alsdann  Einwilligung  der 
Stadtverordneten,  öffentliche  Lizitation,  Bekanntmachung 
der  GrUode  und  naobrichtUche  Anseige  bei  der  Polizei- 
behörde erforderlieh  sei.  Stein  hat  Bp&ter  anerkannt,  dafi 
er  dnreh  die  Erfahrung  eines  Andern  belehrt  worden  sei, 
indem  die  Stftdte  es  vorzogen,  statt  Stenern  zu  zahlen 
Orundstfieke  zu  veräufiern. 

Iii.  Es  wurden  Bestimmuugeu  Uber  die  Amtszeicheu 
festgesetzt. 

17.  £s  soll  keine  Befragung  der  städtischen  St&nde 
stattfinden. 

£&  folgt  das  ConeluBum  in  pleno,  wobei  die  Beschillsse 
der  Generalkonferenz  durcheinander  mit  den  bereits 
zwisehen  dem  Geoeraldepartement  und  Schroetter  yerein- 
harten  Änderungen,  im  ganzen  36  Kümmern,  nach  der  Folge 

der  Paragraphen  des  Konstltutionsentwurfk  aufgeführt  sind. 

Das  waren  die  gänzlich  unbekannten  rrotokolle,  von 
denen  Lehmann  spricht.  Wo  aber  bleiben  die  gänzlich  un- 
bekannten Korrespondenzen?  und  was  soll  es  heißen,  daß 
mit  Hülfe  dieser  gänzlich  unbekannten  Korrespondenzen 
und  Protokolle  die  auffallend  starke  Anlehnung  der 
preufiischen  Reformer  an  die  Ideen  Ton  1789  fest- 
gestellt sei? 

Über  die  damaligen  Vorgänge  konnte  man  sich  bereits 

aus  den  damals  zugänglichen  Akten,  insbesondere  aus  Acta 
generalia  betr.  die  Organisation  der  Munizipal  Verfassungen 
und  die  Einrichtung  der  Magistraturen  Vol.  I,  II.  1808, 
1809  genügend  unterrichten.  Diese  entscheidenden  Akten 
sind  im  Ministerium  des  Innern  von  mir  benutzt  worden ;  sie 
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gehörten  nicht  zu  den  im  Geheimen  Staatsarchiv  verkramten. 
Was  aus  einigen  andern  Akten,  die  Lehmann  jetzt  benutzt 
hat,  neues  hervorgehen  soll,  ist  vollends  nicht  verst&ndlicb. 
Meine  OarsteUimg  Ober  die  Städteordoong  (Reform  der 
VerwaltuDgHorganiaation,  299  ff.)  bleibt  unter  diesen  Um- 
stSnden  Wort  für  Wort  aufrecht  erhalten.  Nor  als  CarioBum 
wftre  etwa  hraznzufQgen,  da6  der  Art.  110  der  Städte- 
Ordnung  aus  Art.  34  des  revolutioniueii  französischen  Ge- 
setzes vom  22.  Dezember  1789/8.  Januar  1790  wörtlich 
übersetzt  ist. 

Was  endlich  die  Polizei-,  Kreis-  und  Gemeindeverfassong 
des  platten  Landes  betrifft,  so  hat  darauf  keine  der  neuen 
Quellen  irgendwelchen  Besug,  wie  sich  aus  einer  Ver- 
gleichttsg  meiner  Darstellung  (Reform  der  Yerwaltungs- 
organisation,  357  ff.),  mit  der  von  Lehmann  II,  503  ff.  ergibt, 
Nur  das  möchte  ich  nicht  mehr  aufrechterhalten,  daß  bei 
Steins  Rücktritt  das  Schiflf  bereits  im  Hafen  gewesen  sei. 

Die  große  Ausführlichkeit,  mit  der  Lehmann  die  be- 
absichtigte Aufhebung  der  Patrimonialgerichtsbarkeit  II, 
358— 3G7  behandelt  und  die  dabei  befolgte  Methode  liefert 
den  Beweis  dafür,  dafi  bei  ihm  mit  der  Vorliebe  für  die 
französische  Revolution  eine  sehr  entschiedene  Abneigung 
gegen  den  grundhesitsenden  Adel  Hand  in  Hand  geht, 
gegen  „die  adligen  Herren",  die  er  mit  tTnreeht  »die  eigent- 
liciieii  Regenten"  des  alten  Staates  nennt,  II,  277.  Die 
eigentlichen  Regenten  des  alten  Staates  sind  die  Könige  und 
nachher  die  Beamten  gewesen;  diese  im  bewußten  Gegen- 
satz zum  Adel.  Inwiefern  die  Reformen  Steins  vom  Adel 
bekämpft  worden  sind,  das  soll  demn&ehst  in  separato  unter- 
sucht werden. 


Altenburg 
Ptor«raeh*  lIorba«lHlriu&«r«i 
Stephan  a«il>»l  A  Oo. 
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